
Zweites Buch.

Staatseinkünfte.

Einleitung.

Von den verschiedenen Quellen der Einkünfte.

8 . 82 . .

(§s sind sehr manchsaltige Quellen der Staatseinkünfte

denkbar und in den einzelnen Staaten auch wirklich in Be¬

nutzung gekommen. Die Finanzwissenschaft, wie die ganze StaatS-

klughcitslehre, soll sich nicht bloß mit dem Staate in der Idee,

sondern auch mit den bestehenden Staaten beschäftigen und den

Weg vorzeichnen, auf welchem sich das Finanzwesen derselben

vervollkommnen läßt. Da man dieses nicht auf einmal um¬

gestalten und von eingewurzelten Einrichtungen sich nicht

plötzlich losreißen kann, so hat die Wissenschaft die Aufgabe,

die in den christlich-civilisirten Staaten üblichen Arten von Ein¬

nahmen zum Gegenstände der Prüfung zu machen, ferner neben der

Aufstellung allgemeincrGrundsätze auch die besonderen Umstände

bemerklich zu machen, welche hier oder dort die Befolgung jener

Grundsätze erschweren können. Selbst bei solchen Einnahmen,

deren Abschaffung sich im Allgemeinen als wünschenswert!) zeigt,

ist es nöthig, zu untersuchen, wie sie einstweilen auf die am

wenigsten nachtheilige Weise einzurichten seien.

8 . 83 .

Die allgemeinen Erfordernisse, nach denen die Zweckmäßig¬

keit jeder Art von Staatseinkünften zu beurtheilen ist, sind:
Rau, pol. Oekon. Ste Ausg. III. 7



1) in Bezug auf das Staatswohl im Ganzen:
n) Keine Einnahine darf wohlerworbene Rechte, oder auch

das in den ewigen Wcrnunstgesctzcn begründete Gebot
der Gerechtigkeit verletzen.

d) Jede Einnahine soll die volkswirthschaftlichen Zwecke,
nämlich reichliche Gütcrerzeugung, gute Verkeilung
der Erzeugnisse, lebhaften Werkehr und zweckmäßige
Güterverzehrung zur Befriedigung der Bedürfnisse des
Volkes, sowenig, als cs mit der Aufbringung des Staats¬
bedarfes vereinbar ist, beeinträchtigen, Z. l3. Unter
übrigens gleichen Umständen ist diejenige Einnahme die
beste, welche in jenen Hinsichten am wenigsten schadet.
Insbesondere gehörtes zu den Vorzügen einer Art von
Einkünften, wenn der aus ihr entspringende Verlust
für die Würger so wenig als möglich den Betrag über¬
steigt, welchen die Negierung zur Vci-fügung erhält («).

c) Eine Staatscinnahme soll, abgesehen von ihren wirth-
schaftlichen Folgen, auch in anderen Beziehungen, z. B.
der Sittlichkeit, der Sicherheit u. dgl,, keine nachtheiligen
Wirkungen äußern.

2) In Bezug auf den Staatshaushalt, für sich betrachtet, ist
diejenige Einnahme die bessere, welche leicht, sicher und
vollständig zu erlangen und daher für die Aufrechthaltung
der Ordnung günstig beschaffen ist.

(«) D. h. wenn die Bürger nichts weiter als das verlieren, was in
die Staatscaffe fließt, also z. B. nicht etwa durch eine Bcrtheue-
rung einer Waare zu Gunsten von Privatpersonen Schaden leiden,
und wenn zugleich der reine oder Nettoertrag im Werhältniß
zum rohen (Brutto-) Ertrage groß ist. Es macht indeß hiebei
einen Unterschied, ob die in die Staalscassc fließenden Güter¬
massen ursprüngliches oder abgeleitetes Einkommen sind (I,
§. 251), weil im ersten Falle die Kosten eine productive, im letz¬
ten aber eine unproduetive Verzehrung bilden.

8 . 81 .
Die Staatseinkünfte können nach der wirthschaftlichen Wesen¬

heit ihrer Oueilen in zwei Hauptclassen gctheilt werden (A) :
1) Die Negierung erwirbt fortdauernd Güter, indem ,sie

sich dieselben aus den nämlichen Wegen, wie Einzelne,



durch irgend eine Art von Aufopferung oder Leistung ver¬
schafft, ohne daß man gezwungen wäre, von dieser Leistung,
die sich die Regierung bezahlen laßt, Gebrauch zu machen.
Die Mittel zu einem solchen Erwerbe sind überhaupt Ar¬
beit und Verm ög ens sta m m e; beide werden von der
Negierung entweder vereinzelt benutzt, oder in Gewerbs-
unternehmungen verbunden. In jedem Falle ist die Re¬
gierung bei diesen Einnahmen von dem Erfolge der be¬
triebenen Unternehmung, von dem Absätze der erzeugten
Güter, dem häufigen Gebrauche der errichteten Anstalten

u, dgl. gerade so abhängig, wie die einzelnen Bürger es
sind, und sie muß, wie diese, die Vergrößerung der Ein¬
nahmen oder die Verminderung der Kosten auf dem
Wege von Verbesserungen des Betriebes zu bewirken suchen.
Die für die Regierung betriebenen Erwerbsgeschäfte sind
Westandtheile der Volkswirthschaft.

II) Die Regierung erhebt kraft des Gesetzes Theile des Pri¬
vatvermögens ihrer Bürger, ohne daß denselben in den
Fällen, in denen eine gewisse gesetzliche Verbindlichkeit ein-
tritt, eine Wahl frei gelassen würde. Hier nimmt also der
Zwang die Stelle des Erwerbes ein. Da der Staat die
Privatwirthschast nicht zerstören soll, so darf er von jedem
Würger nur eine solche Gütermenge fordern, die dieser ent¬
behren kann, dagegen aber die Forderung wiederholen, so
wie die Bürger von Neuem in den Stand kommen, etwas
abgeben zu können. Nimmt man daher die in ihrem Be¬
trage geringfügigen und in ihrer Behandlung sehr ein¬
fachen und deßhalb für die Wissenschaft unerheblichen Fälle
aus, in denen, dem bürgerlichen Rechtsgesetz zufolge, der
Staat den Nachlaß eines ohne Erben verstorbenen Wür¬
gers oder ein einzelnes herrenloses Gut im Staatsgebiete
sich ancignet (-), so besteht der regelmäßige Weg, wie die
Regierung erzwungene Beiträge fordert, darin, daß sie den
Bürgern die Verbindlichkeit zu gewissen Entrichtungen aus
ihrem Vermögen aufcrlcgt. Dieselben können Auflagen
genannt werden (e).

7 *
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(tt) Rau, lieber die Kameralwiss. S. 77.
(S) Die Einziehung solcher herrenloser Güter ist zweckmäßig, aber

von finanzieller Seite so leicht, daß die Wissenschaft sich mit
dieser übrigens auch wenig ergiebigen Art der Einnahmen nicht
weiter zu beschäftigen hat. Für Frankreich waren 1874 346 500 Fr.
solcher Einnahmen in Anschlag gebracht.

(c) Auch die Gemeinde, eine Zunft u. dgl. kann solche Auflagen cin-
fordern, also müßten die von der Regierung angcordneten eigent¬
lich Staatsauflagen genannt werden. Die Gemeindeauflagen
tragen gewöhnlich den Namen Umlagen.s. 8S.
Zu I. Die Erwerbseinkünfte der Regierung, die älteste

Quelle von Staatseinnahmen, lassen wieder in Ansehung des

Verhältnisses, welches zwischen der Negierung und den ein¬

zelnen Gewerbtreibenden obwaltet, eine weitere Abtheilung zu.

Es sind nämlich folgende zwei Fälle möglich:

1) Die Negierung stellt sich den Bürgern in der Benutzung

eines Erwerbszweiges völlig gleich, legt ihnen keine Hin¬

dernisse in den Weg und sucht in freiem Mitwerben mit

ihnen ein Einkommen. Dieses fällt ihr demnach ohne allen

Einfluß der Staatsgewalt zu und setzt keine andere Be¬

dingung voraus, als den Besitz der Erwerbsmittel (Z.8P),

und zwar, weil aus der bloßen Veranstaltung von Arbeiten

durch gedungene Arbeiter nicht wohl Gewinn entstehen

könnte (n), den Besitz eines werbenden Bermögensstammes.

Diese Claffe von Einkünften rührt folglich aus reinem

Privaterwerbe, oder aus der Benutzung des Staats¬

vermögens her. Sie kann aus Grundrente, Zinsrente

und Gewerbsverdienst bestehen.

2) Das Mitwerben der Bürger wird in einzelnen Zweigen

der Gewerbsthätigkeit ganz untersagt oder wenigstens er¬

schwert und beschränkt, weßhalb der Erwerb der Negierung

nicht bloße Frucht eines werbenden Vermögens, son¬

dern zugleich eines Vorrechtes der Staatsgewalt ist.

Jede solche Art von Erwerbseinkünften wird durch eine ge¬

setzliche Anordnung bedingt, wodurch der höchsten Gewalt

vorzugsweise die Befugniß zur Betreibung von Unter¬

nehmungen bcigelegt wird, die sonst ihrer Natur nach in

den Händen von Privatpersonen sich befinden könnten.
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Vorrechte dieser Art heißen Finanzregalien, Rega¬
lien im engsten Verstände. Es ist sogleich einleuchtend,
daß diese Einnahmsqnelle, wenn sie willkührlich ausgedehnt
würde, der Betriebsamkeit der Würger tiefe Wunden
schlagen könnte.

(a) Nur wenn der Staat Sklaven oder Sträflinge vermiethcte, käme
eine Einnahme aus bloßer Arbeit vor.

§. 86 .

Zu II. Auch die Auflagen zerfallen in zwei Gattungen
je nach der Weise, wie die Verpflichtung, eine gewisse Summe
an die Negierung abzugeben, der Gerechtigkeit gemäß bestimmt
werden kann, abgesehen von anderen rein-willkührlichen und zu¬
fälligen, also auch unzweifelhaft ungerechten Arten von Ab¬
gabenforderungen.

1) Auflagen, die bei einer besonderen Berührung der Bürger
mit der Regierung gefordert werden und daher als Ver¬
gütung für eine einzelne, mit Kosten verbundene Maaß-
regel der vollziehenden Gewalt erscheinen, sind Gebühren.
Sie werden erhoben, wenn der Bürger von gewissen
Staatsanstalten Gebrauch macht, wenn ihm eine Be¬
günstigung zu Theil wird, oder wenn sonst eine Staatsbe¬

hörde sich mit seinen Angelegenheiten beschäftigen muß,
wohin auch der Fall gehört, wo er sich eine Gesetzwidrig¬
keit zu Schulden kommen läßt. Weiden Gebührenwird zwar
wie bei den Regalien dem Bezahlenden etwas Einzelnes
vom Staate geleistet, allein cs findet doch wieder ein
wesentlicher Unterschied Statt, denn die Gebühr ist nur
die Begleiterin einer Regierungshandlung, welche nicht
weniger nothwendig wäre, wenn auch keine besondere Ver¬
gütung für sie gefordert würde, so daß offenbar jene
nicht der Bezahlung willen vorgcnommen wird («).

2) Solche Auflagen dagegen, die ohne eine einzelne Veran¬
lassung der erwähnten Art, also ohne eine besondere Gegen¬
leistung der Regierung aus allgemeiner Bürgerpflicht und
nach einem allgemeinen Maaßstabe von den Bürgern ge¬
fordert werden, sind Steuern.



(a) Man bezeichnet? die hiehcr gehörigen Auflagen früher öfters mit
dem Namen zufällige Abgaben. Neuerlich hat man sie meistens
mit den Steuern zusammcngeworfcn und diesen Ausdruck in dem
weiteren Sinne gebraucht, der hier mit dem Worte Auflagen
ausgcdrückt worden ist.

8- 87.

Die Staatseinkünfte können noch nach einigen anderen Ge¬

sichtspunkten abgetheilt werden.

1) Nach der Art der Sachgüter, welche in den Besitz der

Negierung gelangen, unterscheidet man Geld- und Natural-
E i nkü nft c(tt). Bei dem Betriebe von Gewerben und bei man¬
chen anderen Veranlassungen erhalt die Negierung Worräthe
von Natur- und Kunsterzeugnissen, die entweder zur Erzielung
einer Geldeinnahme verkauft, oder unmittelbar verwendet wer¬
den. Wenn man unter Naturaleinkünsten im engeren Sinne
solche versteht, die nicht in Geld umgesetzt, sondern geradezu für-
öffentliche Zwecke gebraucht werden, so sind dahin vorzüglich
Rohstoffe, wie Getreide, Holz rc. zu rechnen, die gleichförmig be¬
schaffen sind und regelmäßig für gewisse Bedürfnisse angewendet
werden. In früheren Zeiten war es bei dem geringen Geldvcr-
kehre, dem schwierigen Absätze der Erzeugnisse und dem schwachen
Handel angemessen, die aus dem Erwerbe der Negierung er¬
haltenen Bodenerzeugnissc vorräthig zu behalten, um sie zum
Unterhalte des Hof- und Staatsdienerpersonals anzuwcnden;
auch verband man damit die Absicht, für Fälle von Mißwachs
und Lheuerung eine Aushülfe in Bereitschaft zu halten, die den
bedrängten Unterthanen wohlthätig werden könnte (II, Z. >37).
Allein wegen der Kostbarkeit einer solchen Aufbewahrung, der
Gefahr von Verlusten und der größeren Lebhaftigkeit des Ver¬
kehres kommt man von jenem Verfahren allmälig zurück und
zieht die viel einfacheren Geldeinkünfte vor, außer in so weit
man zu Besoldungen (Z. 58) und zur Wrotlieferung für die
Soldaten (Z. 76) Getreide nöthig hat.

2) Nach ihrer Veranlassung und Entstehungswcise kann
man unterscheiden:

s) selbständige Einkünfte, die den Zweck einer gewissen
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Veranstaltung bilden, und deren Kosten nur als Mittel
für diesen Zweck dienen;

b) gelegentliche, accessorische, die sich nur an eine
Art von Staatsausgaben anschließen und einen Theil der¬
selben vergüten. Sie ergeben sich bei vielen Zweigen der
Ausgaben und stehen mit ihnen in genauer -Verbindung
(b). Die nachfolgende Abhandlung der Staatseinkünfte
bezieht sich nur auf die selbständigen.

(a) Diese Benennung rührt von der im römischen Rechte vorkommcn-
dcn Unterscheidung der kruatiis naturales und civiles her.

(L) z. B. bei der Staatsvertheidigung: Verkauf alter Pferde, von ab¬
genützten Waffen, Lederwerk,— beider Rechtspflege: Ertrag aus
der Arbeit der Züchtlinge, — bei dem Landgestüt: Verkauf älterer
Hengste rc.



I. Abschnit t.

Privaterwerb der Regierung.

104

§. 88 .

Das der Negierung zur Verfügung stehende Vermögen,

dient entweder unmittelbar zu verschiedenen öffentlichen Zwecken

und gehört also zu dem Gebrauchsvorrathe (I, Z. öle¬

nder es ist werbend. Zu der erstgenannten Abthcilung sind theils

unbewegliche Güter zu zahlen, wie die Gebäude, welche zur

Benutzung des Fürsten (ß. 4S) und zum Staatsdienste (§. 67)

bestimmt sind, die Festungen, Brücken, Häfen, Straßen, bota¬

nischen Garten rc., theils bewegliche Dinge, wie Kriegsschiffe,

Geschütze, Waffen und anderer Kriegsbedarf, Geräthe manch-

facher Art, Vorräthe von Büchern, Natur- und Kunstmerkwür-

digkciten rc. Diese Vermögenstheile, welche, statt Einnahmen

zu gewahren, sogar noch Ausgaben verursachen, sind den einzel¬

nen Behörden der Staatsverwaltung anvcrtraut. Sie müssen

vollständig verzeichnet, es muß auch jährlich der Abgang bishe¬

riger und der Zugang neuer Westandthcile angcmerkt und auf

diese Weise sowohl die llebersicht des ganzen Vermögensstan¬

des erhalten, als jeder Veruntreuung vorgebeugt werden (r,).

Das werbende Vermögen, dessen zweckmäßigste Bcnuz-

zungsweise hier zu untersuchen ist, wird im weiteren Sinne mit

dem Namen Domänen- (Krön-, Kammer-) gut bezeich¬

net. Es begreift, wie das nicht werbende, mehrere Arten von

Dingen unter sich, nämlich:

1) Grundstücke, größtentheils zu landwirthschaftlicher Be¬

nutzung bestimmt, Domänen im engeren Sinne;

2) Capitale, theils mit Grundstücken zugleich benutzt, theils

von denselben abgesondert, und zwar
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a) Gebäude u. a. stehende Capitale, als Maschinen, Ge-
rathe u. dgl.

d) Umlaufende Capitale, welche entweder zur Betreibung
eines Gewerbes, meistens in Verbindung mit den anderen
genannten Vermögenstheilen benutzt, oder verzinslich aus¬
geliehen werden (S),

3) Dingliche Rechte auf Leistungen von Privatlandereien
(Grundgefalle) oder aus eine-Benutzung derselben (Wei-
dcrechte) (a).

(«) In Frankreich wurde 18.86 das unbewegliche Staatsvermögcn (mit
Ausschluß des Kronguls, s. §. 91) mir Beifügung eines Preisan-
schlagcs, wo esthunlich mar, so angeschlagen: (.Uncnrel, b'ortune
publigue, I, 207. Die in Klammern beigesctzten Zahlen bezeichnen
den Stand zu Anfang des I. 1848.)

I. Unbewegliche Besitzungen, die zu einem Theilc des Staatsdienstes
gehören, nämlich: 14'798 000 (13'480 000) Fr. zum Gebrauche
beider Kammern; — 39'926 000 Fr. Justiz- u. geistliche Ange¬
legenheiten (42'309 000, wovon 32-279 000 für die letzteren) ;—
2'93 l 000 Fr. M. des Auswärtigen28'623 000 (29 -300 000)
Fr. M. des Unterrichts; — 37-578 000 Fr. (47-571 000) M.
des Innern, wobei Denkmäler und Kunstgebäude, wie das
Pantheon, der Triumphbogen rc. nicht angeschlagen sind; —
22-992 000 Fr. M. des Handels; — 203 - 441 000 (213 Mill.)
Fr. M. des Kriegs, ebenfalls mit vielen nicht angeschlagenen
Gegenständen;— 125'94 4 000 M. (124 Mill.) des Seewesens;—
38-439 000 Fr. (43 Mill.) M. d. Finanz., bloß Gebäude.—
Zus. 536 Mill. Fr. (564-686 729 Fr.)

II. Andere Liegenschaften: 1-109 000 Fr. Mineralbäder; — 3-795 800
Fr. Salzwerke; — 726-993 000 Fr. (731 - 369 306) Waldun¬
gen. — Zusammen 731 -897 800 (739 - 409 539) Fr.

Von dem beweglichen Vermögen sind nur einzelne Haupttheile
angeschlagen, z. B. 4-178 000 Fr. in Zuchthäusern, Opernhäusern,
bei Telegraphen rc.; — 7-573 000 Fr. bei der Post; — 329 - 687 900
Fr. bei dem Kricgsministcrium, worunter 10 195 Geschütze für
31 -845 000 Fr., 1'/, Mill. Jnfanteriegewehre für43 Mill. Fr. rc.;—
32-500 000 Fr. Waffen der Nationalgarde; — 498-1 >7 000 Fr.
bei dem Secministerium, die Flotte selbst zu >41 Mill. geschätzt.—
111no nr ei, a. a. O. S. 423 ff.

(ä) Diese zu Anfänge eines Jahres vorhandenen Summen müssen am
Ende desselben sich wieder vorfinden und in das folgende Jahr hin¬
übergehen.

Unter dem umlaufenden Betriebscapitale oder -Fonds
versteht man überhaupt dasjenige bewegliche Vermögen, mit welchem
die Zweige der Finanzvcrwaltung ausgestattet sein müssen, um in
gutem Gange zu bleiben. Es sind dieß theils wahre Kapitale im
Sinne der bürgerlichen Wirthschaft, nämlich bei den auf Staats¬
rechnung betriebenen Gewerben, theils Hülfsmittel für die Ver¬
waltung der Staatsauflagen und für die Bestreitung des Staats¬
aufwandes, wohin insbesondere die für jede Casse »öthigen Vor-
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schüssc geboren, ohne die mein keine Ausgabe eher vornehmen könnte,
als bis eine gleich große Einnahme vorausgcgangen wäre. Ein
solcher Betricbsoorrath ist überall unentbehrlich, aber man hat auf
seine Ausmittelung und Darstellung nicht allerwärts gleiche Sorg¬
falt verwendet. Die genaue Kenntniß von dem jedesmaligen Stande
desselben ist aber nothwcndig, um den Zustand des Staatshaus¬
haltes richtig zu beurtheilen; denn aus der Vergleichung der Aus¬
gaben und Einkünfte allein ist dieß nicht möglich. Es könnte hieraus
ein Ucberscbuß der Einkünfte hervorgehcn, der aber nur scheinbar
wäre, wenn etwa zugleich eine Verminderung der Betriebsvorräthe
vorgcgangen wäre, z. B. durch das Eingehen ungewöhnlich vieler
Ausstände oder durch unterbliebene Ergänzung von Materialien,
wie Brennholz rc. Ebenso könnte es scheinen, als sei ein Ausfall
vorhanden, während die Mehrausgabe durch die Vergrößerung der
Betriebsvorräthe ausgewogen würde.

In Baiern wurde 1828 (Landtagsabschied v. 15. Aug- Nt, !)
verfügt, daß das Verlagscapital der Staatskasse wieder aus die
Höhe hcrgestellt werden solle, welche cs im I. 1818 (im Beginn der
I. sechsjährigen Finanzperiode) gehabt habe, nämlich 6-736 517 fl.
Dasselbe ist späterhin auf 6-1)39 168 fl. angewachsen; s. Verhandl.
d. K. d. Abg. von 1840, Beil. XXII. Abth. I. S. 8 (v. Roten Han).

Würtemberg: Seit 1833 wurde dem Finanzministerium ein
„Betriebs- und Vorraths-Capital" von 1-400 000 fl. überlassen,
1845--18 wurde dasselbe auf 1-836 645 fl., 184»/» auf 1 -609 079 fl.
gesetzt. Was die Restvcrwaltung (für die Aus- und Rückstände der
früheren Jahre) über diesen Betrag besitzt, wird zu verschiedenen
außerordentlichen Verwendungen bestimmt. Außerdem besitzen aber
die einzelnen Staatsanstalten und Gewerbe noch 1 -664 286 fl. an
Betriebscapitalen; s. Verhandl. der 2. K. von 1812, Bericht über die
Restverwaltung S. 1 u. 77. — In Kurhcssen wurde durch das
Finanzgcsetz v. 22. Jan. 1848 für die laufende Finanzperiode ein
Betriebscapital von 900 000 Nthlr. bewilligt, welches im Voran¬
schläge sowohl in Einnahme als in Ausgabe steht und daher eigent¬
lich von beiden Größen abgezogen werden muß. Es beträgt 19/Proc.
der Roheinnahme. — Im Großh. Hessen ist den Staatskassen ein
Betriebscapital von 1-100 000 fl. zugewiescn.

In Baden ist die Rechnungsführung über die umlaufenden Be¬
triebsfonds sehr vollständig; der Betrag derselben wird im Finanz¬
gesetze für jede (2jährige) Periode festgestellt und der entbehrliche
sich vorsind ende Ueberschuß zu anderen Zwecken verwendet. Die Be-
standtheile dieser Fonds sind folgende (jedoch ohne Einrcchnung der
Schuldencasse):

Durchschni t des
Betrages zu Ende

1844, 4o, 46.
Festsetzung für

1848. 49.

fl- fl-
I) Caffenvorräthe..... 4-777 84 7 1-309 100
2) Naturalvorräthe .... 1-614 298 1-500 000

3) Activreste (Ausstände) . . 2-481 641 2-772 700

Zusammen 7-873 787 5581 800
Hiervon gehen ab die Rückstände

(Passivrcste) mit. 228 773 229 400

So bleibt reines Vermögen. . . 7-645 014 5-352 400
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(c) Die Einkünfte aus solchen Rechten lassen sich allerdings nur unter
der Voraussetzung, daß letztere durch eine Gegenleistung auf dem
Vortragswege entstanden sind, zu den erworbenen zählen.
Mein da der Ursprung der Grundgcfälle im Einzelnen nicht nach¬
zuweisen ist und ein großer Theil derselben wirklich auf jene Weise
zu Stande kam, so darf jene Einteilung wohl als gcrechtfertiget
angesehen werden.

«

1. Abteilung.

Einkünfte aus Grundstücken sammt den zugehörigen
Capitalen.

1. Hauptstück.

Domänen im Allgemeinen.

§. 89.
Das Einkommen der Regierung aus der Benutzung von

Grundstücken (n) ist das älteste (-). Dieß liegt in der Natur
der Sache, denn da die Landwirthschaft unter die am ersten aus¬

gebildeten Gewerbe gehört, in einem rohen Zustande der Ge¬
sellschaft zur Befriedigung der meisten Bedürfnisse ausreicht und
in ihrem Fortgange den wenigsten Gefahren ausgesetzt ist
(I, Z. 361 fg.), so ließ sich der Staatsbedarf am leichtesten
durch den Ertrag von Ländereien sicher stellen, wie denn in
diesem Zustande auch der Reichthum von Privatpersonen haupt¬

sächlich in Grundbesitz besteht. Steuern sind erst bei einiger Leb¬
haftigkeit des Verkehrs leicht zu erheben. Ueberdieß gibt es in
einem schwach bevölkerten Lande eine Fülle von unbenutzten
Grundstücken, und Niemand wird beeinträchtigt, wenn die

Staatsgewalt dieselben sich zueignet (ns. Bei einem künstlichen
und vielgestaltigen Nahrungswesen mit regem Verkehre könnte
dagegen jene O.uelle von Staatseinkünften ganz entbehrt werden

oder doch zu verhältnißmäßig geringer Größe herabsinken (</).
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(a) Gasser, Einleitung, Cap. l —II. — Schreker, Abhandlung
von Kammcrgütern u. Einkünften, 1751. 4. — Beraius, Poli¬
zei- und Kamcral-Magaz. II. Art. Domaincn. — (Borgstede)
Juristisch-ökonomische Grundsätze von Generalvcrpachtungen d.Dom.
in den preuß. Staaten. Berlin, 1,85. Als eine neue Bearbeitung
dieses Buches ist anzusehen: Nicolai, Oekon. juristische Grund¬
sätze von der Verwaltung des Domainenwesens in den preuß. Staaten.
Berlin, 1802. II. — Wehnert, lieber die vortheilhafkcste Be¬
nutzung und den Verkauf der Domainen, Berlin, 1811. — Sturm,
Lehrb. ver Kamcralpraris, I. — v. Seutter, Ueber die Verwal¬
tung der Staatsdomänen. Ulm, 1825. — v. Liechte nstern, Ueber
Domäncnwesen. Berlin, 1826.—Hüllmann, Geschichte der Do-
mänenbenutzung in Deutschland. 1807. — v. Rotteck in dessen u.
Welck er's Staatslexikon, IV, 45g.

(ä) Im alten Aegypten war nach Diodor das Land zu gleichen Lheilcn
unter den König, die Priester und die Kriegcrkaste getheilt. Die
jüdischen Könige hatten Einkünfte von Landgütern, die griechischen
Könige der homerischen Zeit waren fast ausschließend darauf ange¬
wiesen. Auch zur Zeit des Freistaates hatte Athen productive
Staatsländereien. Rom hatte außer den ältesten Staatsgütern,
in Ansehung deren keine gewisse Kunde auf uns gekommen ist
(nach Dionys v. Halikarnaß soll Romulus das Gebiet unter
den Staat, die Priester und die Bürger gleich vcrtheilt haben),
häufigen Zuwachs solcher Grundstücke aus seinen Eroberungen.
Berühmt war wegen seiner Fruchtbarkeit und Einträglichkeit der
u^er llampainw. Ansehnliche Weideplätze und Waldungen brachten
reichliche Wcidegelder (scripturu, Einschreibgeld) ein. — Große
Masse von fürstlichen Ländereien im Mittelalter. Verzeichniß
von 123 kaiserlichen Villen der Karolinger bei Hüllmann,
Finanzgesch. S. 19 ff. Unter den Königen von England aus
dem sächsischen Stamme hatte namentlich Eduard der Bekenner

— 65) 1422 Landgüter (inanor«) nebst 68 Forsten und
781 Parks, und bis auf Heinrich II. bewirthctcn di: Könige all¬
jährlich an den großen Festen die Barone und ihr Gefolge aufs
Reichlichste. He^nier, lig^ptions, S. 90. Ilc^iiier, Orocs,
S. 300. Böckh, I, 325. Sinclair, Ilwtor/ ok tlie puklicre-
vonue, I, 26. 27. — Eine der merkwürdigsten Entstehungsarten
der Staatsgüter ist die von Paulus Diaconus berichtete
Thatsachc, daß die longobardischen Großen bei der Wahl des
Königs Autharit (im I. 584) demselben die Hälfte ihrer Be¬
sitzungen abgetreten haben sollen.

(c) In dem westlichen Theile der nordamericanischen Freistaaten hat
die Union das Eigenthum großer Landstriche, die man mit Ein¬
schluß des weiten westlichen Gebietes zwischen dem Mississippi
und dem stillen Meere 1812 auf 1076 Will. Acres schätzte; hier¬
untersind aber nur 368 Mill., auf welche die Indier keine An¬
sprüche mehr haben und welche daher schon jetzt verkäuflich sind.
Sic betragen zu I Doll. 1345 Mill. Das Eigenthumsrecht der
Union beruht theils auf einer Abtretung der östlichen Staaten,
in deren Freibriefen die Berechtigung zu jenen Flächen mit ent¬
halten war, theils auf dem Ankäufe Louisiana's von Frankreich
(1803 für 15 Mill. D.) und Florida's von Spanien (1819),
sodann auf Verträgen mit den Eingcborncn über ihre Gebiete



in diesen Landschaften. (Daneben besitzen die einzelnen Staaten
noch 597 Will. Acres.) Der Verkauf dieser Ländereien bildet eine
reiche OueUe von Staatseinkünften. 1838 — -13 wurden 14/2 Mill.
Ac. für 18-456 000 Doll, verkauft, 1845 — 47 war die Einnahme
hieraus zusammen 7 Mill. Der Verkauf geschieht grösientheils

' durch Versteigerung, wobei aber der Acre nicht unter 1 >/, Doll,
abgegeben werden darf. Bleibt etwas übrig, so kann cs dann
um diesen Preis aus der Hand verkauft werden. Der Erlös geht
nicht leicht über 2 Doll, lieber die Verwendung s. § 99. Luch
das Königreich Griechenland besitzt vielc Domänen durch die Ver¬
treibung der Türken, nach vrgulrnrt ('l'urlcex null its re-
svnrcos, I.o>uwii 1833, S> 281), 13-359 000 Stremmata (zu

ncre) Weide, Acker, Wald und Weinberg, ohne das mit
250,000 Oelbäumcn besetzte Land; der Preisanschlag wird zu
887V, Mill. Piaster — 143 Mill. fl. gesetzt. — Die Mecklen¬
burgischen Lande haben verhältnißmäßig ein ungewöhnlich großes
Domanialvermögen. Dasselbe begreift in beiden Großherzogthümern
an 125 Hs Meilen oder gegen 45 Proc. der Oberfläche ( v. L en-
gerke, Landw. Statist, d. deutschen Bundesst. 1,431), auch in den
anhaltischen Herzogthümcrn findet ein ähnliches Verhältniß Statt,

(r/) Das aus Domänen fließende reine Einkommen des Staats be¬
trägt im Verhältniß zum ganzen reinen Staatseinkommen und
in seinem angeschlagenen Geldbeträge:
25,° Proc. — 7-689 500 fl. Baiern, 1837—43.
25 „ — 1-627 000 Rthir. Hannover, 1840 (Zusammen¬

rechnung der Einkünfte beider Cassen).
21/ „ — 2-689 000 fl. Würkemberg, 1848—49 A>
20 „ — 741 000 Rthir. Kurhefscn, 1849.
19 „ — 1-039 800 fl. Großh. Hessen, 1845—47.
17/ „ — 1-732 000 fl. Baden 1818 (ohne Post und Eisen¬

bahn^.
14/ „ — 807 000 Rthir. Sachsen, 1842—45.
12/ „ — 8-133 983 Rthir. Preußen, 1849.
9/ „ — 1-570 000 N. B. Thlr. Dänemark, R. 1844.

6—7„ — Rußland, nach Schubert.
3 „ — 35-700 000 Fr. Frankreich, 1844.
1/ „ — 1-525 000 fl. Oesterreich, 1849 A.
0/ „ — 150 000 L. St. Großbritanien, 1842.

8 . 90 .

Diejenigen unbeweglichen Besitzungen, aus denen die Re¬
gierung ein, zur Bestreitung von Staatsausgaben bestimmtes
Einkommen bezieht, die Domänen, mit dem älteren deutschen
Ausdruck Kammcrgüter genannt («), erfordern zur Siche¬
rung des Einkommens nur eine gesetzliche Unordnung, daß diese
Güter fortwährend und ungeschmälert der bezeichnetcn Bestim¬
mung gewidmet bleiben. Zn Ansehung des Eigenthumsverhält-
nifses bei denselben findet eine wichtige Verschiedenheit Statt, in-
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dem sie nicht überall Eigenthum der Staatsgesammtheit sind
(Staats - oder Krongüter) (<!>), sondern auch in manchen
Ländern der fürstlichen Familie zugehören (fürstliche St am m-
oder Hausgüter). Dieß war bisher in Deutschland hie und da
der Fall. Die dculschen Kaiser besaßen Staatsgüter, die bei dem
öfteren Ucbergange der Kaiserwürde von einem Hause zum an¬
dern sich nach und nach verloren und in die Hände der Reichsfür-
sten gelangten (v). Die Tafelgütcr der geistlichen Fürsten (</)
und die Besitzungen der Reichsstädte gaben jedoch fortwährend
das Beispiel unverkennbarer Staatsgüter (e). Die Kammer¬
güter der weltlichen Fürsten dagegen hatten keinen gleichför¬
migen Ursprung. Anfänglich waren es Privatgüter (Al lode,
Allodien), welche in den sich emporhebenden Familien durch
Kauf, Erbschaften, Heirathcn w. sich allmälig vermehrten (/'s,
und, wie aus den reichen Grundeigenthümern mit der Zeit
kaiserliche Beamte, Lehenträger und endlich Landesherren
wurden, nicht bloß zum Unterhalt dieser fürstlichen Geschlechter,
sondern auch zur Bestreitung von Negierungskosten benützt
wurden. Später erhielten diese Güter mancherlei Zuwachs aus
Reichslehen, aus kaiserlichen Staatsgütern, nach der Reforma¬
tion auch aus aufgehobenen geistlichen Stiftern (-), ferner aus
den Domänen der neu erworbenen Landestheile, also aus
staatsrechtlichen Veranlassungen. Bei diesem verschiedenartigen
Ursprung der Kammergüter ist der'Streit und die Unbestimmt¬
heit der Meinungen über die rechtliche Natur derselben leicht
zu erklären, zumal da von Seite der Staatsgewalt wegen des
Mangels klarer staatsrechtlicher Begriffe nichts zur Verhütung
späterer Zweifel geschehen war (/t).

(a) In den Begriff derselben pflegte man sonst noch das Merkmal
aufzunchmen, daß sie unter die Verwaltung eines Kammercol¬
legiums gestellt seien, z. B.bei ».Seckendorf, Teutscher Fürsten¬
staat, S. 359. — Bergius, Polizei- u. Kameral-Maqazin, I,
198. — Domäne, cloinaninin, wurde aus dem französischen, le
ilomnine, herüber genommen (wahrscheinlich von clo,»i»ium, oder
nach einer anderen Ableitung von «loina, Grundstück). — Vgl.
Klüber, Oeff. Recht, §. 232 233.

(-) In Frankreich z. B. wurden die Domänen frühzeitig als Staats¬
güter anerkannt, Loelinus, 11s rexublica, lib. VI. Oup. 2. S.
618 der Pariser Ausg. v. 1591.



111

(c) Hüllmann, Finanzgesch. S. I ff. — v. Bosse, Darst. des
staatsw. Aust. S. 73, l l3.

(<r) Die Schriftsteller nehmen auch häufig Kammer- und Lofelgüter für-
ganz gleichbedeutend, z. B. v. Seckendorf u. Beraius a. a. O.

(e) Doch sind die geistlichen Güter eigentlich als der Kirche gehörig
zu betrachten, —penes luml-ilionem eoclesiostioam — ?ütter,
Institut, für. ptibl. tieii». §. 191.

f/) Wurden ganze Ortschaften und selbst größere Bezirke auf einem
dieser Wege in die Gewalt eines Fürsten gebracht, so kamen noth-
wendig die darin enthaltenen eiqcnthümlichcn Besitzungen des bis¬
herigen Grundherrn in das Eigenthum des Fürsten. Beispiele:
Vergrößerung des Burggrafthums Nürnberg seit 1235, bei
Fischer, Beschreib, des Fürstcnlh. Anspach, I, 81 — litt (Ansb.
1787). lieber die allmäligc Bergrößerung der badischen Domänen
Pfister, Gcschichtt. Entwickl. des Staalsrcchts des Gr. Baden,
I, 112 (1836). Dcr Vlrf. nimmt zwischen den Haus- u. Staats¬
domänen eine mittlere Classe, die Hofdomänen, an, die aus ehmal.
Reichslehcn bestehe.

(A) In Würtcmberg wurde noch 1506 das evangelische Kirchengut
des Erblandes, im Betrage von etwa 1» Mill. fl., dem Kammer¬
gute einverleibt. Die Berfassungsurkundc verordnet Z. 77 die
Ausscheidung und Rückgabe des Kirchengutcs, welche aber noch
nicht ausgeführt worden ist. — In Frankreich wurde im Anfänge
der ersten Revolution, in Spanien 1835, in Rußland erst in den
letzten Jahren das Kirchengut vom Staate cingczogen.

(/,) Am meisten wurde darüber gestritten, ob die Kammcrgütcr ver¬
äußerlich und vcrjährbar seien, s. z. B. ?l'Lffinxer all Vitrin-
rium, III, 1317 ff. — Gutachten der Juristenfacultäten, die Han-
növ. Verfassungsfrage betr., S. 213 (1839), — p. Rotteck
a, a. O. S. 466 ff.

8. si.
Die auf die angegebene mehrfache Weife allmälig entstan¬

denen lTheile des Kammergutes wurden nicht nach der Art

ihres Ursprunges in zwei Gaffen unterschieden, sondern als eine

einzige Masse behandelt und nur von denjenigen Besitzungen

genau getrennt, die der Fürst ganz wie ein Privatmann besaß,

den sog. Ehatoulgütern («). ES wurde allgemein der

Grundsatz angenommen, daß der Ertrag des Kammerguts (mit

Einschluß der Regalien) für Staatszwecke, und zwar zunächst

für die der Hofstaats-, sodann aber auch für Ncgierungsaus-

gaben verwendet werden müsse und Steuern erst dann zulässig

seien, wenn jene Einkünfte nicht zurcichen ((-). Da nun zu¬

gleich die Unveräußerlichkeit der Kammcrgüter durch Lan-

des-oder HauSgesctze oder Uebereinkunft mit den Landständen

fast durchgängig als Regel ausgesprochen und die Vererbung
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dieser Besitzungen wie der Geschlechtssideicommifse der adelichen
Familien nach der Erstgeburt im Mannsstamme, also zugleich
mit der Fürstenwürde, vorgeschrieben war, so war für den
Staatshaushalt hinreichend gesorgt. Die Hausgüter der deut¬
schen Fürsten bildeten folglich eine eigenthümliche, zwischen
reinem Privat- und Staatsgute in der Mitte schwebende Art

von Besitzungen, mit welcher aber wahres Staatsgut innig ver¬
mengt war. Erst in neuerer Zeit wurde das bisher unbestimmt
gebliebene Rechtsverhältnis) genau sestgestellt, jedoch ohne daß
man in eine mühsame Sonderung jener beiden Gattungen ein-
gehen wollte. Zn einem Theile der deutschen Staaten wurden
die Kammergütcr als'Staatsgut erklärt O), was die Domä¬
nen in den außerdcutschcn Gebieten, zufolge des öfteren Wech¬
sels der regierenden Geschlechter, schon früher geworden wa¬
ren (r/), während dagegen in anderen deutschen Ländern der
fürstlichen Familie das Eigenthum der Domänen, selbst in den
neu einverleibtcn Landestheilen (s), Vorbehalten (/), jedoch

auch die Verwendung des Domänenertrags zu Staatsausgabcn
im Allgemeinen (</) oder zur Bestreitung der Hofstaatsaus¬
gaben (/,) zugcsi'chcrt ward (r).
(«) Dahin gehört das in einem fideicommissarischenVerbände stehende

Hofkammcr- (Kammcrschreibcrci-) Gut in Würtemberg, welches
ungefähr 200000 fl. rein abwirft, Herdegc», S. 147. S. auch
Klüber, Oeffentl. Recht, §. 333. — In Frankreich hießen die
Privatgükcr des Königs ilnmni'iw privü. Sie wurden besteuert
und durchaus gemeinrechtlich behandelt, nur daß der König nicht
an die Bestimmungen über den Pflichtthcil gebunden war, Ku-
cnrel, l>e In lvrluiiL publ. I, 140.

(-) v. Seckendorf, L. Fürstcnstaat, S. 363. Die Kammergüter seien
bestimmt 1) für den Unterhalt der fürstl. Familie, 2) für Besol¬
dungen der Beamten, 3) für Gesandtschaften re., 4) für Schlösser,
Festungen, Straßen re., 5) Kirchen, Schulen, auch 6) für Er-
götzlichkeit des Fürsten. — Belege aus dem deutschen Staats¬
rechte gesammelt in den Protokollen der nassauischen Hcrrenbank,
1819. Beil. S. 287. Bestreitung dieses Satzes in der Schrift:
lieber die Domänenfragc im H. S. Meiningen, 1817. S. 40. —
Die Erinnerung an obigen Grundsatz ist noch durch die heutige
Form des würtemberg. Haupt-Voranschlages ausgedrückt, welcher
in drci Theile zerfällt: l) Staatsbedarf, 2) Ertrag des Kammer¬
gutes, 3) Dcckungsmittel für das zu 1) noch Fehlende, nämlich
Auflagen.

(e) Preußen schon im Jahre 1784, durch das Landrccht (Nicolai
a. a. O. I, Z. 1). Jedoch wird cin (nicht ausgeschiedener) Lheil



der Kammcrgüter fortwährend als Stammgut unter dem Namen
Kronsideicommiß betrachtet, weil bei der Erwerbung der Mark
Brandenburg im I. 14 IS durch de» Burggrafen von Nürnberg
der Kaufpreis (400 000 Goldfl.) aus dem Hausvermögen des
Zollern'schen Geschlechtes bestritten ward. Hierauf bezieht sich die
Anordnung, daß von dem Ertrage der Domänen eine bestimmte
Summe für die Hofstaatsausgaben abgezogen und der Ucbcrrest
in den Etat ausgenommen wird. UnrichtigSchmalz, Staatsw.
L. II, 179: „Die Domänen sind überall in Europa wahre Privat-
guter der Fürsten." — Baicrn 1818, Verf. Urk. Tit. III, Z. 1. 2.
— Würtemberg 1819, Verf. Urk. Z. 103, in Ansehung des k.
Kammergutcs. — Kurheffcn 1831, Verf. Urk. Z. 139. 110, mit

' Worbehalt einer Ausscheidungdes Staats- und Familiengutes,
— Hannover, in dem (1837 einseitig aufgehobenen) Grundges.
v. 1833, §. 122, — Sachsen, Verf. v. 1833, Z. 18.

(et) Dänemark, Frankreich,Großbritanien, Niederlande,Schweden rc.
s. Wollgraff, Systeme der prakt. Politik. IV, SO!. In Frank¬
reich wurde das Privateigcnthum des Königs im Augenblick der
ThronbesteigungStaatsgut. Edict v. 1607. Ges. v. 8. Nov. 1814.
Die dem Könige zur Benutzung überlassenen Staatsgüter bildeten
das domniiie de In eouroniu!. Das Ges. v. 2. März 1832 sagt,
daß die Civilliste, die der König während seiner Regierung zu
genießen har, aus einer Ausstattung von unbeweglichen Gütern
(dotntio» immobiliere) und einer jährlichen Zahlung aus der
Staatskasse bestehe. Es gehörten jedoch auch bewegliche Dinge
dazu, wie Juwelen, Kunstwerke, Bücher, Aimmergeräthe rc., ferner
Schlösser, mehrere große Landgüter, die Fabriken zu Sevres und
Beauvais und die Tapetenfabrik dos Lobelins, sodann 3 Wälder.
Dagegen ist das bisherige Apanagium des Hauses Orleans von
1661, 1672 und 1692 wieder mit dem Staatsgute vereinigt wor¬
den. Llnourel, kort. publ. I, 114. — In den Niederlanden
wurde erst unter König Wilhelm II das Eigenthum der Domä¬
nen an den Staat zurückgegeben.

(s) Wollgraff, S. SOO.
(/) Z. B. Nassau (1814), Waldeck (1814), Baden, Gotha, Liechten¬

stein (1818), Großh. Hessen (1820), Weimar, Koburg (l821),
Kurheffcn, Altenburg (1831), Braunschweig (1832), Hohenzol-
lern-Sigmaringen (1833), Hannover (Verf. v. 1840), Schwarz-
burg-Sondershausen (1841). In mehreren andern deutschen Län¬
dern (z. B. Mecklenburg, die Anhaitischen und Rcußischen Lande)
ist dieß schon länger anerkannt. Im Großh. Hessen soll (Vers.
Urk, v. 17. Dec. 1820, Art. 6, 7) >/, der Domänen an den Staat
abgegeben werden, zum allmälige» Verkaufe behufs der Schul¬
dentilgung, die übrigen bilden das schuldenfreie unveräußer¬
liche Eigenthum des großherzogl. Hauses, doch werden die Ein¬
künfte in dem Budget aufgeführt und zu den Staatsausgabcn
verwendet. Die Hofstaatsausgabensind vorzugsweise darauf radi-
cirt. Im I. 1840 ist die Ucbereinkunftgetroffen worden, daß
statt eines Lheiles der Kammcrgüter eine Geldsumme von 2 Will,
fl. an die Staatscasse abgeliefcrtwerden solle.

(z,) Protok. der nass. Herren-Bank, a. a. O. S. 300. — Baden, Verf.
Urk. (v. 1818) §. S9: „Ohnerachtet die Domänen, nach allge¬
mein anerkannten Grundsätze»des Staats- und Fürstcnrcchtes,

Rau, pol. Sekon 3te Ausg. III. tz
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unstreitiges Patrimonialcigenthum des Regenten und seiner Fa¬
milie sind, und Wir sie auch in dieser Eigenschaft — hiermit
ausdrücklich bestätigen, so wollen Wir dennoch den Ertrag der¬
selben , außer der darauf radicirten Civilliste und außer anderen
darauf hastenden Lasten, so lang als Wir uns nicht durch Her¬
stellung der Finanzen in dem Stand befinden werden, Unsere Un-
tertkancn nach Unserm innigsten Wunsche zu erleichtern, — der
Bestreitung der Staatslastcn ferner belassen." Ueber die aus die¬
ser Bestimmung entspringendenRechtsverhältnissezwischen dem
Fürstenhauseund der Staatscasse als Nutznicßerin der Domänen,
wobei indeß die rein-privatrcchtlichcn Sätze nicht unbedingt maaß-
gcbend sein können, s. Helfer ich in der Zeitschrift s. die ges.
Staatswiss. 1847. I, 3. vgl. §.99 (i).— Aehnlich Koburg, §. 76
der Vers. v. 1821, -— Braunschweig, Landschafts-O. v. 1832, Z. 6.

(/,) Nassau, Meiningen (1829) rc. In diesen Staaten wurde bisher
zwar der Hofstaatsaufwand nicht unter den Staatsausgaben, aber
auch das Domäncneinkommen nicht unter den, der landständischcn
Berathung unterworfenen Einkünften aufgeführt. In Nassau hat
das Ansprechen aller Domänen als Familicneigcnthummehrjäh¬
rige Streitvcrhandlungen hervorgebracht. Man hat von Seiten
der Regierung neben den geschichtlichen Gründen geltend gemacht,
daß die Kosten der deutschen Hofhaltungen Unzufriedenheit er¬
wecken könnten, wenn man sie nicht aus Stammgütern bestritten
sähe und daß eine gewisse Unabhängigkeit des Fürstenhauseswün-
schenswerth sei, auch daß bereits für 3 Mill. fl. Domänen zum
Behufe der Schuldentilgung verkauft worden seien. S. Pro¬
tokoll der nass. Herrenbank. 1819. Beil. S. 251. 1821. S. 173.
-— In den weiteren Verhandlungen findet sich sogar die Behaup¬
tung, die Herzöge seien zur Zeit des Reiches keine Landesherren
gewesen, ihre Kammergütcr also bloße Patrimonialbesitzungen;
die Kammergüter der Entschädigungslandewurden (mit Recht)
als Ersatz der in den abgetretenenLanden verlorenenHausgüter
angesehen. Die Herrenbank erkannte 1831 diese Grundsätzeund
die aufgestellte Ersatzforderung an, die Deputirtenkammcr erst
1835, nach langer Verhandlung über den Zahlenpunct.Es wurde
zugcstanden, daß die Landescafse mehr Einnahme als Ausgaben
zugetheilt erhalten habe und jährlich 126 000 fl. herauszahlen
mußte, und man verglich sich 1836 dahin, daß sie 2-400 000 fl.
Kammcrschulden zu 3 Proc. übernehmen solle. Vgl. Friedemann,
Die Verhandl. der Landst. des Herz. Nass, über die h. Domänen,
Weilb. 1834. Das Domanialvermögenohne die Mineralbrunncn
und Schlösser ist mit 5 Mill. Steuercapital angeschlagen und
umfaßt 208 212 Morgen oder der Oberfläche.— In Mei¬
ningen wurde (Ges. v. 27. Apr. 1831) verordnet, daß einstweilen
eine bestimmte Summe jährl. aus dem Domänenertragefür den sog.
Landesetat abgegeben werden solle; bestätigt 26. Apr. 1846; s. Ueber
die Domänenfr. im Hrz. S. Meiningen. Darmst. 1847. S. 10. 56.

(1) Die Ereignissevon 1848 haben erhebliche Veränderungen in die¬
sem Gegenstände nach sich gezogen. In mehreren deutschen Ländern
wurden auf den Antrag der Landstände die Domänen für Staatsgut
erklärt und es wurde eine Civilliste eingeführt. So in Altenburg,
wo die Kammer- und Landeseinkünfte vom Anfang 1849 an zusam¬
mengelegt worden sind, in Weimar, wo eine Civilliste von 250 000
Rthlr. festgesetzt wurde, in Meiningen mit 225000 fl. Civilliste,
in Koburg, in Oldenburg (s. §. 46 (c)), Nassau re.



Z. 92.

Der Umstand, daß die Kammergütcr wenigstens zum Theile

Eigenthum der fürstlichen Familien waren, wahrend die durch

Steuern aufgebrachten Summen offenbar in das Staatsver¬

mögen gehörten, hat bei der Entstehung der landständischen Ver¬

fassung in Deutschland zu einer merkwürdigen Einrichtung

Anlaß gegeben, die sich noch bis jetzt in mehreren Staaten er¬

halten hat. Die Erhebung von Steuern, wenigstens von sog.

directcn oder Einkommenssteuern, setzte die Bewilligung der

Landstände voraus, zugleich war häufig angeordnet worden, daß

die Steuern unter der Mitwirkung und Aufsicht landständischer

Eommiffäre, oder sogar ganz ausschließend von diesen, erhoben,

ausbewahrt und verwendet würden, während die Einkünfte aus

den Kammergütern und den Hohheitsrechtcn, als die älteren und

die nicht beliebig vermehrbaren, unter der ausschließlichen Ver¬

waltung fürstlicher Beamten verblieben. So entstand die Tren¬

nung zweier Cassen (a), nämlich 1) der Kammercasse,

welche die Domänen- und Ncgalieneinkünfte aufnahm und da¬

von hauptsächlich die Hofstaatsausgaben bestritt (§. 45.), jedoch

da, wo sie reichlich ausgcstattet war, auch nebenbei mancherlei

Ausgaben für Regierungszwecke übernahm; 2) der Landes-

(auch Steuer-, Obersteuer-) Lasse, in welche die Steuer¬

gefälle stoffen und aus welcher die meisten Negierungsausgaben,

zunächst und vornehmlich die Kosten der Staatsvertheidigung,

bezahlt wurden. Die Wertheilungsart der Einkünfte und Aus¬

gaben unter jene beiden Cassen war nicht in allen Ländern

dieselbe, was sich leicht daraus erklären läßt, daß man jene

Scheidung nicht sowohl nach allgemeinen Begriffen, als viel¬

mehr nach augenblicklichem Bedürfnisse und örtlichen Umstän¬

den vornahm (-).

(a) ».Seckendorf, T. Fürstcnstaat, S. 503. — v. Justl, Staats-
wirthsch. II, 89. — Bergius, P. u. K. Magazin, II, 294 ff.—
Die römische Trennung von Ilsens u. asrnrinm trug vielleicht da¬
zu bei, diese Einrichtung zu empfehlen. Der Ilsens, von Augustus
geschaffen, sollte die Kriegscasse sein, wurde aber mehr und mehr
als die kaiserliche Privatcasse angesehen und nahm fast alle neu
eingeführten Auflagen auf; der Unterschied beider Cassen hörte
endlich ganz auf. Hegewisch, S. 178. 195.
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(ä) In Würtembcrg hatten die Landstände bis 1804 die Verwaltung
der Steuercasse ausschließlich und lieferten die cingcgangcnen
Summen an die einzelnen Staatscassen ab. — Zn Braunschweig
wurde nach nach der Vcrf. v. 1820 das Landcsstcuercollcgium
zum Theil von dem Landesherr», zum Theil von den Ständen
besetzt. Dies hörte nach der Weif, von 1836 auf. Die Oberbe¬
hörde heißt jetzt Steucr-Direction. Solche Steuer-Collegien mit
besonderen Lassen haben bis jetzt auch noch in Hannover (aufge¬
hoben >834 in Folge des Staatsgrundgesctzes, wiedcrherge-
stellt >84! nach der Aufhebung dieser Verfassung), in Weimar
bis l84S (Rcgulirung im I. 1818; die Kammercasse gab für
149 500 Rthlr. bisherigen Zuschuß aus Steuern auf, dagegen
wurden ihr für 149 420 Nthlr. Ausgaben für Besoldungen und
Anstalten abgcnommen und der Landschaflscasse übertragen. Beide
Stellen, die Kammer und das Landschafts- oder Steuercollegium
sind dem Finanzministerium untergeordnet. Die Landstände er¬
nannten 2 Beisitzer des Landschaftscollegiums und den Cassier der
Hauptlandschaftscasse, Burckhard, S. 517 ff.), in Hildburg-
Hausen, Meiningen, Waldeck (die Landescaffe steht unter den
Landständen), in Koburg u. Nassau bestanden. Hier stand zwar die
Landesstcuercasse nicht unter ständischer Mitverwaltung, aber der
Bedarf wurde wenigstens bei der Skeuerbcwilligung von den
Ständen geprüft. Die Scheidung jener von der Domänencasse
ist erst >m I. 18l6 eingeführt worden. Letztere übernahm die
dermaligen Pensionen und Landesschulden, ohne Verpflichtung in
Ansehung künftiger Schulden. Man berechnete >8!8 das rohe
Einkommen der Domänencasse auf ungefähr 1-343 000 fl., wovon
die Administrationskosten gegen 500 000, die Pensionen 273 000,
die Schuldenzinsen 289 000 fl. Wegnahmen und für die Hofhaltung
nur gegen 223 000 fl. übrig blieben Prot. d. Herrenbank, 1819.
Beil. S. 259. 332. Neuerlich (1831) wird nach 14jährigem
Durchschnitt der Rohertrag der Domänen auf 1-420 000 fl., der
reine auf 516 000 fl. angegeben. Die Einnahme der Landcssteuer-
casse betrug im I. 1818 gegen I'/z Million fl., 1840 war sie
1-785 000 fl. mit Einrechnung von 177 000 fl. Ileberschuß von
1839, der Anschlag für 1841 war 1-886 000. fl. — In Koburg
schlagen die Landstände dem Herzoge die Person des Landescas-
sirers vor und nehmen an der Abhörung der Landescassenrechnung
Lhcil. Diese Cafse empfängt hier auch den Ertrag der Regalien.—
In Altenburg (Verf. v. 1831) bestehen zwar eine Kammer- und
eine Obersteuercafse, aber beide stehen in genauer Verbindung
und es wird eine Civillistc bewilliget. — Die ungarische Hof-
kammcr in Ofen erhob keine Steuern, vielmehr flößen diese in die
Kriegscassen und die Sassen der einzelnen Gcspannschaften, s. v.
Csaplovics, Gemälde v. Ungarn, II, 177. 232. Vgl. überh. v.
Malchus, Politik der inneren Staatsverwaltung, I, 18, Voll¬
graf, Systeme der praktischen Politik, IV, 434. 496.

§. 93 .

Dieses Nebeneinanderbestehen zweier Cassen und die ganz

abgesonderte Stellung der Domanenbehörden ist für die Finanz¬

verwaltung keinesweges zuträglich; denn 1) es leidet darunter
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die Einfachheit des Geschäftsganges; 2) es entstehen leicht
Streitigkeiten und Verwickelungen, wenn die eine Casse an die
andere hinauszahlen soll; 3) es wird die Uebcrsicht des ganzen
Staatsbedarfs und die Vergleichung desselben mit der Gesammt-

heit der Einnahmen erschwert und leicht geschieht ech daß auf
der einen Seite minder dringende Ausgaben vorgenommen
werden, indeß auf der anderen wichtige Bedürfnisse unbefriedigt
bleiben («). Besser ist es daher, wenn auch da, wo die Domä¬
nen Familieneigcnthum geblieben sind, ihr Ertrag und die
Einnahme aus Hohheitsrechtcn in dem allgemeinen Finanzplan
des Staates ihre Stelle finden, den Landständen mit verrechnet
werden und in die allgemeine Staatscasse fließen, auS welcher

dagegen eine den Hülfsguellen des Landes entsprechende Summe
für die Hofstaatsausgaben angewiesen wird, Z. 48. Wo dieß

geschieht, wo die Domänen unter der Leitung der obersten
Finanzbehördcn und der ständischen Mitwirkung stehen und
ihrer Verschleuderung gesetzlich vorgebeugt ist (S), da wird sich
der Unterschied beider Arten von Gütern im ruhigen Gange des
Staatslebens nur noch darin bemerken lassen, daß bei ihrer

Veräußerung nicht gleiche Grundsätze befolgt werden, §. 96.
(a) Vergl. Rudhart, Zustand des K. Baiern, III, 39. — Stüve,

lieber die gcgenw. Lage des K. Hannover, 1832. S, 86.
(S) Z. B. Baden, Großh. Hessen.

8 - 94 .
In der neuesten Zeit hat man sich vielfältig mit dem Ge¬

danken beschäftigt, das Einkommen aus Domänen gänzlich auf¬

zugeben und dieselben durch Verkauf in die Hände von Privaten
übergehen zu lassen. In den meisten Staaten ist die in Eng¬
land («) schon früher bewerkstelligte Veräußerung der Domänen
angefangen worden (ö). Bei der Untersuchung über die Zweck¬
mäßigkeit dieser Maaßregel (a) müssen zuvörderst die Gründe
aufgeführt werden, welche man fürdieselbe aufgestellt hat (</).

1) Die Negierung ist wenig geschickt, Gewerbe zu betreiben.
Privateigcnthümer benutzen in der Negel eine Erwerbsquelle
mit besserem Erfolge als jene, weil sie sich dem Geschäfte mit
großem Eifer widmen, unermüdet auf Verbesserungen bedacht
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sind und jeden einzelnen Productionszweig kraftvoll betreiben,

während die Regierung ein kostbares Personal von unteren und

höheren Domancnbeamtcn erhalten muß, welche minder thätig

und sparsam sind. Die Erfahrung bestätigt es, daß die Domänen

in Privathändcn einen größeren Reinertrag abwerfen und dieser

llebcrschuß kommt in jedem Falle dem Volkseinkommen zu

Statten. Er ist am größten, wenn die Domänen vor dem Ver¬

kaufe in solche Stücke zertheilt werden, daß sie zwar noch eine

reichliche bäuerliche Nahrung geben, aber mehr Menschen als

bisher beschäftigen und dadurch den Wohlstand der Landbaucn-

den so wie die Volksmenge vergrößern. Selbst wenn der Erlös

nur den bisherigen Domänenertrag vergütete, so hätte der Ver¬

kauf doch Vortheile, denn es wächst durch ihn das Volks¬

einkommen und hiermit die Fähigkeit des Volks, größere Staats¬

lasten zu ertragen (e).

(a) Elisabeth u. Jakob I. verkauften viele Domänen, letzterer für
775 000 L. St. Kinclair, a. a. O. I, 205. 232.

(b) In Oesterreich sind nach dem Patent v. 22. Jan. 1817 sehr viele
große Domänenherrschaftcn zur Schuldentilgung veräußert worden.
Der Verkauf brachte 1818—1813 35'/- Mill. fl. ein. Im preuß.
Einnahmeetat ist fortwährend 1. Mill. Rthlr. aus gleicher Quelle
aufgeführt. Bis 1820 sind für 20 Mill., von da an bis 1810
für 35Z/z Mill. Rthlr. preuß. Kammergüter verkauft worden.
(Zweifel über die Zweckmäßigkeit dieser Maaßregel bei v. Bülow-
Cummerow, Preußen, seine Verfassung re. S. 153, wo jedoch
der Drang der Kriegszeit und die volkswirthschaftlichcn Vor¬
thelle zu wenig beachtet zu sein scheinen.^ — Belgien: regel¬
mäßiger Domänenverkauf, Ges. v. 28. Dec. 1835, weshalb im
Voranschlag von 1811 2'210 000 Fr. Erlös Vorkommen.

(c) Vergl. v. Malchus, Fin. I, 26.
(M A. Smith, III, 208, — Schmalz, Staatsw. L. II. 180. —

Lotz, III, 120. —Bülau, Der Staat und der Landbau, S. 50.—
„Das Einkommen, welches i» jeder civilisirten Monarchie die
Krone von den Staatsgütern zieht, obschon es die Bürger nichts
zu kosten scheint, kostet doch in der That die Gesellschaft mehr
als vielleicht jede andere Einnahme der Krone von gleicher
Größe." Smith.

(e) Natürlich würde man da anders urtheilen müssen, wo die Pri¬
vaten in der Landwirthschaft so wenig Eifer und Geschicklichkeit
zeigten, daß sie von den Domänenverwaltern beträchtlich über¬
troffen würden. — In Dänemark sollen neuerlich die Staatsgüter
so gut verkauft werden, daß ihr bisheriger Reinertrag nur
j/z — 1 Proc. des Erlöses war. — Die in Spanien bis 1811
verkauften Staatsgüter waren auf 133 Mill. Re. geschätzt und
es wurden S26 Mill. erlöst. In Baiern sind in den Jahren
1826 — 28 für 2>350 557 fl. Domänen verkauft worden, deren
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Reinertrag bisher 54 15l fl. oder 2,' Proc. war. Der Erlös
ist, wenn man noch 45 000 fl. Vorschüsse und 35 000 fl. Aus¬
stände cinrechnet, das 45fache der bisherigen reinen Rente, und
verzinset sich dagegen zu 4/ Proc. S. Verh. v. 1831. Beil. XXI.
Vetterleins Vortr. Z. 13.

8. 95.

2) Hat der Staat Schulden, so dient der Verkauf der Do¬
mänen bequem zu ihrer Abtragung <>,), auch gewinnt man

hiebei noch, indem der Kausschilliug gewöhnlich so groß ausfällt,
daß er mehr Schuldenzinsen erspart, als man an Einkünften aus
den Domänen verliert. Kann man z. B. den ZZfachen Rein¬

ertrag als Kaufpreis erlangen und damit Schulden abzahlen,
die 4 Proc. Zinsen kosten, so gewinnt man jährlich an 1 Proc.
dieses Kaufpreises oder gegen des Domänenertrages (L).
Dieser Grund fällt freilich hinweg, wo die Schulden keine große
Last verursachen, so daß man sie aus den Ueberschüfsen der
Staatseinkünfte nach und nach abbezahlen kann, ohne die
Kammergüter hiezu verwenden zu müssen.

3) Der Domänenbesitz verwickelt die Negierung in ein be¬
sonderes Privatinteresse, welches sie manchen allgemeinen Ver¬

besserungen, z. B. der Ablösung lästiger Realrechte, abgeneigt
macht, oder welches wenigstens wegen der daraus herrührenden
Reibungen mit dem Vortheile Einzelner leicht als etwas Ge¬
hässiges betrachtet wird.

4) Die Erfahrung zeigt, daß zur sicheren Deckung des Staats¬
aufwandes Domänen keineswegcs erforderlich sind und daß in

mehreren europäischen Staaten, wo die Domänen nur einen gerin¬
gen Beitrag liefern, doch die Einkünfte reichlich, regelmäßig und
ohne Bedrückung der Bürger eingehen (c).
(a) Schon im alten Rom geschah dieses, bei der Geldverlegenheit im

Jahre 554 u. c. im Anfang des macedonischen Kriegs. Die Con-
suln trugen darauf an, die Gläubiger warten zu lassen, was der
Senat verwarf. 6um et privat! acgnnm postuiarcnt, »ec tamen
solveiiüo aere alieiw resp. esset, gucxi ineliinm iutor utile
et aequuin erat, üecreverunt. Es wurden disponible Staats¬
güter nach der Abschätzung durch die Consuln den Gläubigern
überlassen, mit einem Zins von l Xs für das ,juxer»»>, um ein
Zeichen zu haben, wenn der Staat späterhin die Güter wieder
einlösen könne. I,ivi»s, XXXI, 13.

(») Vgl.Z. 94 (s).
sc) S. die in Z. 89 (<s) mitgetheilten Angaben.



120

Z. 96.

Dagegen ist die Beibehaltung der Domänen aus andern
Gründen in Schutz genommen worden (r/.).

1) Aus dem Gesichtspuncte der Staatsklugheit im Allge¬
meinen hat man sie als eine wesentliche Stutze der erblichen Fürsten¬
würde angesehen, weil diese aus dem Neichthume an Ländereien
entsprungen sei und also fortdauernd auf ihm ruhen müsse; das
Domäneneinkommen wird ferner wegen seiner Unabhängigkeit
von landständischcr Bewilligung und überhaupt wegen seiner grö¬
ßeren Sicherheit in Zeiten innerer Unruhen und großer Umwäl¬
zungen für vorzüglich schätzbar erachtet (S). — Solche Rücksich¬
ten aus die Lage der fürstlichen Geschlechter sind hauptsächlich
bei denjenigen Domänen bedeutend, welche aus Stammgütern
bestehen (Z. -16, 90), und sie können überhaupt in Beziehung
auf kleinere Staaten, deren Selbstständigkeit mehr gefährdet ist,
nicht für unbegründet gehalten werden, besonders wenn schon
durch die Ablösung der Grundgesälle unvermeidlich ein Theil
des Domäneneinkommcns verschwindet. Zndeß gewährt wenig¬
stens in ruhigen Zeiten, und in Ländern von einer hinreichend
entwickelten Bolkswirthschast die Besteuerung ebenfalls leicht die
Mittel zur Befriedigung der Staatsbedürfnisse, und es wäre
nicht rathsam, jene Wortheile da, wo erhebliche volkswirthschaft-
liche Erwägungen den Verkauf empfehlen, mit einem großen
Opfer zu erkaufen. Auch ist es jedenfalls genügend, wenn ein

solcher Theil der Domänen erhalten wird, auf dessen Reinertrag
die Civilliste angewiesen werden kann.

2) Das Domäneneinkommen erregt keine Unzufriedenheit,
weil eS aus einem eigenen Erwerbe der Negierung herfließt und

Niemanden eine Entbehrung verursacht, während die Auflagen
ungern entrichtet werden und unvermeidlich zu manchen Un¬
gleichheiten und Belästigungen Anlaß geben. Würden vollends die
Kammergüter unvortheilhaft verkauft oder die eingehenden
Kaufgelder nicht gut zu Nathe gehalten (v), so müßten sogleich
die Steuern erhöht werden, um den Ausfall in der Einnahme
zu decken. — Hiebei ist jedoch zu bemerken:

a) Jener Vorzug des aus Domänen fließenden Einkommens
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dürste nicht entscheiden, wenn, ohne daß die Einzelnen
es gewahr werden, die Kammergüter weniger ertrügen
als Privatländereien und somit die Production im Gan¬

zen geringer wäre. Nur bei einer der Privatbenutzung
nicht nachstehenden Bewirthschaftungsweise der Domä¬
nen ist dieser Umstand bedeutend (<().

b) Werden mit den Kaufsummen Schulden getilgt, so ist
gar keine Vermehrung der Auflagen nothwendig, steigen
dagegen aus anderen Ursachen die Staatsbedürfnisse,
so würde auch die Beibehaltung der Domänen eine
stärkere Besteuerung nicht verhüten können; gegen eine
Verschleuderung oder eine Verwendung des Erlöses
für laufende Staatsausgaben aber kann in einem wohl-

geordneten Staate eine gesetzliche Vorkehrung schützen.

(a) Gr. Soden, V, -IS. — v. Jakob, I, Z 76. 182. - Herzog,
Staatswirthsch. Blätter, II, S (1820).

(S) v> Haller. — Rudhart, Zustand des K. Baiern, III, 37. — An¬
dere sehen gerade umgekehrt im Bestehen vieler Domänen eine Ge¬
fahr für die bürgerliche Freiheit. 8inolair, Ilistor/, III, 291.
Zachariä, Vierzig Bücher vom Staate, II, 79.

(c) Aus dieser Besorgniß ist Gr. Moltke dem Verkaufe abgeneigt,
Ueber die Einnahmequellen, S. 30.

(A) In kleinen Ländern ist es leichter, die Domänen zu beaufsichtigen
und für ihre gute Behandlung zu sorgen.

8- 97.

3) Das Domäneneinkommen muß im Verlaufe längerer
Zeiträume steigen, weil die Grundrente mit der Preiserhöhung
der Bodenerzeugnisse und dem besseren, kunstgemäßeren Unbaue
der Ländereien erhöht wird, A. 221, Durch den Verkauf gegen
eine Geldsumme geht dieser Wortheil verloren, und der Schaden
ist desto größer, wenn die Veräußerung in einer Zeit vorgenom¬
men wird, wo es noch an Kapitalen und Arbeitskräften zu einer

besseren Bewirthschaftung durch Privaten fehlt, und wo deßhalb
die Kaufschillinge niedrig sind. — Diese Sätze, deren Gewicht
nicht verkannt werden kann, müssen von unzeitigen Verkäufen
abhalten. Doch ist dabei auch dieß zu erwägen:

a) die Grundrente von Privatländereien nimmt schneller
zu, als von Domänen («),



122

b) die Staatscasse zieht auch von dem größeren Grundein-
kommcn der Bürger auf mancherlei Weise mittelbar
Wortheil, z. B. in der Grundsteuer.

4) Daß Domänen bei Staatsanleihen größeren Credit ge¬
ben, ist in der neueren Zeit von geringer Erheblichkeit, weil man

bei gut geordnetem Staatshaushalte und erprobter Gerechtigkeit
der Regierung jener Grundlage des Credites nicht mehr bedarf
und besonders die landständische Zustimmung dem öffentlichen
Wertrauen weit mehr nützt.

5) Kammergüter leisten gute Dienste, wenn man landwirth-
schaftliche Werbesserungen einführen will, die von jenen aus sich
weiter verbreiten können (S).

(a) Schmalz, II, 181, erzählt von einem Staatsgute, welches 1739 für
3 300 Rthlr., und nach l80n nicht höher als für 3 900 Rthlr. ver¬
pachtet worden ist, während der Pachtzins eines benachbarten ade-
lichen Gutes in jener Zeit von 800 auf 3 000 Rthlr. gestiegen war._
Man hat berechnet, daß die Güter der im I. 1S42 von Heinrich VIII.
aufgehobenen Klöster gegen 273 000 Pf. St. cingebracht haben
mögen, und drittehalb Jahrhunderte später wenigstens 6 Will, jähr¬
lichen Ertrag haben bringen können. 8inclnir, a. a. O. I, 18-1.

(S) Domänen mit beträchtlichen Gebäuden dienen auch zu Lrbeits- und
Irrenhäusern, Schullehrerscminaren u. dgl.

Z. 98.

Nach der Abwägung der vorstehenden einander widerstrei¬

tenden Gründe gelangt man nicht zu einer einfachen unbeding¬
ten Regel. Der Werkauf aller Domänen wäre eben so wenig
gerechtfertiget, als die Beibehaltung aller, vielmehr wird das
zweckmäßigste Verfahren von verschiedenen örtlichen und zeit¬
lichen Umständen bedingt, die man so überblicken kann:

1) Zweck der Benutzung. Solche Güter, die nicht bloß
ihres Geldertrages willen, sondern auch noch zu einem besonderen
Gebrauche nützlich sind, z. B. Musterhöfe, Güter, auf denen
man vorzügliche Wiehraffen unterhält u. dgl. (Z. 97. Nr. 5),
fallen nicht unter die folgenden Rücksichten und verdienen erhal¬
ten zu werden.

2) Zustand der Bcwirthschaftung und Ertrag der
Domänen in Vergleich mit den Grundbesitzungen der Einzelnen.
Je mehr der Unterschied zwischen beiden zu Gunsten der letzteren
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beträgt, desto größeren volkswirtschaftlichen Gewinn verspricht
der Verkauf. Dieß ist vorzüglich da der Fall, wo in einer Ge¬

gend die schwunghafte, intensive Benutzung des Bodens (I, Z.
370.) üblich geworden ist, oder wo die Güter großer und schwie¬

riger Grundverbesserungen bedürfen, die ein Privatunternehmer
wohlfeiler ausführt als die Regierung. Ein Kennzeichen solcher
Umstande kann man theils in den hohen Preisen des Grund¬

eigentums in einer Gegend überhaupt, theilS in dem großen
Erlöse aus Domänenverkäufen finden, z. B. wenn man die 40-
odcr öOfache Rente empfinge. Begreiflich hat auch die bei jener

Vergleichung zu Grunde gelegte Art der Domänenbewirthschaftung
auf das Ergebniß großen Einfluß und je weiter man in der Ge¬
schicklichkeitkommt, den Domänen einen höheren Ertrag abzuge¬
winnen, desto leichter ist die Erhaltung derselben gerechtfertigt.

3) Vermuthung über den künftigen Ertrag. Läßt
sich in Folge äußerer Ereignisse oder einer besseren Benutzung
ein Steigendesselben bei den Kammergütern erwarten, und wer-
diese hierin den Privatbesi'tzungen nicht weit nachstehen, so macht
dieß die Beibehaltung rathsam.

4) Beschaffenheit der Kammergüter. Solche,die viel
Capital, Arbeit und Fleiß in Anspruch nehmen, sollten am ersten
der Betriebsamkeit der Privatpersonen überlassen werden. Dieß

gilt am meisten von dem Garten- und Reblande, weniger von
dem Ackerlande, am wenigsten von Wiesen und Waldungen.

5) Verwendung des Erlöses. Wo keine Staatsschul¬
den vorhanden sind, da können die Summen zur Errichtung großer
productiver Werke von unzweifelhafter Nützlichkeit, z. B. Land¬
oder Wasserstraßen, benutzt werden, und hier kann auch die Staats-
casse unmittelbar oder mittelbar, durch erhöhten Betrag anderer
Einkünfte, ein den Zinsen entsprechendes Einkommen finden.
Sollte es gänzlich an einer guten Gelegenheit fehlen, die Kauf¬
gelder sicher und einträglich anzulegen, so wäre eö besser, die Kam¬
mergüter als eine Aushülfe für spätere Zeiten zu bewahren. („).

(a) Ueber diese Schwierigkeit s. die Schrift: Bemerkungen über die
Versteigerung der Zürcherschcn Domänen. Dec. 1831.
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§. 99 .

Ist in einem gegebenen Falle nach vorstehenden Rücksichten

ein Verkauf von Kammcrgütern sowohl aus volkswirthschaft-

licheu, als aus finanziellen Gründen für nützlich zu erachten, so

kommt bei der Ausführung dieser Maaßregel noch Folgendes

in Betracht:

1) die Wefugniß der Negierung zu derselben. Früherhin

war es in vielen Ländern verboten, Domänen anders, als mit

Anschaffung eines Ersatzes in Grundstücken gleichen Werthes zu

verkaufen. Dieß Verbot mag in Zeiten, wo man zur leichtsinnigen

Aufzehrung der Kaufgelder geneigt war und oft Ländereien bloS

diescrNeigung willen verkaufte, gute Dienste geleistet haben und

ist zur Widerrufung solcher Veräußerungen oft angewendet wor¬

den (A); in einem gutgcrcgeltcn Finanzwesen ist es unzweckmäßig,

weil es auch nützliche Veränderungen verhindert. Die beabsich¬

tigte Sicherung wird eben so gut auf anderen Wegen erreicht.

Es ist nicht einmal nöthig, die vorgängige Zustimmung der Land¬

stände zu Domänenverkäufen zu fordern ((,), wenn nur das Ge¬

setz eine solche Anwendung der Kaufgeldcr verschreibt, daß die¬

selben entweder andere Staatseinkünfte zu Wege bringen oder

eine entsprechende Zinsersparung bewirken (e).

2) Der Zeitpunct des Verkaufes muß so gewählt wer¬

den, daß ein guter Erlös zu erwarten ist; es dürfen keine Um¬

stände vorhanden sein, welche v?ele Begüterte abhalten könnten,

Ländereien und insbesondere Domänen zu erwerben z. B. die

Furcht vor einer Staatsumwälzung, bei der die Verkäufe wider¬

rufen würden. Um das Angebot nicht zu stark werden zu lassen,

muß der Verkauf größerer Massen von Domänen nur allmälig

veranstaltet werden.

O) Das prcuß. Hausgesetz von 1713 erklärt die Unveräußerlichkeit der
Domänen. Ein neueres Hausgesetz vom 5. Nov. 1809, welches mit
dem Beirathe einberufcncr angesehener Männer (Notabein) aus
allen Provinzen zu Stande gekommen war, gestattet den Verkauf
in Fällen, wo er für das gemeine Wohl und für das Interesse der k.
Familie vortheilhaftist.

(i) Z. B. bad. Werft Urkunde §. 58. Ausgenommensind die Ablösung
von Grundgefällcn, der Verkauf entbehrlicher Gebäude und solche
Veräußerungen, die die Landeskultur befördern oder zur Aufhebung
einer nachthciligcneigenen Verwaltung dienen. Der Erlös muß
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aber zu neuen Ankäufen verwendet oder der Schuldentilgccasse zur
Verzinsung übergeben werden. Aehnlich kurheff. Vers. H. 142, sächs.
Vers. §. 18, würtcmb. Verf. Z. 108. In diesen beiden Staaten soll
der Erlös zur Erwerbung anderer Grundstücke angcwendet werden.
Auch in Frankreich, Brasilien re. ist Zustimmung der Landstände zu
jedem Verkaufe erforderlich. — In Baden wird der aus dem Do-
mänenverkaufe und den Ablösungen eingegangene und nicht wieder
zu Ankäufen verwendete, sondern zur Einlösung von Staatsobliga-
tioncn benutzte Betrag unter dem Namen des Grundstocksver¬
mögens als eine Forderung des Fürstenhauses an das Land be¬
trachtet und als ein besonderer Bestandtheil der Staatsschuld auf¬
geführt. (Jedoch sind unter den verkauften Gegenständen auch wahre
Staatsgüter begriffen gewesen, weshalb das Grundstocksvermögen
aus Stamm- und Staatsgut gemischt ist.) Bis zum Belaufe von
12 Milt. sl. ist dieses Grundstocksvermögen unverzinslich; was diese
Summe übersteigt, wird den Oomänencassen aus der Schuldentil-
gungscasse verzinset. Der Stand am 1. Jan. 1846 war 2-U494000 sl.,
worunter aber beinahe 9 Mill. noch ausstehende Zehntablösungs-
capitalc. — In Würkemberg war die Grundstocksverwaltung am
30. Juni I84l sogar 104 Sl 7 fl. mehr schuldig, als sie zu fordern
hatte, weil hier keine Tilgung von Staatsschulden aus Mitteln des
Grundstocks vorkommt, diese also ganz zu Ankäufen und Bauten
verwendet werden muß. Ankäufe werden durch das Zurückziehen
von einstweilen angelegten Summen bestritten. Am 1. Jul. l844 war
dagegen das Grundstocksguthaben 1 849 000 fl. In Kurhesscn wird
es mit dem Grundstock ebenso gehalten wie in Würkemberg.

(c) Nach der baier, Verf. Urk. Tit. III. §. 6. 7. sind von dem Veräuße¬
rungsverbote ausgenommen die „zur Beförderung der Landescultur
oder sonst zur Wohlfahrt des Landes oder zum Besten des Staats¬
ärars und zur Aufhebung einer nachtheiligen Selbstverwaltung"
für gut befundene» Verkäufe. Doch dürfen die Landescinkünfte nicht
geschmälert werben und es soll als Ersatz entweder eine Dominical-
rente bedungen, oder der Kaufschilling zu neuen Erwerbungen oder
zur zeitlichen Aushülfe des Schuldentilgungsfonds oder zu andern,
das Wohl des Landes beziclcnden Absichten verwendet werden. —
Großh. Hess. Verf. Urk. Art. 7— 10. Familiengüter dürfen nur in
wenigen Fällen (entbehrliche Gebäude, Vergleiche zur Beendigung
von Nechtsstreitigkeiten, Ablösungen von Grundzinsen re.) verkauft
werden und es muß den Ständen eine Berechnung über den Erlös
und dessen Wiederverwendung zum Grundstöcke vorgelegt werden.
Ebenso bei den Staatsgütern, wenn die Schulden abbezahlt sind. —
In Frankreich erforderte jeder Verkauf, Umtausch re. die Geneh¬
migung der Kammern. In mehreren Ländern werden alljährlich für
ungefähr gleiche Summen Domänen verkauft und zu den laufenden
Einnahmen gezogen (Z. 94 (-)). Dieß widerstreitet der Nachhal¬
tigkeit, woferne nicht wenigstens ein gleicher Betrag an der Staats¬
schuld getilgt wird. In Nordamerica verordnet ein Gesetz von 1841,
daß der Ueberschuß des Erlöses unter die einzelne» Staaten nach
einem aus der Volksmenge hergenommenen Maaßstabe vcrtheilt wer¬
den soll. Es werden aber aus ihm vorweg bestritten die Kosten der
Vermessung und des Verkaufs, — die Zinsen der Staatsschuld, auch
des durch den mcxicanischcn Krieg entstandenen Zuwachses derselben,
— die Abfindung der Indianer für Ländereien, — ferner 2 Proc.
für allgemeine Unterrichtsanstalten und ebensoviel für Eisenbahnen
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und Canäle, die für die ganze Union nützlich sind. Deßhalb bleibt
nicht viel zur Bertheilung übrig.

s- 100.

Für den Vollzug eines beschlossenen Domänenverkaufes gel¬
ten nachstehende Regeln:

1) Da für kleinere Abtheilungen von Grundstücken mehr
Kauflustige vorhanden zu sein pflegen, als für große Flächen,
so ist es dienlich, diese zu zertheilcn, nur nicht soweit, daß die

gute Bewirthschaftung erschwert würde. Bei großen Feldgütern,
die von Dörfern entlegen sind, steht oft der Mangel an Wirth-
schaftsgcbäuden der Zerlegung im Wege. (»)

2) Den Kauflustigen wird eine Beschreibung und ein An¬
schlag zur Einsicht vorgelegt. Sind die Grundstücke gut ver¬
messen, so kann den Käufern der Flächcngehalt genau angegeben
werden, und dies ist nützlich, weil jede Ungewißheit über den
Werth des käuflichen Gegenstandes den -Preis erniedrigt.

3) Man beraumt eine Versteigerung an, bei der jedoch un¬
bekannte oder unsichere Personen nur mitbieten dürfen, wenn
sie eine gewisse Sicherheit geleistet haben (S).

4) Der Ausrufs- oder Einsatzpreis, als Minimum, wird
nach der Veranschlagung des Gutes bestimmt.

5) Die Genehmigung der Vorgesetzten Behörde wird Vor¬
behalten.

6) Der Käufer wird nicht eher in Besitz gesetzt, als bis er
einen Theil des Kaufschillings abgeführt hat. Ein anderer
Theil kann, wenn es der Käufer wünscht, einige Zeit verzinslich
und gegen hypothekarische Sicherheit stehen bleiben, ferner kann
man statt einiger Fristzahlungcn auch den Kaufpreis in eine
Zeitrente von längerer Dauer umwandeln, wenn nur der Sicher¬
heit willen ein Theil der Summe sogleich berichtigt wird. Diese
Einrichtung ist für wenig begüterte Käufer sehr zweckmäßig (c).
Bis zur ganzen Abzahlung behält sich der Staat das Unter¬
pfandsrecht vor.

s«) Die prcuß. Regierung verordnete 18-16, daß künftig auf pachilos
werdenden Domänen in den Provinzen Preußen und Posen sowie
im R. B. K.öslin zur Verhinderung der Auswanderungen Stücke
von ungefähr 6ll Morgen an Ansiedler verkauft werden sollen.



(b) In Frankreich verkauft man die Staatswaldungcn durch ein Herab-
bicten, -ichucUeatiou au radais. Man ruft zuerst um das Doppelte
des Anschlags aus und geht dann immer weiter herab, bis Jemand
ruft: so preinls. Hat dieß keinen Erfolg, so wird versteigert.

(c) v. Münch, Ucber Domänenverkäufe. Darmst. 1823. Bergl. II, §. KO.
— In Griechenland wird nach dem Ges. v. 1835 die allen Familicn-
häuptern zugesicherte Ausstattung von Ländereien bis zu dem Be¬
trage von 2000 Drachmen (833 fl.) gegen eine 36jährige Zeitrcnte
von 6 Proc. abgegeben. In Portugal (Ges. von 1831) wird '/§ des
Kaufgcldes sogleich entrichtet, der Rest in 16 Jahrestcrmincn, mit
2 Proc. Jahreszins für den noch nicht getilgten Lheil der Schuld.

Z. 100 a.

Eine Vermehrung der Domänen ist in der Regel nicht

rathsam. Man hat folgende Mittel zu ihrer Ausführung in

Vorschlag gebracht (er):

1) Heimfallende Ritterlehn. Der längst zwecklos ge¬

wordene Lehenverband sollte lieber unter billigen Bedin¬

gungen aufgelöst, alles Lehengut in freies Eigenthum

(Allod) umgewandelt werden.

2) Urbarmachung öder Landstriche, wodurch wenig¬

stens das ertraggebende Domanengut vergrößert wird.

Solche Unternehmungen passen aber in der Regel besser

für Privatpersonen, und man sollte daher die zum Anbau

tauglichen Flächen verkaufen oder in Erbpacht geben.

3) Ankauf. Statt Ueberschüsse der Staatseinkünfte hierzu

anzuwenden, würde man besser thun, Schulden abzutra-

gcn. Doch können besondere Umstände ausnahmsweise

den Ankauf solcher Ländereien rechtfertigen, die sich für den

Besitz der Regierung eignen; z. B. außerordentliche, nicht

anderweitig gut anzulegende Geldzuflüsse, oder daß Hinzu¬

treten gemeinnütziger Zwecke, wie bei der Anlegung neuer

Waldungen (II, §. 160.) u. dgl. (S). Vermindert sich das

Kammergut durch Ablösung von Gefällen und den Ver¬

kauf unvorthcilhafter Westandtheile, so haben Ankäufe von

Ländereien, die nur eine theilweise Ergänzung jenes

Stammvermögcns bezwecken, noch weniger gegen sich,

vorzüglich wenn das Kammergut dem fürstlichen Hause

gehört, (§. 91.) (o). Bei solchen Erwerbungen muß (ck)

a) eine sorgfältige Beschreibung und Abschätzung des



Kaufsgegenstandes entworfen werden, damit man den
muthmaßlichen rohen und reinen Ertrag ermessen könne,
und insbesondere sind auch die auf den Grundstücken ru¬
henden Lasten genau auszumitteln. b) Man muß sich auf
solche Grundbesitzungen beschränken, die leicht und sicher
zu benutzen sind und nicht bloß eine fortdauernde genü¬
gende Verzinsung des Preises, sondern auch eine steigende
Rente versprechen, weshalb z. B. kleine zerstreute Stücke
ausgeschlossen bleiben, Waldungen aber, wenn sie zur
Bewirthschaftung und Beaufsichtigung gut gelegen sind,
vorzüglich vorteilhaft sind, e) Der Verkäufer muß für
den angegebenen Flächenraum haften.

(a) Bergius, Pol. und Kam. Mag. II, 201. — Mehmed Ali, Bicc-
könig von Aegypten, hat in der neuesten Zeit alle Privatländereien
ins Staatscigenthum gezogen und die bisherigen Eigenthümer mit
einer lebenslänglichen, dem abgeschätzten Reinerträge gleichkommen¬
den Rente aus der Staarscasse abgefundcn. Die Bauern (Fellahs)
entrichten die Grundsteuer (Miri) und liefern einen Theil der Pro-
ducte gegen baaren Ersatz ab. Die Fleißigen werden im Besitze der
Güter gelassen; s. v. Prokesch, Erinnerungen aus Aegypten und
Kleinasien, II, 117. ( 1830 ).

(b) Hicher gehört auch die Erwerbung standcshcrrlichcr Gebiete, wo¬
durch die Regicrungsgeschäfte vereinfacht werden. In Würtembcrg
ist dieß mehrfach geschehen.

(c) In Würtembcrg wurden 1838—40 5 große Rittergüter für 450 000
— 410 000 — 400 000 — 175 000 — und 94 000 fl., und mehrere
kleinere, auch für 518 536 fl. einzelne Waldungen angekauft. Der
3jährige Betrag der erkauften Ländereien, Gebäude und Berech¬
tigungen sammt den ncucrrichteten Gebäuden war 2 696 666 fl.
Seit 1833 sind 28 870 Morgen Waid erworben worden; s. Aus-
schußbcricht v. 25. Jan. 1842, §. 209. Bortrag des Finanz-Minist,
v. 1. Febr. 1842, S. 14. Bericht über die Grundstocksvcrwaltung
von 1838—41 (von Goppelt). — In Baden ist 1839 die Stan¬
desherrschaft Salm-Krautheim für 1'103 976 fl. und eine Waldfläche
von ungefähr 1700 Morgen für 226207 fl. erkauft worden; minder
bedeutende Ankäufe finden jährlich Staat. Noch 1845 wurden
567 000, 1846 aber 510000 fl. für Ankäufe von Grundstücken in
diesen Jahren ausgcgeben.

(A) V. der bad. Dom. Kammer v. 31.Jan. 1839 im Verordn. Bl. Nr. 2.

§. 101.

Die Grundlage der ganzen Domänenverwaltung ist die ge¬
naue Aufzeichnung aller zu den Domänen gehörenden Bestand-
theile und Gerechtsame (A). Ist der Umfang der Ländereien
oder der Rechte noch zweifelhaft, so wird eine sorgfältige Unter-



129

suchung angeordnet, es werden die Granzen der Grundstücke
berichtigt und neu versteint. Die Ergebnisse dieser Nachfor¬
schungen sind ausführliche Beschreibungen, Verzeichnisse und
Protokolle über die vorgenommenen Geschäfte. Hat man auf
diese Weise eine vollständige Kenntniß des zu bewirthschaftenden
Vermögensstammes oder Grundstockes erlangt, so muß fort¬
während darüber gewacht werden, denselben ungeschmälert zu
erhalten und jeden aus widerrechtlichem Willen Einzelner oder
aus Nachlässigkeit der Beamten drohenden Verlust an den We-
standtheilen der Domänen zu verhindern. Alle durch Zu-oder
Abgang eintretenden Veränderungen werden jährlich in den Ver¬
zeichnissen nachgetragen.
(a) v. Malchus, Politik, II, 38. — Die in Baden bestehenden Bor¬

schristen bei Wehrer, Instruction für Bcrwaltungs-, Kaffen- und
Rechnungsbeamtc, 1812, S. 12.

8 . 102 .
Die Domänen sind entweder

1) zum Betriebe der Erdarbeit geeignet, und bestehen dann
a) aus Feldgütern, d. h. aus Garten-, Reb- und Acker¬

land, Wiesen und Weiden, sammt Wirthschaftsgebäu-
den («), Kammergüter im engeren Sinn,

l>) aus Waldungen, oder

2) Gewerks-Vorrichtungen, als Mühlen, Brauereien u. dgl.,
oder

3) Wohngebäude.
Die Beaufsichtigung der Domänenwaldungen hat in dem Er¬

fordernis; gründlicher forstwirthschaftlicher Kenntnisse soviel Ei-

genthümliches, daß sie besonderen Beamten übertragen zu wer¬
den pflegt, während eine andere Elaste von Wezirksbeamten
(Domänen- oder Kameralverwalter, Nentbeamte,
Kammerbeamte) mit der Besorgung der übrigen Arten von
Domänen und gewöhnlich auch mit der Einziehung der Grund-
gesälle beschäftigt wird (S).
(a) Unterschied der Vorwerke, d. h. einzelner Landgüter, von den

Domäncnämtern, d. h. solchen großen Gütern, die bei einem
Dorfe liegen und mit gutsherrlichen Rechten über die Dorfbewohner,
gewöhnlich auch mit mancherlei Zubchörungen, als Brauereien re.
verbunden sind.

Rau pol. Oekon. 3teAusg. III. g
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(ü) Die Feldgüter nebst den Rechten auf Grundgefälle werden bis¬
weilen unter der Benennung Kameraldomänen zusammenge¬
faßt, z. B. in Baden; st Regenauer, Gesetze u. Verordnungen
über die Bewirthschaftung der Gr. Bad. Kameraldomänen. Karlsr.
1827. — W eh rer, Die Kameral-Domänen-Administration, 1833.
Dess. Repertorium der Gesetze, Verordnungen und Erläuterungen
über die Bewirthschaftung der bad. Kameraldomänen, 1839. Dess.
angef. Instruction. — Ueber alle Arten von Domänen verbreitet
sich C. H. L. H offmann, Die Domanial-Vcrwaltung des wür-
temb. Staats, Tüb. >842.— Baden hatte im 1. 1847 34 Domänen-
vcrwaltungsbezirkc, die aber von ungleicher Größe sind, schon wegen
der standesherrlichen Gebiete, in denen keine Kammergüter sind
(1850 nur 31), Würtemberg 65 Kameralämter.

2. H a u p t st ü ck.

Verschiedene Arten der Domänen.

I. F e l d g ü t e r.

§. 103.

In den deutschen Staaten befinden sich noch zahlreiche Kam¬

mergüter dieser Art, die in den meisten anderen europäischen
Staaten verschwunden sind (n). Man hat bei den Feldgütern

die Wahl zwischen verschiedenen Wenutzungsarten, bei denen,
wenn man sie in einem Ueberblicke zusammenfaßt, zwei einander

sehr entgegengesetzte Endglieder durch einige Mittelglieder ver¬
knüpft werden und die Erwerbsthätigkeit der Würger in immer
stärkerem Grade hervortritt, während zugleich die Theilnahme
der Negierung an dem Betriebe immer schwächer erscheint.
Dieß läßt sich so darstellen:

I. Keine erblichen Nutzungsrechte von Privatpersonen.
1) Eigene Verwaltung auf Rechnung der Negierung,
2) anfangende Beiziehung des Privatinterefses, Gewährs¬

verwaltung,

3) die Bewirthschaftung wird auf bestimmte Zahre oder auf
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Lebenszeit einem Pachter überlassen, bisweilen sogar den
Erben desselben, Zeitpacht.

II. Erbliches Benutzungsrecht von Privaten.

.4) Erbpacht. Hieran reihet sich sodann der schon betrachtete
Verkauf mit einem zum Theilc stchenbleibenden Kaufschil¬
ling oder auf Zeitrenten, §. 99.

(a) Beispiele. Baden, 1847: 33 721 Mrgn. verpachtete Grundstücke,
I I S03 M. in Selbstverwaltung, wovon 11 61)4 M. Wiesen. (1835
waren 61 Hofgutsgebäude, also wahrscheinlich eben so viele Hof¬
güter vorhanden) — Würtemberg, 1844: 16 161 Mrgn. in ge¬
schlossenen Malereien, 18 31S M. in einzelnen Stücken, 2 682 M.
Seen und 36S Fischwasser. Reinertrag: 1845 — 48 U. 368 823 fl. —
Sachsen: 38 Kammergüter, worunter 2 zu 8 000 Rthlr- Reiner¬
trag. — Hannover: 72 große Pachtgüter, von denen 2 über 10 000
Rthlr. eintragen, 11 über 5000 Rthlr., und 135 kleinere unter 1 000
Rthlr. Ertrag. — Mecklenburg-Schwerin hat 280 große Pacht¬
güter; die ganze Pachteinnahine der Domänen ist für 184!) auf
878 600 Rthlr. von den Höfen u. 464 000 Rthlr. von den Dörfern
angeschlagen.

Bewirthschaftung durch Verwalter.

8. 104.

Die Bewirthschaftung aus Rechnung des Staates, durch
besoldete Verwalter, welche alle Ueberschüsse der Einnahmen
über die Ausgaben abliefern (Selbst - oder Eigenverwal¬
tung, Administration), ist von der Privatwirthschaft schon
frühzeitig in das Finanzwesen übergegangen, ob sie gleich
wegen der genauen Aufsicht auf die Verwalter umständlicher ist
als die Verpachtung («). Wo die Landwirthschaft kunstlos,
nach gleichförmigen Regeln, mit geringer Sorgfalt betrieben
wird, ist gegen jene wenig einzuwenden, wenn man nur der
Redlichkeit der Verwalter gewiß sein kann. Auch späterhin, bei
einem höheren Grade von landwirthschaftlicher Kunst, kann der
einzelne Grundeigenthümer sich bei der Eigenverwaltung wohl
befinden, weil er einen Verwalter auswählen kann, dessen Per¬
sönlichkeit seinen Wünschen vollkommen entspricht, und weil er¬

be! dem öfteren Aufenthalte auf dem Grundstücke den Betrieb
zu beaufsichtigen und zugleich Mißbräuchen jeder Art zu begeg¬
nen vermag. Bei den Domänen verhält es sich jedoch anders,

9 *
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und die Erfahrung'hat über die Unvorteilhaftigkeit dieser Be¬
nutzungsweise hinreichend entschieden (S).
(a) Hü Um an n, Geschichte der Dom. Benutzung in Deutschland. Franks.

а. O. 1807. — Ein Theil der römischen axi! public! wurde von den
Sklaven für den Staat verwaltet, unter Aufsicht des Senates, der
die Rechnungen abhörtc. Bosse, I, 76. — Im Mittelalter war fast
allgemein die Administration üblich, und noch in der Mitte des
vorigen Jahrhunderts wurde sie, z. B. von Schreker, a. a. O.,
vorgezogcn, denn man scheute die Verpachtung, um dem Pachter
nicht einen Gewinn zu lassen, der der Regierung zugewendet werden
könnte, und um die bessere Schonung der Ländereien zu bewirken.
Seckendorf (Fürstenstaat, S. 373) lehrte indcß schon, daß man
nach den Umständen zwischen Verpachtung und Verwaltung wählen
solle. — Es bestand im Ganzen genommen wenig Ordnung und
Aufsicht (Hüllmann, Fin. Gcsch. S. 36 ff.), obschon Karl der
Große, so wie später Kaiser Friedrich II. in Neapel, sich bemühte,
die Verwalter durch ausführliche Instructionen zum Flciße anzu-
haltcn. Der Amtmann, Vogt, fnäex, hatte jährlich zu Weihnachten
das ins Einzelne gehende Wcrzeichniß aller eingcgangenen Natura¬
lien (capitul. üo villis, Art. 62) zu übergeben, von welchen Fasten¬
speisen in dasHoflager gesendet, die auf dem Gute zu verbrauchenden
Vorräthe abgereicht und die Reste aufbewahrt wurden, um allen¬
falls verkauft (Art. 33) oder länger in Bereitschaft gehalten zu
werden. Am Palmsonntag mußte, nachdem die Geldrechnung durch¬
gegangen war, der Gelderlös eingcsendet werden (Art. 28). Kleinere
Güterstanden untcrVcrwaltern oderMeiern (villivi). Vgl. Anton,
Geschichte der deutschen Landwirthschaft, I, 177. (Hüllmann,
Domänen-Benutz. S. 13 nimmt villicrm und fuckex für gleichbe¬
deutend.) Es läßt sich annehmen, daß die Werwaltungsweise im
Laufe mehrerer folgender Jahrhunderte nicht weiter vorrückte, als
sie schon in jenen Gesetzen, nur ohne dauernden Erfolg, vorge¬
schrieben war. So lange die Hofhaltung häufig von einem Kammer-
gute zum anderen verlegt und bei Festlichkeiten eine unglaubliche
Menge von Naturalien verbraucht wurde, hätte man ohnehin von
der eigenen Administration nicht abgehen können, deren Mängeln
durch jene Gewohnheit zum Theile abgeholfen wurde. Der alte
sullex und villieus lassen sich einigermaßen in dem Amtmann und
Kästner des 17. Jahrh. wieder erkennen; s. die Bestallungen beider
im Anhang bei Seckendorf's Fürstenstaat, Nr. IX u. XII. Dem
fu,lex scheint der procurator zur Zeit Friedrichs II. in Neapel ent¬
sprochen zu haben; v. Raumer, Geschichte der Hohenstaufen, VII,
б, Nr. XIV. — In kleinen Ländern leitete wohl der Marschall die
ganze Verwaltung. Hans v. Schweinichen empfing (1889 ff.)
alle Sonntage nach Lisch die Vögte, welche berichteten, was einge¬
nommen war, worauf die Geschäfte der nächsten Woche verabredet
wurden; s. H. v. Schw. Leben u. Abenteuer, herausg. v. Büsching,
II, 282 sI833).

(-) Bei einzelnen Feldstücken ist sie gar nicht ausführbar.

8 . 105 .

Gegen die Eigenverwaltung sprechen hauptsächlich folgende
Gründe («) :
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1) Schon der rohe Ertrag pflegt geringer zu sein, als bei an¬
ders behandelten Landgütern, weil fest besoldete Verwalter
im Allgemeinen geringeren Eifer haben, sich um die Ver¬
vollkommnung des Betriebes, die beste Benutzung aller-
örtlichen Verhältnisse und den einträglichsten Verkauf
weniger bemühen und vielmehr, aus Scheu vor Anstren¬
gung und Verantwortlichkeit im Falle eines Mißlingens,
lieber in dem herkömmlichen Geleise beharren. Es ist
daher nicht zu erwarten, daß die landwirthschaftliche Kunst
in ihrer jedesmaligen Ausbildung auf den Kammergütern
gehörige Anwendung finden werde. Instructionen und
einzelne Befehle reichen nicht hin, den Verwalter zu einem
zweckmäßigen Verfahren anzuhalten, wenn er nicht eigenen
guten Willen hat.

2) Die Kosten lassen einen zu kleinen Reinertrag übrig, denn
rr) die Verwaltung geschieht nicht mit derjenigen Spar¬

samkeit, zu welcher der eigene Vortheil antreibt, weil
es an einem hinreichenden Antriebe fehlt, mit der
nöthigen Beharrlichkeit und Unverdrossenheit trotz des
Widerstrebens der Untergebenen zu handeln;

b) auch absichtliche Veruntreuung ist nicht ganz zu ver¬
hüten (ö);

v) die Aufsicht der Vorgesetzten Behörde ist so umständ¬
lich, daß man ein zahlreiches Personal von Beamten
hiezu halten muß.

3) Die Negierung wird genöthigt, das ganze Wewirthschaf-
tungscapital, sowohl umlaufendes als stehendes, anzuschaf¬
fen und im Gebrauche zu erhalten, während z. B. bei der
Verpachtung öfters ein Theil des stehenden und in jedem
Falle das ganze umlaufende von dem Unternehmer gestellt
wird. Jenes dem Verwalter anzuvertrauende Capital ist
nicht allein manchen Verlusten ausgesetzt, sondern verzinset
sich auch gewöhnlich nicht gut.

4) Die Einkünfte sind von Jahr zu Jahr einem starken Wech¬
sel unterworfen, der die Regelmäßigkeit im Finanzwesen



stört, auch kann man nicht auf ihr sicheres Eingehen zu
gewissen Zeiten rechnen.

(») Sturm, Kamcralpraxls, I, 193. — v. Jakob, I, 54. §. 98. ff. —
In der Praxis handelt man auch diesem Grundsätze gemäß, z. B.
nafsauische Verwaltungsordnung der Gen. Doin. Dircction, 29. und
24. Jan. 18 Ui, §. 17: Die in eigener Verwaltung stehenden Güter
sollen in Erbieihe oder Zeitpacht gegeben werden. Bad. Hofdom.
K. Verordn, v. 2. Mai 1829, §. 5 (Negenauer, S. 419): Die
Sclbstbcwirthschaftung kann nur ausnahmsweise und nicht ohne
besondere Ermächtigung Statt finden. Ebenso Würtcmbcrg, H off¬
mann S. 49. — Für die eigene Verwaltung spricht die Schrift:
lieber Domänen und deren Benutzung, Brest. 1835. Der Vf. sucht
zu zeigen, daß in den Händen sehr geschickter und zuverlässiger Ver¬
walter die Kammcrgüter fortdauernd mehr eintragen könnten als
bei großen Pachtungen. Wäre es nur leicht, solche Verwalter zu fin¬
den und selche zu erhalten!

(-) Häufige Klagen über die Untreue der Verwalter, s. Hüllmann,
Gesetz, d. Dom. Benutz. S. 49. — Die königl. Forsten in England
sollen im Durchschnitt von 1826—28 34819 L. Srerl. getragen und
35 733 L. Administrationskosten verursacht haben! Dingler, polh-
techn. Journ. XXXVI. 407.

8. 106.

Die eigene Verwaltung kann jedoch unter besonderen Um¬
standen den Vorzug verdienen, wenn entweder die Besorgnis;
des geringeren Ertrages hinwcgfallt, oder andere Rücksichten
diesen Grund überwiegcn. Solche Fälle sind z. B.

1) die Anwendung der Domanenhöfe zu Musterwirthschaften
(II, §. 1-17.), landwirthschaftlichen Lehranstalten oder zur
Erhaltung von Stammheerdcn vorzüglicher Viehrassen,
II, §. 168, 170. >72. Bei der Wichtigkeit dieses Zweckes
kann es nicht als Abhaltungsgrund gelten, daß der Rein¬
ertrag bei solchen Wirthschaften erfahrungsmaßig nicht
günstig zu sein pflegt (a);

2) die Nahe dcr Hofhaltung, so daß die gewonnenen Erzeug¬
nisse in dieser verbraucht werden können;

3) wenn ein Gut durch einen unordentlichen Pachter oder
durch Unglücksfalle verschlechtert worden ist und einige Zeit
lang schonend benutzt werden muß;

st) wenn man durchgreifende Verbesserungen, z. B. Ablösung
der Frohnen, oder den Verkauf beabsichtigt u. dgl. (S).

ü) Weinberge, so lange man sie überhaupt als Theile der
Kammergüter erhalten will, z. B. wegen einer ausgezeich-



neten Lage, lassen nichi wohl eine -Verpachtung zu und
müssen daher in C'tgenverwaltung bleiben, unter der Lei¬
tung eines vollkommen kundigen Verwalters (u).

6) Abgesonderte Wiesen flächen, bei denen die eigene Ver¬
waltung ganz üblich und leicht ausführbar ist. Die Her¬
stellung der Bewässerungsanstalten, die Düngung ic. kann
leicht von einem Domänenbeamten geschehen, die einzelnen
Grasschnitte aber werden versteigert.

(a) Vgl. §.88. 1). Beispiele: Die würtembergischcnKamcralhöfe (königl-
Privateigenthum) Weil, Scharnhausen und Kleinhohenheim (s-
Weckherlin im Corresp. Bl. des landw. Vereins in W. 1825.11,
3.), nebst der landw. Lehranstalt zu Großhohenheim (Staatsgut),
— Proskau in Schlesien (Lehranstalt). — Die bäurischen Staats¬
güter Schleißheim, Weihenstephan und Fürstenried bei München.
Schleißheim hat ungünstigen Boden und brachte im Durchschnitt
von >654 — 1810 keinen Reinertrag, sondern kostete noch jährlich
6513 fl. Zuschuß! 1810 begann die neue Einrichtung; 1811 —18
warf es jährl. 6972 fl., 1819 7577 fl. rein ab, die 3 Güter gaben
1810—27 einen jährlichen Reinertrag von 22463 fl. oder von 5
Proc. des mittleren Grundwerthes und Capitales. Der Rohertrag
des Ackerbaues stieg während dieser Zeit in Schleißheim von 1 auf
2^ Scheff. vom Morgen. Inzwischen ist jener Reinertrag von
22 463 fl. größtentheils wieder auf Neubauten, Pensionen, Versuche,
Unterricht rc. verwendet worben, so daß in 17 Jahren nur 35 341 fl.
baar an die Staatskasse abgeliefert wurden. Vgl. Schönleutner,
Bericht über die Bewirthschaftung der k. b. Staatsgüter rc. Mün¬
chen, 1822. Schönleutner und Sierl, Jahrb. der k. b. landw.
Lehranstalten zu Schleißheim, I, 28; II, 38. (1828. 1829). In den
Jahren 1835—37 brachten die drei Güter jährlich einen Reinertrag
von 14813 fl. — Weihenstephan hat sehr guten Boden, dennoch warf
die Landwirthschaft auf diesem Gute von 315 Morgen Acker, 150 M.
Wiesen und 183 M. Weiden, Oedungen und Mooswiesen in 3jäh-
rigem Mittel nur 2638 fl. ab. Das Betriebskapital von Schleiß¬
heim (7343 Lagw.) und Weihenstephan (666 Tagw.) berechnete
man 1838 auf 31 163 fl. Materialvorräthe, 31 572 fl. Viehstand,
66 868 fl. Geräthe, 12 855 fl. baare Betriebsvorschüsse, zusammen
142 458 fl., wovon der Zins zu 4 Proc. schon 5698 fl. beträgt. Für¬
stenried ist in Zeitpacht; s. Vcrh. d. K. d. Abg. von 1840, Beil. XXII.
8. (Graf Butler). — Bei mehreren vom Staate errichteten land-
wirthschaftlichen Lehranstalten hat man indeß neuerlich vorgezogen,
das Gut dem Vorsteher um einen billigen Betrag in Pacht zu geben,
z. B. Elwangen und Ochsenhausen in Würtemberg, Hochburg bei
Emmendingen in Baden. In früheren Zeiten gab cs in mehreren
Ländern Domanial-Schaafhöfe, mit Benutzung der Weiderechte auf
Privalländereien, in Selbstverwaltung; z. B. in der Pfalz und in
Würtemberg, Hoffmann, Finanzw. v. Würt. rc S. 31. — In
Frankreich sind noch jetzt 4 Staatsschäfereien, welche aber keinen
Reinertrag liefern. Es werden daraus viele Schaase verkauft. A. für
1844 135000 Fr. Ertrag, 135 200 Fr. Kosten.

(i) Nicolai, I, 232.
(e) Nassauische a. Instruction, §. 18.
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§. 107.

Für die eigene Verwaltung, wo sie bcibehaltcn wird, gelten
folgende Regeln:

1) Die Ansprüche, welche man an den Verwalter zu machen
hat, werden aus einem Anschläge über das Landgut beurtheilt,
der den mittleren muthmaßlichcn Rohertrag, die Wirthschafts-
kosten und den Reinertrag ausspricht. Obgleich der Verwalter
nicht verpflichtet werden kann, den Anschlag streng einzuhalten,
so hat er doch die Abweichungen von demselben zu erklären und
zu rechtfertigen.

2) Alan sucht für die Verwaltung Männer zu erhalten, welche

gediegene Kenntnisse mit redlichem Eifer verbinden. Wo das
Landgut zu dem Aufwand für einen Gehülfen nicht zu klein ist,
wird dem Verwalter ein Rechnungsführer (Kornschreibcr rc.)
beigegeben, der zur Sicherung des Staates gegen mögliche Ver¬
untreuungen dient.

3) Es wird eine ausführliche Dienstanweisung (Instruction)
entworfen, welche die Obliegenheiten und Befugnisse der Ver¬
walter angiebt, z. W. wie sie sich in Ansehung einzelner Wirth-
schaftszweige nach landwirthschaftlichen Grundsätzen zu be¬
nehmen, bei welchen Ausgaben sie höhere Genehmigung einzu-
holcn, wie und wann sie die baaren Ueberschüsse abzulicfern
haben u. dgl. Da aber eine allgemeine Instruction nicht auf
alle einzelnen Umstände eingehen kann, so muß man jedem Ver¬
walter noch besondere Vorschriften geben, z. B. über die Art der
Fruchtfolge, die Behandlung des Gesindes, die Weise des Ver¬
kaufes der Erzeugnisse u. dgl., woferne er nicht soviel Vertrauen
verdient, daß man ihm freiere Hand lassen kann.

4) Außer der regelmäßigen Prüfung der Rechnungen muß die
Vorgesetzte Behörde auch öftere Besichtigungen an Ort und

Stelle durch abgesendete Beamte anordnen, um die Richtigkeit
der erhaltenen Berichte, den guten Zustand des Gutes in allen

seinen Bestandthcilen, die geordnete Buchführung, die sparsame
und zweckmäßige Einrichtung der Ausgaben rc. zu erproben.

8- 108.

Der Eifer des Verwalters wird stärker belebt, wenn man



seinen eigenen Wortheil mit dem Ertrage des Landgutes in Ver¬
bindung setzt, ihm also einen Weg eröffnet, ohne Verletzung seiner
Pflichten etwas zu gewinnen, Dieß geschieht, indem man einen

gewissen mittleren Reinertrag annimmt und dem Verwalter an
dem aus seinen Bemühungen hervorgehenden Mehrertrage einen

gewissen Antheil zusichert, mit einem nach jenem Mehrertrage
steigenden Procentsatze (»). Steigt der Ertrag bloß zufolge
von Preisveränderungen, so hat hiebei der Verwalter kein Ver¬
dienst, ausgenommen die Bemühung um einen einträglichen Ver¬
kauf. Wollte man überhaupt natürliche und künstliche Ursachen
der erhöhten Einnahme unterscheiden, um nur bei letzteren dem
Verwalter einen Antheil zukommen zu lassen, so würde dieß zu
verwickelt und kleinlich werden und die Wirkung jener Begün¬

stigung großentheils vereiteln.
(a) Z B. der Anschlag sei 3000 fl., so könnte man von einer Vermehrung

des Ertrages bis 4000 fl. 10 Proc., von 4000 bis 4500 fl. 16. Proc.,
von 4500 bis 5000 fl. 24 Proc. rc. bewilligen.

ö. Gewährsverwaltung.

§. 109.

Die nämliche Absicht, das eigene Interesse des Verwalters
zu Hülfe zu nehmen, hat zudem Vorschläge eines anderen, künst¬
licheren Verhältnisses geführt, welches zwischen einfacher Ver¬
waltung und Verpachtung in der Mitte steht. Diese Gew ähr s-
verwaltung hat 1) einen Verwalter, welcher genaue Rech¬
nungen legen muß und dem von der Regierung das ganze er¬
forderliche Capital übergeben wird; 2) derselbe haftet wie ein
Pachter für einen gewissen, als Minimum angenommenen Guts¬

ertrag; 3) dagegen wird ihm von dem Mehrertrage ein be¬
stimmter .Theil bewilliget («).

Diese Bedingungen scheinen zwar auf zweckmäßige Weise
die Vortheile der Selbstverwaltung mit denen der Verpachtung
zu vereinigen, denn man kann auf einen gewissen mindesten Er¬
trag mit Sicherheit rechnen und hat die Aussicht, auch von den
Früchten einer höheren Betriebsamkeit einen Theil zu gewinnen.
Aber dennoch ist die Nützlichkeit dieser Anordnung sehr zweifel-
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Haft, denn es wird dem -Verwalter eine lästige Haftung aufge¬
bürdet, ohne daß er dafür durch die Wirkungen günstiger Um¬
stande oder seiner besonderen Bemühungen in vollem Maaße ent¬

schädiget würde. Wer einiges Capital besitzt, wird daher die Zeit¬
pacht vorziehen, und diese Abneigung gegen die Gewährsverwal-
tung muß nothwendig die Folge haben, daß dieselbe nur mit einem
sehr niedrigen Haftungsbetrage zu Stande gebracht wird. Es
fehlt bei dieser wenig versuchten Methode noch an besonderen
Erfahrungen, aus allgemeinen Gründen aber ist sie nicht empfeh¬
lenswert!) (-).

(a) Schreker, Abh. v. Kammergütern, S. 29 u. S. 137, wo das For¬
mular eines solchen Pachtvertrages mitgetheilt wird. Der Gewährs¬
administrator soll alle casus torluitos aus sich nehmen, außer Brand¬
schaden oder wenn die Amtsunterthanen wegen besonderer Unfälle
Nachlaß an ihren Prästationen erhalten; ferner will die Regierung
von Viehsterben, Wasser-, Frost-, Wetterschaden und Mäusefraß an
Feldfrüchten die Hälfte "tragen, wenn solche Verluste über die Hälfte
des Viehstandcs oder der Nutzung ausmachen. Der Amtmann haftet
für einen jährlichen Ertrag von 20000 Rthlr. und erhält von dem,
was darüber bezogen wird, die Hälfte. — Für diese Einrichtung ist
Bergius, Pol. und Cam. Mag. IV, 123 (im Einzelnen nach
Schreber).

(-) Höchst mangelhafte Einrichtung dieser Art in Kurbrandenburg, 1660
—76. Hüllmann, Dom. Ben. S. 45.

6. Verpachtung.

8 . 110 .

Die Vortheile der Verpachtung oder Zeitpacht («)
ergeben sich zum Theile schon aus den oben genannten Unvoll¬
kommenheiten der Selbstverwaltung, 8- 195. Sie sind
hauptsächlich diese (S):

1) Der Pachter hat einen so mächtigen Antrieb, alle Kräfte
auf die Vervollkommnung der Bewirthschaftung zu richten,
daß er einen größeren Reinertrag erzielt, als ein Ver¬
walter, und folglich, seinem eigenen Gewinn unbeschadet,
einen ansehnlicheren Pachtzins geben kann;

2) es wird die Mühe der jährlichen Nechnungsabnahme und
der häufigen Beaufsichtigung erspart;

3) die Regierung braucht nicht das ganze Bewirthschaftungs-
capital (8. 105. Nr. 3) selbst aufzuwenden;



13S

4) die Pachtgelder gehen an den festgesetzten Terminen ein;
5) nach dem Ablauf der Pachtzeit hat man oft Gelegenheit,

den Pachtzins zu steigern, woferne nämlich in der Zwischen¬
zeit die Preise der Bodenerzeugnisse, der Zustand des
Gutes rc. sich günstiger gestaltet haben.

(») Die athenischen Staatsgüter waren allgemein verpachtet und ver-
muthlich an Gcneralpachter, welche die einzelnen Stücke wieder in
Afterpacht gaben, Böckh, I, 325. In Rom befand sich von früher
Zeit an ein Theil der Staatsgüter in den Händen der Patricier, die
sich der Entrichtung des Pachtzinses mit der Zeit zu entziehen wuß¬
ten, Niebuhr, Rom. Geschichte, I, 289. Auch späterhin, sowohl
zur Zeit des Freistaates als der Kaiser, wurden die Staatsgüter
zum Theile verpachtet. Hegewisch, S. 70. Man sicht aus dem
Tit. 70 im l l. Buche des 6oll. snsliu., daß sowohl Zeit- als erbliche
Pachtungen vorkamen. Unter Kaiser Friedrich II. war ein Theil der
Krongüter in Neapel verpachtet, s. v. Raumer, Hohenstaufen VII.
Buch 6. Hauptst., Nr. XIV. In Deutschland kamen einzelne Ver¬
pachtungen schon im l6. Jahrh. vor, wie die von Sch reb er mit-
getheilten Contracte aus der Regierung des Kurfürsten August von
Sachsen von 1568 zeigen. In Würtembcrg waren schon zu Anfang
des 16. Jahrh. viele Feldgütcr verpachtet, Hoffmann a. a. O.
S. 33. Häufiger wurde die Verpachtung gegen Ende des 17, Jahr¬
hunderts, als man, um die Wunden des 30jährigen Krieges zu hei¬
len, besonders eifrig auf Verbesserungen bedacht war, namentlich
1670 in Sachsen, um dieselbe Zeit in Hannover, 1681 im Preußischen,
1699 in Oesterreich. Hüllmann, Gesch. d. Dom. Benutzung,
S. 74 — 86.

(d) Eine Empfehlung der Verpachtung findet sich schon bei keellsn-
berx, vis», de locatione coniluctions, guue M u principe, 1728
(s. Schreber a. a. O. S. 61.) und Gasser, Einleitung zu den
ökon. polit. u. Cameralwiss, 1729, S. 113. Der Vers, erzählt, daß
bei administrirten Kammcrgütern öfters einzelne Zubchörungen u.
Berechtigungen verloren gegangen seien. — Für die Zeitpacht der
Landgüter im Allgemeinen Knaus in der Zeitschrift für die gcs.
Staatswiss, I, 50.

8- in.
Wie weit auch die Zeltpacht der Selbstverwaltung vorzu¬

ziehen sein mag, so trägt sie doch auch einige Mängel an sich.
Denn 1) ist der Bortheil des Pachters von dem eines Eigcn-

thümers verschieden. Während dieser sich eine fortdauernde Quelle
reichlicher Einkünfte in dem Landgute zu erschaffen sucht,
will jener nur aus demselben innerhalb der Pachtzeit den

größten Nutzen ziehen, und bekümmert sich nicht um den Zu¬
stand, in welchem er das Gut verläßt. Es ist daher in der letzten
Zeit jeder Pachtperiode eine solche Bewirthschaftung zu besorgen,



welche die Ländereien erschöpft und manche Bestandtheile durch

-Vernachlässigung verschlechtert. Dhne von dem ganzen Stande

der Pachter eine unvortheilhafte Meinung zu hegen, muß man

doch zugeben, daß die Versuchung zu jenem Verfahren in dem

Wesen des Pachtverhältnisses liegt, und die Erfahrung bestätigt

dieses (»). Auch wird ein Pachter immer solche kostbare Grund¬

verbesserungen scheuen, die sich nicht schon innerhalb der Pacht¬

zeit mit Gewinn bezahlen; 2) die Zeitpacht verursacht zugleich

manche andere Unbequemlichkeiten, Verluste und mühsame Ge¬

schäfte, wie sich dies aus der näheren Betrachtung der Pachtver¬

hältnisse in Betreff der Nachlässe, des Jnventariums, der Bau¬

reparaturen u. dgl. ergeben wird, §. 114 ff. Diese Unvollkom¬

menheiten in volkswirthschaftlicher und finanzieller Hinsicht lassen

sich übrigens durch gute Einrichtung der Pachtungen vermindern

und zeigen sich auch nicht unter allen Umständen in gleichem

Grade. Der erstgenannte jener beiden Nachtheile ist da am

größten, wo ein Kammergut vielerlei Theile in sich, schließt,

deren gute Erhaltung vorzügliche Sorgfalt erfordert, z. B. Ge¬

bäude, Gärten rc., er ist am schwächsten bei Ländereien, die ohne

Gebäude verpachtet werden und keiner schwierigen Verbesse¬

rungen bedürfen (-).
(a) Thaer (Rationelle Landwirthschaft, I, 80) zählt viele Kunstgriffe

unredlicher Pachter auf, z. B. Anbau stark außsaugender Früchte,
schwächereDüngung und nachlässigere Bearbeitung in der letzten
Zeit u. dgl. — Sinclair, Grundgesetze, S.666. — Vergl. dagegen
Klebe in Putsche's Encyklop. der gcs. Land- und Hausw. V, 585.
577. (1828.)

(») Ferner bei sicheren Pachtern, in deren Familien die Domänen sich
längere Zeit erhalten haben.

§. 112 .

lieber die Frage, ob man die Ländereien in größeren Massen,

mit den zugehörigen Gewerksanstalten, z. B. Brauereien,

Mühlen, Ziegel- und Kalköfen, sowie mit den Vorwerken und

Gefällen, im Ganzen verpachten (Generalverpachtung),

oder diese Bestandtheile soviel als möglich von einander trennen

solle, sind die Meinungen getheilt (<,). Für die letztere Methode

spricht derselbe Grundsatz, aus dem die kleinen Landgüter den

großen vorgezogen werden (I, Z. 371.), nämlich der größere



Erfolg, den der Erwerbseifer mehrerer, auf einen kleineren
Wirkungskreis beschränkter Unternehmer verspricht, die auch
schon der größeren Concurrenz willen dem Staate mehr Pacht¬
zins darbieten werden. Die Generalverpachtung empfahl sich
dagegen zunächst darum, weil es sehr bequem für die Regierungs¬
behörden ist, nur mit wenigen wohlhabenden Personen zu thun
zu haben, denen man zugleich den Einzug der landesherrlichen
Grundgefälle, ja sogar die niedere Justiz und Polizei (S) an¬
vertraute, so daß sie durch diese Uebertragung auch die Eigen¬
schaft von Staatsbeamten erlangten, in Pflicht genommen wur¬
den und Besoldungen empfingen (Pachtamtleute). Die
Gefällerhebung wird auf diese Weise allerdings mit geringen
Kosten bewirkt, die Verbindung der Polizeigeschäfte mit der
Pachtung ist aber höchst fehlerhaft, weil jene dabei leicht als
Nebensache verabsäumt oder nach eigennützigen Absichten will-

kührlich besorgt wurden, so daß die Unterthanen manchen Be¬
drückungen ausgesetzt waren.

(a) Vgl. v. Malchus, I, 46. — Zm preußischen Staate hatte Friedrich
Wilhelm I. eine Vorliebe für solche große Pachtungen, s. (Richter)
Beiträge zur Finanzgelahrtheit, 1783, 1, 103.

(S) Bergius, Mag. VII, 43. Der Pachter mußte jedoch die eigentlich
richterlichen Geschäfte einem Gerichtshalter (Juslitiarius) überlassen»

Z. 113.

Die Generalverpachtungen sind vielleicht öfters gegen den
Wortheil der Staatscafse aus Bequemlichkeit der Finanzbeamten
in Schutz genommen worden. Nur da läßt sich von ihnen ein
größerer Ertrag erwarten, wo es viele große Güter und sehr be¬
güterte Pachtlustige giebt und dagegen das Mitwerben minder
begüterter Unternehmer fehlt («). In den meisten Fällen, be¬
sonders da, wo die Mehrzahl der Landleute thätig und unter¬
nehmend ist, wird die vereinzelte Verpachtung der Bestandtheile
weit vortheilhafter sein, wenn sie gleich die Aufstellung beson¬
derer Bezirksbeamten für die Beaufsichtigung der Pachter und
für Erhebung der verschiedenen Gefälle nöthig machen sollte (S).
Aus den landwirthschaftlichen Verhältnissen jeder Gegend und
besonders aus dem Capitalbesitze des Pachterstandes kann man

abnehmen, bis zu welchem Grade es nützlich sei, große Pacht-
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guter zu verkleinern. Zn der Nähe volkreicher Ortschaften bringt
es öfters Gewinn, die zu einem Landgute gehörenden Feldstücke
einzeln zu verpachten und die Gebäude zu verkaufen, (c). Am
leichtesten ist die Scheidung der Vorwerke von denjenigen Ge-
werkSvorrichtungen auszuführen, welcheden landwirthschaftlichcn
Betrieb wenig berühren. Andere Bestandtheile, z. W. die Bier¬
brauerei und Branntweinbrennerei, greifen mehr in die Land-

wirthschaft ein. Doch wäre eine Trennung derselben von dem
Landgute zweckmäßig, wenn sie dann in größerer Ausdehnung
und mit mehr Aufmerksamkeit betrieben werden könnten, was
man aus den Anerbietungen der Pachtlustigen wird abnehmen
können.

(a) Nach Nicolai (a. a. O. I, 241.) soll im preuß. Staate die General-
vcrpachtung nützlicher befunden worden sein.

(d) So die südpreußischen Intendanten, s. Nicolai, I, 245.
(c) Wie dieß schon v. Mahren Holz vorschlug, Bergius, Magaz. II,

216. Für den Augenblick ist diese Anordnung den Laglöhnern und
Kleingutsbesitzern sehr wohlthätig; mit der Zeit wird aber durch
die Aussicht auf den Erwerb aus solchen kleinen Pachtungen leicht
eine zu schnelle Vermehrung der Einwohnerzahl verursacht, wobei
zwar die Pachtzinse noch mehr gesteigert, die Pachter aber dürftig
werden und die Eintreibung beschwerlich ist.

8 .
Regeln für die Einrichtung der Zeitpachtungen («):

1) Bei der Forderung des Pachtzinses dient zum Maaßstabe ein

sorgfältig ausgearbeiteter Ertragsanschlag des Gutes. Der Pacht-
lustige stellt demselben bisweilen, um sein geringeres Angebot
zu rechtfertigen, einen Gegenanschlag zur Seite, worin er die
Einnahme und Ausgabe nach seiner Vermuthung aufrechnet.

2) Ein Pachtzins, der dem Pachter nicht mehr den üblichen
Gewerbsverdienst nebst den Zinsen seines Betriebscapitales übrig

ließe, der also z. B. keine Vergütung für die Gefahr von Un¬
fällen darböte, wäre nur scheinbar nützlich, weil er den Pachter

in zu große Versuchung setzte, sich durch Verschlechterung des
Gutes zu entschädigen, oder ihm wenigstens Mittel und Neigung
zu einem schwunghaften Betriebe entzöge, auch sogar von dürf¬
tigen Pachtern nicht sicher eingezogen werden könnte. Daher

ist nicht jede Steigerung der Pachtzinse auf die Dauer nützlich,
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wohl aber eine solche, die davon herrührt, daß die Pachtstücke
in die Hände der thätigsten und geschicktesten Landwirthe kommen.

3) Die Bersteigerung ist bei Generalverpachtungen ganz
unpassend, weil diese ein besonderes persönliches Vertrauen vor¬
aussetzen, sie ist aber auch bei einzelnen Pachtgütern nicht ohne
Bedenklichkeit, indem bisweilen ein unzuverlässiger Mann, der
unerlaubte Mittel zur Bereicherung nicht scheut, die redlichen
Pachtlustigen überbietet. Die Caution, die man von jedem
Pachter fordert, sichert nicht für alle Fälle. Es ist daher gut,
einem Pachtlustigen, der nach Werhältniß des Anschlages einen
annehmlichen Pachtzins bietet und als wohlhabend, einsichtsvoll,
fleißig und rechtschaffen bekannt ist, die Pachtung aus der Hand
zuzusagen (S), wenn man nur überzeugt sein kann, daß die Be¬
hörden nicht einzelne Personen begünstigen. Kann man aus
diesem Grunde das Mitwerben nicht entbehren, so sollte man
doch nur diejenigen mitbieten lassen, welchen jene Eigenschaften
nicht fehlen (c). Begüterte Pachter sind dürftigen weit vorzu¬
ziehen. Bei einzelnen Grundstücken bleibt nichts übrig als die
Versteigerung.

O) S. vorzügl. Nicolai, I, 234. II. 156 — 209. Vgl. Borowski,
Preuß. Cameralwesen, I, 126. — von Honstedt, Die Verpachtung
der Landgüter, Hannov. 1837 (vorzüglich von rechtlicher Seite). —
v> Pabst, Landw. Betriebslehre, 3. A. S. 110—18. — Hoffmann
in der Zeitschrift f. die ges. Staatswiss. 1848, IV. S. 719. B. der
bad. Hof-Dom.-Kammcr v. 18. März 1836 — Verordn. Bl. Nr. I I.

(S) Sturm, Caincralpraxis, V, 209. — v. Jakob, I,§. 159 —161.
— Hoffmann in der Zeitschr. S. 727. In Hannover wird es so
gehalten, Ubelohde, S. 44. — Aehnliche Bestimmungen in Wei¬
mar, V. v. 30. Jun. 1818, Burckhard, S. 562. Versteigerung
ist zwar Regel, aber es sind Ausnahmen zulässig, auch darf nur der¬
jenige mitbieten, welcher erweislich landwirthschaftliche Kenntnisse
und ein zureichendes Capital besitzt. Die Kammer hat die Gebote zu
begutachten und es muß nicht nothwendig dem Meistbietenden die
Pachtung gegeben werden.—

(e) In Würtemberg dürfen nur die mitbieten, welche sich über den Be¬
sitz eines gewissen Vermögens und die erforderliche persönliche Be¬
fähigung ausweisen, auch wird bei größeren Meiereien noch mehr
Auswahl der Personen gestattet; Hofsmann, S. 61» — Alte Art
der Versteigerung bei einem brennenden Lichte, nachdem schon durch
wiederholtes Vorrusen der einzelnen Pachtlustigen nach einander
eine Steigerung der Angebote bewirkt worden war. „Man sollte
nicht meinen, wie die Gemüther von diesem kleinen Lichte manchmal
erhitzet werden, und weiß ich, daß in diesem kurzen Augenblicke noch
an die 1200 Rthlr» mehr geboten sein." Gasser, Einleit. S. 118,
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(Das Erlöschen des Lichtes diente als Zuschlag. Dieses Verfahren
gehörte zu den vielen ehedem üblichen rücksichtslosen und unwür¬
digen Finanzkünsten.) — Erhebliche Gründe für die Versteigerung
auch bei ganzen Landgütern, S chumacher in Rau u. Haussen
Archiv, N. F. II, 125.

§. 115.

4) Die Eaution dient zur Sicherung sowohl wegen der dem
Pachter anvertrauten Gebäude und Jnventarienstücke, als auch

wegen des Pachtzinses, Am bequemsten ist es, wenn der an¬
tretende Pachter eine Summe baar oder in Staatspapieren hin¬
terlegt. Lb man die Zinsen jährlich am Pachtgelds in Abzug
bringen läßt oder nicht, ist gleichgültig, weil im letzteren Falle
unfehlbar jeder Pachtlustige ungefähr soviel weniger bieten
wird («). Bei einzelnen Grundstücken ist die Caution entbehr¬
lich, es muß aber dann wenigstens die Bürgschaft eines begüterten
Mannes gefordert werden.

5) Eine lange Pachtzeit giebt eine größere Ermunterung zu
bedeutenden Bodenverbesserungen und anderen Unternehmungen,
welche den Ertrag des Gutes erhöhen (II, §. 66.), auch läßt sie die
mit dem Wechsel des Pachters verbundenen Geschäfte seltener ein-
treten (ö). Hat ferner bei einem langjährigen Pachte der Pachter
die Aussicht, im Falle des Wohlverhaltens auch noch länger,
und selbst lebenslang im Besitze des Gutes zu bleiben (c), und
kann er hoffen, daß nach seinem Tode auch die Erben, wenn sie
persönlich dazu befähiget sind, die Pachtung fortsetzen dürfen, so
wird dieß günstigeren Einfluß auf sein Angebot und seine Wirth-
schaftsführung haben, als ein ganz bestimmt auf Lebenszeit des
Pachters geschlossener Contract (Vitalpacht), weil der schon
im mittleren Lebensalter stehende Landwirt!) sich überfeine wahr¬
scheinliche Lebensdauer nicht zu täuschen pflegt (ck). Pachter auf
längere Zeit können auch in Rücksicht aufdie, durch Verbesserungen
des Betriebes möglich werdende Ertragserhöhung einen steigen¬
den Pachtzi ns übernehmen, so daß sie entweder jährlich oder
nach jedesmaligem Ablauf einer gewissen Zahl von Jahren eine
voraus bestimmte Zulage entrichten.
(a) Man setzt die Caution nach den Umständen auf etwa '/, oder des

Pachtzinses. Nach der preuß. F!nanzministerial-V. vom LS. Rov.
1836 in der Regel mindestens >4 des Pachtzinses.
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(L) Eine sechsjährige Periode ist noch zu kurz. In Baden sind 9 Jahre
Regel, in Hannover 12, in Würtemberg 18 Jahre.

(c) Dieß geschah schon im röm. Reiche. Berord. der Kaiser Honorius
und Theodosius (b>. 3 6o<I. duseln. XI, 70): dnnAniit noquieaei,
nt veteres possessores 1'mxlornin publicornm iiovis uonduclorl-
>«i8 ziraeferanlur, si kacla per alias auxmenta snscipiaur (mcnn
sie ebensoviel geben). — Auch in Würtemberg wird es so gehalten,
Hoffman n, S. 64 und in Schottland bei Privatgütern auch öfters.

</?) Für diese Vitalpacht Gr. Soden, V, 52. — In Nassau soll von den
Beamten die Verpachtung auf Lebenszeit des Pachters und dessen
Ehefrau versucht werden. Domänenverwalt.-O. v. l8I6. Z. 13. Nr. 2.

§. 116.

6) Ein in Geld angesctzter Pachtzins kann bei einer langen
Pachtzeit dem einen oder anderen Theile sehr nachtheilig werden,
wenn die Preise der Bodenerzeugnisse sich anhaltend verändert

haben; namentlich richten Pachtungen, die bei dauernd hohen
Fruchtpreisen eingegangen wurden,beim Sinken derselben manche
Pachter zu Grunde. Zwar könnte in solchen Fällen durch Nach¬
lässe nach billigem Ermessen geholfen werden, doch ist es besser,
eine allgemeine Regel aufzustellen, nach welcher die Leistung des
Pachters den Umständen angepaßt wird, zumal da die Regierung
sonst in theuren Jahren keine höhere Einnahme fordern könnte («).
Ein ganz in Körnern angesetzter Pachtzins, man mag ihn nun
nach den Marktpreisen bezahlen oder in natura abführen lassen (ö),
ist in theuren Jahren für den Pachter schwer zu erschwingen, in
wohlfeilen für den Verpachter zu unergiebig. Die Presse ver¬
ändern sich nämlich in ungekchrtem Sinne wie die Ernte-Er¬
gebnisse. Stehen die Früchte hoch, so ist gewöhnlich nicht viel
gewachsen und umgekehrt, die ganze Einnahme des Pachters ist
folglich nicht so sehr verschieden, als die Preise vermuthen lassen.
Ein mit Rücksicht auf die Getreidepreise veränderlicher Pachtzins
ist zwar minder einfach, als eine feste Geldsumme, aber er be¬

seitigt den oben erwähnten Nachtheil und somit die Einwendung,
die man oft gegen die Einführung langer Pachtzelten erhoben
hat. Die Ausführung kann auf verschiedene Weise geschehen:
a) Man läßt einen gewissen Theil des Pachtzinses in Körnern
oder nach dem Marktpreise baar entrichten (-) ; dieß ist das
bequemste Mittel, b) Der Pachtzins wird in einem Frucht¬

quantum ausgedrückt und von 5 zu 5 Jahren nach dem Durch-
Rau, pol. Oekon. Zte Ausg. IN 10
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schnittspreise der Früchte in Geld entrichtet (c). v) Man stellt
eine solche Regel auf, daß die zu zahlende Geldsumme sich zwar

einigermaßen nach den Preisen richtet, aber doch schwächer als
diese sich verändert (r/).
(a) Dagegen und für den fixen Gcldpachtzins Bülau, Der Staat und

der Landbau, S. 65. — von Honstcdt a. a. O. S. 31.
(K) Baden: Bon Ackerland werden z/-, des Pachtgeldes ln Früchten be¬

dungen und nach den Durchschnittspreisen zwischen Martini (! I. Nov.)
und Lichtmeß (2. Febr.) baar bezahlt. W. v. 8. Januar 1822. Dieß
gilt jedoch nicht von einzelnen Stücken, deren Pachtzins blos in Geld
angesetzt wird. Nassau: Der Pachkschilling ist zum Theil in Früch¬
ten und zum Theil in Geld zu bedingen, also, daß nach dem Ermessen
der Sach- und Ortskundigen die Stämme oder Parcellen mit einem
mäßigen Pachtschilling an Früchten ausgeboten, und den Pochtlieb-
habcrn überlassen werde, das Mehrgebot in Geld zu thun. Lng. O.
§. 13. Nr. 6. Auch in Würtemberg wird ein Theil in Getreide an¬
gesetzt, Hoffmann, S. 65.

(c) Sturm, I, 2 IS. Schumacher in Rau u. Haussen Archiv, N.
F., II, 127. Pabst, Betriebs!. §. 309.

(ck) Z. B. so oft der Preis des Scheffels Frucht um ssj eines gewissen
Mittelpreises steigt oder fällt, so wird der Pachtzins um '/g erhöht
oder erniedrigt re. Es sei die Pachtsumme 3000 fl. und der Mittel¬
preis des Roggens 2 fl. vom Scheffel. Kommt derselbe auf 2 fl. 30 kr.,
so erhöht dieß das Pachtgeld um ssg oder um 375 fl. — Ein viertes
Werfahren erwähnt Honstedt, S. 30.

s- 117.
7) Kleinere Verluste müssen schon im Pachtanschlageberück-

stchtigt werden und finden zugleich durch die Möglichkeit großer
Gewinnste einige Vergütung l». Bei bedeutenden Beschä¬

digungen aber ist es nothwcndig, einen N achla ß (R cmissi 0 n)
an der Pachtsumme des einzelnen Jahres zu bewilligen, denn
selbst wenn der Pachter darauf verzichten wollte, so wäre es
doch für die Negierung nicht vortheilhast, ihn in einem außer¬
ordentlichen Weschädigungsfallc zu Grunde gehen zu lassen. Um
jedoch die Zudringlichkeit mancher Pachter zu zügeln und Streitig¬
keiten vorzubeugen, muß das ganze Nachlaßwescn durch allge¬
meine -Verordnungen oder durch die Bestimmungen der Pacht-

contracte geregelt sein (S). Dies kann in folgender Weise ge¬
schehen.
») Nur unverschuldeter Schaden giebt einen Anspruch, und nur

ein besonderes Ercigniß, welches einen Theil der Erzeug¬
nisse zerstört, z. B. Hagelschlag, Ueberschwemmung, Vieh¬

sterben, nicht das bloße Fehlschlagen einer einzelnen Specu-
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lation. Ist ein Mißwachs so allgemein, daß er die Preise er¬
höht, so sollten nur diejenigen Pachter Nachlaß erhalten,
welche weniger geerntet haben, als der Durchschnittspreis
war, nach dem sich die Preise richten; dieß ist aber schwer
zu ermitteln.

b) Es wird festgesetzt, bei welcher Größe des Verlustes im Ver-

haltniß zu dem mittleren Ertrage ein Nachlaß gefordert
werden kann (c).

e) Der Nachlaß betragt den ebensovielsten Theil des Pacht¬
zinses, als der Verlust vom mittleren Ertrage ausmacht.
Bei einem Viehsterbcn kann es nöthig werden, dem Pachter
auch zur Nachschaffung der fehlenden Stücke behülflich zu
sein.

cl) Der Verlust muß sogleich angezeigt werden, damit eine
Untersuchung und Abschätzung an Drt und Stelle vorge-
nommcn werden könne (//).

(a) Noäicnm clniiimum ueguo unimo korre üebet oolomis, cui Immo-
llioum lucriim »oi> uuserlur. Kajus in l.. 2ö, §. 6. VIA. loeati
coiickuoti (XIX, 2).

(») Vgl. Borowski, I, 144. Nicolai, II, 126. Sturm, I, 244. —
Die gemeinrechtlichen Bestimmungen genügen nicht, weil der Staat
seine Pachter schonender behandeln darf und soll, als ein Privat¬
mann schuldig ist.

(e) Baden: Bei geschlossenen Gütern von beträchtlicher Größe ein Scha¬
den von >/, der Ernte, sonst nur über die Hälfte. Bei der Abschätzung
soll ausgemittelt werden, was der Landwirth ohne das eingctrctene
Ercigniß an Ertrag (mittlerem oder des einzelnen Jahres?) zu hof¬
fen gehabt und was er nun zu erwarten hat.

(/t) Nach den Umständen kann eine nochmalige Abschätzung bei der Ernte
gefordert werden. Auch nimmt man wohl darauf Rücksicht, ob andere
Nutzungszweige in dem nämlichen Jahre mehr als den mittleren
Ertrag abwerfen und ob die vorhergehenden Pachtjahre ergiebig
waren. — Nach der preuß. Domänen-Jnstruction von 1722 soll ge¬
naue Erkundigung angcstellt werden, „ob nicht Menschlichkeiten da¬
hinter stecken."

8 . 118 .
8) Die beweglichen Zubehörungen des Gutes (dasZnven-

tarium), welche dem Pachter anvertraut werden muffen, sind
zunächst Theile des stehenden Capitales, wie Gcräthe und Vieh,
doch öfter auch Bestandtheile des umlaufenden CapitalcS, wie
Futtervorräthe. Zwar wäre es sehr erleichternd, wenn jeder an¬
tretende Pachter sich diese Gegenstände selbst anschaffte, allein

10 *
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derselbe hätte hiezu ein beträchtliches Capital nöthig, welches der
Bewirthschaftung entginge und das Mitwerben der -Pachtlustigen
verringerte. Deshalb wird üblicher Weise das Znventarium dem
neuen Pachter nach einer sorgfältigen Aufzeichnung und Ab¬
schätzung übergeben und am Ende der Pachtzeit wieder auf
gleiche Weise übernommen. Hiebei muß er das Fehlende baar oder
in natura nachschaffen, den Ueberschuß aber (Superinventa-
r i um) nimmt er entweder mit hinweg oder erhält ihn nach einem
verabredeten Anschläge vergütet. Dieses Geschäft ist umständlich,
und trotz aller angewendeten Sorgfalt bei der mehrmaligen
Taxation lassen sich Verluste aus der Verschlechterung der Jn-
ventarienstücke nicht vermeiden (er). Dieselben können nicht nach
dem bloßen Anschaffungspreise geschätzt werden, wenn sie durch
den Gebrauch verschlechtert worden sind (-). Die zur Schätzung

beigezogenen und verpflichteten Sachverständigen werden in einige
Abtheilungen (Schürze, gewöhnlich 3) gesondert, deren jede
man um ihren gutachtlichen Anschlag einzeln befragt, um sodann
den Durchschnitt aller ausgesprochenen Summen zu ziehen (a).
(a) Besonders bei dem Viehstande.
(») Man kann hiebei so rechnen: wie sich der volle Werth im Zustande

der Neuheit zu dem jetzigen verringerten Werth (Nützlichkeit) ver¬
hält, so auch der Anschaffungspreis zu dem Anschläge. Ist z. B. ein
Geräthe, welches 100 fl. kostete, so abgenützt, daß es nur noch die
halbe Zeit seine Dienste leisten wird, so kommt es mit 50 fl. in An¬
schlag.

(v) Formulare hiezu bei Borowski, I, 135. Berechnungen mit Rück¬
sicht auf die verschiedene Dauer in Schönleutner und Zierl,
Jahrb. II. Beil. I —III. — Wenn die Jahreszeit des Pachtwechsels
cs mit sich bringt, daß der abziehendc Pachter besäetes Land zurück¬
lassen muß, und mehr Aecker von ihm bestellt worden sind, als er von
seinem Vorgänger erhielt, so müssen die Bcstcllungskosten des Ueber-
schusses ihm vergütet werden.

Z. 119.

9) Was den Aufwand für die Wirthschaftsgebäude
betrifft, so fallen die kleineren Ausbesserungen, deren Umfang
bestimmt angegeben werden muß, dem Pachter wie jedem Be¬
wohner herrschaftlicher Gebäude (Z. 67.) zur Last. Größere
Reparaturen, deren Eintreten sehr unregelmäßig erfolgt, können
nicht ganz vom Pachter getragen werden, es ist vielmehr üblich,
daß der Staat sie bestreitet, so wie die Neubauten. Die Erfahrung
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zeigt hiebei den Uebelstand, daß die Pachter sich die Schonung
und Erhaltung der Gebäude zu wenig angelegen sein lassen und
kleine Ausbesserungen so lange aufschieben, bis größere noth-
wendig werden, so wie sie auch oft unnöthige Neubauten ver¬

langen. Die jährliche Untersuchung, ob ihnen keine Nachlässig¬
keit zur Last falle, sichert nicht genug, aber auch der Vorschlag,
dem Pachter an allen Ausbesserungen einen gewissen Theil der
Kosten aufzulegen, ist nicht zu billigen, weil dann durch die plötz¬
lich eintretende Nothwendigkeit kostbarer Bauten die Lage eines
Pachters zu mißlich werden könnte. Dienlicher ist es, dem Pachter
nach einer genauen Ausscheidung alle diejenigen Reparaturen
aufzuleg en, welche von einer regelmäßigen Verschlechterung her¬
rühren und einigermaßen überschlagen werden können und bei
denen durch Sorgfalt etwas zur Verringerung der Kosten ge¬
schehen kann, ohne daß man doch aus übel angewendeter Spar¬
samkeit Nachtheil für das Gebäude zu besorgen hat (<r).
(a) Die Bestimmung einer Summe, bis zu welcher eine Ausbesserung

vom Pachter geschehen muß, z. B. 10 Rthlr., ist aus obigem Grunde
nicht angemessen. Sturm, Kameralpr. I, 24b. — In jedem Falle
ist die Ausscheidung dessen, was aus der Staatscasse zu bestreiten
ist, auch nach dem im §. ausgesprochenen Grundsätze schwierig. Die
Dächer können dem Pachter leicht mit der Verpflichtung, jährlich
einen bestimmten Theil umzudecken, übertragen werden. Von Neu¬
bauten kann man dem Pachter die Verzinsung der Kosten abfordern.
— Vorschriften, welche Gegenstände der Kammer, welche dagegen
unbedingt den Bewohnern zur Last fallen, in Weimar, V. v. 1. Jan.
1825, Burckhard S. 571.

8 - 120 .

10) Mau pflegt dem Pachter zur Bedingung zu machen,
daß er den Zustand des Gutes verbessern (melioriren) solle.

Wird dieß nur im Abgemeinen gefordert, so ist es von geringer
Wirkung und der Pachter kann leicht durch den Nachweis irgend
einer unbedeutenden Melioration dieser Verpflichtung genügen.
Die lange Dauer der Pachtzeit sowie die Vermöglichkeit und
Einsicht des Pachters können zum Theile eine solche Bedingung
ersetzen, die jedoch immerhin nützlich ist, wenn sie sich auf gewisse
benannte Verbesserungen, und zwar solche bezieht, die dem Pachter
nicht schon während der Pachtzelt hinreichend belohnenden Vor-
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theil bringen, z. B. das Setzen von Obstbäumen, das Mergeln
u. s. w. (»).

11) In den Contract werden gewöhnlich auch solche Be¬

dingungen ausgenommen, welche den Staat gegen eine aus¬
saugende oder sonst verderbliche Wewirthschaftungsweise sichern
sollen. Man muß sich auf solche Puucte beschranken, deren Nicht¬

befolgung leicht wahrzunehmcn ist und die den Pachter nicht in
nützlichen landwirthschaftlichen Unternehmungen hindern; dahin
gehört das Verbot des Stroh- und Heuvcrkaufes und eines zu
sehr erschöpfenden Fruchtwechsels, die gleichmäßige Bedüngung
und Bearbeitung der Felder rc. (-). Auf großen Pachtgütern
hat man dem Pachter in den letzten Jahren bisweilen einen vom
Staate besoldeten Aufseher beigegeben, um schädliche Kunstgriffe
zu verhindern Z. 111.

12) Andere Vertragsbestimmungen betreffen a) die Jahres¬
zeit, in welcher der Antritt des neuen Pachters vor sich gehen
soll (u), b) das Verbot der Afterpacht ohne besondere Erlaub-
niß, wo nämlich jene landrechtlich erlaubt ist, u) die Bestimmung,
wer die auf dem Gute ruhenden Lasten zu tragen habe, cl) die
Termine zur Entrichtung des Pachtzinses, o) Bestimmungen
für den Todesfall des Pachters u. dgl. (</).

13) Die Pachtgüter werden von Zeit zu Zeit sorgfältig durch
die Kammerbeamten oder auch durch höhere Beamte besich¬
tiget (e).

(a) Vgl. Nicolai, II, 167. Sturm, I, 263. — Bei kostbaren Melio¬
rationen dieser Ärt ist es dienlich, wenn der Staat einen Theil des
Aufwandes vergütet.

(ä) Sturm, I, 223, wo zu viele solche Cautelen in Vorschlag gebracht
sind. — v. Jakob, I, §. NO. — Die Vorschrift, welcher Viehstand
gehalten werden muß, sichert nicht genug, weil es auf die Fütterung
ankommt. Hosfmann (Zeitschr. S. 724) räth daher, die Frucht¬
folge und Feldeintheilung nach Erwägung aller örtlichen Verhält¬
nisse und im Einverständniß mit dem Pachter festzusctzen und diesem
dann als Richtschnur vorzuschreiben.

(c) Man hält insgemein die zweite Hälfte des Junius (Johannistag,
24. Jun.) für die beste Zeit.

(ct) Angef. bad. V. v. 18. März 1835: Der Pachtcontract kann für auf¬
gelöst erklärt werden, wenn der Pachter in Gant geräth oder mit 2
Jahreszinsen in Rückstand bleibt.

(s) Vorschriften hiezu bei Hosfmann, S. 68.
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A n h a n g.

Bon den Pachtanschlägen der Kammergüter.

Z. 121.

Unter dem Anschläge eines Landgutes oder einzelnen
Grundstückes versteht man die ausführliche Borausberechnung
des von der Bewirthschaftung desselben zu erwartenden Ergeb¬
nisses. Die Regeln der Veranschlagung sind in Deutschland sehr
ausgebildet und in zahlreichen Schriften dargestellt worden («).
Dieses Geschäft beruht auf Erfahrungen aus dem Gebiete der
Landwirthschaftslehre; da inzwischen die Anschläge der Kammer¬

güter nach den besonderen Bedürfnissen der Finanzverwal¬
tung eingerichtet sein müssen und deshalb von Finanzbeamtcn
unter der Leitung der oberen Domänenbehördcn verfertiget zu
werden pflegen, da ferner in Staaten, welche viele Domänen
besitzen, die Entwerfung einer besonderen Geschaftsanweisung
nöthig ist, um die Taxationen gleichförmig und zuverlässig zu
machen, so muß eine Uebersicht der hieraufsich beziehenden Grund¬
sätze auch in die Finanzwissenschaft ausgenommen werden.

(a) Vorzüglich in Preußen. Aeltcre Schriften: Schweden, Trat-
tat von Anschlägen der Güter, 1717. n. A. 1751. — Gasser, a-,
Einleitung, Cap. 4—10. Von neueren Schriften s. besonders:
Nicolai,a.a.O., II, 1. — Borowski,a.a.O., I, 1. — Meyer,
Grundsätze zur Verfertigung richtiger Pachtanschläge. Hannov. 1809.
— Sturm, Kamcralpraxis, I, 6—146. — Brieger, Oekonomisch-
kameralistische Schriften, Posen, 1803—9. III Bde. vorzüglich II,
49; III, 68. '— v> Flotow, Anleitung zur Fertigung der Ertrags¬
anschläge. Leipzig, 1820. 22. II B. (vorzüglich gut). —- v. Jacob,
I, §. 106 ff.— v. Malchu s, Politik der inneren Staatsverwaltung,
llr Bd., die angehängten Tabellen. — Klebe, Anleitung zur Fer¬
tigung der Grund-Anschläge. Leipz. 1828. — v. Daum, Materia¬
lien zu einer verbesserten Abschätzung des Acker-, Wiesen- und Wcide-
bodens. Berl. 1828. 4. — Schmalz, Versuch einer Anleitung zur
Veranschlagung ländlicher Grundstücke, Königsb. 1829.— Putsche,
Encyklop. der Land- u. Hauswirthschaft, VII, 631. — Block, Mit-
thcilungen landwirthschaftlicher Erfahrungen, 3r Band, 2. Ausg.
1838. — Dessen Beiträge zur Landgüter-Schätzungskunde, Brest.
1840.— v.Honstedt, Anleitung zur Aufstellung und Beurtheilung
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lanbwirthsch. Schätzungen, Hannov. 1834. — Kreußig, Berich¬
tigung und naturgemäße Begründung der landwirthsch. Ertragsbe¬
rechnungen rc. Prag, 1835. — v. Jordan, Grundsätze über Ab¬
schätzung der Landgüter, 2. A. von Rothkögcl, Wien, 1839. — R.
Andre-, Darstellung der vorzüglichsten landw. Verhältnisse, 4. A.
v. Rieger, 1810. — Vorzüglich zu beachten ist die k. sächsische
Gcschäftsanwcisung zur Abschätzung des Grundeigenthuins, v. 30.
März 1838 (für die Grundsteuer bestimmt). — Technische Instruc¬
tionen f. die von d. K. General-Commission v. Pommern beauftrag¬
ten Oekon. Commissarien. Berl. 1842. 4°. — Gute Materialien bei
Klcemann, Encyklopädic landw. Verhältnisse. 1845, — Zeller,
Landw. Vcrhältnißkunde. 4. Abth. 1842—49.

8 . 122 .
Das durch Veranschlagung auszumittclnde Ergebnis; der

künfligen Bcwirthschaftung kann sein:
1) ein unmittelbares, der reine Ertrag, welcher neben

der Grundrente auch Capitalrente und Gewerbsverdienst in sich
schließt. Derselbe läßt sich unter verschiedenen Voraussetzungen
erforschen, nach welchen die Veranschlagung in mehrere Arten
zerfällt, nämlich:

u) nachscinemmittleren, beiderüblichen Wewirthschaftungs-
weise zu erwartenden Betrage, und zwar

«) wie er unter den jetzigen Umständen, in der nächsten
Zukunft zu vermuthen ist; Anschlag des nächst be¬

vor st e h e n d e n E r t r a g e s, N u tz u n g s-, E rtra g s-
anschlag im gewöhnlichen Sinne des Wortes. Diese

Veranschlagungsweise ist für Verpachtungen zweckmäßig.
Es bleiben dabei solche Nutzungen ganz außer Ansatz,
die dem Pachter gar nicht übertragen werden, oder die

während der nächsten Pachtzeit keinen erheblichen Ertrag
versprechen, z. B. neue Obstpflanzungen; ferner werden
gegenwärtige Verhältnisse, die den Ertrag erhöhen oder
erniedrigen, mit berücksichtiget, wenn auch ihr längerer
Fonbestand nicht wahrscheinlich ist;

/?) wie er im Durchschnitte eines längeren Zeitraumes
sich hoffen läßt; Anschlag des dauernden Er¬
trages. Eines solchen bedarf der Verkäufer, um den
angemessenen Verkaufspreis zu finden, ferner wird der¬

selbe bei der Verpachtung, der Anlegung der Grund¬
steuer und der Arrondirung (II, ß. 100.) benutzt;
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b) nach dem Betrage, den er auch unter ungünstigen Umstan¬
den wenigstens noch erreichen muß; ein solcher Anschlag
des geringsten, sicheren Ertrages dient z. W. zur
Bestellung eines Unterpfandes und bei der Aufnahme in
einen Creditverein, (H, §. 114 ff.) (a);

e) nach der Größe, zu der er bei einem reichlichen Aufwande
von Kunst und Capital gebracht werden kann; Anschlag
des künstlich-erreichbaren Ertrages. Ein ratio¬
neller Landwirts, wird aus einem Anschläge dieser Art ab¬
nehmen, wie theuer er im äußersten Falle ein Gut erkaufen
oder pachten darf, aber der Eigenthümer darf seine For¬

derungen und Erwartungen nicht hiernach einrichtcn, weil
auf das Mitwerben solcher Kauf- oder Pachtlustigen in der

Regel nicht zu rechnen ist;
2) ein mittelbares Ergebnis), der auf den Reinertrag

gegründete Berkehrswerth, der zugleich als Richtschnur des
Preises dient, I, Z. 60. Da der Werth der Grundstücke in ihrer

Fähigkeit besteht, einen gewissen reinen Ertrag zu geben,
so wird aus diesem, unter der Annahme eines gewissen Zins¬
fußes, durch bloße Vervielfachung (z. B. mit 25 oder 33) der
Werth leicht gefunden. Indes) ist der Anschlag der nächstbevor¬
stehenden Nutzung zur Berechnung des Wertstes für Kauf- und
andere Fälle nicht zu brauchen, weil er zu sehr veränderlich ist;
man muß folglich, je nach dem Zwecke der Veranschlagung, eine
andere der in Nr. 1 angegebenen Ertragsbestimmungen zu

Grunde legen (S).
(a) Vgl. Block, Mitthcil. III, 250.
(ä) Man setzt gewöhnlich dem Ertragsanschlage den Grundan¬

schlag entgegen, und versteht unter diesem Ausdrucke eine solche
Ermittelung des Werthes und Preises, welche auf die ganze Be¬
schaffenheit des Landgutes in allen seinen Theilen, abgesehen von
einer besonderen Behandlungsweise, gebaut ist. Es ist jedoch nicht
möglich, aus der natürlichen und künstlichen Beschaffenheit der Län¬
dereien allein, ohne Berechnung eines gewissen Ertrages, zu einem
Ansätze des Werthes zu kommen, man muß beim Gelderträge auch
veränderliche Umstände, z. B. die Preise der Erzeugnisse, mit be¬
achten, und es ergiebt sich aus dem Obigen, daß jede der drei Er-
tragsbcrechnungen I>— <i eine eigene Art des Grundanschlages geben
kann. Nur die Bonilirung des Bodens (§. 124.) giebt feste, unwan¬
delbare Zahlen, die aber keine Geldsummen bezeichnen.
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Der Pachtanschlag kann abgeleitet werden:

1) aus allgemeinen landwirthschastlichen Erfah¬
rungen, indem man untersucht, welchen rohen und reinen Er¬

trag jeder Wirtschaftszweig bei einer angenommenen Wehand-
lungsweise und der gegebenen Beschaffenheit des Bodens, des
Klimas, der Absatzgelcgenheit u. dgl. zufolge der, aus vielen

Fällen abgenommenen Zahlenverhältnisse durchschnittlich er¬
warten läßt;

2) aus besonderen Erfahrungen auf dem einzelnen
Landgute, d. h. aus dem Ertrage, welchen die bisherige Be¬
wirtschaftung desselben wirklich gegeben hat. Diese Ausmittlung
würde für sich allein höchst ungenügend sein, denn es läßt sich
bei ihr der Einfluß zufälliger Umstände, die sowohl in äußeren
Ereignissen, als in der Persönlichkeit des Landwirthes, seiner
Wohlhabenheit oder Dürftigkeit, seiner Einsicht oder Unwissen¬

heit w. liegen, nicht ausscheiden. Gleichwohl können diese ge¬
schichtlichen Thatsachen sehr nützlich werden, um die allgemeinen
Erfahrungen in ihrer Anwendung auf eine gegebene Oertlichkeit
zu ergänzen und die unrichtige Auffassung der vorhandenen Um¬
stände bemerklich zu machen. Es ist also notwendig, jene beiden
Werechnungsmittel stets in Verbindung mit einander anzuwen¬
den («).

(a) Schmalz, Anleitung, §. 2 —5.

8 - 124 .
Die Reihenfolge der Geschäfte bei der Veranschlagung eines

ganzen Landgutes ist ungefähr diese:

1) der Beamte sucht sich vorläufig mit dem ganzen Gute
bekannt zu machen, erforscht die einzelnen Bestandteile, deren
Größe und Gränzen, die Gebäude und deren Zustand, die zu-
gehvrenden Gerechtsame u. s. f.

2) Es werden schriftliche Nachrichten gesammelt, welche als
Hülfsmittel gebraucht werden können. Von dieser Art sind die

Vermessungsregister, die älteren Anschläge und Pachtverträge,
die Rechnungen des bisherigen Verwalters oder Pachters, wenn
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nämlich dieser zufolge des Pachtcontractes verpflichtet ist, seine
Wirtschaftsrechnungen zu diesem Wehufe vorzulegcn, die ein¬
zelnen zugehörigen Register, z. B. über Saat, Ernte, Ausdrusch,
Wiehnutzung u. dgl., ferner das Verzeichnst und die Abschätzung
der Znventarienstücke.

3) Es werden alle diejenigen Personen zu Protokoll ver¬
nommen, welche über den Zustand, die Behandlungsweise und
den Ertrag des Gutes aus eigener Wahrnehmung Auskunft
geben können. Man sucht auf diese Weise diejenigen Puncte
auszumitteln, welche aus den schriftlichen Hülfsmitteln sich nicht
mit hinreichender Deutlichkeit ergeben. Widersprüche in den
Aussagen sucht man durch Gegenüberstellen der Vernommenen
zu heben.

4) Die einzelnen Bestandteile des Gutes werden mit Zu¬

ziehung von verpflichteten Sachverständigen einer genauen Un¬
tersuchung unterworfen, um ihre Ertragsfähigkeit auszumitteln.
Bei den Ländereien heißt dieses Geschäft die Bonitirung, Bo¬
denschätzung. Man bringt die Ländereien jeder Art in Elasten
und bestimmt die in jede Elaste fallende Morgenzahl.

5) Aus den so erlangten Nachrichten wird die Berechnung
des mittleren rohen Ertrages, der sammtlichen Ausgaben und
folglich des mutmaßlichen Reinertrages vorgenommen.

§. 125.

Bei der Ertragsberechnung werden nach einem ziemlich all¬

gemeinen Herkommen die einzelnen Zweige des landwirtschaft¬
lichen Gewerbes, wie sie auf dem Gute Vorkommen (Ackerbau,
Wiesenbau, Nindviehzucht u. dgl.), abgesondert behandelt, so
daß man bei jedem 1) den durchschnittlichen Rohertrag in
Erzeugnissen verschiedener Art (in natura) ausmittelt, 2)
hievon sogleich die auf dem Landgute vorkommende Verzeh¬
rung an solchen Stoffen abzieht, 3) den Ueberrest nach den
Mittelpreisen der Gegend zu Geld ansetzt und endlich 4) von
dieser Summe die besonderen Geldausgaben abrechnet, welche
der einzelne Nutzungszweig erfordert.
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Auf diese Weise erlangt man eine Anzahl von getrennten
Anschlägen, die Ergebnisse werden sodann zusammengcrechnet
und von der so gebildeten Summe werden noch die allgemeinen
Wewirthschaftungskosten abgezogen. Der Ueberrcst bildet dann
den reinen Ertrag.

Z. 126.

Diese Bercchnungsart führt zwar zu einem richtigen Haupt-
ergebniß und laßt leicht erkennen, in wie viel jeder Theil deS
ganzen Betriebs zur Bewirkung des Reinertrages beiträgt, allein
sie ist doch insoferne mangelhaft, als der gcsammte rohe Ertrag
gar nicht erscheint und daher auch das zwischen ihm und dem
Kostenaufwand Statt findende Werhältniß nicht klar wird. Alan
sollte also entweder 1) nur eine einzige Hauptrechnung bilden,
in dieser zuerst den Rohertrag aller Zweige zusammenstellen und
dann in derselben Reihenfolge alle Abzüge in natura und in
Gcldausgaben fortlaufend aufführen, um endlich die Summen
der sämmtlichen Einnahmen und Ausgaben zu vergleichen, oder
2) wenn manbei jener mühsameren Arider Darstellung beharren
will, wenigstens am Schluffe aus den getrennten Specialan-
schlägcn auch den rohen Ertrag zusammenziehen. Gewöhnlich
hat man überdieß die Ausscheidung der Ausgaben nach den ver¬

schiedenen Betriebszweigen nicht vollständig genug vorgenommen
und so den Nutzen jener Zerlegung des Anschlages in einzelne
Theile durch die Ungenauigkeit derselben geschwächt (cr).

(a) So müssen z. B. die Ausgaben für Beköstigung und Lohn der Tag¬
löhner dann, wenn diese anhaltend mit einer einzigen Verrichtung
(Ackerbau, Rebbau, Fischerei, Schaafwäsche u. dgl.) beschäftigt sind,
ihre besondere Stelle erhalten, vergl. Schmalz, S. 317.

§. 127.

Unter den Bestandtheilen eines Landgutes hat
I. das Ackerland in Hinsicht aufseine Veranschlagung die

meisten Bemühungen auf sich gezogen, weil die große Masse
desselben, die Menge und Wichtigkeit seiner Erzeugnisse und die
leicht wahrnehmbare Abhängigkeit seiner Ergiebigkeit von natür¬
lichen Umständen zur Untersuchung am meisten auffordern mußte.
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Die Bonitirung des Ackerlandes ist neuerlich durch die Fort¬

schritte der Landwirthschaftölehre, besonders der -Bodenkunde,
sehr vervollkommnet worden («),doch hat man sich noch nichtüber
eine erschöpfende und dabei bequem zu überblickende allgemeine
Eintheilung der Bodenarten vereinigt, auf welche man sich über¬
all stützen könnte (L). Bei einem solchen feststehenden und all¬
gemein anwendbaren Clafsensiistem würde übrigens doch der
auf jede Elaste und Art des Bodens kommende rohe und reine
Ertrag nur in jeder einzelnen Deutlichkeit genau bestimmt werden
können, weil er zugleich von mancherlei anderen Umstanden,
namentlich der Wewirthschaflungsweise und, was den Ausdruck
in Geld betrifft, den Preisen der Dinge, bedingt wird. Man
unterscheidet 2 Arten der Classeneintheilung:

1) nach der Naturbeschuffenheit deS Bodens, die sich
zunächst in der Zusammensetzung desselben aus Erden, Salzen
und organischen Resten (Humus), sodann auch in anderen Um¬
standen, als Klima (hauptsächlich Verhältnisse der Warme und
Feuchtigkeit), Lage rc. ausspricht; es werden hiebei alle Boden¬
arten in eine Elaste zusammengestellt, die einander in physischer
Hinsicht ähnlich sind;

2) nach dem reinen Ertrage; wirthschaftliche oder öko¬
nomisch e C l a sse n e i n t h e i l u n g, wobei man bloß die Abstufung
von den besten zu den unergiebigsten Ländereien jeder Benutzungs¬
art aufstellt (a).

Nach der ersten Art können innerhalb jeder Elaste Ländereien
von sehr verschiedener Ertragsfähigkeit Vorkommen, gleichwohl
verdient dieses Verfahren den Vorzug, weil es auf die natürliche
Grundlage, das Bleibendere und Kenntlichere, gebaut ist, wäh¬
rend die Methoden und Zwecke der Bewirthschaftung, die den
Ertrag mit bedingen, eher wechselnd sind (</).

(a) Von den älteren Taxationsartcn ist die sogenannte brandenbur-
gische, welche nach der Art und dem Ertrage der auf jedem Boden
zu bauenden Früchte eingerichtet ist, am bemcrkcnswerthesten. Sie
wurde bei der Gründung des Crcditvercines (tl, H. 113 (c)) zum
Stützpunkt genommen. Lhaer hat in der Aufstellung besserer Un¬
terscheidungen die Bahn gebrochen, s. besonders dessen Ration. Landw.
II, 130. Annalen d. Fortschritte d. Landw. VI, 3bI. Mögelin. Anna¬
len, VII, 506. — v. Flotow a. a. O. S. SO. — Schübler zu
Chaptals Agriculturchemie, II, 3S1. — v. Schwerz, Anleit, zum
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pract. Ackerb. I, 43. — Hundcshagcn, Bodenkunde, S. 185.—
Sachs. Geschäftsanweisung.

(l>) Eine solche würde große Vortheilcdarbieten, weil dann Schätzungen
in verschiedenen Ländern und Landestheilen bequem mit einander
verglichen werden könnten, während eine bloß örtliche Claffenein-
theilung in einer anderen Gegend nicht verständlich und brauchbar
ist; allein es ist auch schwer, ei» so erschöpfendesSystem aufzustellen,
daß darin jede irgendwo vorkommende Bodenart ihre Stelle findet.
Leichter ist die Arbeit, wen» man sich nur auf diejenigen Bodenbe-
schaffenheitcn beschränkt, die man in dem Lande rc. vor sich hat.

(c) Block (Mittheilungen, I, 397. 1830) will nur eine Classification
nach dem Ertrage zulassen.

(<j) Die in der sächs. Geschäftsanweisung §. 18 vorgcschriebene ökono¬
mische Classification, die beim Ackerlande 1L Classen annimmt, ist
doch mit Rücksicht auf die Zusammensetzung des Bodens angelegt,
indem die Classen I. III. VI. IX. den Thon-, II. IV. V. VII. den Lehm-
u. VIII. X. XI. den Sandboden enthalten. Die einfachste Anord¬
nung würde darin bestehen, daß man außer den eben genannten 3
Hauptbodenartennoch zwei andere, Kalk- und Humusboden unter¬
schiede und jede dieser 5 Hauptclassen in Unterabtheilungen brächte.
ZwischenSand- und Lehmboden kann indeß nach Thacr noch eine
Mittelklasse des sandigen Lehms und lehmigen Sandes eingeschaltet
werden. So ergeben sich 6 Hauptclassen. Die a. pommerscheIn¬
struction legt dieselben zu Grunde und theilt die 5 ersten (die 8. bil¬
det den Kalk) in 16 Unterklassen oder Bodenarten ein.

§. 128 .

Nachdem das vorhandene Ackerland in gewisse Classen und

Arten eingereiht ist, wird untersucht

1) der muthmaßliche Rohertrag jeder Abtheilung («), auf

welchen noch Einfluß haben rr) die in der Gegend gewöhnlich

gebauten Feldfrüchte und die übliche Aufeinanderfolge derselben,

weshalb man den Durchschnittsertrag einer ganzen, z. B. drci-

oder sechsjährigen Periode der Fruchtfolge nehmen muß (S),

Ii) die Stärke der Düngung, welche wieder mit den allgemeinen

Wirthschaftsverhältnissen, namentlich der Größe des Biehstandes

und der Menge des gewonnenen Futters, zusammenhängt (o).

2) der abzuziehende Kostenbetrag. Die alte Methode,

für diese Kosten nur einen ungefähren Ueberschlag, das Wirth-

schaftskorn, anzunehmen (ck), ist als ganz unzuverlässig auf-

gegeben worden. Man muß also eine sorgfältige Berechnung

anstellcn. rr) Um zu ermitteln, welcher Theil der Ackererzeug¬

nisse sogleich in der Wirthschaft verzehrt wird, muß man die Zahl

der nöthigen Arbeiter und des Spannvieheö auS der Menge

der vorkommenden Geschäfte ableiten und die Speise-und Futter-
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ordnung zu Hülse nehmen. Ii) Geldausgaben sind bei dem Acker¬
baue gewöhnlich gar nicht ausgerechnet worden, allein die Folge¬
richtigkeit fordert, daß man von den allgemeinen Wirthschafts-
auögaben diejenigen hieher verweise, welche auf andere Zweige
keinen Bezug haben (e).
(a) Der mittlere Rohertrag, in Roggen ausgedrückt, ist nach Block von

der besten Bodcnclasse nicht unter 10 Schcff. auf den preuß. Morgen
oder 5 Malt, auf den bad. Morgen; nach der sächs. Geschäftsan¬
weisung von der Clafse I, n 171 Metz. Roggenwerth a. d- sächs. Acker
— 9,^> Scheff. v. pr. M. — 4,°° Malter v. bad. M.

(ä) Wo allgemein keine Brache mehr gehalten wird, da wäre es unpas¬
send, den Ertrag der Brachfrüchte außer Ansatz zu lassen. Auch Han¬
delsgewächse dürfen eingerechnet werden, wenn sie in der Frucht-
folgc einer Gegend regelmäßig Vorkommen.

(c) Vergl. Schmalz, §. 42. — Man kann z. B» auf ein Stück Rind
von 7 Ctrn. lebendem Gewicht bei guter Stallfütterung gegen
90 Ctr. Heu (oder dessen Werth in anderen Futterstoffen) und
18—22 Ctr. Stroh zur Streu annehmcn, woraus etwa 220 Ctr.
abgefaulter Mist erhalten werden. Bei guter Düngung kommen
jährlich ungefähr 50 Ctr. Mist auf den preuß., 70 auf den bad.
Morgen, so daß I Stück den Dünger für resp. 4s^ und 3 Morgen
liefert.

(A) Man nahm an, daß auf einem Acker, der die Aussaat dreifach wie-
dergiebt, die Kosten der Aussaat gleich wären, bei vierfachem Kör¬
nerertrage sollten die Kosten 1/,mal, bei höherem 2mal soviel als
das Saatquantum ausmachen; z. B. auf I Morgen 1'^ Scheff.
Weizen (zu viel) Aussaat, bei basaltigem Ertrage 8'/, Scheff.
Ernte, Abzug außer der Saat noch 3 Scheff. für Kosten, Rest 3z/,
Scheff. (in preuß. Maaßen). Doch kam es hiebei auch darauf an,
ob Frohndienste bei dem Gute waren. Gasser, S. 139. Bergius,
VII, 63.

(e) Z. B. Geldlohn der Feldarbeiter, Ausgaben für die Ackergeräthe, für
Ankauf von Düngemitteln u. dgl. — Setzt man den Reinertrag des
Morgens Acker erster Güte gleich 100, so wird der Ertrag der an¬
deren 9 Bodenclassen bis zur schlechtesten herab nach Flotow's An¬
schlägen in folgender Abstufung ausgedrückt: 79 — 62 — 40 — 28
— 17—10 — 7 — 2. Nach Klebe sind die Zahlen folgende: 82
— 65 — 50 — 43 — 40 (6. u. 7. Cl.) — 29 — 20 — 8, nach der
pomm. Instruction geht der Reinertrag von 63 pr. Metzen Roggen
bis auf 4 M. herab. Nach der sächs. Instruction ist der Reinertrag
in Roggen ausgedrückt:

Mcpen auf den
sächs. Acker.

Scheffel auf den
preuß. M.

Malter auf den
badischen M.

Cl. I, L 88,' 5,-° 2,"
36 2," 1,°'

„ VI, <1 10 0,° 0 ,"
„ XI, n s? 0," 0,'°
„ XI, ü 2? 0 ,>° 0 ,°°

Die Abtheilungen a—ä entsprechen der Höhe des Landes über dem
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Meere, a hat 500 Fuß und weniger, ü ist die höchste und kälteste
Lage von 2400 Fuß und darüber.

ß. 129.
II. Bei den Wiesen ist die Classification nach der Bodenart

minder entscheidend, weil der Ertrag großenteils von der Lage

und Gelegenheit zur Bewässerung bestimmt wird. Wo das ge¬
wonnene Futter, wie gewöhnlich, ganz in der Wirtschaft ver¬
braucht wird, da kommt von den Wiesen gar kein reiner Ertrag
in Anrechnung, doch muß der mittlere Rohertrag sowohl wegen
der Kosten als auch darum erforscht werden, weil er auf die Menge

des Wiehes, welches ernährt werden kann, Einfluß hat. Dasselbe
gilt von den Weiden.

III. Für Gemüsegärten bedient man sich, da sie nicht viel
zu betragen pflegen, eines ungefähren Geldüberschlages, ohne
auf eine ausführliche Berechnung einzugehen. Bei den Obst¬
gärten wird nach der Zahl, Art und Beschaffenheit der Bäume
ein Gcldansatz genommen.

IV. Bei der Viehzucht muß zuvörderst aus der Vergleichung
des Futtererzcugnisses mit der erforderlichen Menge des Arbeits-
(Spann-) Viehes bestimmt werden, wieviel Nutzvieh gehalten
werden kann, sodann ist für die vorhandene Art desselben (Milch¬
kühe, Mastochsen, Schaafe rc.) das Iahreserzeugniß an Milch
und Molkenwaaren, an Jungvieh, Wolle w. zu suchen, die eigene
Verzehrung abzuziehen, der Nest nach den Marktpreisen, der
Absatzgelegenheit und der Güte (z. W. feine, mittlere oder Land¬
wolle) in Geld anzusetzen und davon noch abzurechnen, was für
Wartung, Futter, Arzneien, Gerätschaften u. dgl. ausge¬
geben wird.

Z. 129 u.

Als allgemeine Wirthschaftskosten sind diejenigen Ausgaben
anzusehen, welche nicht einem einzelnen Zweige zur Last geschrie¬
ben werden können, z. B. Unterhalt und Feuerversicherung der
Gebäude, der Wohn- und Küchengeräthe, Heitzung, Beleuch¬
tung, Gesindelohn, Taglohn zum Theil, Unterhalt des Land-
wirths und seiner Familie, Gemeindelasten u. dgl. Auch die Geld¬
ausgaben für das Spannvieh können hierher gerechnet werden,
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weil cs viel beschwerlicher ist, sie je nach der Menge der Spann¬

arbeiten bei jedem einzelnen Westandthcile aufzuführen.

Auch bei der Veranschlagung eines einzelnen Grundstückes

muß man sowohl die besonderen Wirthschaftskostcn als einen

Autheil an den allgemeinen unter der Voraussetzung einer ge¬

wissen Gutsgröße ermitteln, z. B. die Kosten eines Tages Hand-

und Spannarbeit, und sie von dcm mittleren Rohertrag abziehenssr«)

(a) Beispiele in d. a. techn. Jnstr. für Pommern.

v. Erbpacht.

§. 130 .

Die Erbpacht steht zwischen der Zeitpacht und dem Verkauf

in der Mitte. Der Erbpachter erhält nach den bisherigen Nechts-

grundsätzen zwar nicht das Eigenthum, aber doch ein erbliches

Benutzungsrecht und darf das Gut nach eingeholtcr Genehmi¬

gung des Verpachters auch verkaufen, nur nach der gewöhnlichen

Einrichtung nicht zerstücken oder wesentlich verändern. Er ent¬

richtet einen jährlichen Zins (Kanon) und beim Anfang der

Erbpacht zugleich eine Einkaufssumme (Erbbestandgeld^),

welche, wie die Eaution des Zeitpachters (§. Ilö.), zur Siche¬

rung der Negierung dient. Man kann sich dieses Erbbestandgeld

als den einen, kleineren Theil des vollen Kaufpreises denken,

dessen größerer Theil durch den Kanon verzinset wird (»)

Dieses Nutzungsrecht des Erbpachters darf nur dann unter¬

brochen werden, wenn derselbe längere Zeit die Entrichtung des

Kanons unterließe Uebrigens werden diese neuen Erb¬

pachtsverträge so abgeschlossen, wie es volkswirthschaftlich und

finanziell zweckmäßig scheint, ohne daß man sich genau an eines

der älteren bäuerlichen Verhältnisse anzuschließen genöthigt wäre.

Verschieden von der Erbpachtist dieErb-zinsv.erleihung, mit

einem niedrigen Kanon, der nicht als Pachtzins gilt, sondern

nur die Anerkennung des Lbereigenthums bezweckt, dagegen

häufig mit einem Laudcmium bei Besitzveränderungen (a).

Diese Einrichtung trägt so wenig ein, daß sie nicht bei schon
Raii. pol. Oekon. 3te Ausg. III. 11



ertraggebenden Ländereien, sondern nur etwa bei solchen, die
erst urbar zu machen sind, empfohlen werden kann.
(a) Z B. das Gut sei auf 36 000 fl. anzusctzen,so könnten davon 8000 fl.

sogleich bezahlt werden und für die übrigen 28 000 fl. würde ein
jährlicher Kanon von 1l20 fl. (zu 4 Proc. gerechnet) ausbedungen.

(b) Vgl. Mittermaier, Privatrecht, I, §. 488. — Die badischenErb¬
bestände (Landrecht, Art. 1831 bu ff.) sind keine Erbpachte obiger
Art, da sie zum Theile nicht aus alle Erben gehen und beim Ver¬
kaufe ein Handlohn von höchstens 2 Proc. bezahlt wird.

(a) Nicolai, I, 253. — v. Jakob, I §. 180. Viele Ansiedelungen die¬
ser Art im preußischen Staate. Borowski, I, 211.

8. 131.

Die Vortheile der Erbpacht sind (<r):
1) daß die Verwaltung sehr vereinfacht wird, denn die vielen

bei der Zeitpacht vorkommenden Geschäfte fallen hinweg
und man hat neben der Einforderung des Kanons nur
eine oberflächliche Aufsicht zu führen, um die Verletzung
der Bedingungen (§. 130.^> zu verhüten;

2) daß die Ländereien mit größerem Eifer und Eapitalaufwande
bewirthschaftet werden, denn der Erbpachter ist für sich und
seine Erben des Genusses der Früchte aller vorgenomme¬
nen Verbesserungen sicher, sei es nun durch eigene Be¬
nutzung des Gutes oder durch einträglichen Verkauf. Daher
wird der Anbau verbessert und der reine Ertrag der Grund¬
stücke erhöhet, wovon auch der Regierung ein Gewinn
zugeht, indem rr) sogleich von Anfang an die Zinsen des
Erbbestandgeldes und der Kanon den bisherigen Reiner¬
trag übersteigen, zumal da auch die Remissionen, Bau¬
kosten ic. erspart werden, b) die Erbpachtstücke der Grund¬
steuer unterliegen (-), o) die Erhöhung der Production
auch in mancherlei anderen Zweigen des Staatöeinkom-
mcns, z. B. der Consumtionssteucrn, eine Zunahme nach
sich zieht.

(a) Nicolai, I, 246. — LHaer, Annalen des Ackerbaues. Jul. 1806.
Nr. I u. II. — Sturm, I, 273. — v. Jakob, I, §. 196. — Fulda,
S. 62—66. — Krau se, National- und Staatsökonomic I, 351. II,
131. — Burg er, Reise durch Oberitalien, II, 218 (1832). — BoU-
brügge, Das Landvolk im Großh. Mecklenburg-Schwerin, 1835.
S. 35. — Gr. Moltkc, S. 27.

(L) Allerdings können sie nicht so hoch, wie freies Eigcnthum, belegt
werden.
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§. 132 .
Die letztgenannten Wortheile werden dann am größten,

wenn die Erbpacht mit einer Zerschlagung der großen Do-
mäncnhöfe in kleinere Güter (Dlsmembratlon, Abbau)
in Verbindung gesetzt wird. Dicß ist auch wirklich da, wo man
die Erbpacht eingcsrchrt hat, geschehen (<,), obschon man die Zer-
theilung auch bei dem Verkaufe bewerkstelligen könnte. Durch
die Verbindung jener beiden Maaßrcgeln wird

1) der sorgfältige Anbau des Bodens und die Zunahme der

Volksmenge um Vieles befördert, also der Wohlstand des Volkes

und mit ihm zugleich die Macht des Staates gesteigert,

1, Z. 368, (S^,

2) die Ablösung der Frohnen und der anderen, zu den Do¬

mänen gehörigen gutsherrlichen Rechte erleichtert. Die neu ge¬

bildeten mittleren und kleineren Güter können den Beistand der

Frohnarbeiter und der Weidcrechte leichter als die bisherigen

großen entbehren (lll, Z. 63.), und in Erwägung des von der

ganzen Unternehmung zu hoffenden Nutzens kann man die Ab¬

lösung unter billigen Bedingungen gestatten.
(a) Die Sackbaucr» (unmini (II sncvo) in Oberitalien. Hüllmann,

Städtcwcsen, I, 11. Ilusao, Lulnnin noslrl aevi populo (lekoamus
Primas nenn». pudl. et stntisticne notiones. 1828. S. 22. —
Bernd v. Arnim machte im ersten Dritlheil des 16. Jahrhunderts
Joachim I. v. Brandenburg den Vorschlag zur Zerschlagung der
Kammergüter, ohne Erfolg. Sein Sohn soll in Kursachscn von 1565
— 70 300 Domänen zerschlagen haben, doch ist diese Nachricht nach
Hüllmann's Untersuchungen noch problematisch und vielleicht nur
von Ansiedelungen auf neu urbar gemachtem Lande zu verstehen.
1701 begann im preußischen Staate die Vererbpachtung, die aber
1711 wieder aufgehoben wurde. Die Beweggründe zu dem letzteren
Schritte scheinen theils in irrigen Vorstellungen, theils aber auch in
den bei der Vercrbpachtung begangenen Fehlern gelegen zu haben,
so daß man daraus gegen die Nützlichkeit der Sache im Allgemeinen
keinen Beweis nehmen kann. Friedrich II. zcrtheilte und vercrb-
pachtete über 300 Vorwerke, Friedrich Wilhelm II. setzte dies bei drei
Domänen im Oderbruche fort und Friedrich Wilhelm III. ließ eine
größere Anzahl, besonders in Ostpreußen, in Erbpacht geben. In
Ansbach (1757), Baireuth (1763), Waldeck (1755), Hcssen-Darm-
ftadt (1773), Böhmen (1776), der Rheinpfalz, fing man an, diese
Beispiele nachzuahmen. In den dänischen Staaten geschah dieß seit
1763 in großer Ausdehnung und mit gutem Erfolge. Auch in Meck¬
lenburg geschieht es häufig. M. Schwerin hat nach dem A. für 1849
18I OOO Rthlr. Einnahme von Erbpachtgütcrn. Hüllmann, Ge¬
schichte der Dom. Ben. S, 93, — lle Herüber^, Unit (lisserta-

11 *



tions, S. 193. — Bergius, Magazin, II, 207. — Kamphövcn er,
Beschreib, d. bereits vollführten Nicderlegungc» königl. Domäncn-
güter in den Herzoglh. Schleswig und Holstein, Kopenhag. 1787.
— Nöldechen, Briefe über das Niederodcrbruch. Berl. 1800.—
Krug, Nationalreichth. des preuß. Staates, II, 418. — Schwerz,
Ackerbau der Pfälzer, S. 274. (Jbershcimcr Hof). — lieber die
günstigen Folgen der Vererbpachtungen in Pommern s. Hering,
lieber die agrarische Gesetzgeb. in Preußen, 1837, S. 102 — Gr.
Moltke, Einnahmequellen, S. 27.

(ä) Auf die Zunahme der Volksmenge und also der waffenfähigen Mann¬
schaft hat man oft zu großes Gewicht gelegt, denn es würde in ihr
kein Vorthcil liegen, wenn die Production sich nicht gleichmäßig er¬
weiterte. — In Schleswig und Holstein wurden 1765 — 87 52 Do¬
mänen von 44 356 Tonnen (116 000 preuß Morgen) zerschlagen.
Davon wurden 6454 L. Wald zurückbehalten, 5471 T. zu Abfin¬
dungen und für Dürftige verwendet, 32,943 in 1095 Güter zer-
theilk, von 2—500 Tonnen Größe, doch meistens zwischen 12 und
80 Tonnen (30—200 Morgen). Der Kanon betrug 106 039 Rthlr.,
hiezu die Zinsen des Erbbestandgeldcs von 596 252 Rthlr. mit
S3 850 Rthlr. geschlagen, ist

die Einnahme nach der Zerschlagung . . 129 889 Rthlr.
die vorherige Einnahme war .... 87 246 „

also Mehrcrtrag ... 42 643 Rthlr.
oder 50 Proc. des früheren Ertrages, wozu noch die Einnahme von
dem vorbehaltenen Walde kommt. Kamphövener, S. 208 und
die angehängke Tabelle. — Aus Nöldechen's Mittheilungen (s.
(«) ) ergiebt sich Folgendes: Die 3 Güter Solikante, Posedin und
Wilhelmsaue, zusammen 3610 pr. Morgen, wurden unter 107 Fa¬
milien verrheilt, in Stellen von 3 Morgen (39 an der Zahl), 30 M.
(22), 60 M. (26), 94 M. (5) und 1 von 578 M. Es war

vor nach
der Zerschlagung

1) Zahl der Menschen auf den Gütern 45 595

2) Pferdez^hl ........ 10 124

3) Anzahl der Kühe. 16 333

4) Kornertrag.. 521 1414 Wisp.
5) Kornvcrbrauch. 28 439 „
6) verkäuflicher Ueberschuß.... 410 752 „
7) Viehnuhung, Stroh, Eier re. . . 7765 8229 Rthlr.
8) ganzer Erlös aus verkauften Er-

Zeugnissen . .. 15 537 22 726

9) Einnahme für den Staat . . . 4077 5175 „
Demnach hat die Masse der verkäuflichen Dinge um 46, der Ertrag
für die Staatscasse um 26 Proc. zugenommen.

8 . 133 .

Gegen diese Maßregel wurden mancherlei Einwendungen

in sehr verschiedenem Sinne gemacht, so daß man bald die Zeit¬

pacht, bald den Verkauf vorzog. Zm Vergleich mit der

Zeitpacht wurde gegen die Erbpacht erinnert («):

1) daß der Staat nicht mehr über die Güter verfügen und
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folglich bei veränderten Umständen nicht eine andere Benutzungs¬
weise wählen kann. Dies ist zwar richtig, aber nicht nachtheilig,
weil der Uebergang der Ländereien in die Hände von Land-
wirthen, welche sie mit dem Eifer des Eigenthümers behandeln,
die günstigsten Wirkungen hat, und weil die Negierung nicht
bloß viele Mühe erspart, sondern auch sogleich eine erhebliche
Vermehrung ihrer Einkünfte erlangt;

2) daß man die Gelegenheit verliert, von Zeit zu Zeit den
Pachtzins zu steigern, und bei einer Preiserniedrigung der ed¬
len Metalle an einem Geldkanon viel einbüßen kann. Hierbei

ist zu bemerken: a) In Gegenden, die noch schwache Bevölke¬
rung und sehr niedrige Grundrenten haben, mag es rathsam
sein, die Vererbpachtung zu verschieben, weil sie wenig ein¬

bringt und der Nutzen der späteren Erhöhung der Rente ganz
den Erbpachtern zufallen würde, k) Wenn gleich die durch den
Erbpachter bewirkte Ertragsvermehrung der Negierung keinen
unmittelbaren Vortheil gewährt, so trägt doch die vermehrte
Grundrente auf mehrfachen Wegen mittelbar zur Erhöhung
der Staatseinkünfte bei, und bei der Zeitpacht würden so be¬
deutende Werbesterungen gar nicht unternommen werden,

v) Eine Erhöhung der Grundrente zufolge der gestiegenen Ge¬
treidepreise kann durch angemessene Bestimmung des Kanons
auch für die Staatscasse ergiebig gemacht werden, s. Z. 134.

3) Die Negierung kann sich immer einen begüterten Zeit¬
pachter wählen, bei der Erbpacht aber nicht verhüten, daß das
Gut an einen dürftigen Erben gelangt. Gegen diesen Nachtheil
kann man sich wenigstens zum Theile schützen, indem man ein

ansehnliches Erbbestandgcld ansetzt, so daß der Kanon nicht so
hoch ist, um nicht in jedem Falle sicher eingehen zu können.
(a) Eifrig gegen die Erbpacht v. Bujanovics im Amtlichen Bericht

über die Stuttg. landw. Brrsamml. S. 86.

§. 131.

Der öfter gemachte Vorschlag, nach längeren Zwischenzeiten,
z. B. nach 33 oder 60 Jahren, eine Durchsicht der Erbpachts¬
bedingungen zu veranstalten, wobei nach Befinden der Umstände
der Kanon erhöht werden könnte (,«), hat Vieles gegen sich,
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weil sich die Grundsätze für eine solche Untersuchung nicht scharf

genug bestimmen lassen und weil folglich der Erbpächter besor¬
gen muß, daß seine Nachkommen einer willkührlichen Behand¬
lung, einer unrechtmäßigen Verschlimmerung ihrer-Lage, ja
vielleicht einer -Vertreibung von dem Gute ausgesetzt sein möch¬
ten. Diese Furcht würde die Anerbietungen der Pachtlustigen
sehr verringern. Dagegen ist es leicht, den Kanon nach Getrci-
depreiscn einzurichten. Dies ist bereits auf die Weise geschehen,
daß man ihn in Getreide ausdrückt und nach dem 30jährigen
Durchschnittspreise jn Geld entrichten läßt (S). Nach den oben

ausgestellten Sätzen (II. Z. 59.) sollte jährlich oder von einer
Periode zur andern ein Theil des Kanons nach den Durch¬
schnittspreisen eines jüngstverflossencn Zeitraumes, ein anderer
Theil nach dem Iahrcs-Marktpreise baar bezahlt werden.
(«) Z. B. nach v. Seuttcr, S. 36.
(ä) Im ostpreußischen Kammerdepartement: halb Roggen, halb Gerste;

der durchschnittliche Marktpreis einer 30jährigen Periode wird
während der folgenden 30 Jahre zur Bezahlung angewendet, doch
darf der Mittelpreis der einen Periode nicht über das Doppelte vom
Preise der vorhergehenden steigen. Krug, Nat. Reichth. II, 42.

§. 135.

Im Vergleich mit dem Verkaufe (Z. 124.) wird die

Erbpacht getadelt, weil der Erbpachter nicht in der freien Lage
des Eigenthümers sich befinde, z. B. nicht einzelne Thcile des
Gutes verkaufen oder verändern dürfe, folglich weniger Lust und

Gelegenheit habe, den Ertrag und sein Einkommen zu vergrö¬
ßern (cr), und weil überhaupt die Regierung kein neues bäuer¬

liches Verhältniß erschaffen solle. Daß die Lage des Eigenthü-
mcrs für Culturverbesserungen noch günstiger sei, kann nicht in
Abrede gestellt werden, doch ist 1) der Unterschied beider Zu¬

stände nicht erheblich genug, um da die Erbpacht unrathsam zu
machen, wo man aus anderen Gründen den Verkauf nicht zu¬
träglich findet; 2) die Erbpacht bringt in jedem Falle die Län¬

dereien schon in die Hände von Landwirthen, welche mehr für
dieselben thun, als Zcitpachter; sie ist also ein Fortschritt und
kann als Uebergang zur vollen Veräußerung betrachtet werden;
3) zudem läßt sich jener Unterschied noch vermindern, wenn



man a) bei der Zerschlagung Güter von einer, den örtlichen
Verhältnissen entsprechenden Größe bildet, b) die Verän¬
derung der Wenutzungsart (laeios luncli) dem Erpachtcr er¬
laubt, c;) einen Thcil des Kanons ablöslich macht, auch cl) den
Verkauf einzelner Grundstücke erlaubt, wobei ein verhältniß-

mäßiger Theil des Kanons auf den Käufer übergeht oder abge¬
kauft wird. Im ersten Falle würde sich die Vercrbpachtung in
einen Verkauf gegen einen bloßen Grundzins unrwandcln,- der,
wie alle ähnlichen Neallastcn, für ablöslich erklärt werden müßte
(II, Z. 61.), dann aber nichts Nachtheiliges in sich enthielte,
II, Z. 57.
(a) Z. B. Lotz, Handb. III, 107. — Olufsen, Beiträge z. e. Ucbersicht

d. National-Jnd. in Dänemark, deutsch von Gliemann, S. 101.
(I8L0.)

Z. 136.

Die Erbpacht hat nach diesen Betrachtungen für Domänen
(«) und zwar für ganze Hofgüter wesentliche Vorzüge. Nach
den heutigen politischen Ansichten ist man allen Beschränkungen
des Eigenthums so sehr abgeneigt, daß neue Erbpachtsverträge
kaum noch zu Stande kommen werden und die vorhandenen
Erbpachter das nur mit einem Grundzinse beschwerte Eigen¬
thum erlangen; es kann demnach nur etwa der Verkauf gegen
einen auf eine gewisse Zahl von Jahren unablöslichen Grund¬
zins ausgeführt werden. Dies hat die Folge, daß man in vielen
Fällen, wo man sich zur Vererbpachtung entschlossen haben
würde, bei der Zeilpacht stehen bleibt. Wo der Erbpacht keine
allgemeinen Gründe dieser Art entgegenstehen, da dienen fol¬
gende Regeln zu ihrer Ausführung:

1) Bei der Zerschlagung großer Güter sind, je nach den
örtlichen Umständen, mittlere und kleine Bauerngüter zu bilden;
damit es jedoch an Taglöhncrn nicht fehle, sind auch Familien
mit so kleinen Landthcilen anzusetzen, daß sie genöthigt bleiben,

Lohnarbeit zu Hülse zu nehmen (S).
2) Man sucht die einzelnen Güter abzurundcn (II, Z. 97.) (c).
3) Wenn es an solchen Erbpachtlustigcn fehlt, die aus eige¬

nen Mitteln Wohnungen, Ställe und Scheunen zu erbauen
vermöchten, so muß dies auf Rechnung deS Staates geschehen,
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wobei man dann die wohlfeilste Wauart, z. W. aus ungebrann¬
ten Lehmziegeln oder aus gestampfter Erde (Piso'bau) verzie¬
hen wird.

4) Die Erfahrung hat gezeigt, daß es gut ist, den Kanon

sogleich bei der Bekanntmachung der Erbpachtsbedingungen fest-
zusetzcn und dann nur das Erbbestandgeld durch Versteigerung
bestimmen zu lassen, weil sonst, wenn man Mehrgebote bei dem
Kanon gestattete, leichter aus Unbedachtsamkeit übermäßig hohe
Anerbietungen erfolgen (<t).

5) Die Erbpachter haben keinen rechtlichen Anspruch auf
Nachlasse, doch sollten dieselben bei großen Unglücksfällen be¬
williget werden (§. 117).

(a) Nicht für Privatpersonen, weil diese sich oder ihren Erben die Wahl
einer anderen Benutzungswcise frei lassen sollicn.

(d) Z. B. von 1 Morgen, Bgl. Nöldechen, S. 100.
(e) Ebcnd. S. 1 l7.
(<r) Kamphövencr, S. 2.

II. Waldungen.

§. 137.

In den meisten Staaten befinden sich seit früher Zeit so
ausgedehnte Domänenwaldungen, daß die Regierung zur Be-
wirthschaftung derselben ein zahlreiches niederes und höheres

-Personal zu besolden hat (r,). Dieser Forstbesitz der Regierung
war ursprünglich mehr der Jagd als der Holznutzung willen
geschätzt, diese trat aber später bei dem Steigen der Holzpreise
in immer größerer Wichtigkeit hervor und wurde mit zuneh¬
mender Sorgfalt behandelt, wie sie denn auch in vielen Ländern

eine ansehnliche Einnahme in die Staatscasse bringt. Man hielt
indeß fortwährend die Domänenwaldungen auch aus volks-
wirthschaftlichcn Gründen, um die Versorgung des Volkes mit
Holz fortwährend zu sichern, für unentbehrlich und verwaltete

sie zugleich mit Hinsicht auf diese Bestimmung. In der neuesten
Zeit aber sind gegen die Staatsforstwirthschaft manche Einwen¬

dungen gerichtet worden. Daher müssen diese hier zuvörderst
geprüft und es müssen die für die Veräußerung der Domänen¬
waldungen geltend gemachten Gründe (S) beleuchtet werden,



eine Betrachtung, die jedenfalls zur Erkenntniß verschiedener,

in der alteren Forstpraris begangener Mißgriffe dienen kann.

(a) Beispiele: Bade» hatte 1847 239 062 Morg. Domäncnwald,—
Baier» hat 2'624 303 b. Morgen (zu 0," bad. M>), außerdem noch
54 004 M. Salinenwaldungcn auf österreichischem Gebiete, — Bel¬
gien 30 943 Hekt. — Frankreich 1849 1 -200 000 Hekt. (zu 2,"'
bad. M.). — Großbritanien gegen 60 090 gcre8 (zu 1,'" had. M.),
— Hannover (1831) 914 072 kalenb. M. (zu 0,'-» bad. M.), —
Gr. Hessen 342 000 M. (zu 0,°" bad.) - Nassau (1849) 144 000
M. (zu 0,°" bad.) — Oesterreich (1848, nach v. Hauer, S. 88)
3-530 452Joch zu 1,598 b. M. — Preußen (1828) 7-528 650 M. zu
0,'°2 b. M. (Weber, Staatsw. Statistik, S. 401), dieselbeZahl gibt
auch Schubert, Handb. II, 177. (1849), — Sachsen 264865 Äcker
(zu 1/2 h. M.), — Weimar, 145,000 M. (zu 0,'" bad.) oder die
Hälfte der Waldfläche. — Würtcmberg (1845) 581 033 M. (zu ^
b. M.)

(-) Früher v. Hazzi und Trun k, neuerlich besonders : Lotz, Handb.
III, 134. — Pfeil, Grundsätze der Forstwirlhsch. in Bezug auf die
Nationalökon. u. die Staatsfinanzwiss., I, 324, womit aber in dem¬
selben Werke II, 19, 37 zu vergleichen sind.— Uoräier, .vKriauI-
Nirs äs In I'Iunäre krunoulse, S. 396 ff.

s- 138.

Der Verkauf der Staatsforsten ist aus folgenden Haupt¬

gründen angerathen worden:

1) Die Beibehaltung von Waldungen im Eigenthume des

Staates sei zur Befriedigung des Holzbedürfnisses des Volks

nicht nothwendig, denn die Bürger würden, wenn die Wälder

in ihre Hände gelangt wären, dieselben schon ihres eigenen Vor-

theils willen gut behandeln und sich die hierzu erforderlichen

Kenntnisse verschaffen, ohne daß deßhalb Staatsforstbcamte un¬

terhalten werden müßten.

2) Privateigenthümer würden dem Waldbodcn einen grö¬

ßeren Reinertrag abgewinnen, als ihn die Staatskasse bezieht,

indem sie theils die zum Anbau fähigen und in Bezug auf das

Holzbcdürfniß entbehrlichen Waldgründe in Ackerland umwan¬

delten, theils die beibehaltenen besser benutzten. Die Erfahrung

zeige den niedrigen Ertrag der Staatswaldungen, dessen Ur¬

sachen in der Kostbarkeit des -Personals, in dem geringeren Ei¬

fer besoldeter Verwalter, in der Vernachlässigung der Neben-

nutzungcn und in der unvermeidlichen Schwerfälligkeit des

Geschäftsganges liegen. Der Staat werde also im Vergleich
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mit dem jetzigen Reinerträge einen sehr belohnenden Kaufpreis
erhalten können (?,).
(a) In Frankreich wurde aus ähnlichen Gründen durch das Gest v. 25.

März 183!, als man zu den Kriegsrüstungcn eine Summe von 200
Will. Fr. brauchte und nicht unter günstigen Bedingungen borgen
zu können hoffte, der Verkauf von 300 000 Hekt. Staatswald be¬
schlossen, in 5 Jahren zu beenden. On iremble, sagte Laffitte
(Dcp. Ä. 11. Fcbr. 1831), pmiv In oon8orvnt!on >Ie cetto i»a88e
<Iv bois, pnrcegn'on 8«pp 08 v n tont Io momlo In volvnto ü'nbnttro
st de kletricber. Lette crnlnte n'e8t -znerL'faniIee. Lresgue
ton 8 les bois ont ete convsrti8 en tnilli8 8on8
sutnie (Mittelwald), ziour etre coupö-8 to»8 Ie8 20 n»8. II8
8onl cleve »08 rle8lor8 nn revenn 80 licle, i-exulier, lüclls n ilirixer,
et gu'uu Kiniiil noinbre ile proprietnire8 oiit-rseberclie svee
ei»i>re88ement. Seit 30 Jahren seien nur 90 000 Hekt. ausgerodet
und fast eben soviele neu angelegt worden. Die Staatsforstcn tra¬
gen nur 2—2'/2 Proc. des Mittlern Verkaufspreises; in etwa 20
Dcpart. bringen sie nicht einmal den Betrag der Administrations¬
kosten ein, Humann, Commiff. Bericht, 24. Dec. 1830. — Man
muß hiebei erwägen 1) die Mängel der französischen Forstwirth-
schaft, 2) die Vorzüge des Hochwaldes (I, Z. 391.) und die in den
vielen Nadelwäldern Deutschlands begründete Unmöglichkeit der
Niederwaldwirthschaft. — Das Ergebnis; des beschlossenen Verkaufs
bis zum Jahre 1835 war dieses: Es waren veräußert 116 780 Hekt.
für 114-297 000 Fr., der Anschlag war 107-032 000 Fr., also der
Mehrerlös 7. 264 000 Fr. Diese Waldungen hatten bisher 4 - l 40 000
Fr. ertragen, wovon aber für Aufsichtskosten 143 600 Fr. abgingen,
also war der reine Ertrag 3-996 400 oder 34 Fr. vom Hektar und
Zs/z Proc. des Erlöses. Die Grundsteuer, in welche die verkauften
Waldstücke eintreten, ist 261 475 Fr. und entspricht zu 3'/? Proc.
einem Capital von 7-470 000 Fr. Schlägt man diese Summe zu
obigen lll-297 000 Fr., so erhält man eine Einnahme von
121-767 000 Fr., welche 14-735 000 Fr. über den Anschlag aus¬
macht und wovon der bisherige Reinertrag 3,?° Proc. ist.

§. 139.

Diesen Sätzen müssen andere sehr erhebliche Erwägungen
entgegengestellt werden («).

1) Die Forstwirthschaft hat in der Langsamkeit des Holz¬
wuchses, in der Größe des stehenden Holzvorrathcs (I, §. 389)
und in der geringen Menge von Arbeit, die eine Waldfläche im
Bcrgleich mit einer Feldflur oder einem Gartenbezirk beschäf¬

tigt (S), viel Eigcnthümliches. Sie bietet für einen Unterneh¬
mungsgeist, der in kurzer Zeit durch Werbesserungen im Gc-
wcrbsbetriebe ansehnliche Gewinnste erstrebt, keinen günstigen
Spielraum. Wer einen raschen Umsatz seines Capitales beab¬

sichtigt, der wird durch die regelmäßige Benutzung eines Wal-
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des, zumal von Hochstämmen, nicht befriediget und ist leicht in
Versuchung, durch Verminderung der stehenden Holzmassc, selbst
auf Kosten der Nachhaltigkeit (U ebe rh a u e n ), eine baldige
Entschädigung für den Kaufpreis zu suchen. Obgleich für reiche
Personen die Erhaltung der Waldungen zweckmäßig ist, weil
sie eine sichere und mit der Zeit sogar steigende Rente gewährt,
so muß man doch sehr bezweifeln, daß für die Staatswaldungcn
Käufer dieser Art sich finden würden, weil schon ein beträchtlicher
Thcil des Vermögens solcher begüterten Personen in Privat¬

waldungen besteht. Diese werden allerdings oft sorstmäßig und
mit Rücksicht auf die Nachkommen benutzt z. W. in den Hän¬
den von Standes- oder Grundherren, nur sind die Capitalisten
großentheils nicht geneigt, ihr Vermögen zur Erwerbung von
Waldgrund anzulcgen (e).
(a) S. vorzüglich Hundeshagen, Encpclop. II, 744 ff. der I. Ausg.

und die dort angeführten Schriften. Deff. Forstpolizei (2. Ausg.
der Enc.) S. 44 ff.— v. Jakob, Fin. I, §. 225. 239. — Behr,
Wirthsch. des Staates, S. 61. — Krause, National- und Staats¬
ökonomie, I, >08. — Schenk, Volkswirthschaftspflcge, §. 182.

(ü) Nach Hundeshagcn auf ungefähr 500 Morgen 1 Arbeiter.
(e) Daß die meisten Waldläufer Spekulanten sind, die sogleich die Axt

anlegen, wird bestätigt in Berhandl. der Deput. Kam. in Baicrn,
1822, Beil. X, 19.— Hundeshagen, F. Pol. S. 108.

Z. 140.
2) Wenn man die Waldungen so benutzt, daß sie in kurzer

Zeit die Kaufsumme vergüten, so entsteht zwar nicht sogleich
wahrer Holzmangel, aber doch leicht ein geringerer Ertrag des
WaldbodenS, woraus dann eineHolzvertheuerungfolgt und viel¬
leicht eine größere Waldfläche nöthig wird, um das Volk fort¬
während mit Holz zu versorgen. Das Anlegen neuer Waldun¬
gen ist kostbar und fordert einen langen Vorschuß der Eultur-,
Beaufsichtungskosten und Steuern, und die meisten Menschen
lieben cS nicht, ihr Capital auf eine solche Weise anzuwenden,
zumal da auch der Waldbesitz nicht frei von Gefahren ist. Da¬
her ist hierauf wenig zu rechnen, außer wo das Holz schon
theucr ist sr«). Ucbcrdies gibt es Wälder, deren Boden sich zu
keiner anderen Benutzung eignet, die aber, einmal zerstört, we¬
gen des Mangels an Schutz gegen Hitze oder Kälte nicbt wieder
hergestellt werden können und die dcßhalb, auch wenn sie jetzt



172

noch wenig eintragen, unbedingt erhalten werden müssen, was
immer am leichtesten von der Regierung geschehen kann (-).
Demnach ist eine vvlkswirthschaftlich nützliche Forstwirthschaft
am besten dadurch zu bewirken, daß ein Theil der Waldungen
fortwährend im Eigenthume des Staates bleibt.

(a) Schenk, S. IS2. Daß reiche Gutsbesitzer, besonders wenn sie leb¬
haft auf die Erhaltung des Wohlstandes in ihrer Familie bedacht
sind, auch Gemeinden öfter neue Waldungen anlegen, zeigt die Er¬
fahrung. Aber von den mittleren und kleineren Grundeigenthü-
mern ist dieß wenig zu erwarten und am wenigsten die Aufzucht
hochstämmiger Forsten. — In Schottland sind allerdings seit der
Ermahnung Sam. I ohnsons (1773) viele neue Waldanlagcn ge¬
macht worden (Niemann, Waldberichte, 1,428), aber man
muß auch die hohen Preise des Bau- und Nutzholzes in Großbrita-
nien bedenken.

(K) Pfeil, 11,42. — Es gibt viele Beispiele von Landstrichen, die
durch Verwahrlosung der Wälder verödet sind. Hund esh. F.
Pol. S. 97.

8. 141.

3) Zwar spornt der Erwerbseifer in der Regel zur Erlan¬

gung von Gewerbskenntnissen an; allein in der Forstwirthschaft
ist dieß unter den gegenwärtigen Umständen noch nicht der
Fall. Die Folgen früherer gänzlicher Vernachlässigung der
Holzzucht erstrecken sich noch auf solche Zeiten fort, wo schon
eine bessere Pflege der Waldungen wünschenswertst geworden
ist, und der geringere Neitz, den dieses Gewerbe für den Unter¬
nehmungsgeist darbietet, hält auch von dem Streben nach Be¬
lehrung ab. Späterhin, bei noch mehr angewachsener Bevöl¬
kerung, höheren Holzpreisen und noch stärkerer Capitalanhäufung
mögen sich vielleicht Privatpersonen häufig dem Studium der
Forstwissenschaft widmen, aber jetzt ist dies noch so selten der
Fall, daß gründliche Kenntnisse und reife Erfahrung sich fast
nur in Staatsforstbeamten fortpflanzen (»).

4) Diejenigen Waldungen, deren Boden baufähig und bau¬
würdig ist und deren Ertrag weder zur inländischen Verzehrung
(bei holzsparenden Einrichtungen) nöthig ist, noch mit Vor¬
theil ausgeführt werden kann, sind entbehrlich und sollten all-
mälig dem Feldbaue übergeben werden. Solche Rodungen
werden zwar von den Privatwaldbesitzern eifrig genug unter¬
nommen, wenn sie einträglich sind, allein bei sehr ausgedehnten
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Staatswaldungen sollten sie auch von der Regierung nicht ver¬
absäumt werden, mit guter Auswahl der zuerst urbar zu
machenden Stellen (ö). Manche Vorwürfe, die man der

Staatsforstwirthschaft machte, entsprangen gerade daraus, daß
diese nicht sich selbst beschränken und das Bedürfnis! eines fort¬
schreitenden Anbaues berücksichtigen wollte.

(a) Lob der „rationellen" deutsche» Forstwirthschaft, mit Durchforstun¬
gen und periodischem Hieb, die auf den Hektar 8—8 Ster Holzer¬
trag jährt. zu Wege bringe (in Frankreich nur 4—S St.,d. h. p.
bad. Morgen 80—106 und 40—66 Cub.F.), von Maissiat, Franz.
Nation.-Vers. 4. Dec. 1848.

(i) Regeln für die Anlegung von Waldcolonicn bei v. I akob, I, §. 23S.
240. — Waldcolonien im bad. Murgthal, doch hauptsächlich zum
Unterhalte von Holzhauern; sie kosten gegen 1300 fl. jährl. Unter¬
stützung.

8 . 142 .
5) Die behauptete Unergiebigkeit der Staatsforsten im Ver¬

gleich mit den Privatwaldungen (§. 138.) ist zwar in vielen
Fällen nicht zu bestreiten, aber sie kann zum Theile beseitigt
werden, insofern sie von zu verwickelter und kostspieliger Ver¬
waltung (/,) oder mangelhaften Wewirthschaftungsgrundsätzen,
namentlich bei dem Verkaufe herrührt, zum Theile gereicht sie
der Staatsforstwirthschaft nicht zum Tadel, insofern sie aus
einer der folgenden Ursachen herfließt;

a) von den vielen auf den Staatswaldungen ruhenden
Lasten, denen die Privatwaldungen weniger unterworfen sind
z. B. Holzabgaben, Weideservituten, Pfarrbesoldungen u. dgl.
(S). Man muß also den Reinertrag einer Waldfläche überhaupt
und den hievon in die Staatscafse fließenden Theil unterscheiden.
Was an Berechtigte gelangt, ist kein Verlust für das -Volks¬
einkommen ;

b) von dem Umstande, daß die ergiebigeren, näher an den
Ortschaften gelegenen Waldungen eher von Gemeinden und
Einzelnen in Besitz genommen wurden und daher viele ent¬
legene Wälder, auf Felsgrund, im Innern der Gebirge rc. dem
Staate verblieben, dem sie schon wegen der Kostbarkeit des
Fällens und Fortschaffens wenig einbringen (c) ;

o) von den großen, in den ausgedehnten Waldungen mit
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enthaltenen Blößen, die eigentlich bei der Berechnung des Er¬

trags außer Ansatz bleiben müßten (//) ;

6) Der Ertrag der Dvmanenwaldungen nimmt in der

Regel sowohl wegen der steigenden Holzprcise als wegen der

Verbesserungen der Forstwirthschaft von Zeit zu Zeit zu (e), doch

gibt es Perioden, wo das Sinken der Holzpreise eine Verminde¬

rung der Einnahme zu Wege bringt (/).
(c) Hundcshagen, Forstpolizci, S. 63, glaubt, man werde auf den

kurbessischen Morgen ( 0 /^ px. M.) mit 2t kr. für Besoldung des
Unterpcrsonalsvom Nevierförstcr abwärts und Taglohn der Holz¬
hauer rc. ausreichen, mit 6 kr. für die Dircekio» (25/ und 6/ kr.
auf l pr. M.). Hiebei sind jedoch günstige Verhältnisse, z. B. be¬
queme Lage rc. vorausgesetzt. Bei der Berechnungder Kosten für
das Forstpcrsonal muß man berücksichtigen, daß dasselbe auch zur
Beaufsichtigung der Privatwaldungen mitwirkt, weßhalb eigentlich
die Ausgabe nicht ganz den Domänenwaldungen zur Last geschrieben
werden kann, nur daß die Ausscheidung schwierig ist.

Baden, Anschlag für 1848 u. 49, ohne die Kosten der Central¬
verwaltung:

auf 1 Morg.

59 90 l
54 450
26 296

12 469

667 805

48 569 fl' Kosten der Forstäiwcr,
l 24 064 „ Kosten der Bezirksförster,
82 242 „ — 20/ kr. Kosten der Waldhut,

244 442 „ 1 fl. 1/ kr. Fällen und Zurichter,,
15 372 ,, — 3/„ Kosten der Gelderhebung und

Verrechnung.
Culturkostcn,
Fuhrwcge u. Floßeinrichtunge»,
Vermessung, Einrichtung,
Gränzberichtigung,
Baukosten und verschiedeneVer¬
waltungsausgaben,
zusammen

Der Ausschlag auf den Morgen der Domäncnforstenist bei den
2 ersten Zahlen aus dem obigen Grunde nicht brauchbar. Man hat
daher eine Ausscheidung vorgcnommen, nach welcher die Kosten
für die Beaufsichtigung der Privat- und Körperschaftswaldungcn
auf de» Ausgabenanschlag des Ministeriums des Innern übertragen
werden. Demnach werden berechnet für den Morgen

— 38/kr.

2 fl. 4 kr.

Dom. Wald. Corpor. Wald.

Für Forstämtcr ..... 4/° kr. 2/' kr.
Für Bezirksförster .... I rr 614io, ,, 6/°' „

Zusammen 1 7 "41 // 8/" kr.
Demnach kommen auf den M. Domänenwald 2 fl. 2//? kr.
In Würtemberg betragen nach dem A. für i 812—44 die Ausga¬

ben auf den bad. Morgen 8/ kr. für die Forstämter (75 468 fl.),
19/ kr, für die Nevierförster (162 620 fl.), 14/ kr. für die Wald-
Hut (99 995 fl. für das Hutpersonal und 23 595 fl. Anzeigegebühr.),
4/ für Diäten des angestellren Personals u. a. allgemeine Ausgaben
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für dasselbe (37 400 fl.), 1 fl. 2/ kr. für Bewirthschaftung, Gränz-
berichtigung rc. (530 000 fl.), zusammen I fl. 49,° kr.

In Baiern 1837—42, ebenfalls auf den bad. Morgen: 28/ kr.
Kosten des Personals und der Gebäude (962 700 fl.), 29/ kr. Kosten
des Betriebs (977 000 fl.). Großh. Hessen, A.1845—47auf
den bad. Morgen : 8/ kr. Forstinspcctoren (34 904 fl.), 23/ Revier¬
förster (93 184 fl.) 1 fl. 13 kr. Waldhut, CuUurcn, Holzfällen rc.
(29>,571 fl.), zusammen 1 fl. 45 kr.

(d) Hundcshagen, Enc. II, §. 781.— Auf den bad. Domänenwal-
dungcn lagen im I. 1820 120 533 fl. Rcallasten. v. Kettner, Dar¬
stell. d. bad. Forstadministr.,S. 19,'Karlsr., 1820. Die unentgeld-
lichcn Abgaben von Holz an Berechtigte und der Verlust aus Holz¬
abgaben um geminderten Preis wurden frühcrhin nicht in die Haupt-
geldrcchnuna, nämlich in den Rohertrag und die Ausgaben, aufge-
nommrn. Für 1829 berechneteman diese, der Einnahme und Aus¬
gabe bcizuschlagcndeSumme auf 90 300 fl., s. Verhandl. d. l. Kam¬
mer von 1833, Beil. IV, 87 (von Rau). In den Jahren 1837 und
38 (R.) betrugen die Leistungen an Berechtigte im D. noch 49 144
fl., wovon aber die Gegenleistungen der letzteren mit 6841 fl. abzu-
zichcn sind» Anschlag für 1848: Ausgabe durch Berechtigungen
31 597 fl., Gegenleistungen 3739 fl., Nest 27 858 fl. oder 17 Proc.
des Rohertrags der Waldungen. — In Baiern müssen (nach Ru tz-
hart, III, 45) I52 z Proc. des ganzen Holzertragesan Berechtigte
unentgeldlich, 15 >/z Proc. vertragsmäßig um niedrige Preise abgege¬
ben werden. Während der mittlere Gesammtertragan '/, Klafter
(0,") vom Morgen ist, kann demnach nur >/z Klafter frei verkauft
werden. Es waren 1837 schon 67 500 Klafter Bau- und Nutzholz-
und 520 000 Klafter Brcnnholzabgabenanerkannt, und die streiti¬
gen Gerechtsame sollten nicht viel weniger betragen. Steuerlich wird
die Einbuße durch uncntgeldliche Abgabe und geminderte Preise auf
1'015 600 fl. angeschlagen, durch deren Hinzusügungder Reinertrag
um 31 Proc. erhöht wird; s. Die Forstverwaltung Baierns, M. 1844,
— In Würtemberg sind für 1842—45 geschätzt die Abgaben von
Bau- und Nutzholz zu 30 336 fl., von Brennholz zu 134 535 fl.,
wovon 1582 fl. Gegenleistungen abgehen, also reine Ausgabe
163 290 fl. oder 5/Proc. des rohen Waldcrtrages. — Gr. Hessen,
1845—47: 82 873 fl. Grundlastenoder 6/ Proc. der Einnahme.—
In Hannover(Ubb e lo h d e, S. 67 ff.) war um das I. 1831 der
ErlösausHolz gegen 400 OOORthlr., dazu kamen aber 1) die Natu-
ral-Abgabe an Berechtigte,108 000 Nthlr., 2) die Holzdeputate an
Beamte, Geistliche rc-, 40—50 000 Rthlr., 3) der Verlust durch Ab¬
gabe aus Gnadenbcwilligungenum geminderten Preis, 30—40 000
Rthlr., so daß dem Roherträge 188 000 Nthlr. beizusetzen wären.
Demnach belaufen sich die Lasten auf 32 Proc., wobei indeß der Roh¬
ertrag schon nach Abzug des Hauer- und Fuhrlohns angeschlagen ist.
— Auch in Frankreich begann die Verkümmerung des Forstertrages
durch Holzbewilligungen u. dgl. sehr frühe und fand in der Gering¬
schätzung des Holzes bei dem Uebcrflussc an Wald eine Begünstigung.
Schon eine französischeOrdonnanz von 1378 klagt, die ansehnliche
Einnahme aus Staatsforsten sei durch solche Schmälerungenrölluit
coiumo ü nönnt. ?nstorek, Orlloimaneos llos roir, <Io In I?r.
XV, 35 in der Vorrede.

(c) Vgl.Rudhart, III, 47. — In Baiern befinden sich in den Staats-
Waldungen noch manche Stellen, wo das Holz nicht benutzt wird,
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weil es unzugänglich ist oder weil der Erlös die Kosten nicht vergü¬
ten würde. Berhandl. d. K. d. Abg. v. 1837, Beil, IX, 126.

(</) Hundeshagen, II, 778. — Der 22 000 Morgen große Sachsen¬
wald im Fürstenthume Lauenburg hat 5000 Morgen Blößen, das
Amt Schwarzenbeck 7200 M. Blöße auf 24 725 M. Wald. Nic-
man n, Waldbcrichte, I, 623. — In den baierischen Staatswal¬
dungen sind außer den 2-259 000 M. wahrer Waldungen 375 175
M. Ledung begriffen, wovon >/z benutzt werden könnte, °/z aber un¬
brauchbar sind. — In Hannover sollen nach Ubbclohdc unker den
im Jahre 1.831 vorhanden gewesenen 914 043 kalenb. Morgen in
Blößen bestanden haben.

Aus diesen Gründen kann man aus der Vergleichung des Reiner¬
trages, den die Staats- und Privatwaldungen abwerfen, nicht ohne
die genaue Berücksichtigung aller Umstände allgemeine Folgerungen
ableiten. Beispiele:

Baden, (A) für 1848 ohne die Jagd 1'564 020 fl. Holzertrag,
50 961 fl. Nebennutzungcn, 13 494 fl. Schadenersatz und Strafan-
theil, 6082 fl. Verschiedenes, 1 '634 557 fl. ganze Einnahme, 579,570
fl. Kosten, nach Abzug des auf die anderen Waldungen kommenden
Antheils («), 69 530 fl. Lasten, 985,457 fl. Reinertrag, oder 4 fl.
7,' kr. vom Morgen, und mit Einschluß des an Berechtigte Abgege¬
benen (31,597 fl.) 4 fl. 15 kr. — Revidirter Anschlag für 1849:
1-208 189 fl. Holzertrag, 48 008 fl. Nebennutzungen, 12 448 fl. Straf-
antheil, 7128 fl. Verschiedene E., 1'275 773 fl. ganze Einnahme;
568 100 fl. Kosten, 66 494 Laken, 641 179 fl. reiner Ertrag.

Waiern, 1844 (ohne die Jagd) 6-105 000 fl. Geldertrag
— 2,«' fl. bad.M., 2-879 000 fl. Kosten oder 42 ,? Proc., 3 -226 000
fl, rein — I,°> fl. bad. M., dazu 1-015 600 fl. Verlust durch Be¬
rechtigungen, also 4 -241 600 fl. ganzer Reinertrag des Waldes
— 1,°° fl. bad. M. Hiebei ist der Mindercrlös von 450—500 000
fl. wegen der unter dem Marktpreise stehenden Taxen nicht einge¬
rechnet. Unter den Kosten sind 1-014 963 fl. für das Personal,
818 045 fl. für Hauen und Fortschaffen, 218 450 fl. für Culturen,
315 401 fl. für das Flößen (Triften) und die Holzmagazinc.

Belgien, 1840 536 536 Fr. Einnahme — 17 Fr. Hekt. —
2 fl. 54,° kr. p. M. (nämlich auf dem Stamme). 73 470 Fr. Kosten
des Personals, 2,-' Fr. p. Hekt. — 24 kr.M. 33 000 Fr. Cultu¬
ren u. a. Kosten, 106 470 Fr. Ausgaben — 3," Fr. p. H. — 35 kr,
p. M. 430 066 Fr. rein — 13,° Fr. —2 fl. 12 kr. p. M. (Der Aus¬
schlag der Personalkostcn auf die Waldungen des Staats, der Cor-
porationen rc. im Budge-t für 1839, S. 239.)

Dänemark und die Herzogthümer, 1844 R. 562 607 Rthlr.
ganze Einnahme, 316 993 Rthlr. baare Ausgabe, — 56 Proc.
69 291 Rthlr. Betrag der Holzabgaben, — 12,° Proc., 176 323 reine
Einnahme, — 31,° Proc.

Frankreich, A. >844. (Budg. S. 169. 878.) 33-341 000 Fr.
Rohertrag, 33>/z Fr. auf den Hektar oder 5 fl. 24 kr. auf den bad.
M. 5-562 676 Fr. Kosten — 5,°° Fr. p. Hekt. — 56,° kr. >>. b. M.
27-778 324 Fr. rein — 27,'° Fr. p. Hekt. — 4 fl. 40 kr. p. b. M.
Berechtigungen sind hier nirgends eingerechnet. Der geringe Be¬
lauf der Kosten erklärt sich theils aus dem Verkaufe auf dem Stamme,
theils aus dem schwachen Personal. Für 1837 war der Reinertrag
nur auf 20 Fr. v. H. angeschlagen, sowie auch ciiaptal (De I'in-
äuslr. traue. I, 218) für den Hektar aller Waldungen in Frank-
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reich einen Reinertrag von diesem Betrage annahm. Nach t'ni-
seau- l. avanno (lleclierclios stall»!. aur Ies ioiüt8 üv In s'r.nivo,
?. 1829) sollen die Privatwaldungcn in Frankreich weniger eintra-
gcn als Staatsforsten, weil sie schlechter behandelt werden.

Gr. H essen, A. 1845—47 1-31,1 123 fl. Einnahme — 5 fl. 28,°
kr. ii. b. M., 425 848 fl. Kosten — 32,' Proc., 875 575 fl. rein —
3 fl. 40? kr. p. b. M.

P r e u ß e n, A. >847,7Mill.M. Wald gerechnet.Ganze Einnahme
4-528 00» Rthlr. — I fl. 9 kr., Kosten 2>/ Will. Nthlr. — 35 kr.,
wovon 535 000 Nthlr. — 7 s/ kr. Hauer-u. Fuhrlohn, 890 000
Rthlr.— 12? kr. Schutz, Erhebung und überhaupt Localvcrwal-
tung, 603 OOl, Nthlr. — 8? kr. Culturen, Vermessungen, Wege¬
bau re., 165 000 Rthlr. — 2? kr. höhere Beamte, 200 000 Rthlr.

Ablösungen rc.
Würtcmberg, 1842—45 A. 2-702 000 fl. Waldcrtrag — 5 fl.

19 kr. p. bad. M. 929 000 fl. Kosten nach (a) — 1 fl. 49,° kr. p.
bad. M., 169 250 fl. verschiedene Lasten — 18'/, kr. I>. bad. M.
27 000 fl. Abgänge und außerordentliche Ausgaben, 1-125 250 fl.
Ausg. — 2 fl. 13 kr. p. M. 1 - 576 750 fl. Reinertrag — 3 fl. 6 kr.
p. M., oder mit Zuschlag der Berechtigungen 3 fl. 25 kr. 1841 — 43
R. Reinertrag 1 - 978 628 fl. — 3 fl. 53 kr. bad. M.

(s) Da die steigenden Holzpreise in jedem Falle die Ausgaben der Zehrer
und die Waldrenre erhöhen (I, §. 385), so ist es nützlich, wenn der
Vortheil hievon der Staatskasse, also der Gesammtheit, zufließt. Der
Reinertrag der Forstwirthschast (mit Einschluß der Jagden und
Flößerei) war in Baiern

1- 906 700 fl. im D. von 18'°/.,--°/2,
2- 867 900 „ „ „ „ 18'-s,z-'V-b
3- 178 200 ,, ,, ,, ,, 18'^/,, ^'38

In Würtemberg war der Reinertrag der Forstwirthschast
712 586 fl. im I. 1828

1-300 661 „ „ „ 1837
1-741619 „ „ „ 1840

In Frankreich wurden bei der Versteigerung des Holzes vom Hek¬
tare im Durchschnitt von 1816—20: 697 Fr., i. D. von 1824—29:
1110 Fr. gclößt. Zugleich wurden im crsteren Zeiträume auf dem
Hektare nur 31, im zweiten aber 69 Bäume übergehalten. Happare.
'I'nb. >4. Der Rohertrag hat von >832—47 sich von 21'^ auf
38'/, Will. Fr. gehoben, wovon nur etwa 2, höchstens 4 Mill. der
Preiserhöhung zuzuschrciben sind. — Gr. Moltkc, S. 89 glaubt,
daß nicht finanzielle, sondern nur volkswirthschaftliche Gründe für
die Forstwirthschast des Staats sprechen.

(/) Dieß ist z. B. im I. >848 eingetreten, wo der Holzerlös aus den ba¬
dischen Domänenwaldungen gegen 25» 000 fl. weniger eintrug,
als 1847.

s- 143.

Aus diesen Betrachtungen ergicbt sich Folgendes:

1) Die meisten Staatöwaldungen verdienen für jetzt beibe¬

halten zu werden.

2) Einzelne Theile derselben eignen sich ausnahmsweise zum

-Verkaufe, nämlich
Rau, pol. Oekon. ZteAusg. III. 12
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a) die baufähigen, in der Nähe von volkreichen Ortschaften
liegenden, besonders wenn diese zu kleine Gemarkungen
haben und deßhalb Mangel an Beschäftigung für ihre
Feldarbeiter empfinden,

b) die kleinen zerstreuten, mühsam zu beaufsichtigenden,
dem Diebstahl am stärksten ausgesetzten Gehölze («) ;

3) Auch Ankäufe von Waldungen oder von solchen Ländereien,
die zur Anlegung neuer Wälder passen, sind zweckmäßig,
wenn sie um billigen Preis geschehen und wenn dadurch
eine zusammenhängende, leicht zu hütende Waldfläche er¬
langt wird

4) Bei der Wcwirthschaftung der beizubehaltenden Staatswal¬
dungen muß die beste und nachhalrige Befriedigung des
Holzbedürfnisses der Bürger und zugleich die größte reine
Einnahme für die Staatskasse beabsichtigt werden.

(«) Aus beiden Gründen sind in Baiern i 40 WO Morgen zum Verkaufe
bestimmt worden. 2S WO Morgen davon wurden zu WO WO fl.
geschätzt und für 1 Mill. verkauft. Nudhart, lll, 43. Biele Ver¬
käufe und Ankäufe in Baden, von denen die Berichte des landständi¬
schen Ausschusses einige Nachricht geben.

(-) Vorzüglich zweckmäßig ist es, ödes Land auf Bergen zu erwerben und
darauf Wald anzulegen, wobei dann später Waldungen auf tieferen
Ebenen entbehrlich werden, vorausgesetzt, daß es an Gelegenheit zur
Versendung nicht fehlt. In Frankreich sind l Mill. Hektar Wald¬
grund an Abhängen rc., welche erst wieder neu zu Wald angelegt
werden müssen.

Z. 144.

Um die Verwaltungskosten zu ersparen und den Erwerbs¬
eifer von Privatunternehmern zu Hülfe zu rufen, hat man neu¬
erlich die Bcrerbpachtung von Waldungen in Borschlag gebracht,

gegen einen in Holz angesetzten Erbzins und ein für den
stehenden Holzvorrath Sicherheit gewährendes Erbbestandgeld
(u). Zwar würde ein Erbpachter bei mancher Nutzung und
Ausgabe noch wirthschaftlicher zu Werke gehen, als ein Theil der
Staatsforstbedienten, allein jene Einrichtung ist auch wieder er¬
heblichen Bedenken ausgefetzt:

1) Man müßte über den Pachter genaue Aufsicht führen, um
ihn an der unnachhalligen Behandlungsweise des Waldes
zu verhindern, es wäre also dennoch ein vom Staate an-
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gestelltes Personal unentbehrlich und die hiedurch noth-
wendige Beschränkung würde die Concurrenz der Erbpacht-
lustigen sehr einengen. Nur beim Niederwalde, wo ein¬

zelne, von Jahr zu Jahr haubar werdende Schläge abge-
gränzt werden können, wäre die Besorgnis; eines fehler¬
haften Verfahrens schwächer und man brauchte nur ein
mäßiges Erbbestandgeld zu fordern;

2) Der Erbpachter kann wenig andere erhebliche Verbesse¬
rungen im Forstbetriebe vornehmen, als die auch von der

Staatsforstverwaltung ausgeführt werden können; er ge¬
winnt dagegen ansehnlich zum Nachtheil der Staatscafse,
wenn mit dem Steigen der Volksmenge die Hvlzprcise sich
beträchtlich heben (-).

Demnach scheint die Vererbpachtung, für welche es fast gar
keine Erfahrungen giebt (c), und welche bei Hochwaldungcn
offenbar unausführbar sein würde, auch bei anderen Wäldern
keine Empfehlung zu verdienen.
(a) Zuerst v. Jakob, I, Z. 270 ff. — Pfeil, 11,24. 39 (ist nur unter

manchen Einschränkungen für diese Maaßregel). — v. Scutter,
Domäncnbenutzung, S. 86. — Hundcshaqen, Encpclop. II, §.
787, hatte den Verkauf an Gemeinden oder Majoratsbesitzcr gegen
Erbzins in Geld oder Holz gerathen.

(ö) Jakob will daher die Erbpacht erst, wenn der Holzpreis schon hoch
ist, §. 27>, v. Seutter umgekehrt bei Wäldern, die die Kosten nicht
decken.

(c) Ein sehr ungünstig ausgefallener Versuch wurde von der vormali¬
gen kurkölnischen Hofkammer im jetzigen fürstl. arembergischcn Ge¬
biete gemacht. Da die Erbpachter den Vertragsbedingungen zuwi¬
der die Wälder verhieben, so wurden die Waldtheile von der Herr¬
schaft wieder eingezogen. Nur noch 3 Erbpachter sind im Besitze.
Sic entrichten beim Wechsel desselben ein geringes Laudemium und
jährlich einen sehr geringen Kanon, der von 25 Schaaren zu 95
rhein. Q. Ruthen (23 pr. Morg.) nur 6 fl. 18 kr. beträgt, während
der Boden allein sicher eine Rente von 28 fl. einbringen würde.
(Privatmittheilung.)

Z. 145.
Die Grundsätze der Staatsforstverwaltung («) betreffen

theils die Personen, die zur Bewirthschaftung der Domänen¬
waldungen Mitwirken sollen und deren Verhältnis; zu einander
(Organisation der Staatöforstwirthschaft), (S) theils die Ge¬
schäfte. In der ersten Hinsicht sind der Natur der Sache nach

folgende Wirkungskreise zu unterscheiden:
12 *
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1) das untergeordnete, beschützende Personal (Forstwär¬
ter, Waldhüter,Waldschützen ic.), bei welchem nurSchul-
kenntnifse und erprobte Redlichkeit erforderlich sind. Dasselbe
muß aber zahlreich genug sein, um alle Frevel und Störungen
zu verhüten (v).

2) das unmittelbar bewirthschaftendePersonal (Bezirks-
oder Nevi erhörst er), dem man, so wie es sich mehr und

mehr Kenntnisse ungeeignet hat, auch eine freiere und ausge-
breitetere Lhätigkeit anweiset («?) und dessen Eifer durch einen

zugesicherten Antheil am erhöhten Ertrage befördert werden
kann (e);

3) das oberaufsehende Personal. Zunächst über den Förstern

steht der Forstmeister, oder an dessen Stelle der einem
größeren Amtsbezirke Vorgesetzte, die einzelnen Reviere öfters
bereisende Forstinspector; diese sind wieder einer Landes¬
oder Provincial-Forstbehörde untergeben (/). Da die Lberauf-
sicht über die Gemeinde-, Stiftungs- und Privatwaldungen ganz
außerhalb der Finanzgeschäfte liegt und ganz frei von finan¬
ziellen Rücksichten ausgeübt werden muß, sso sollte sie unter
der zur Wolkswirthschaftspflcge verordneten Oberbehörde (Mini¬
sterium dcS Innern rc. II, §. 7.) stehen; doch wäre es gut,
zwischen beiden forstlichen Oberbehörden eine solche Werbin¬
dung herzustellen, daß Reibung verhütet, nach gleichen tech¬
nischen Grundsätzen gehandelt und in die beiderseitigen Maaß-
regeln Uebereinstimmung gebracht wird;

4) die Besorgung der baaren Einnahmen und Ausgaben
(Forstcassenwescn), die am besten von dem technischen Forstdienste
getrennt und einem besonderen Forstcassier oder einem Domänen¬
verwalter übertragen wird.

(«) Man begreift unter Staatsforstwissenschaft (Forstdirec-
tionslehrc) alle Regeln, nach denen die Regierung sowohl in
finanzieller Hinsicht, als aus dem Gesichtspunct der Volkswirth-
schaflspflege und Sicherheitspolizei sich der Forstwirthschaft anzu¬
nehmen hat. Beide Arten von Regeln sind in den vorhandenen
Schriften öfters nicht scharf genug von einander getrennt. Vgl. v.
Burgsdorf, Forsthandbuch 2tcr Band 180S. (3teA.) —Har-
t i g, Grundsätze d. Forstdircction, 1813. 2te A. — Mey er, Forst-
directionslehre, 2te A. 1822. — Laurop, die Forstdirection, 1824,
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— Pfeil, a. a. O. — v. Wedekind, Anlcit. zur Forstverwaltung
und zum Forstgeschäftsbetriebe. Darmst. 1831.

(S) Hartig, Grundzüge zu einer zweckmäß. Forstorganisation, indes¬
sen Abhandlungen über interess. Gegenst. beim F. u. Jagdwesen,
Bert. 1830. S. 1. — H u n de s ha g cn, F. Pol. S. 314. 321.

(o) Waldhüter aus dem Bauernstände sind wohlfeiler, aber in Hinsicht
auf Unparteilichkeit im Anzeigen der Frevler nicht so zuverlässig,
als angehende Forstmänner. Die zur Anfeuerung des Eifers die¬
nenden Anzeigcgebührcn sind in Baden durch das Forstgcsetz von
1838 aufgehoben worden, weitste die Glaubwürdigkeit der Aussage
des Waldhüters schwächen, ebenso in Oesterreich seit 1828, doch ge¬
gen Zusicherung einer Belohnung für eifrige Waldheger, was sehr-
zweckmäßig ist; v. Malinkovski, I, 22. — Baden hat 362 Do-
mäncn-Waldhüter, welche g. 82 000 fl. kosten, also 1 auf 671 Morgen
und für 226 fl., — Würtemberg 75 Forstwarte zu 300 fl., 508
Waldschützen zu 135 fl., dazu kommen 23 595 fl. Anzeigegcbühren u.
14 158 fl. außerordentlicher Aufwand für den Forstschutz. Obige
Zahl beider Massen von Aufsehern giebt 997 würt. — 873,bad. M.
auf jeden. — Frankreich 1844 2954 Forsthütcr (wovon ein Theil
beritten), also 1 auf 338 Hekt. — 936 bad. M. Gehalt 500 Fr.

(<t) Vgl. Papius, Ueber die Bildung des Forstmannes, 1823. Ehe¬
mals war der Rcvierförster nur der Gehülfe des Oberförsters, dem
die eigentliche Bewirthschafkung oblag; so nach Hartig a. a..O.
— Neuerlich ist in mehreren Staaten den Bezirksförstcrn ein so
ausgedehnter Wirkungskreis übertragen worden, daß den Forstmei¬
stern ein großer Lheil der Geschäfte abgenommen werden konnte.
Der Bezirksförster ist auch zur Mitaufsicht in Privatwaldungen
bestellt. Baden hatte 1847 82 mit 800—1100 fl. Besoldung, also
1 auf 2914 M. Domänenwald ; die Aufhebung der grund- und stan-
deshcrrlichen Forstämter zog 1848 die Anstellung von 10 weiteren
Bczirksförstern nach sich. Die höchste Besoldung eines solchen geht

jetzt bis 1200 fl.. Würtemberg 172, also 1 auf 3777 würt. — 2955
bad. M.; Sachsen nach der V. v. 23 Febr. 1831 132 zu 1964 Ack. —
3000 bad. M.; Frankreich 1844 131 iiispocleurs und 101 soun-
inspsoteurs, oder 1 auf 4310 Hekt. - 11 938 bad. M. 1848 wur¬
den die insiisoieurn auf 85 vermindert!

(s) Pfeil, 11,57.
(/) In Baden ist 1832 die Forstcommission aufgehoben und ihr Gc-

schäftskrcis mit der Direktion der Bergwerke und Salinen verbun¬
den worden. Noch natürlicher ist es, in kleineren Staaten nur eine
einzige Domänenbehörde zu haben, welche für die Forstsachen einen
oder einige Räthe vom Forstfache besitzt. 1849 wurden die Forst¬
ämter aufgehoben und durch 5 Forstinspectoren ersetzt. Es waren
hier bisher 15 landesherrliche (neben 7 standeshcrrlichcn)Forstmeister
(1 auf 16 240 M. Domänenwald). Würtemberg hat 26 Oberför¬
ster (1 auf 19 530 b. M.), Frankreich 32 coiiservatonrn, also 1 auf
31 250 Hekt. — 86 562 M.; Beschluß v. 1848 nur 21 cons.

§. 146 .
Uebersicht der Geschäfte des Domänenforstwesens.

1. For st st atistik. Zur Grundlage derBewirthschaftung dient
die genaue Kenntniß der Domänenwaldungen, welche durch
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Gränzbeschreibung nach vorgängigcr Berichtigung und Bezeich¬
nung der Waldgränzen, Vermessung, Ehartenzeichnung und voll¬
ständige Beschreibung nach Boden, Lage, Klima, Holzbestand
ic., endlich durch Abschätzung ^Taxation) ber vorhandenen
Hvlzmasse und des jährlichen Zuwachses erlangst wird. Die
Forstabschätzung kann ihrer Umständlichkeit willen nur allmälig
bewerkstelligt werden

II. Nach dieser Vorarbeit kann man zur Entwerfung der B e-

triebsplane schreiten, welche die Wcnutzungswcise jedes Wald-,
thcilcs, das Alter der zu hauenden Stämme (Umtricbszeit)
die Art des Hiebes, die zu hauende Holzmcnge u. dgl. aussprcchen.
Sind diese Plane sestgcstellt und die Waldungen denselben ge¬
mäß eingerichtet (W etri cbsr egu l irung), so wird dann aus
jenen sür jede Periode und jedes Jahr die Vorschrift für die vor-
zunehmendcn Geschäfte abgeleitet (Periodischer und jähr¬
licher Betriebsplan) (S). Man muß hiebei bedacht sein,
solche Holzarten zu gewinnen, welche am meisten begehrt werden,
am besten zu verkaufen sind und deßhalb auch den Bedürfnissen
des Volkes am meisten entsprechen. Bauholz kann wegen seines
langsamen Wuchses am leichtesten in den Staatswaldungcn ge¬
zogen werden und der fortdauernd höhere Holzertrag der Hoch-
waldungcn muß dieselben für die Staatsforstwirthschaft empfeh¬
len (c). Die Hicbsmenge kann so lange nicht mit Sicherheit
richtig bestimmt werden, als man die Stärke des Zuwachses nicht
kennt (c/).

(a) Bad. Instruction zur Abschätzung und Einrichtung der Waldungen.
Karlsr. 1836.

(L) Formular bei Wedekind, Muster 27 ff.
(c) I, Z. 313.
(^) Baden: Hiebsmcnge für 1842 u. 43 jährl. 142 300 Klafter Bau-

und Brennholz, oder 0,^ Kl. auf den Morgen , nebst S8S0KI. aus
Schneebrüchen, Windfällcn rc. Man hofft, künftig bis 0," Kl.
vom Morgen zu erhalten. Der Mittelprcis der Klafter wird zu
8,2° fl. geschätzt (Maffenklafter). — Würtemberg 0,° Kl. (oder eben¬
soviel bad. Kl. a. d. bad. M.), — Baiern, 0/ Kl. mit Stockholz
und Reisig (die Klafter 126 Cub. F.) vom Morgen — 0,°> Kl. vom
bad. Morgen. Uebcrschläge dieser Art sind zur Vergleichung von
geringem Nutzen, wenn man nicht zugleich aus die Verschiedenheit
der Holzgewächse und der Holzsorten, als Bau-, Ruh-, Scheit-,
Stock- und Reisigholz Rücksicht nimmt und gleiches Verfahren bei
der Zurückführung auf einerlei Maas anwendet.
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s- 147.

III. Die Anlegung neuer Waldungen durch Saat oder

Pflanzung (Culturen) setzt, wenn sie nicht bloß zur Aus¬

füllung einzelner Blößen bestimmt ist, die Erwägung voraus,

ob die Kosten sich hinreichend durch den künftigen Holzcrtrag

belohnen werden. Sie ist vorzüglich aus Stellen zweckmäßig,

die sich zu einer anderen Benutzung weniger eignen, zumal wenn

zugleich für leichten HolztranSport gesorgt wird. Solche Unter¬

nehmungen geben einen Ersatz für die^Rodungen des zum An¬

bau dienlichen Waldgrundes.

IV. Forstschutz. Die Waldungen müssen vor allen nach¬

theiligen äußeren Einwirkungen bewahrt werden, diese seien

nun Naturereignisse oder menschliche Handlungen, aus Unacht¬

samkeit oder aus rechtswidriger Absicht entsprungen. Während

die Untersuchung und Bestrafung der Waldfrevel den Gerich¬

ten nicht entzogen werden darf, sind die unmittelbaren Gcgenan-

stalten zur Verhütung aller jener Beschädigungen, insoferne sie nicht

von dem einzelnen Forstwirthe getroffen werden können, sondern

die Mitwirkung der Staatsgewalt erfordern, ihrem Wesen nach

polizeilicher Art (II, Z. 6.), jedoch müssen sie, wegen des

Zusammenhanges mit den übrigen Forstgeschäften, dem Forstper-

svnale übertragen werden («). Der Reitz zum Holzdiebstahl

steigt mit den Holzpreisen, mit der Zerstörung der Gemeinde¬

waldungen und der Wedrängniß der dürftigen Lohnarbeiter.

Würde man ihm nicht eifrig cntgegenwirken, so würden die

Staatswaldungen durch die Angriffe der Holzfrevler eine starke

Ertragsverminderung erleiden (S). Gute Aufsicht, schnelle Be¬

strafung und die Auswahl zweckmäßiger Strafarten, Einfluß

des Schulunterrichtes (c), Unterstützung der Dürftigen mit

Brennholz (F), gute Bewirthschaftung der Gemeindeforsten u.

dgl. sind die wirksamsten Verhütungsmittel (s).

(a) Uebcr den Forstschutz s. besonders Hundeshagen, F. Polizei,
S. 120. — Pfeil, Forstschutz und Forstpolizeilehre, Berlin, 183l.

(-) Zahl der Frevelfälle in Baden: D. 1838—37 228 07g, D. I84l —44
283 70S. Das Max. im I. 1842, nämlich 330828. Auf die Domä¬
nenwaldungen kamen 1845 782411 Frevel, davon 500112 an Holz,
15 736 an der Streu. Verordn. Blatt, 1846, Nr. 12.16. — In
Rheinbaiern, 18^/z„ 143 774 Frevel, welche 86 664 Lage Gefäng-
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nißstrafe »ach sich zogen. — Preußen, 1837, 229703 gerichtliche
Frcvelfälle, ohne die peinlichen und polizeilichen; hier kommen im
Durchschnitt auf 3 Fälle 10 Personen. Borchardt (Der Holz¬
diebstahl, Berlin, 18-12, S. 91.) sucht hieraus und aus der Annahme,
daß von 3 Frevlern nur einer entdeckt wird, den Verlust zu berech¬
nen, den die Waldeigcnthümer erleiden, und schlägt ihn jährlich auf
2 Mill.Rthlr. an, indem er den verlornen Zuwachs durch cinstweili'
ges Leerbleibcn der Stelle dem Betrage des entwendeten Holzes
gleich setzt.

(c) Die Vorurtheile der Menge, welche den Holzdiebstahl als nicht
schimpflich darstcllcn, stammen vielleicht aus einer dunkeln Erinne-

, rung an die Vorzeit, wo die Wälder noch Gemeingut gewesen sein
mochten, oder wenigstens nicht alle occupirt waren. Doch kommen
schon sehr früh Strafgesetze vor. Bergl. Stisser, Forst- und Jagd¬
historie der Teutschen, Cap. II, Z. 24 ff.

(et) Auch Verkauf von Werkholz in kleinen Quantitäten an Holzarbeiter,
damit diese nicht zu stehlen brauchen. Vergl. §. ISO, n.

(c) Niemann, Waldberichte, 11,2. — Pfeil, Grundsätze, II, SS8.
Dess. Forstschutz, S. 203—231. — Hundcshagen, Forstpolizci,
S. 132. — Borchardta.a. O.

§. 148.

V. In Ansehung der auf den Staatswaldungen lastenden

Di enstbarkcit en (S er vi tut en) treten dieselben Grundsätze

ein, welche bei Privatwaldungen zu befolgen sind, II, §Z. 73—

75. 161 —163. Die Keholzungsrechte sind für die Wcwirth-

schaftung weniger nachthcilig und können durch Abtretung eines

angemessenen Waldstückes abgelöst werden, die Weide- und

Strcubcnutzung («) aber führt einen Widerstreit des forstwirth-

schaftlichen Interesses mit dem landwirthschaftlichcn herbei, weil

eine der Holzzucht willen wünschenswerthe Einschränkung oder

Ablösung dieser Ncbennutzungsrcchte für die Landlcute in wald¬

reichen Gegenden sehr lästig sein und überhaupt volkswirthschaft-

lich schädlich werden könnte (S) ; auch sind die befürchteten forst¬

lichen Nachthcile der Waldweide kcineswegcs in allen Fällen

vorhanden. Man muß daher diese „Purification" der Staats¬

waldungen nur mit Borsicht betreiben und darauf hinwirken,

daß da, wo jene Nebennutzungcn noch jetzt für die Landwirthe

Bedürfnis; sind, durch land- und forstwirthschaftliche Berbesse-

rungen eine Gewinnung des Futter- und Streubedarfcs ohne

Beeinträchtigung des Holzwuchses möglich werde sc). Bei den

Beholzungsrechten muß

1) ihr Umfang genau ermittelt und eine Ausdehnung auf
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Kosten der Forstcasse verhütet werden, so daß z. W. neue Ansiede¬
lungen nicht an den Rechten der älteren Häuser Antheil nehmen,

2) darauf geachtet werden, daß die zu einem gewissen Zwecke
abgegebenen Hölzer auch wirklich zu demselben verwendet werden,
z. W. daß das zu einem Wau bestimmte Holz innerhalb einer
gewissen Frist verbaut wird, vorbehaltlich einer Nachsicht unter
besonderen Umständen.

(a) In Baiern tragen manche Staatswaldungen wegen der übermäßigen
Strcubcnuhung nur oder gar nur >/,, Klafter jährlich, während
der Durchschnittsertrag ohne Stockholz und Wellen Kl. beträgt.
(Die Klafter — 128 C. F. oder SO C. F. Holzmasse.)

(/-) Vgl. Stockar von Neuforn, Finanzwiss. I, 335..— Hundes-
hagcn, Die Waldwcidc und Waldstreu, 1830. Dess. Forstpol. S.
152. —Hartig, Beitrag zur Lehre von Ablösung der Holz-,
Streu-und Weid-Servituten, 1829. S. 41. 62.— Pfeil, Forst¬
schutz, S. 232. Dessen Anleitung zur Ablösung der Waldservitutcn,
2. Ausg. 1844. — Stuhr, lieber die Abfindung der Hütungsbe-
rcchtigten in den Forsten, 1834. — Das Streusammeln in den
Staatsforstcn ist häufig ohne erweisliche Verbindlichkeit, bloß als
precuriuin gestattet, aber selbst dann würde die plötzliche Abschaf¬
fung nicht zu billigen sein.

(c) Erweiterung des Futterbaues, Anlegung von Weideplätzen mit Kopf¬
holz, Erdstreu u. dgl. -— Versuch einer Berechnung des, aus dem
Wcgnchmen der Waldstrcu für den Holzwuchs entstehenden Nach¬
theils von G. W. v. Wed ekin d, in dessen N.Jahrb. der Forstkunde,
XV, 15 u. im Amtl. Bericht über die landw. Bersamml. zu Karls¬
ruhe im I. 1838, S. 188. Der Vf. schlägt vor, die unentgeldliche
Srreuabgabe sehr zu beschränken und dagegen die den Gemeinden
aus Berechtigungen gebührende Streumenge zu Gunsten der Mit¬
glieder zu versteigern, weil nur hied urch eine sparsame Benutzung
der Streu bewirkt werden könne.

§. 119.

VI. Verwendung. Der Erlös aus dem zum Verkaufe be¬

stimmten Theile des Holzerzeugnisscs kann durch folgende Maaß-
regcln vergrößert werden:

1) Herstellung guter Wersendungsmittel, wohin insbesondere
Waldwege, Heizleitungen und Floßanstalten gehören, II, §. 166.
In neuerer Zeit ist durch Anlegung guter Fahrwege, wenn gleich
mit ansehnlichen Kosten, viel Vortheil bewirkt worden („).

2) Sorgfältiges Ausstichen der zu verschiedenen besonderen
Verwendungen dienlichen Holzsorten (Sortimente), welche dann
weit höher verkauft werden können, als Brennholz. Dahin ge¬
hören Bauholz (S) Sägeklötze, Werkholz, welches ganz oder
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gespalten von Wagnern, Holzschnitzern, Drechslern, Böttchern,

Büchsenschäftern, Siebmachern, zur Maschinensabrication, zu

Hopfenstangen u. s. w. gebraucht wird (e);

3) Ermunterung zur Errichtung holzverzehrender Gewerke,

falls nämlich noch auf lange Zeit hinaus ein Ueberfluß von Holz

vorhanden ist, für den sich keine bessere Verwendung zeigt; Köh¬

lereien, Sagemühlen, Glas- und Porzcllanöfen, Theeröfen und

ähnliche Unternehmungen, die jedoch wo möglich nicht vom

Staate selbst betrieben werden sollten.

(a) Im franz. Dep. Aude soll jährlich noch eine Mill. Nadelbäumc aus
Mangel an Abfuhrwegen verfaulen, vgl. §» ll2 (c).

(-) Insbesondere erfordert der Schiffbau vielerlei eigenthümlich gestal¬
tete Hölzer. Die mit gehöriger Kenntniß vorgcnommene Sorlirung
ist ein sehr ergiebiges Geschäft. Krause (Compend. d. niederen
Forstwissensch. S. 2S3) berechnet, daß die Krone einer Eiche, die als
Brennholz i '/>, Rthlr. einbringen würde, zum Schiffbau für 8 Nthlr.
verkauft werden kann. Ein zu Sägeklötzen verwendeter Baumstamm
bringt schon ungefähr dreimal so viel ein, als wenn er in Scheite
zerspalten wird.

(c) Das ehemalige Magazin von allen Sorten Nutzholz zu Rotenfels
im Murgthal (Medicus, Forsthandbuch, S. K48.) hat sich nicht
als vortheilhaft erwiesen.

§. ISO.
VII. Bei dem Verkaufe des Holzes muß man, wenn bloß

auf den Vorthcil der Staatskasse gesehen wird, die Erzielung

des höchsten möglichen Erlöses als Regel aufstcllcn. Es verdient

jedoch die ganz entgegengesetzte Anforderung untersucht zu

werden, die man an die Staatsforstwirthschast aus einer

volkswirthschaftlichen Erwägung richtet, daß nämlich die herge¬

brachte Holzabgabe für einen geminderten Preis an Einzelne

fortgesetzt, oder eine solche auch wohl neu eingeführt werde.

Man beruft sich hierbei auf die lästige Störung, welche eine

schnelle Erhöhung der Holzpreise auf den Haushalt unbegüterter

Familien äußert und auf die Verpflichtung des Staats, zur Un¬

terstützung der Bedrängten ein Dpfer zu bringen. Es stehen

deßhalb in Betreff der Verkaufsgrundsätze zwei Meinungen im

Widerstreit. Gegen den Holzverkauf um geminderten Preis

sprechen nachstehende Betrachtungen («) :

1) Der Holzpreis in jeder Gegend ist die Wirkung des Mit-

werbens, also des Verhältnisses zwischen Holzerzeugung und Zu-
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andrerseits. Wo dies Verhältnis; für die Zehrer ungünstig ist,

da must der Holzpreis sich hoch stellen, und dies ist auch nützlich,

weil cs zum sparsamen Verbrauch, so wie zum eifrigen Holzan¬

bau ermuntert, I, §. 385.

2) In Gegenden, wo sich keine oder nur wenige Domänen¬

waldungen befinden, steht es gar nicht in der Macht der Regie¬

rung, den allgemeinen Holzpreis niedrig zu halten; sie kann

nur einen kleinen T'heil der Zehrer durch Abgabe um ermäßig-

ten Preis begünstigen, indest die übrigen um den Marktpreis

bei anderen Waldbesitzcrn einkaufen müssen. Wo freilich die

Domäncnwaldungcn den ganzen Bedarf liefern, da wäre es

möglich, den Preis für alle Zehrer beliebig zu vermindern.

3) Ein solcher Hvlzverkauf um niedrigen Preis schmälert

das Staatseinkommen auf Kosten der Steuerpflichtigen. Man

kann ihn wie eine Geldausgabe ansehen.

4) Diese wäre noch eher zu rechtfertigen, wenn dabei Gleich¬

förmigkeit Statt fände, was aber wegen der höchst ungleichen

Vertheilung der Domänenwaldungen in den verschiedenen Lan¬

desgegenden nicht der Fall ist. In Deutschland sind z. W. in

den Gebieten der ehemaligen Reichsfürsten (Standesherren)

die Holzkäufer ganz auf den Einkauf von Eorporations- und

Privatwaldungen beschränkt, und es ist unbillig, daß ein Thcil

der Einwohner jene Bevorzugung allein genießt.
(a) Bergt. Pfeil, II, 89. — Wedekind, S. 276.

§. 150 u.

Aus diesen Sätzen folgt, daß in der Regel die Regierung

von dem allgemeinen Marktpreise des Holzes auch bei ihren

Holzverkäufen Gebrauch machen darf. Ausnahmen können bei

folgenden Umständen geboten werden (n) :

1) Wo die Zehrer sich an einen wohlfeilen Einkauf aus

Staatswaldungen gewöhnt haben und eine plötzliche Erböhung

schwer empfinden würden, da sollte man die bisherige Begün¬

stigung nicht auf einmal zurücknehmen. Man kann übrigens

von keinem Holzpreise schlechthin sagen, daß er zu hoch sei, weil



es nur auf sein Verhältnis zu den Preisen anderer Dinge und
der Arbeit, so wie zu dem üblichen Verbrauche ankommt. Ein
Preis, der wegen seiner Neuheit für viele Bewohner uner¬
schwinglich ist, wird in einer anderen Gegend, wo man sich an
ihn gewöhnt hat, leicht ertragen (5), daher sollte man einen
weit unter dem Marktpreise stehenden sogenannten Nevierpreis
nur allmalig bis zu jenem erhöhen.

2) Wurde den Staatsdienern eine gewisse Holzmcnge unter
dem Marktpreise verabreicht, so haben sie, wenn dies aufhört,
auf eine Entschädigung Anspruch. Es ist übrigens besser, ihnen
diese zu geben, als die ältere Einrichtung forldaucrn zu lassen,
weil sonst weniger sparsam mit dem Holze umgegangen würde.

3) Häufig hat man in früheren Zeiten Hüttenwerke und
verschiedene Fabriken durch wohlfeile Holzabgabe emporzubrin¬
gen gesucht. Hier sind 2 Fälle zu unterscheiden.

a) Ist man durch ertheilte Zusicherungen fortwährend gebun¬
den, aber die abzulasscnde Menge nicht in Zahlen bestimmt,
so kann sie nach dem herkömmlichen Betrage festgesetzt
werden. Sonst bleibt nur eine schwer ausführbare Abfin¬
dung übrig.

b) Ist die Holzabgabe nur als Vergünstigung anzusehen, so
thut man wohl, sie allmälig nach vorausgegangener An¬
kündigung zurückzuziehen. Ihre Fortdauer hält die Unter¬
nehmer von holzsparendcn Einrichtungen ab, durch deren
Einführung sie vielleicht auch bei einem höheren Holzpreise
bestehen könnten. Sollte dies nicht möglich sein, so wäre
die Fortdauer solcher Gewerke nicht vorthcilhaft. Mit dem
Steigen des Holzpreises müssen unvermeidlich manche Un¬
ternehmungen aufhören, die nur in holzrcichcn Bezirken
gedeihen. Man kann der Negierung nicht zumuthen, auS
Staatsmitteln solche Gewerke aufrecht zu halten, nur darf
man die Veränderung nicht rasch eintreten lassen, um zu
einer anderen Verwendung der Arbeitskräfte und Capitale
Zeit zu lassen (a).

4) Die Versorgung der Dürftigen mit Brennholz ist in Ge¬
meinden, die keine eigenen Waldungen haben, bei einem be-
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trächtlichen Anwachs des Holzpreiscs schon zur Verhütung des

Diebstahles in den Domäncnwaldungen sehr zweckmäßig (Z. 147.),

und man kann deßhalb diese Ausgabe zu den Kosten zählen,

mit denen ein großer Erlös aus den Walderzeugnissen erkauft

wird. Am wenigsten opfert man auf, wenn man den Dürftigen

die unentgeldliche Benutzung des Nass- und Leseholzes und

des Stockholzes, wo das Ausgrabcn der Stöcke unschädlich ist,

überläßt, weil diese Holzsorten viele Arbeit erfordern. Außer¬

dem ist es dienlich, Brennholz um ermäßigten Preis an holz¬

arme Gemeinden abzulassen, mit Verbürgung der Gemeinde-

casse und unter der Bedingung, daß jeder dürftigen Familie ein

gewisser Vorrath davon verkauft werde (</).
(<r) Bgl. Werh. der baier. K. d. Abg. v. 1831, Beil. XI.IV, 250. Comm.

Bericht (von Frh. v. Rotenhan), 1810. Beit. XXII. I.Abth.S.
72. IX Beil. B. S. 1-U.

(b) Man hat 18-10 in Baiern die Bemerkung geäußert, daß im Jsarkreis
über Holzthcuerung geklagt werde, weil die Klafter von 6 auf 9 fl.,
im Regen- und U. Mainkreise, weil sic von 11—1-1 auf 15—18 fl.,
im Rheinkrcise, weil sie von 1b.—18 auf 20—28 fl. gestiegen sei.

(c) A. B. Loge torevtier, Art. 58: Die wider die älteren Gesetze ver¬
liehenen Begünstigungen dieser Art erlöschen 1837. — Die sächsische
Regierung hat in Folge solcher Erwägungen von 1810 an das an
die Hammerwerke abzugcbende Scheitholz um 26 Proc. vermindert
und eine allgemeine Erhöhung der Holztaren angeordnct, die jedoch
für jene Hammerwerke erst 3 Jahre später eintreten sollte.

(<k) Aehnlich die Vorschrift der würt. V. v. 30. Nov. 1836. Die Abgabe
erfolgt um den Revierpreis, s. Z. 151, auch Ho ffmann, W. Dom.
Wcrw. S. 185. — In Baiern darf die Taxe zum Wortheil der Ar¬
men nöthigenfalls um 15 Proc. gemindert werden. B. v. 23, De-
cember 1835.

§. 151.

Was die Form des Holzverkauses betrifft, so hat man

zwischen zwei Arten zu wählen:

1) Versteigerung, und zwar

a) auf dem Stamme, so daß der Käufer das Fällen und Auf¬

arbeiten selbst veranstaltet. Diese in Frankreich übliche

Weise (») ist da, wo kein kahler Abtrieb stattfinden soll,

nicht einmal bequem, noch weniger aber vortheilhaft, weil

die Besorgung des Hauens vielen Käufern lästig ist und

weil der Käufer bei der Ungewißheit, wie viel Holz er er¬

halten werde, bei seinem Angebote auf den schlimmsten
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Fall rechnet; zudem giebt sie zu vielen Beschädigungen
Anlaß (S);

b) nach erfolgter Zugutcmachung, jedoch im Walde, also ohne
Aufwand für die Versendung. Dieß ist dem vorigen Ver¬
fahren (a) vorzuziehen. An der Stelle derjenigen Holz¬
verzehrer, die an den Versteigerungen im Walde nicht
Theil nehmen, weil ihnen die Besorgung der Abfuhr zu
mühsam ist, treten dieHolzhändler (a) ein, die zwar einen
Gewerbsverdienst erhalten müssen, jedoch keine weitere
künstliche Vertheucrung bewirken können, weil die große
Masse des aus Staats- und Privatwaldungcn feilgebotenen
Holzes, der freie Zutritt zu den Versteigerungen und die
Zufuhr aus anderen Orten vor einer monopolistischen Be¬
herrschung des Angebotes schützen. Hiezu trägt es auch
bei, wenn das Holz in kleinen Abtheilungen versteigert
und die Verabfolgung nicht unnöthig erschwert, dagegen
den Käufern kein Credit gegeben wird. Jndcß kann bei
dieser Verkaufsweise keine Rücksicht auf irgend eine Classe
von Käufern genommen werden.

2) Abgabe nach einem festgesetzten Preise (Holz-
tare),

u) im Wald e. Dieß altübliche Verfahren war unvvrtheil-
haft, weil man gewöhnlich ältere, weit unter dem Marktpreise
bleibende Preissätze beibehielt, wobei doch nur ein Theil
der Holzkäufer befriedigt werden konnte. Richtet man nur
die Taxe immer nach dem jedesmaligen Marktpreise ein,
wie er sich bei Versteigerungen und anderen Verkäufen
unter Privatpersonen herstellt, so ist das Abgeben nach
einem solchen Preissatze vollkommen zulässig und den Zeh¬
rern wird eine Bequemlichkeit gewährt. Die Taxe muß
wenigstens jährlich durchgesehen, auch für alle Holzsorten
in ein richtiges Verhältniß gebracht und für jeden Forstbe¬

zirk oder dessen Haupttheile besonders angesetzt werden sck),
b) in Holz Höfen (Holzgärten, Holz magazin en);

in welche die Negierung die Vorräthe führen läßt und in
denen sie zu jeder Zeit sseil stehen (e). Die Betreibung
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eines solchen Holzhandels auf Staatsrechnung geschah
theils, um von einem zum Flößen des Scheitholzes brauch¬
baren Fluß oder Canal sammt den zugehörendcn Einrich¬
tungen (Sammelteichen, Schwellungen w.) Nutzen zu
ziehen, — theils um die Zehrer in Städten, die von Wal¬

dungen entfernt liegen, mit Holz zu versorgen, ohne daß
sie von den Holzhändlern abhängig würden. Da man
das für die Hofhaltung, die Beamten und die öffentlichen
Anstalten abzugebende Brennholz auf Kosten der Staats-

casse herbeischaffcn zu lassen gewohnt war, so lag die Ver¬
anlassung nahe, dieß auch bei einem zum Verkaufe be¬
stimmten Worrathe zu thun. Die Holzhöfe übernehmen
nicht bloß Brennholz aus den Staatswaldungen um eine
gewisse Taxe, sondern kaufen auch wohl noch aus Privat-
waldungen ein. Wo die Verwaltung solcher Holzhöfe an¬
sehnlichen Gewinn abwirst, da ist derselbe entweder die

Wirkung des ausschließlichen Besitzes einer Floßstraße,
oder er ist nur scheinbar, indem er von dem niedrigen
Preise herrührt, den die Forstcasse für das Holz vergütet
erhält. Steht die Versendung auf Land- und Wasser¬
straßen Jedermann frei, so werden Holzhöfe jener Art durch
das Mitwerben der Holzhändler überflüssig (/st. Die Vor¬
liebe der Zehrer für die Holzhöfe beruht auf der Gewöh¬
nung an niedrigere Abgabspreise und fällt hinweg, wenn
die in §. ISO entwickelten Grundsätze in Ausführung kom¬
men. Die Kostbarkeit der Verwaltung und die Größe des
darin beschäftigten umlaufenden Eapitals machen die Auf¬
hebung dieser Anstalten wünschenswertst, die dann aus¬
führbar wird, wenn der Privatholzhandel hinreichende Leb-

^ Hastigkeit hat. Nur muß dafür gesorgt werden, daß nicht
die Benutzung der floßbaren Gewässer einzelnen Pachtern
monopolistische Gewinnste giebt. Dcßhalb kann es rath-
sam werden, daß die Forstvcrwaltung das Holz Verstößen
(am besten in Verding, mit Verabredung eines gewissen
Procentsatzes für Abgang) und dann am Orte der An¬
kunft versteigern lasse. Die Errichtung von Holzmaga-
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zinen, wo sie örtliches Bedürfniß ist, kann den Gemeinden

überlassen werden.
(a) Ehmals auch in Deutschland, in Würtcmbcrg bis 1598, s. Hoff-

mann, F. W. v. W. zu Ans. des 16. Jhh. S. 38. Orckonnunvv ckv
Louis XIV sur le Mit des euux et korvts, 13. Aug. 1669. Tit. XV.
— Locke korestier, Art. 17—46. — Orckoiinuiiee ck'execntio» vom
I. Aug. 1827, Art. 73—96. Die zum Hiebe bestimmten Waldstrccken
werden durch verpflichtete Forstgeometer (arpeutuurs) vermessen,
die zu verschonenden Bäume ausgezeichnet, die Bedingungen des
Kaufes (onbier ckos clini-Zes) entworfen, die Versteigerung wird
14 Tage vorher bekannt gemacht. Der Zuschlag erfolgt bisweilen
nach altcrthümlicher Weise durch Verlöschen eines Lichtes, doch ist
ein Nachgebot bis zum folgenden Mittag erlaubt, woferne '/l, mehr
geboten wird. (Nach der O. v. 1669. 1'it. XV. Art. 31. 32 war
eben so lange ein Nachgebot von tierevinent, und dann noch ein
weiteres um s/§, seini-liercement oder ckoublement, erlaubt.) Die
Käufer sind mancherlei Beschränkungen und Verpflichtungen unter¬
worfen. Jeder Holzverkauf ohne Versteigerung ist bei 3—6000 Fr.
Strafe den Forstbeamten untersagt. — Beispiel eines Lslüer des
vliar^es i» Annnlos korest. 2. niiuöe. S. 290.

(i) Bergius, Mag. III, 278.— Pfeil, II, 318.— Hund es ha gen,
F. Pol. S. 362. — v. Wedekind, S. 216.

(c) Unter diesen auch viele Landwirthe, die mit ihrem Gespann Fuhr-
lohn zu verdienen beabsichtigen.

(ek) Anleitung zur Berechnung einer Holztaxe in Meyer, Forstdirect.
§. 364 ff. (aber ohne Rücksicht auf die Marktpreise, bloß nach der
Analogie dessen, was der Boden als Acker tragen würde!), v. W e-
dckind, S. 286. Hundeshagen, F. Pol. S. 376.— Solange
man keine Abschätzung des jährlichen Zuwachses hatte, ließ man sich
häufig bei der Festsetzung des Hiebsquantums von den Anmeldungen
des Holzbedarfes der Unterthanen bestimmen, für deren Empfang¬
nahme besondere Holzschreibtage gehalten wurden. — In Würtem-
berg wird der Revierpreis aus den vorjährigen Versteigerungen be¬
stimmt. Er findet seine Anwendung bei den Holzabgaben an holz¬
arme Gemeinden, bei dem Bauholze, welches die Einwohner im
Forstbezirke gebrauchen, bei dem Werkholze für die Wagner ec.,
endlich bei dem Stockholz und Reisig. Der Ueberrest wird verstei¬
gert - In Baiern werden die Verkaufspreise nur periodisch nach
den Marktpreisen eingerichtet. Der Hausbedarf der Einwohner,
die öffentlichen Anstalten und die kleinen Gewerbe haben den ersten
Anspruch, sodann die Fabriken und nach ihnen erst der Handel, dem
blos der Ueberrest durch Versteigerung zugewicsen werden soll, doch
ist auch bei dem Hausbedarf eine Versteigerung in kleinen Abthci-
lungen zulässig. Der versteigerte Lheil ist unter der Hälfte, z. B.
1837—39 in Unterfranken 48, der baier. Pfalz 42, in Oberfranken
34 Proc., s. v, Rolenhans a. Bericht, S. 73. — In Baden ist die
Versteigerung Regel.

(e) Baiern hat 14 Holzhöfe, davon 9 in der baier. Pfalz; der größte
(in Passau) verkauft jährlich 37—38 000 Klafter, der kleinste (in
Dürkheim) nur 180—200. Im D. von 1835—37 war der rohe Er¬
trag 538 977 fl., der Kostenbetrag 329 825 fl., der reine Ueberschuß
209 152 fl. Die Kosten des Personals und der „Regie" nahmen



gegen 18 000 fl., die Betriebskosten 310 000 fl. hinweg. — Würtem-
berg hat 3 Haupthvlzgärten, von denen die beiden großen zu Bis-
singcn und Stuttgart mit ihren 4 Filialen zusammen ein Betriebs¬
kapital von 120 000 fl. beschäftigen und über 22 000 Kl. verkaufen.
Wegen verschiedener Holzabgaben um niedrige Preise läßt sich kein
reines Ergebniß des Holzhandels ausmikteln. Der Anschlag für
1842—45 führt nur SOOO fl. Uebcrschuß auf. — In Baden sind die
letzten Holzhöfe zu Karlsruhe und Rastadt, die sich durch das Flö¬
ßen auf der Murg versorgten, 1835 aufgehoben worden. Sie tru¬
gen 1831 u. 32 i. D 16 800 fl netto. S. Vcrhandl. d. 1. Kammer
von 1833, Beil. IV, 110 (Commifsionsbcricht von Rau.) —In
Sachsen sollten nach dem A. v. 1834 die S Holzhöfe >05 000 Kl. ab-
sctzen und 63 800 Rthlr, Reinertrag abwerfen. — Gr. v. Sponeck,
lieber die Anlegung der Holzgärten, Heidelb. 1816. — Ueber die
bisherige Administration der Holzgärten in Würtemberg, Stutt¬
gart 1821.

(/) Die Holzhöfe in Berlin konnten mit den Holzhändlern nicht Preis
halten, Pfeil, II, 313.

§. 152 .

VIII. Die forstlichen Nebennutzungen, wie Jagd,

Mast, Grasschnitt, Weide, Streusammeln, H-rzscharren, Torf¬

stechen, insofern sie nicht schon durch Servituten der Verfügung

der Forstbehörde entzogen sind, müssen so weit beschränkt wer¬

den, daß sie der Holzgewinnung gar nicht, oder doch nicht so viel

schaden, als sie eintragen (/,). Innerhalb dieser Gränze ver¬

dienen sie eine sorgfältige Behandlung, weil sie nicht allein den

Reinertrag für den Staat erhöhen (-), sondern auch volkswirth-

schaftlich bedeutend werden können (c). Die gewöhnliche Art,

sie einträglich zu machen, ist die Verpachtung, unter solchen Be¬

dingungen, welche den Pachter abhalten, die Nutzung auf eine

schädliche Weise auszudehnen. Namentlich wird den Jagdpachtern

sowohl die Schonung des Wildstandeß, als die Beschränkung

desselben zur Verhütung von Feldschäden und der Ersatz solcher

Beschädigungen zur Pflicht gemacht (</). In solchen Jahren,

wo cs den Landwirthen an Futter fehlt, ist die Gestattung des

Grasholens und Laubstreifens, auch wohl des Beweidens älte¬

rer Schläge so wohlthätig, daß man sie unentgeldlich oder gegen

geringe Vergütung anordnen sollte.

(a) Es kommt hiebei viel auf die Holzpreise an. In entlegenen Ge¬
birgsgegenden kann z. B. das Harzscharrcn rathsom sein, wahrend
es bei gutem Absätze des Holzes wegen seines schädlichen Einflusses
auf die Gesundheit der Bäume aufgegeben werden muß.

Rau pol. Oekon. 3te Ausg. Ill



194

(») Würtcmb. 1842—45 A.: 35 214 fl. oder 1/ Proe. des Waldertrages,
(e) Dicß gilt besonders von den Zwischennutzungen zum Feldbau, wie

bei der Hackwald- oder Haubergswirtdschaft und dem Anbau zwi¬
schen den Reihen der Holzpflanzcn in den ersten Jahren.

(,/) Für die Selbstverwaltung der Jagd in den Staatswaldungen spricht
Pfeil, II, 760.

III. Anlagen zum G e w e r k s b e t r i c b c.

§. 1S3.

Gebäude, Maschinen u. a. Vorrichtungen zur Betreibung
van Gewcrksuntcrnchmungen stehen nicht selten mit Landgütern
in Verbindung und werden zugleich mit diesen verwaltet oder
verpachtet, z.B. Bierbrauereien, Brantweinbrennereien, Ziege¬
leien, Mahl- u. a. Mühlen u. dgl. Bei der Zerschlagung eines
solchen Inbegriffs von Domänen ist es rathsam, jene We-
standthcile zu verkaufen. Dasselbe gilt in der Regel von solchen
Gcwcrkseinrichtungen, welche einzeln bestehen. Denn Gewerks-
untcrnchmungcn eignen sich noch weniger für den Staat, als
landwirthschaftliche, weil bei jenen noch mehr von dem Kunst-
flciße und dem Capitalaufwande des Unternehmers abhängt,
weil man stets auf Betriebsverbefscrungen bedacht sein und
die Veränderungen im Wegehre beobachten muß und weil weni¬
gere feststehende allgemeine Vorschriften ausgestellt werden kön¬
nen, II, Z. 227. Die Erfahrung bestätiget es, daß die Negie¬
rung aus Gewerken im Verhältnis; zu den darauf verwendeten

Capitalen geringen Gewinn zieht und daß der Uebcrgang der
Gewerksanlagcn und Berechtigungen („) in Privathände so¬
wohl in finanzieller als in volkswirthschaftlicher Hinsicht Wor¬
theil bringt (-). Auch die Verpachtung pflegt nicht einträglich
zu sein, weil das Mitwerben zuverläßiger Pachtlustigen klein ist
und die Erhaltung der Gebäude, sowie die geforderten Neubau¬
ten viel kosten (a).

(«) Aber ohne die drückenden Privilegien, wie sie z. B. bei Bannmühlcn
und Brauereien vorkamcn lBannrechte).

(L) Sehr viele Staatsfabriken sind schon eingegangen, weil sie sich nicht
verlohnten. Die Porzcllanfabriken in Berlin und Sevres (bei Pa¬
ris) arbeiten thcurcrals Privatfabrike» (doch das Berliner Gcsund-
heitsgeschirr ausgenommen, Fcrber, Beiträge rc. S. 133); s.
Weber, Beiträge z. Gewerbe- und Handclskunde, II, 310. — Die
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Porzellcmfabnk zu Nymphenburg kostete 18 >9—23 jährlich 8717 fl.
Zuschuß. Für die Finanzpcriode >831—36 wurde ein jährlicher
Zuschuß von 14 988 fl. gefordert, für 1837—13 ein solcher von >1 782
fl. jährlich. Die Porzellanfabrik in Meißen kostete früherhi» jähr¬
lich über 36 »110 Rthlr. Zuschuß, >830 noch I8 630 Rthlr, 1833
nichts mehr, 1837 war ein Reinertrag von 900» Rthlr in Aussicht
gestellt, 1840—12 u. 43—45warderangeschlageneRcinertrag 13500
Rthlr. — Die würtcmb. Glashütte Schönmünzach brachte bei
der Selbstverwaltung Schaden und ist jetzt für 2000 fl. Verpachter,
wovon 300 fl. Baukosten abgehcn. Man beabsichtigt ihren Verkauf.
— Die baier. Brauereien in Selbstverwaltung sollten 1837—43
2> 1 386 fl. roh einbringen und 187 026 fl. kosten, also rein 24360 fl.
abwerfen.—In Oesterreich soll nach dem A. für >849 die Wiener
Porzellanfabrik bei einer Einnahme von 126 610 fl. einen Reiner¬
trag von >568 fl., die Tcppichfabrik und Wollendruckerei in Linz
1098 fl., die Schwcfelsäurcfabrik in Nußdorf 3071 fl. geben. Die
ehmaligc große Wollentuchfabrik in Linz ist aufgehoben worden, weil
sie neben dem erstarkten Kunstflciße der Privatpersonen nicht mehr
einträglich war, und ein Theil der entlassenen Arbeiter erhielt eine
Unterstützung aus der Staatseasse. — In Baden sind 2 Domänen¬
brauereien (die zu Rothhaus bei Bonndorf in Eigenverwaltung),
einige Säge- und Mahlmühlen,Ziegclhüttcn rc. Mehrere ähnliche
Domänenstücke sind schon verkauft worden.— Mecklenburg-Schwerin
bezieht (A. >849) 54 000 Rthlr. von Ziegeleien (wovon 3fl 000 Rthlr.
Kosten abzchen) und 13 900 Rthlr. von Kalköfen (3200 Rthlr.
Kosten). — Die Staatsbuchdruckereie» kann man nicht nach ihrem
Gelderträge beurtheilen, weil sie viele amtliche Sachen ohne Ver¬
gütung drucken. Die vortreffliche Staatsdruckcrei in Wien kcstet
90000 fl. Zuschuß, die Pariser dagegen giebt 150000 Fr. Ucber-
schuß.

<) Ein merkwürdiges Beispiel eines Betriebes von Gewerben auf
Sraatsrechnung bildet die preußische Seehandlung, welche unter
andern auch mehrere große Fabrikunternehmungen gemacht hat,
vgl. II. § 236 («).

Z. 154.

Es giebt Ausnahmen, bei denen der Betrieb von Gewerken
auf Rechnung des Staates rathsam werden kann.

1) Hüttenwerke («) zur Verarbeitung der Erzeugnisse des
Bergbaues (S) werden zwar auch häufig von Privatunterneh¬
mern errichtet, indeß ist nicht immer das hiezu erforderliche Ca¬
pital und die gehörige Geschicklichkeit bei Privatpersonen vor¬

handen, bisweilen werden diese ferner durch den Mangel an
Waldbcsitz abgehalten, und ohne das Mitwerben mehrerer Unter¬
nehmer würden die in den Staatsbergwerken gewonnenen Mine-

, ralstosfe nicht vorthcilhaft abgcsctzt werden können. Mehrere
Erfahrungen beweisen, daß die Staats-Hüttenwerke unter der
Leitung wissenschaftlich gebildeter Verwalter der Staatskasse

13 "-
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Nutzen bringen und als Vorbilder für den Betrieb der Einzelnen
wirken können. Freilich erfordern sie ein ansehnliches stehendes
und umlaufendes Capital, dessen Zinsen bei der Berechnung des
reinen Ertrages mit berücksichtigt werden müssen, eine sorgfältige
Auswahl der angestellten Verwalter und eine gute Aufsicht, die
sowohl auf die kunstmäßige als auf die gewerbliche Vollkommen¬
heit des Betriebes, Sparsamkeit in dem Aufwande, vortheilhaften
Erlös ic. bedacht ist (c).

2) bei der Erzeugung von Kriegsbedarf, insofern die Be¬
triebsamkeit der Privaten für dieselbe nicht schon genügend sorgt
(si 8- 75) ;

3) bei Gewerken, die zur Pflege der bildenden oder tech¬
nischen Kunst dienen und daher nicht allein unter den finanziellen
Gesichtspunct fallen. Fordern sie jedoch noch Zuschüsse, so treten
die allgemeinen Grundsätze für die Staatsausgaben ein, nach
denen man zu erwägen hat, ob solche Anstalten die Kosten durch
gemeinnützige Wirkungen belohnen (</).
(a) Z. B. Pochwerke und Schmelzöfen, Gießereien, Frischfeuer, Ham¬

merwerke ic.
(-) Der Ertrag der Hüttenwerke läßt sich von dem des Staatsbergbaues

nicht leicht scheiden, weil die in jenen verbreiteten Erze u. a. Fossi¬
lien meistens nicht verkauft, sondern von den Bergwerken um einen
gewissen Preis abgegeben werden, welcher nicht der jedesmalige
Marktpreis ist.

(c) In Oesterreich (A. für 1819) ist der Reinertrag der Berg-und
Hüttenwerke des Staats nur 47g 000 fl. bei einem rohen Ertrage
von Mill. fl. Dazu komme» mehrere sog. montanistische Fabri¬
ken mit l 55 000 fl-, von de! en die Zinnoberfabrik zu Jdria allein
1 42 000 fl. rein abwirft. — Die baier. Hüttenwerke sind 1831—36 mit
einem Reinerträge von 38171 fl. angesetzt, ihr Grund- und Capital-
werth soll 1 >4 Mill. fl. betragen, ohne die zugehörigen 6—8000 M.
Wald. Oer Reinertrag ist also kaum 2 Proc., weshalb der 2te Aus¬
schuß auf allmäligen Verkauf angetragen hat. Verh. von 1831, Beil.
XI.IV, §. 366—70. Es wurde >831 und 1837 beschlossen, daß der
ganze Reinertrag der Berg- und Hüttenwerke zur Erweiterung des
Bergbaues und Hüttenwesens verwendet werden solle. I. D. von
1835—37 hatten sie 1'002 046 fl. rohen und 62 480 fl. reinen Er¬
trag. — Die wärt. Berg- und Hüttenwerke brachten im D. von
1838—40 einen Reinertrag von 1Ü5 033 fl. Der Anschlag für
1842—44 giebl i. D. 1 '803 000 fl. rohen Ertrag, 268 000 fl. reinen
Ertrag und hievon 200 000 fl. Ablieferung an die Staatskasse, in¬
dem ein Theil des Uebcrschusscs zur Vergrößerung des Capitales
verwendet wird. Das ganze in diesen Werken enthaltene Grund-
und Capitalvermögen wird auf 2 s/s, Mill. fl. geschätzt, Herdegen,
S. 114. Am ergiebigsten ist die schöne Eisengießerei zu Wasseralsin-
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gen, von dcrman bei cincrRohcinnahme von 556 000 fl. einen abzulic-
fernden Ueberschuß von 103 000 fl. jährlich erwartete. Ihr Reiner¬
trag war im D. von 1835—37 jährlich 31 Proc. des Vermögcns-
stammes, während die Hammerwerke bei Frcudenstadt nur 5'/^ Pr.
abwarfen; s. die Berichte der Finanzcommission in der 2. Kammer
von 1839 er 42 (von Dcffner). Für 184^/, sind nur I'561 000
fl. roher und 110000 fl. reiner Ertrag in Aussicht genommen.
— Die 8 badischen Eisenhüttenwerke mit 5 Hochöfen nebst
2 Bergwerken und 3 Lhongruben waren für 1848 und 49
jährlich auf 1'120 277 fl. Einnahme und 1 019 042 fl. Aus¬
gabe angeschlagen. Hievon gehen ab 1) der durchlaufende Po¬
sten von 111000 fl. für Eisenerze, welche in Einnahme und bei den
Hochöfen wieder in Ausgabe gesetzt sind; 2) 217016 fl. für Massel-,
Stabeisen ic., welche ebenso behandelt worden sind, weil man jedes
Werk als selbstständig betrachtet und ihm die von anderen Werken
empfangenen Verwandlungsstoffe als gekauft anrechnet. Werden
also die Anstalten als ein einziges Ganzes angesehen, so sinkt die
Einnahme aus Verkauf, Verpachtung re. auf 777 000 fl., die Aus¬
gabe auf 676 700 fl. Der Reinertrag ist 100 000 fl. oder 13 Proc.
— Für 1849 wurde aber 1848 wegen des Stockens in vielen Ge-
werbsuntcrnchmungen und des gesunkenen Preises der Eisensorten
der Anschlag nach dem viel beschränkteren Betriebe sehr herabgesetzt,
ganze Einnahme 451 700 fl., wovon 41 000 fl. für Eisenerze ab¬
gehen. Reinertrag nur 26 000 fl. Der Vermögensstamm war be¬
rechnet (Mitte 1840) 758 000 fl. Grundstücke, Gebäude, Maschinen,
43 500 fl. Werkzeuge und Geräthe, 773 200 fl. Materialvorräthe,
207 400 fl. Geldvorrath und Ausstände nach Abzug der Rückstände,
zusammen 1'782 100 fl. Das bedeutendste Werk ist Albdruck.

(Ä) Die IInute-Iisses-Fabrik in Paris (II, §. 228.) trägt nichts ein«
Es wird in ihr Zeichne» und Malen gelehrt, auch werden Färber
unterrichtet. Die Porzellanfabrik zu Sevres ist mit einer Malcr-
schule verbunden worden, ebenso die Nymphenburger, welche zugleich
in der Kunst der Glasmalerei viel geleistet hat.

IV. Wohngebäude.

Z. 154 a.

Es würde sehr unzweckmäßig sein, öffentliche Gebäude bloß

ihres Miethcrtrages willen zu behalten oder zu erwerben, denn
die vermietheten Wohnungen pflegen im Verhältnis; zu ihrem
Ertrage der Regierung zu viele Baukosten zu verursachen und
die Kammerbeamten können sich zur Erzielung der größten Ein¬
nahme nicht so srei bewegen, als Privateigenthümer. Es müssen
andere Gründe hinzukommen, um die Beibehaltung von Wohn¬
gebäuden anzuempsehlen, z. B. das Wcdürfniß von Dienst¬
wohnungen (§. 67.), oder die Schwierigkeit des Verkaufes
großer Gebäude und die Ungewißheit, ob dieselben nicht künftig
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wieder für die fürstliche Familie »der einen RcgicrungSzweck
werden benutzt werden, der Zusammenhang mit anderen Staats-

gcbäudcn u. dgl. DieBcnutzung für die Staatscasse geschieht («)
bei den Dienstwohnungen durch einen Abzug von den Gcldbc-

soldungcn, entweder nach dem abgcschätztcn Micthcrtrage, mit
billiger Rücksicht darauf, daß der Beamte die Wohnung nicht
frei wählen kann, oder nach einem allgemeinen Verhältniß-
satze (-), bei den übrigen Wohnungen durch Wermiethung
auS der Hand, nach den an jedem Drte bestehenden mittleren
Miethpreisen

da) Wehrer, Kam. Dom. Admin. S. 22. Hoffman», S. 35.
(L) Baden: Die Dienstwohnung wird zu 10 Proc. der Besoldung an¬

geschlagen, doch ist dem Beamten gestattet, den Beweis zu führen,
daß der Miekhertrag seiner Wohnung geringer ist.

so) In einigen Staaten bringen auch die zu den Domänen gehörenden,
zum Trinken und Baden benutzten Mineralquellen und die bei den¬
selben errichteten Gebäude eine ansehnliche Einnahme, welche man
jedoch großenteils wieder zu neuen Bauten und Verschönerungen
zu verwenden pflcgl.

V. Werbendes bewegliches Vermögen.

Z. 155. slllö.j

Wenige Negierungen besitzen ein so großes bewegliches
Vermögen, daß dasselbe weder in den zu den Domänen ge¬
hörenden, 'noch in den auf Regalien beruhenden Gewerben auf
Staatsrcchnung eine einträgliche Anwendung fände und auf
Zinsen ausgeliehen werden könnte O), in den meisten Staaten
sind vielmehr noch ansehnliche Schuldzinscn an die Staats-

gläubigcr zu entrichten (-). Ist ein bereits angcsammeltes be¬
wegliches Staatsvermögcn vorhanden, oder ist dasselbe sogar
schon ausgeliehen, so kann der Fortbezug der Zinsen keinem Be¬
denken unterliegen, cs wäre denn, daß man eine andere, durch
große gemeinnützige Wirkung unfehlbar sich belohnende und
für die Uebernahme von Seiten der Staatsgewalt wohl passende
Anwcndungsart, z. B. den Wau von Land- und Wasserstraßen,
Eisenbahnen, Urbarmachungen u. dgl. vorziehen müßte. Ist
dicß nicht der Fall, so werden die Capitale am besten im Lande
gegen gehörige hypothekarische Sicherheit ausgeliehen, wobei es
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dienlich ist, zugleich auf die Unterstützung von productiven Unter¬

nehmungen oder von Gefallablölimgcn Rücksicht zu nehmen (o).

Anleihen ins Ausland sind sowohl wegen der geringeren Sicher¬

heit als wegen der Verminderung des inländischen Capitols

minder angemessen (/?). Auch zur Ausstattung einer gut ein¬

gerichteten Zettelbank sind die Summen mit Bortheil zu ver¬

wenden (e). Neues Sammeln von Eapitalen kann nicht ge-

rathcn werden, s. Z. 46-1.
(a) A. Smith, B. V. Cap. 2. Abschn. I. — v. Jakob, I, §. 48. —

Der Canton Zürich hat im Durchschnitt von 1816—2S jährlich
65 900 Fr. Zinsen eingenommen; 4826 waren sie 91 117 Fr., für
1827 sind 87 498 Fr. angegeben. Im I. 183! war die Einnahme
von Zinsen ausgcliehcner Capitale 182000 Fr., nebst 102000 Fr.
Zins von noch ausstehcnden Kaufschillingen und Ablösungssummen.
1840 wurden die ausstehenden Forderungen auf 6-882000 Fr. an¬
gegeben, ohne 1-900 000 Fr. Pfrundfond. — Zinseinnahme im Can¬
ton Luzern 1846 62000 Fr., Aargau 1846 267820 Fr., Waadt
1847 32000 Fr., Freiburg 1816 A. 63760 Fr., Solothurn 181"/,
89289 Fr., Zug 184s/, N. 8771 Fr., Appenzell Auß. 184"/, R.
6992 fl. re. In Bern beliefen sich die angelegten Capitale nebst den
in die Staatshandlungen verwendeten 1-277 800 Fr. zu Ende 1829
auf 7-710 700 Fr. Davon waren 4-960 600 Fr. in auswärtigen
Staatspapieren angelegt. Bericht über die Staatsverw. rc., Beil.
S. 109. Die auswärtigen Forderungen wurden 1835 nach den da¬
maligen Cursen zu 7-496 300 Fr. angeschlagen. Der Zinsertrag aus
ihnen war im D. von 1832 — 39 337 200 Fr. Im Jnlande waren
1839 698 380Fr. angelegt, meistens zu 4Proc., mit ungefähr 23000
Fr. Zinsertrag. Mathy in Rau, Archiv, IV, 64. 1846 waren
noch 466 862 Fr. Zinscinnahme angenommen. Bis zum Jahr 1849
ist das ganze ausgelichcne Vermögen von Bern zugeseht worden.
— In Kurhessen ist 1831 vertragsmäßig das 30 Will. fl. betragende
bewegliche Vermögen des Kurfürsten, da es zum Theile aus Landcs-
mitteln erworben war, zwischen dem kurfürstlichen Hause und dem
Staate gleichmäßig getheilt worden. Im A. für >849 sind 489 610
Rlhlr. Zinsen enthalten.

(b) Auch die mit Schulden belasteten Staaten haben zwar häufig noch
ansstehende Forderungen (nctivu), deren Zinsertrag aber zur Ver¬
zinsung der Passiven verwendet wird und die der Schuldvcrwaltung
(Amortisationscassc) zugcwiesen sind.

(u) Gr. Moltke, S. 53. — Hicher gehören die Crcditcassen in meh¬
reren Ländern, wobei die erforderlichen Geldsummen zum Theile
aus den Ablösungen der Domanialgefälle hcrfließcn, s. II, Z. 60. (u).

(</) z. B. St. Petersburg, Bern, s. I, §. 317.
(e) Smith a. a. O. gegen das Verfahren von Bern.
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2. Abtheilung.

Einkünfte aus dinglichen Rechten.

§. 156. s155.l

Wiele europäische Negierungen sind aus früheren Zeiten her
noch im Besitze beträchtlicher Einkünfte aus Grundgefällen
geblieben (»), welche grvßtentheils ehemals mit Kammergütern
in Verbindung standen, aber auch nach der Veräußerung der¬
selben beibehalten wurden. Sie stehen unter denselben recht¬
lichen Verhältnissen, wie jene (Z. 90) und werden von den Do¬

mänenämtern mit verwaltet. Die hieher gehörigen Einnahmen,
als Zehnten, Handlöhne, Gilten und Grundzinse verschiedener
Art sind privatrechtlicher Natur; sie werden vom Staate in der

Eigenschaft eines Gutsherrn bezogen, stehen in gleicher Weise
vielen Privatpersonen zu und sind in den verschiedenen Landes-

theilen von sehr ungleichem Betrage. Unläugbar hat eine Ab¬
gabe, die in einem Theile der Grundrente besteht, für den Be¬

rechtigten den Vorzug der Einfachheit und Sicherheit, weil ihr
Maaß seststeht und der Landbau den wenigsten Erschütterungen
ausgesetzt ist, wozu noch bei einem Theile der Gefälle die Aus¬

sicht auf einen steigenden Betrag kommt. Dagegen haben die
meisten dieser Einkünfte in der veränderlichen Größe, der unbe¬
quemen Entrichtungsart und der Hemmung des Fortschreitens
im Landbau Nachtheile für die belasteten Eigenthümer, (II,
8- 52.), zugleich ist für die Regierung die sehr ungleiche Größe
der Einnahme von Jahr zu Jahr unvortheilhaft(S), bei manchen
Gefällen ist zugleich die Erhebung kostspielig. Daher muß man
nicht allein die jetzige Erhebungsweise sparsam einrichten, sondern
auch die Umwandlung dieser Leistungen in einfache Grundzinse
befördern und die gänzliche Ablösung derselben erleichtern.

(a) Baiern. Nach dem Budget für 1832—34 war die Einnahme aus
Grundgefällen im D. S-277400 fl. rein, die Kosten 40 Proc, Lasten
5/ Proc. In Baden sind die Grundgefälle neuerlich durch den
Fortgang der Ablösungen sehr vermindert worden. Die lehenbaren,
zins- und fallpflichtigen Güter trugen i. I. 1833 u. 34 (R.) i. D.
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74 736 fl. ein, der A. für 1849 ist nur noch 20 512 fl. Der Rohertrag
des Zehnten war im D. 1833—36 vor der Ablösung, 1-002 841
fl. — Würtem berg hat noch sehr viele Naturalgefälle. Nach dem
A. 1845—47 war die Einnahme aus Zehnten 1 - 475 648 fl., aus
Lehen- und Zinsgütern 593 712 fl., die Kosten und Abgänge bei je¬
nen 43621 fl., bei diesen 12 455 fl. Von dem Reinerträge von
2-013 284 fl. müssen aber noch viele allgemeine Kosten abgerechnet
werden, indem die Ausgaben für Naturalvorräthe (34 502 fl.)
größtentheils durch diese Gefälle veranlaßt werden. Bei der Menge
der eingehenden Rohstoffe hängt die Gcldeinnahme sehr von den je¬
desmaligen Fruchtpreisen ab. — Auch mehrere Schweizcrcantone
hatten bisher erhebliche Einnahmen dieser Art, z. B. Bern im A.
für 1846 318 878 Fr. von Zehnten und Lehngefällen, Ncucnburg
105 000 Liv. (zu 40 Kr«), Zürich 1815—25 i. D. 198 750 Fr. oder
fast >/4 der Einnahme. — Aargau A. 1846 62 250 Fr.

(b) In Baiern war der Durchschnittsertrag in ILJahren von 1819—37
5-211 626 fl., min. 3-894 223 fl. im I. 1825, max. 6-554775 fl.
im I. 1831, also resp. 74 und 125 Proc. des Durchschnittes.

ß. 157.

Für die Verwaltung der Grundgefalle in ihrer bisherigen

Beschaffenheit gelten folgende Regeln:

1) Man muß für die Erhaltung der landesherrlichen Ge¬

rechtsame sorgen, indem man genaue Verzeichnisse und Beschrei¬

bungen derselben zu Stande bringt, jede versuchte Schmälerung

beobachtet und verhindert und den Anfall der nicht jährlich ein¬

tretenden Leistungen, z. B. des Handlohns, zur Anzeige brin¬

gen läßt.

2) Die Gefälle müssen von den Pflichtigen nachdrücklich ein¬

gefordert werden, um so wenig als möglich Rückstände zu las¬

sen, entschiedene temporäre Zahlungsunfähigkeit ausgenom¬

men (n). Bei der Entrichtung von Naturalabgaben darf man

nur fehlerfreie Gegenstände, namentlich trockenes, gesundes und

reines Getreide, annehmen (-).

3) Die Vorräthe dieser Art werden in wohlverwahrten und

trockenen Magazinen untergebracht (a). Zu ihrer zweckmäßigen

Behandlung (Umstechen ic.) , so wie zur Empfangnahme und

Ablieferung, werden verpflichtete, sichere Unterbediente (Kasten¬

vögte, Mitterer) angestellt, welche ebenso wie die Verwalter ein

Tagebuch über Zugang und Abgabe von Vorräthen führen (/().

Es muß hiebei auch der unvermeidliche Verlust beachtet werden,

welchen das Eintrocknen, das Ungeziefer u. dgl. verursachen.
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Nach den gemachten Erfahrungen pflegt »ran gesetzlich auszu-
sprechcn, welche Größe dieses Abganges den Beamten nachge¬
sehen werden solle (e) ; allein dicß darf nicht sc> gemißdeutet
werden, als dürften dieselben in allen Fällen den bestimmten

Betrag von Procenten zurückbehalten, vielmehr müssen die
Vorräthe alljährlich nachgemcssen (gestürzt) werden.

4) Die entbehrlichen Vorräthe werden in zweckmäßig ge¬
wählten Zeitpunkten versteigert, mit der Rücksicht auf die Zah¬
lungsfähigkeit der Mitbietenden.
(«) Bad. Exccul. Ordn. vom 13 Dec. 1827, Vcrordmiiigsblatt der Dom.

Vcrw. Nr. 26. Die Liste der Restanten wird durch den Ortsvorstand
den Zahlpflichtigcn zur Anerkennung vorgelegt; wer dann nach 14
Tagen nicht bezahlt und auch die Drohung des Pfändens nicht be¬
achtet, wird 3 Tage nachher dem Amtsexcquenten angczeigl rc.

(-) Unreine Frucht wird auf Kosten der Ueberbringcr gereinigt und das
Fehlende denselben abgefordert. Uebrigens läßt sich nicht verhin¬
dern, daß das Zinsgctreide stets etwas schlechter ist und niedriger
verkauft wird, als das von den Landwirthen selbst zu Markt ge¬
brachte, etwa uni 7—10 Proc. v. Flotow, §. 71.

(n) Wehrcr, Kameraldomänenadnün. S. 138. Ho ffman n, Dom.
Verwaltung in Würtcmb. S. 121.

(c/) Sie enthalten eine gedruckte Instruction. Beispiel einer solchen in
Mosers Sammlung würtemb, Finanzgesehe, III, S28.

(s) Baicrn: jährlich des Roggens, des Habers. Baden: glatte
Frucht >/z„, rauhe /zz, Heu >/,, Stroh Würtemberg neue
Frucht 3, alte 1 Proc. — lieber Kornmagazine s. II, §. 138.

§. >58.

Um die Kosten und Verluste, welche mit der Aufbewahrung
von Getreide, Wein und anderen Erzeugnissen des Landbaues

verknüpft sind, zu ersparen, ist es rathsam, statt der Naturalgefälle
den Marktpreis entrichten zu lassen, wobei die Vorrathsgebäude
entbehrlich werden und auch die Verwaltungsgeschtäfte sich sehr
vereinfachen. Es ist jedoch besser, noch weiter zu gehen, und mit
der Umwandlung der zu dem Domanialeinkommen gehörenden
veränderlichen Gefälle in einen Grundzins den berechtigten Pri¬
vatpersonen voranzugehen, 1l, Z. 57. Hiezu ist die sorgfältige
AuSmittlung des vicljährigen Durchschnittsbetrages der Ge¬
fälle und die Bestimmung eines Abzuges für die Erhebungs¬
kosten erforderlich. Der Grundzins wird entweder fest in Geld

angesetzt, oder einigermaßen nach den Zahrespreisen eingerichtet
(II, Z. 58. 59.), und dessen Abkauf gestattet </,) ; auch kann die



Negierung, bei der Menge der Gefälle und der leichten Gelegen¬
heit, jede eingehende Zahlung verzinslich anzulegen, eine Abtra¬
gung durch Zcitrcnten zulasten, II, Z. 60.

(tt) Ucbcr die Ablöftmgsvorschriften in Baden und Würtemberq s. d. a.
Schriften von Wehre r und H o ffm an n. Die badischen Doinanial-
Grundzinse und Gilten sind nach dem Ges. v. S. Oct. 182t) durch
Aufkündigung der Negierung abgelöst worden, wobei der Pflichtige
je nach der Größe der Abgabe und uncntgeldlichcn oder cntgcldlichen
Ablieferung das 9—llifache bezahlt. Kündigt der Pflichtige, so be¬
zahlt er I8fach. Bei dein Frcikauf (Allodificirung) von Lehngütcrn
kommt es auf die Bedingungen der Vererbung und die Nähe des
Heimfalls an, Wehrer, S. 49.

§. IS9.

Unter den Grundgesällen des Staates verdient der Z e hnte
eine besonders sorgfältige Behandlung, weil er in manchen Lan¬
dern einen beträchtlichen Theil der ganzen Staatseinnahme lie¬
ferte. Die gewöhnlichen Arten sind
1) Zehnten von Gewächsen, und zwar '
u) großer oder G c tr e i d e z c hn t e,
b) kleiner, Schmal- oder Brachzehnte von anderen

Feldfrüchten, z. B. Klee, Kartoffeln rc.
o) Obst- und Weinzehnte,
cl) Heu zehnte, nicht so häufig als die anderen Arten;

2) Blutzehnte von jungem Bieh. Dieser ist der lästigste und
seine Umwandlung oder Ablösung ist am ersten bewirkt worden.

Der heutige Zehnte trägt in den deutschen Staaten (A) un¬
verkennbar das Gepräge einer privatrcchtlichen Abgabe (II, §.
66.), weil er nach einer unveränderlichen (e), aber in den ver¬
schiedenen Gegenden eines Landes ungleichförmigen Regel erho¬
ben wird und die Berechtigungen bald ein Theil dcS Kammer¬
gutes , bald im Besitze der Kirche oder einzelner Staatsbürger
sind, überdies; die Zehntrechte einen Gegenstand des NerkehrcS
bilden. So lange der Domäncnzchnte nicht umgcwandclt wird,
hat man zuvörderst durch eine genaue Zchntbeschreibung dafür
zu sorgen, daß der Umfang und die Beschaffenheit des Zehnt-
r echtes außer Zweifel gesetzt und gegen jede Beeinträchtigung
gesichert werde, Z. 156, 1. Was die Erhebung betrifft, so hat
man zwischen folgenden Arten zu wählen:
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1) der Zehnte wird als solcher von den Zehntpflichtigen entrich¬
tet und entweder

») auf Rechnung der Domänencasse cingezogen (§. 159),
oder

d) verpachtet (Z. 160.) ;

2) die Zehntcntrichtung wird durch eine ausbedungene Abfin¬
dungssumme ersetzt (§. 161.).

(a) Regenauer, lieber die Verwaltung der landesherrlichen Zehnten,
Karlsr. 1829. — Ucber den Betrag der Z. in Würteinberg s. §. 155
(a). Das Zehntrecht des Staats erstreckt sich über 1'107 800 Mor¬
gen Acker (44 Proc. alles Ackerlandes), 76 008 M. Wiesen (9,«
Proc.) und 50 700 M. Weinberge (62 Proc. des ganzen Wein-
landes). In Baden schreitet die Ablösung des Z. rasch fort. Bon
den 1518 Domanial-Z. waren zu Ende 1846 schon I50l abge¬
löst für ein Capital von 17-400 000 fl., von sämmtlichcn 5778 Z. im
Lande waren noch 1701 unabgclöst.

(d) In Griechenland ist der Z. eine Grundsteuer.
(c) Ausgenommen die Befugniß der Regierung, den Z. auf Ländereien,

die neu oder von neuem angebaut werden sollen, eine Zeit lang für
ruhend zu erklären, Bad. Landr. Art. 710 en.

ß. 160.

Die eigene Einziehung auf Rechnung des Staats ist
mühsam und kostspielig («), man sucht sie deßhalb zu vermeiden
und ordnet sie nur ausnahmsweise in solchen Fällen an, wo eine
gleich vortheilhafte Ucbereinkunst mit der Gemeinde oder den

Pachtlustigen nicht zu Stande kam. Hiebei ist hauptsächlich Fol¬
gendes zu beobachten:

a) Die Weinlese darf nicht zu beliebiger Zeit, sondern nur
an den nach vorgängiger Besichtigung durch obrigkeitlichen
Beschluß für jeden Theil einer Orisgemarkung bestimmten
Tagen vorgenommen werden. Die Erntezeit der anderen Ge¬
wächse muß man freilich den Landwirthen freistellen.

k) Es wird eine hinreichende Anzahl verpflichteter Auf¬

seher (Z. Inspektoren), welche die zur Hand gehenden Zehnt¬
knechte, Fuhrleute rc. unter sich haben, ausgestellt;

e) Diese zeichnen die erhobenen Quantitäten auf und sor¬

gen dafür, daß der Antheil des Staats nicht geschmälert werde,
z. B. durch Ungleichheit der Garben (S), früheres Schnei¬
den einzelner Grundstücke, Abgabe des Zehntweins vom zwei¬
ten Ablauf (c) u. dgl.
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kl) Auch beim Einfahren in die Scheunen oder Keller, beim

Dreschen und Keltern muß sorgfältige Aufsicht gehalten

und müssen Register geführt werden, um alle Untcrschleife

zu verhüten (</).

(a) Beim Weinzehnten sind die Kosten, zumal in schlechten Jahren, am
größten. Ohnehin muß immer der Zehntwein wegen der Mengung
verschiedener Traubensorten von schlechterer Beschaffenheit sein, als
der von den Grundeigenthümern gewonnene.

(-) Das Hinübcrzäblen von einem Acker auf den andern des nämlichen
Eigenthümers ist verboten im bad. Landrecht, Art. 7>0 cq (ausge¬
nommen wo das Herkommen dafür ist, V. v. 23. Juni 1828); es soll
vielmehr von S und mehr Garben eine halbe, von wenigeren nichts
gegeben werden. In Würtemberg ist das Hinüberzählen auf den
Feldern eines Eigenthümers befohlen, Zehntordnung v. 27. Juni
1kl8, Cap. 3.

(c) Nämlich da, wo der Zehnte erst nach dem Keltern, nicht schon von
den Trauben oder von dem Traubenbrci entrichtet wird.

(</) Ehemals bediente man sich der Kerbhölzer.

Z. 161 .

Für die Zehntvcrpachtung gelten nachstehende Regeln:

1) Aus rein sinanzictten Gründen würde sie vortheilhafter

nur auf ein einziges Jahr geschlossen (er), doch macht die Ab¬

sicht, einer gänzlichen Umwandlung leichter Eingang zu ver¬

schaffen, das Gegentheil rathsam.

2) Man nimmt sie im ersten Falle erst im Laufe des Som¬

mers vor, nachdem man eine Besichtigung der zehntbaren Län¬

dereien und eine Abschätzung des muthmaßlichen Ernteertrages

durch Sachverständige veranstaltet hat.

3) Den Pachtlustigen werden die Bedingungen vorgelegt

welche sich beziehen

a) auf die Einrichtungsart des bei den Fruchtzehnten in Kör¬

nern festgesetzten Pachtzinses, namentlich auf die Bestim¬

mung des Marktpreises, nach welchem jener in Geld abzu¬

führen ist (-),

b) auf die bei Unfällen zu bewilligenden Nachlässe,

v) auf die vorbehaltene Genehmigung einer höheren Finanz¬

behörde; indeß ist es den Pachtlustigen annehmlicher, wenn

die unteren Beamten befugt sind, solche Angebote, die eine

gewisse Grenze erreichen, sogleich unbedingt zu genehmigen,

U) Sodann wird die Werfleigerung abgehalten.
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(«) Weil in diesem Falle weniger Ungewißheit über die Ergiebigkeit der
Ernte stattfindct, Rcgcnauer, S. 23. —In Würtemberg ist
neuerlich die mehrjährige Verpachtung Regel, s. Hoffman»,
S. 82. 89.

(/-) Baden: Am 1. Sept. wird den Pachtern eröffnet, welchen Thcii des
Pachtzinses die Negierung in natura bedarf. Der Rest wird nach
dem Mittelprcise der 4 nächsten Wintermonate in Geld angesetzt,
doch mit Abzügen von 5—lO Procent nach der größeren oder gerin¬
geren Entfernung vom Marktortc. V. v. 2l. Mai 1822.

§. 162.
Die temporäre Abfindung mit der zehntpflichtigen Gemeinde

oder mit der Gesammtheit der Zehntpflichtigcn in ihr ist keine

wahre Verpachtung, weil der Zehnte nicht wirklich eingezvgen,
sondern die Abfindungssumme unter den Mitgliedern der Ge¬
nossenschaft nach ihrer Wahl umgclcgt oder sonst von ihnen auf¬

gebracht wird. Dieses Mittel ist als eine Vorbereitung zur
gänzlichen Umwandlung des Zehnten nützlich und verdient bei
gleicher Einträglichkeit für die Staatscasse der Verpachtung vvr-
gezogen zu werden. Man kann dasselbe auch auf mehrere Jahre
hinaus erstrecken, nach Maßgabe einer Durchschnittsberech¬
nung (r<). Man muß zu diesem Behufs ein genaues Verzeich¬
niß der zehntpflichtigen Ländereien jeder Art zu Grunde legen.
Die Summe wird bei dem Getrcidezehnten in Früchten bedun¬
gen und in diesen oder in Geld nach den Marktpreisen abge¬
führt. Da sie sich auf ausgedroschene Körner bezieht, so müssen
zwar die Ablösenden die Kosten des Dreschens übernehmen,
aber sie behalten dafür das zur Vermehrung der Düngestoffe
nützliche Stroh.
(«) In Würtemberg meistens sogar auf 27 Jahre. Daher hat man die

zum Zehnten gehörigen Scheunen und Keltern schon verkauft. Her¬
degen, S. 77.

Z. 163.
Die in dem Wesen des Zehnten, als einer Abgabe von dem

Roherträge, liegende Erschwerung landwirthschaftlicher Verbes¬

serungen, so wie die Kosten, Verluste und Störungen bei der
Erhebung machen, wenn die Kunst im Landbau und die Einsicht
der Landwirthe einen gewissen Grad erreicht haben, eine Ab¬
schaffung dieser Abgabe wünschenswerth, 1h Z. 66—68. Wäh¬
rend die berechtigten Privatpersonen nicht zum Aufgebcn des
Z. gezwungen werden dürfen, wenn ihnen nicht der ganze Ersatz
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für den bisherigen Reinertrag desselben dargeboten wird, könnte

der Staat bei den Domänen-Z. sich mit einer unvollständigen
Entschädigung begnügen, um jene wohlthätige Maßregel zu er¬
leichtern. Aber wenn gleich die Wichtigkeit des Zweckes ein sol¬

ches Dpfcr rechtfertigen könnte, so ist doch dieses Verfahren er¬
heblichen Bedenken auSgcsctzt. Es fiele nämlich dann leicht eine
unverdiente Gehässigkeit auf die übrigen Zchntherren, die einen
solchen Verlust nicht erleiden können, weil sie nicht, wie der
Staat in den Steuern, ein Ersatzmittel dafür in ihrer Gewalt
haben (II, Z. 01), auch ist cs unbillig, wenn der eine Thcil der
Zehntpflichtigen sich von der Zehntlast leichter befreien kann als der

andere. Soll zur Beseitigung des Zehnten ein Beitrag von der Gc-
sammtheit der Staatsbürger,!), i. aus.der Staatskasse, geleistet wer¬
den,so ist cs gerecht,ihn gleichmäßig allenZchnten zuzuwcndcn. Daß
der Staat einen.Thcil desAblösungsbetrages zuschicßen solle (r,),
läßt sich nicht mit zureichendem Grunde aus der ursprünglichen
Steuernatur des Zehnten als nothwcndig darthun (/-), weil
diese keineswegs allgemein anzunchmcn ist (c) und sich jeden¬
falls seit Jahrhunderten verloren hat. Der Z. enthält keine Un¬
gerechtigkeit in sich, denn die zchntbaren Ländereien werden ver-

hältnißmäßig wohlfeiler erkauft, auch wird die Abschaffung des
Z. nicht durch jenes Mittel bedingt (ei), doch gibt dasselbe eine
Erleichterung und Beschleunigung und es lassen sich Gründe
der Volkswirthschaftspflcge (II, Z. 61. Nr. 5.), und der Staats¬

klugheit dafür angcben (e). Die Umwandlung und Ablösung
der Privatzchntcn gelangt da, wo ein solcher Staatszuschuß
gegeben wird, unter die Aufsicht der Finanzbchörden, weil diese
zu prüfen haben, ob die Abkaufssumme dem Gesetze gemäß aus-
gemittelt worden sei (/).
(«) Der Staatsbeitrag kann in doppelter Weise angesetzt werden, I) als

eine Quote des Ablösungscapitals, z. B. >/z desselben, 2) als der
Mehrbetrag dessen, was der Zehntherr zu fordern hat, über die
schuldige Leistung des Zehntpflichtigen, z. B. das 20 u. l8fache.

(») Nach von Rottcck sollten die Skaatszchntcn unentgcldlich aufgeho¬
ben, Privatzehntherren mit dem Ussachen des Reinertrages und im
Falle eines erweislichen privatrechtlichen Titels mit dem ISfachen
abgcfunden werden, wozu der Zehntpflichtige das Sfachc, das Uebrige
der Staat zuzuschießen hätte. Vcrhandl. der bad. 2. K. 1831,
Beil. I, 2S. Vgl. v. Aretin und v. Rottecks Staatsr. d. constit.



Monarch. II, 272. 276. — Nach dem Anträge der Majorität der
Zehntcommission in der 2. Kammer sollte der Berechtigte, und also
auch die Domänencaffe, das lSfache erhalten, wovon das llfache dem
Pflichtigen zur Last fiele; der Staat schösse bei den Privatzehnten
das bfache zu. Die Minorität wollte dem Zehntpflichtigen das
13fache des reinen Ertrages auflegen und den Zuschuß der Staats-
casse für die Privatberechtigten auf das Sfache beschränken. Die
Kammer selbst sprach sich 1831 dafür aus, daß der Berechtigte das
lSfache erhalte und der Pflichtige hievon zahle.

(c) II, §. 66 und die dort (a) angef. Schriften von Aachariä, Birn¬
baum, v. Babo und Rau. Kröncke, lieber Aufhebung rc. S.
49, ferner vergl. Möser, Patriot. Phantas. IV, Nr. 67. — Lang,
Histor. Entwickl. der teutschen Steuerverfassung. S. 38. — Mit-
tcrmaier, Grunds, des deutschen Priv. R. §. I8l.

(ei) Einen Beweis liefert namentlich das Großh. Hessen, Gesetz v. 15.
Aug. >8>6,in Goldman n, Gesetzgebung des Großh.Hessen in Bezie¬
hung auf Befreiung des Grundeigenthums rc. 1831. S. 267. lieber
die Wirkungen dieses Gesetzes s. Goldman n, S. 65. Die fiskalischen
I. waren schon biß zum !. Jan. 1831 in 32U von 604 Gemarkungen
ganz, in anderen vorläufig lheilwcise umgewandelt worden. Auch in
Nassau hat die Zehntablösung einen guten Fortgang, und zwar durch
freie Vereinbarung der Betheiligten. In Sachsen, Hannover und
Weimar (Ges. v. 18. Mai 1848) findet ebenfalls Umwandlung oder
Ablösung ohne StaatSbeitraq statt.

(e) Dahin gehört z. B. der Eindruck des in Frankreich 1789 gegebenen
Beispiels und die Berschlimmerunq in der Lage des Bauernstandes
seit dem Mittelalter durch die Besteuerung. — In Baden ist, nach
den in (u) erzählten Vorgängen, im Zehntgesetze vom 25. Nov.
1833 der sehr beträchtliche Staatszuschuß von s-z der Ablösungs¬
summe festgesetzt worden, der überdies bis zur beendigten Ablösung
jedes Zehntrechres oder wenigstens bis zum l.Jan. 1844, vom l. Jan.
1834 an, mit Zwischen zinsen zu 4 Proc. verzinset wird. Am 1. Jan. 1849
waren nur noch 5 Domanialzehntrechte nicht abgelöst. Die hieraus ent¬
springende Vermehrung der Staatsschuld wird zu 9-900 000 fl. be¬
rechnet (s. Bericht des ständischen Ausschusses vom 8 Dcc. 1840 von
Speyerer). Die Last, die für die uvrigen Staatsbürger aus
jenem großen Staatsbeitrage entsteht, mindert sich darum, weil die
Zehntpllichiigen selbst zu den Steuern beitragen, also ungefähr V-
der Ausgaben tragen, beiläufig von 20 auf >2 Procent dee Kapitals.
Die Verhandlungen der beiden Kammern von 1833 bilden eine aus¬
führliche Erläuterung des Zehntgeletzes, doch wurde der Zweifel an
der Zweckmäßigkeit jener großen Staatsausgabe am wenigsten beach¬
tet. — lieberblick des Gegenstandes in dem Vorträge von N a u,
Prokok. der 1. K. I, 255 — Aufsätze von Lotz und Regenaue r in
Rau, Archiv II, 1. Heft. — Vogelmann, Die Z.- Ablösung im
Gr. Baden, Karlsr. 1838. — Die Regierung von Bern hat in den
letzten Jahren das ganze Zehntablösungscapital an der Stelle der
Zrhntpflichtigen bestritten!

</) In Baden ist zur Leitung des Ablösungsgeschäftes eine eigene Zehnt-
sectionin der Hofdomäncnkammer errichtet worden.

Z. 163.
Die beiden Schritte, welche zur gänzlichen Beseitigung der

Zehntpflicht geschehen können, sind



1) die Umwandlung des Z. in eine dem Reinertrag desselben

entsprechende Rente (Z e h ntsix iru ng), aus Verlangen der

Zehntpflichtigen, d. h. der Mehrzahl in jeder Gemeinde. Das

hiebei einzuschlagende Verfahren ist II, §. 70. angegeben wor¬

den. Die Rechnungen der Domänenverwaltungen enthalten

hinreichenden Stoff, um den rohen und reinen Ertrag des Z. in

der zur Ausmittlung des Durchschnitts gewählten Jahresreihe

zu erforschen, wobei auch zu berücksichtigen ist, daß die Aehnt-

scheunen und Keltergebäude verkauft werden können («). Bleibt

die an die Stelle des Z. tretende Rente einstweilen stehen, seist

es rathsam, sie bei dem Getreidezehntcn nicht in einer festen

Geldsumme auszudrücken, weil diese nicht blos unter dem Ein¬

flüsse der Veränderungen in den Preisen der edlen Metalle steht,

sondern auch in wohlfeilen Jahren schwer aufgebracht wird (S).

Eine in Getreide angesetzte und entweder in Körnern oder nach

dem Marktpreise zu entrichtende Rente (A) vermeidet zwar die¬

sen Nachthcil, wird aber dagegen in theuren Jahren den Pflich¬

tigen sehr beschwerlich, und dieses Uebel kann nur auf eine um¬

ständliche Weise durch Nachlässe gehoben werden (</). Zwischen

beiden Methoden bietet sich ein Mittelweg dar, indem man zwar

die Rente in Getreide ansetzt, aber nur einen Theil derselben

nach dem Marktpreise des Jahrs, einen andern Theil nach einem

langjährigen Durchschnittspreise bezahlen läßt, II, §. 59. Ist die

Rente sogleich zur Ablösung bestimmt, so reicht die Ausmittlung

in einem Geldbeträge hin.

2) Der Ab kauf durch eine Geldsumme. Da diese durch

den Besitz des erforderlichen Capitals bedingt wird, so ist sie

nicht so leicht auszuführen, als die Umwandlung. Es ist daher

dienlich, beide Schritte von einander zu trennen, mit der Um¬

wandlung anzufangen, jedoch sogleich die Regel für die Ablö¬

sung aufzustellcn, so daß diese beliebig von den Zehntpflichtigen

vorgenommen werden kann. Won dem Ablösungscapitale wird

ein den Lasten entsprechender Theil ausgeschieden und denen

übergeben, welche diese Lasten künftig zu übernehmen haben (s).

Die Ablösung geschieht am leichtesten, wenn den Zehntpflichti-
Rau, Polin Oekon. 3te Ausg. III. 14
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gen das Ablösungscapital vorgeschosscn und dessen Tilgung

durch eine Zcirrente gestattet wird (/f).
(«) Im Gr. Hessen sollen nach Z. 4 des ang. Gesetzes drei von der Hof¬

kammer, derGemeinde und dem Justizamte ernannte Sachverständige
die Schätzung vornehmen. Jndeß zeigte sich, daß die vorläufigen
Durchschnittsberechnungen der Obersinanzkammer völliges Zutrauen
gewannen und die Bestellung der Sachverständigen allmälig nicht
mehr verlangt wurde. Goldmann, S. —Hundeshagen
(Zeitbedürfnisse, 1, Heft. 1833. S. IS) macht auf ein noch nicht be¬
nutztes Hülfsmittcl zur Schätzung aufmerksam, nämlich den Preis¬
unterschied des belasteten und des lastfrcicn Landes; nur müßte hie¬
bei auf Gleichförmigkeit der verglichene» Ländereien nach Boden,
Lage re, genau geachtet werden. — In Baden sind viele Ablösungen
von ärarischcn Z. auf den Grund der von den Domänenverwaltun-
gcn ausgestellten Ertragsbcrechnungcn abgeschlossen und es ist nur
selten von dem umständlichen gerichtlichen Verfahren Gebrauch ge¬
macht worden. Zwei Instructionen der Hof-Dom. K. vom l 9. Juni
1835 für die Domänenbcamtcn.

(-) Den Weinzchntcn in eine Weinrentc umzuwandeln, verbietet die
verschiedene Beschaffenheit des Weines von Jahr zu Jahr. Es bleibt
daher nur eine Geldrcnie übrig, auch tritt hier eine Erleichterung
zufolge der großen Administrationskosten ein, weßhalb die dem Rein¬
erträge gleichkommcnde Rente ziemlich gering ausfällt. In Zeiten
wiederholter Fchljahre kann eine thcilwcise Stundung der Gcldrente
nothwendig werden.

(c) Angef. Gr. Hess. V. §. 12.— Baicr. V. über die Umwandlung der
Zehnten rc. des Staates vom 8. Febr. 1825, §.4. — Regenauer,
a. a. S. 55. — In Bessern waren von den 8503 Gemarkungen, in
denen der Staat Z. hat, zu Ende 1841 in 7981, Ende 1815 in 8112
die Z. vollständig umgewandelt („fixirt")-

(ss) Regenauer, S. 69.— Baier. V. §. II.— Eine Milderung liegt
freilich auch darin, daß die Zehntrente wegen des Abzugs für Kosten
und Verluste geringer ausfällk, als der Zehnte selbst. Im Gr. Hessen
haben sich nach Kröncke (lieber Aufhebung rc. S. 10) die Renten
nur zu 45 Proc. des Zehnt-Bruttoertrages gestellt!

(e) S. II, §. 70, Nr. 4. — Die Baulasten bildeten die Hauptschwicrigkeit
bei der bad. Zehntablösung. Adresse beider Kammer» in diesem Be¬
treff, veranlaßt durch die Motion von Vogelmann, im 1.1840, s.
Comnssfsionsbcricht in d. 1. K. Beil. 180 (von Rau). Verordn, v.
35. März 1841.

(/') S. II, §. 60. — Die bad. Zehntschuldentilgungscasse leiht den
zehntpflichtigen Gemeinden das Capital gegen einen Zins und Tilge-
betrag. Sie hatte am letzten Juni 1846 2^532 597 fl. Capital bei
denselben ausstehen; manche Gemeinden machten sich zu einer jähr¬
lichen Abtragung von >/„ >/g, >/j„, >/,2 rc. des Capitals anheischig.
S. Ausschußbericht v. 8. Dcc. 1840 (von Rau) in d» Vcrhandl. d.
2. K. v. 1841, 1, 58.

Z. 165.

Die zu den Kammergütcrn gehörenden Weiderechte auf

Privatländereien werden gewöhnlich durch Verpachtung benutzt.



Die Nachtheile solcher Rechte für den Landbau und die aus der

Ausübung der Wcidcgercchtigkeit herrührendcn Streitigkeiten
(Ich Z. 72 ff.) werden sehr gemindert, wenn die weidepflichtige

Gemeinde selbst als Pachterin auftritt, sic mag nun auf ihre

Rechnung eine Schäferei halten oder die Weide ganz ruhen las¬

sen. Es ist daher zweckmäßig, solche Pachtverträge mit den Ge¬

meinden zu Stande zu bringen, zugleich aber die dauernde Um¬

wandlung in feste Grundzinse, nach dem bisherigen Durch¬

schnittsertrage, zu begünstigen (»>.
O) Großh. Hess. Ges zur Umwandlung der fiscal. Schaafweidercchte

vom 21. Mai l8l 7, Goldmann, S. 82. 222. — Ueber die Doma-
nial-Wciderechle in Baden s. Wehrer, S. 34.
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II. Abschnitt.

Einkünfte ans Hohheitsrechten.

I. H a u p t st ü ck.

Vo» den nutzbaren Hohheitsrechten im Allgemeinen.

§. 166 .

§)er Ausdruck Regal ist im deutschen Staatsrechte auf ver¬

schiedene Weise gefaßt worden («). Früherhin wurden öfters

sammtliche Rechte der Staatsgewalt mit diesem Namen be¬

zeichnet, wobei man sich aber genöthigt sah, die im Wesen des

Staats begründeten, nothwendigen Hohheitsrechte als reAulin

nm^ora von denjenigen zu unterscheiden, welche nur in einzelnen

Landern zufolge eines besonderen thatsachlichen Grundes be¬

stehen und sich auf die Benutzung gewisser Einnahmsquellen

beziehen. Diese sogenannten nutzbaren oder Finanzre¬

galien (sura ntilin llsci, rsKalia minorn) tragen heutiges

Tages den Namen Regalien vorzugsweise. Sie entstanden

im deutschen Reiche und in den einzelnen deutschen Gebieten

aus mancherlei Veranlassungen (S), vermehrten sich mit der

Befestigung der Landeshohheit und erstreckten sich, jenachdem

die landesherrliche Gewalt starker oder schwacher war, in den

verschiedenen Landern mehr oder weniger weit. Der Umstand,

daß sie zu den Kammereinkünften gezählt wurden und daher

der Einwirkung der Landstande entzogen waren, trug bei, sie be¬

liebt zu machen. Was aber auch immer das positive Staats¬

recht unter die Regalien rechnen mag, die Finanzwissenschaft,



ist ohne Zweifel befugt, für diese Gattung von Einkünften

einen wirthschaftlichen Begriff aufzustellen, den sie auS einer

Einthcilung aller Staats-Einnahmen ableitet. Da man die

Regalien sowohl dem Eigenthumörechte des Staates an wer¬

benden Bermögenstheilen, als dem Rechte, Auflagen zu fordern,

entgegcngestcllt hat, so liegt das Eigcnthümliche derselben in

der Benutzung einer Erwerbsquelle, welche die Negierung ver¬

möge eines Borrechtes betreibt (Z. 85), daher sind solche Be¬

rechtigungen zu Einkünften, welche dieses Merkmal nicht an

sich tragen, aus der Reihe der Regalien auszuschließen, z. B.

das sogenannte Zollregal.
(a) Bestimmung Friedrichs I. auf dem Reichstage in den roncalischen

Feldern im J. 11S8, was Regalien seien, d. i. kaiserliche Gerecht¬
same, welche andere Personen nur durch Belehnung erlangen konn¬
ten. II. k'rullor. ZK. v. Raumer, Hohenstaufen. IV. B. 3, H. u. IX.
Buch L. Nr. IV, 4. — Höchst abweichende Vorstellungender älte¬
ren Publicisten. HoxaH-a. vero, gnae sink, vlx cletiniri xoterit,
schrieb kloelr, De aeraiio, S. 83 d. 2. Ausg. — Ulattliaous cls
Lttlictis nahm 12S, 6bnssrrueus 208, ketrus wntoiiius
Ne Netia aber 4l3 Regalien an! Ebend. S. 107. Bgl. Bergius,
Magazin, Art. Regal, VII, 242. — Klüber, Oeffentl. Recht des
deutschen Bundes, §. 99. — Schmitthenner, Allg. Staatsrecht,
S. 271. 347.

(-) Mitte rmaier, Privatrecht, I, §, 202.

8- 167.

Zur Benutzung eines Regales werden zwar Capitale und

meistens auch Grundstücke zu Hülfe genommen, wie bei dem

einfachen Privatcrwerbe der Negierung, aber eS kommt eine

gesetzliche Beschränkung des Mitwerbens der Würger hinzu,

wodurch die Negierung in der Betreibung eines Erwerbsge-

geschäfts in Bortheil gesetzt wird. Der reine Ertrag eines sol¬

chen Regales kann folglich bestehen:

1) aus denjenigen Einkünften, welche die Negierung auch bei

freiem Betriebe beziehen kann, nämlich der Capital- und

Grundrente und einigem Gewerbsverdienste, der jedoch

nicht erheblich ist, weil der Staat die -Verwalter besolden

muß und diese nicht so eifrig, wie Unternehmer auf eigene

Rechnung, zu wirken pflegen;

2) aus einem Monopolgewinne zufolge einer künstlichen Wer-
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theuerung der gewerbsmäßig zum Verkaufe gebrachten
Leistungen.

Dieser zweite Bestandtheil des Regal-Einkommens fällt bei
solchen Hohheitsrechten hinweg, die das Mitwerben des Jn-
oder Auslandes nicht ausschließen und sich nur darin äußern,
daß die Negierung ein Gewerbe da betreiben darf, wo sie nicht
durch ein Eigenthumsrccht, namentlich von Grundstücken, da¬
zu befugt ist. Bei anderen Regalien könnte man den Mono¬
polgewinn ohne jenen Gewerbscrtrag der Staatscafse zuzu¬
wenden versuchen, wenn man den Gcwerbsbetrieb den Ein¬

zelnen überließe und dafür eine Abgabe in der Form, einer
Steuer forderte. Der Monopolgewinn kommt seiner Wirkung
nach mit einer Steuer überein und kann darum nicht ohne Rück¬
sicht aus die allgemeinen Grundsätze der Besteuerung richtig be-
urthcilt werden; er unterscheidet sich aber von dem Steuerer¬
trage durch seine Verschmelzung mit einem Gewerbseinkommen.
Steuern werden den Bürgern abgefordert, der Regalgewinn
dagegen wird von den Gewerbsanstalten des Staates im Preise
der verkauften Maaren oder Leistungen mit bezogen. Sein
Eingehen ist daher auch sicherer als der Ertrag einer Steuer.

§. 168 .

Die Regalität darf sich nicht über viele Gewerbe ausbreiten,
sonst würde die Betriebsamkeit des Volkes vernichtet. Einzelne
Unternehmer vermögen gewöhnlich aus einem Gewerbe größere
Einnahmen zu ziehen und die Kosten sparsamer einzurichten,
als die Regierung; sie erzielen daher bei gleichen Umständen
einen reichlicheren Ertrag. Wenn also auch der aus einem ge¬
wissen Regale erwachsende Monopolgewinn als Steuer be¬
trachtet unschädlich wäre, was bei manchen Regalien nicht der
Fall ist, so bliebe doch der Nachtheil einer kostbareren und minder
ausgedehnten Production. Hiezu kommt in vielen Fällen noch
der Druck der Zwangsmaaßregeln, die man zu Hülfe nehmen
muß, um daS lästige Milwerbcn von Privaten zu verhindern (cr).
Wie sich die Gewcrbsthätigkeit eines Volkes ausbildet und er¬
weitert, so muß aus diesen Gründen derselben ein freierer Spiel-
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ringerung des durch Regalien erhaltenen Einkommens nach sich.

Die Errichtung neuer Regalien würde in den Gewerben, welche

sich schon in den Händen der Würger befinden, nicht ohne Be¬

drückung derselbewausführbar sein, auch wurden die meisten Re¬

galien in solchen Erwerbswegcn gegründet, die noch von Nie¬

mand oder doch nur in geringem Umfange benutzt worden waren,

(u) Druck der Regalien, zu denen viele der wichtigsten Gewerbe gezogen
worden sind, in Aegypten unter dem Vicekönig Mehmed Ali. Wer
z. B» Baumwolle, Reis, Indigo, Seide, Zucker, Salz re. erzeugt,
muß es gegen bestimmte Taxen an den Staat abgcben, der mit vie¬
len Opfern ein künstliches Fabrikcnsystem geschaffen hat. Bis 1826
hat dasselbe schon 7 Miss. fl. gekostet. Die Landlcute erhalten sehr
oft ihre Lieferungen nicht zu rechter Zeit baar bezahlt, s. v. Pro-
kesch, Erinnerungen, II, 124. I!12. 201. — Ein merkwürdiges Bei¬
spiel weit getriebener Zwangsmaaßregcln bietet das brasilische Dia-
mantcnregal dar. 1772 übernahm die portugiesische Regierung die
Verwaltung der Diamantenwäschercien selbst. Der Diamantenbczirk
(Uemurruyuo «liumuntiun) von Tcjuco wurde einem, in allen Re-
gierungsangelcgcnheitcn unumschränkten General-Intendanten un¬
tergeben, der den Eintritt in den Bezirk nur auf motivirte Bitt¬
schriften und auf bestimmte Zeit gestattete. Der Bezirk wurde von
Wachtposten umgeben, selbst die Einwohner durften nicht ohne
schriftliche Erlaubnis des Intendanten die Gränze überschreiten
und beim Austritte wurde man auf das Strengste visitirt. Dieß hat
neuerlich, bei der Verpachtung jener Wäschereien, wieder aufgehörk.
v. Spix u. v. Martius, Reise in Brasilien, II, 4211. 433 ff. —
Lästiges Regest der Getreideeinfuhr, des Mahlens und Backens im
Fürstenthum Monaco bis 1841.

Z. 169.

Die Beibehaltung eines Regales kann nur gcrcchlfertiget

werden:

1) aus finanziellen Gründen, u.) wenn ein Gewerbe aus¬

nahmsweise von der Negierung eben so gut als von Privat¬

unternehmern betrieben werden kann, was etwa von dem Vor¬

handensein kundiger und thatigcr Verwalter, von der geringeren

Kenntnis; der Bctriebsregeln unter den Würgern, von dem Be¬

sitze kostspieliger stehender Einrichtungen, von der Größe der

Unternehmung u. dgl. herrührcn könnte. In solchen Umständen

treten aber mit der Zeit auch bisweilen Aenderungen ein; b)

wenn das aus einem Regale entspringende Monopolcinkommen

den Erfordernissen einer guten Steuer entspricht, d. h. nicht den

nöthigsten Lebensunterhalt schmälert und die Wohlhabenden
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ungefähr imVerhältniß ihres größeren Einkommens stärker irifft.
Hiebei bleibt aber noch der Zweifel, ob die Negierung sich deß-
halb auch mit dem Gewerbsbetriebe befassen muß;

2) aus anderen Gründen, wenn die Frcigebung eines Ge¬

werbes von irgend einer Seite das allgemeine Wohl gefährden
würde (er).

(a) Diesen Grund hat man früher zu leichthin angenommen. Denn
wenn auch eine gemeinnützige Thätigkeit der Regierung, wie bei der
Sorge für den Bergbau, vorhanden ist, so muß doch erst dargcthan
werden, daß das Regal mit derselben in nothwcndiger Verbindung
steht und der nämliche Zweck nicht durch Aussichtsmaaßregcln zu er¬
reichen sein würde.

8. 170.

Dieselben Gründe, welche die Beibehaltung eines Negales
empfehlen, müssen auch die Regeln zur Benutzung desselben
darbieten.

Zu 1, s (§. 169.). Man darf der Privatbetriebsamkeit die

Gelegenheit nicht verschließen, sich späterhin in solchen
Zweigen zu versuchen, die vielleicht in früheren Perioden
nicht für sie paßten. Wo daher nur dieser erste Grund

der Regalität stattfindet, da ist der allmälige Uebergang
eines regalisirten Gewerbszwciges in Privathände eher
zu befördern als zu verhindern.

Zu 1, b. Die künstliche Preiserhöhung zu Gunsten der
Staatscasse darf nicht so weit gehen, daß sie den Verbrauch
einer Waare für nothwendige Zwecke hinderte, auch sollte
man darnach streben, eine solche Einnahme, wenn man

sich überhaupt für sie entschieden hat, ohne die lästigen
Formen der Regalität durch eine Besteuerung aufzu¬
bringen.

Zu 2) Die Beschränkungen des Gewerbfleißes der Würger
sollten sich nicht weiter erstrecken als es die Rücksichten
der Polizei, Bolkswirthschaftspflege u. dgl. gebieten, wie
bei den Posten und Lotterieen. Was mit diesen Rück¬

sichten nicht genau verbunden ist, kann freigegeben werden.
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Z. 171.

Die Regalien, das Vermächtnis! einer Zeit, in welcher man
die Staatseinkünfte ohne den Hinblick ans die ganze Bolks-

wirthschast nur nach fiskalischen Betrachtungen einrichtcte, wer¬
den großcntheils nach und nach aus dem Finanzwesen ver¬
schwinden und man wird Mittel finden, die gemeinnützige Seite
derselben in eine Sorgfalt und Aufsicht umzuwandeln, die dem
Unternehmungsgeiste derBürger kcinHemmniß mehr entgegen¬
stellt. Diese Umänderung, wie jede bedeutende Verbesserung,
kann jedoch nicht plötzlich bewerkstelligt werden und bei einigen

Regalien scheint sie noch ziemlich schwierig und entfernt zu sein.
In einem gegebenen Zeitpunkte kann schon die Schwierigkeit
einer Stcuererhöhung die Beibehaltung eines Regals em¬

pfehlen, wenn man gleich dessen Mängel cinsicht. Die Auf-
gebung eines vom Staate betriebenen Erwerbszweiges setzt
auch voraus, daß man die in denselben verwendeten Capitale,
stehende, wie umlaufende, von den neuen Privatunternehmern
erstattet oder verzinset erhalten könne. — Die Gegenstände

der Regalien sind:
1) Erdarbeiten; Bergbau, Förderung deS Steinsalzes und

der Salzsoolc, Sammlung von Salpetererde, Goldwasche¬

rei, Jagd, Fischerei u. dgl.
2) G erw erksarbeiten; Salz- und Salpetersieden, Münz¬

prägung, Tabaksbereitung rc.
^Handelsgeschäfte; Salzhandel rc.
4) Dienstgeschäfte, welche unmittelbaren persönlichen

Nutzen oder Vergnügen bereiten; Fortschaffungsgewerbe
(Post, Eisenbahnbetrieb), Lotterie.
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2. Hauptstück.

Das Berg werksregal.

§. 172.

Das Bergwerks- (Berg-) Regal («) ist die Be¬

fugnis; der Negierung, aus der bergmännischen Gewinnung von

Mineralien eine Einnahme zu beziehen, es sei nun durch eigene

Betreibung, oder durch Abgaben von Privatbergwerkcn. Ver¬

schieden hievon ist dieBerghohheit, d. h. die Befugnisi der

Negierung, aus Gründen der Wolkswirthschaftspflegc und Po¬

lizei den gesammtcn Bergbau einer Oberaufsicht zu unterwerfen.

Diese beiden ihrem Zwecke nach durchaus verschiedenen Rechte

wurden im deutschen Staatsrechte ehemals mit einander ver¬

mengt, der finanzielle GesichtSpunct wurde mehr hervorgehobcn

als der volkswirthschaftliche und polizeiliche, und der Inbegriff

aller den Bergbau betreffenden Negierungsrechte wurde oft

mit den Namen Berg Werks re gal im weiteren Sinne be¬

zeichnet. In früheren Zeiten, als der Bergbau einträglicher

war (S) und große Privatunternehmungen nicht so leicht zu

Stande kamen und gelangen, als heut zu Tage, waren die

Regierungen eifriger daraus bedacht, die Benutzung der Mine-

ralschätzc an sich zu ziehen (a). Hiezu ergab sich eine Gelegen¬

heit, weil das Recht zum Bergbau, wenn derselbe überhaupt

gedeihen soll, nicht jedem Grundeigenthümer innerhalb seiner

Gränzen zustehen darf, sondern von der Regierung ertheilt

werden muß (II, §. 36.), die es also auch sich selbst Vorbehalten

kann. Nach dem deutschen Bergrechte hat aber jeder Finder

einer Lagerstätte den Anspruch darauf, daß er,mit der Erlaub¬

nis; zur Eröffnung des Baues belehnt werde, und diese sogen.

Frcierklärung des Bergbaues (II, §. 37.) hat viele Pri¬

vatunternehmungen hervorgerufen, so daß der Staat kein aus¬

schließendes Betriebsrecht hat. Dennoch kann man die vor-
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handelten Staatsbergwerke nicht lediglich als Wirkungen des
Domänenbest'tzes erklären (r(), weil sie zum Theile aus Privat-
ländereien angelegt sind und also ein Vorzugsrecht der Negie¬
rung voraussetzten (e). Dieses besteht auch noch jetzt insofernc,
als die Regierung in solchen Fällen, wo kein Privatmann ge¬
schürft (d. h. mit obrigkeitlicher Erlaubnis; nach Mineralien
gegraben) und gcmuthet (d. h. Belehnung mit dem Rechte
zum Bergbau gesucht) hat, befugt sein würde, einen neuen
Bau auf eigene Rechnung zu beginnen. Zn Ansehung derjenigen
Mineralstoffe, auf welche sich die Bcrggesetzgcbung bezieht,
findet zwischen den einzelnen Staaten eine Verschiedenheit
Statt (/). Dem erwähnten Zwecke nach sollte das Erfordernis;
eines kunstmäßigen Grubenbaues entscheiden. Die finanzielle
Betrachtung dieses HoheitSrechtes muß sich sowohl auf den
Staatsbergbau als auf die Abgaben von dem Privatbergbau
erstrecken.

(a) Ucker den älteren Stand dieser Lehre s. Verzins, Neues P. und
Kam. Magaz. I, 229 ff und v. Cancrin, Berg-Kameral- und
Bergpolizeiwiff. 1791; — Ucker die neueren Ansichten vergl. v. Ja¬
kob, I, §. 277 ff. Z. 344 ff.— Lotz, III, 1511.— Fulda, S. IIi.
— v. Malchus, I, 83. — Mitt erm aier, Privatrccht Z. 241 ff.

(-) Viele Lagerstätten sind jetzt erschöpft oder müssen doch mit mehr
Kosten in größerer Liefe gebaut werden, die Holzpreise und der Ar¬
beitslohn sind gestiegen, auch bewirken die besseren Straßen ein
stärkeres Mitwcrben der Erzeugnisse verschiedener Länder. — Im
baier. Fichtelgebirge waren vor Alters, viele Goldseifcn- (Wasch-)
werke, weil die an den tieferen Stellen «»geschwemmte Erde (wie
in Californien) viele Goldtheile enthielt, die man nur auszuwaschcn
brauchte. Dieß erwähnt schon Otfried im 9. Jahrh., s. Fischer,
Gesch. des t. Handels, I, 121. 2. Ausg. Erst als diese leichte Gewin¬
nungsart ihr Ende erreichte, begann der bergmännische Betrieb,
aber anfänglich so nachlässig, daß man späterhin dreimal nach einan¬
der das früher als unnütz Wcggeworfe.ne (taubes Gestein, Hal¬
den) auswusch (auskuttete), s. Dürrschmid, Beschreib, von
Goldkronach, S. 118. 137.

(e) Bei dem viel höheren Preise der edlen Metalle im Alterthume, den
niedrigen Getrcideprciscn und der Anwendung von Staatssklaven
konnten die Bergwerke große Gewinnste geben und zur Macht der
Staaten bedeutend beitragen. Der Rcichthum des Krösus ist von
den Goldwäschen am Tmolus abzulciten, so wie die den Lydiern zu-
gcschriebene Erfindung des Ausmünzens der edlen Metalle. Die
Silbergruben von Laurion und die thrazischcn Goldbergwcrke wa¬
ren für Athen wichtig. Auch die macedonischen Könige und die Car-
thager zogen große Summen aus dem Bergbau. In Athen waren



220

die meisten Bergwerke in Erbpacht gegeben, für des Rohertra¬
ges, und die Erhebung dieser Abgabe wurde wieder verpachtet, doch
kam auch der Betrieb auf Staatsrechnung vor. Böckh, Staatsh.
I. 332. It e)'ii i e i-, 6recs. S. 394. Im römischen Reiche waren an¬
fänglich die Bergwerke in den Händen der Grundeigcnthümer, von
denen eine Abgabe erhoben wurde. In den Provinzen scheinen jedoch
bald verpachtete Staatsbcrgwcrke hinzugekommen zu sein. Die Sil-
bcrgrubcn von kiovu lünrili.iAo in Spanien brachten große Summen
ein. Die Kaiser rissen nach und nach viele Bergwerke an sich, wie
z.B. Liberias sie mehreren Städten entzog. Suetou, I'iber.
Cap. 49. Die Gruben in Italien durften in späterer Zeit nicht mehr
bearbeitet werden, wie schon früher in den Goldbergwerken von
Vercelli nicht mehr als 5000 Arbeiter erlaubt waren, und in dem
eroberten Makedonien mußte der Bau auf Silber und Gold einge¬
stellt werden. Sparte man für die Zukunft, oder fürchtete man Holz-
niangel, oder scheute man eine Preisernicdrigung der edlen Metalle,
oder den Reichthum der Unternehmer? Vgl. kuriii.nin, vo ver¬
tikal. pop. lioni. Cap. 6. S. 77. — Hegewisch, S. 73. — Bossc,
1, 195. — Sinclair, Ilintor^ ot tlie piililic rev. III, Appciiil. S.
10. — In Deutschland gehörten die Mineralien ebenfalls lange Zeit
zum Grundcigenthume, allmälig suchten aber die Kaiser die Rega¬
lität durchzusetzcn, wovon besonders unter Heinrich IV. deutliche
Beweise Vorkommen. Die goldene Bulle überließ den Kurfürsten
das Bergwerksregal (Tit. 9. §. I), andere Reichsstände erwarben
cs durch einzelne Conccssioncn oder stillschweigende Duldung ihrer
Ausübung. Vgl. Hüllmann, Finanzgesch. S.KO.Mitter-
ma ier a. a. O.

(ik) v. Malchus und Hoffmann (Würt. Dom.) tragen diesen Ge¬
genstand bei der Lehre von den Domänen vor, v. Jakob handelt
ihn sowohl in dieser als bei den Regalien ab.

(s) Freicslcben (DerStaat und der Bergbau, hcrausg. von Bülau,
2. A. 1839) bestreitet das Vorhandensein eines Bergwerksregaleß,
welches er mit der Freierklärung für unvereinbar hält.

(/) Verzins a. a. O. §. 6. 7. — Klüber, Oeff. N. §. 361. 82. —
Mittermaier, §. 244.— In Großbritanien nur Gold und Sil¬
ber. In anderen Ländern sind alle metallischen Fossilien (Erze)
Gegenstand des Regals, auch Steinkohlen gemeiniglich, Marmor,
Porzcllanthon :c. hier und da. Da man übrigens nur wenige Fossi¬
lien kennt, die keine Metalloryde enthalten, so muß der Begriff von
Erz auf solche Mineralien beschränkt werden, aus denen sich ein Me¬
tall leicht und auf belohnende Weise ausscheiden läßt.

Z. 173.

In den meisten Staaten (heilen sich der Staat, Actienge-

sellschaften (Gewerkschaften) und Einzelne (Ei gen¬

lehn er) in den Betrieb des Bergbaues. Die neueren Unter¬

nehmungen befinden sich gewöhnlich in Privathänden, und in

manchen Ländern alle Bergwerke (n). Die Staatsbergwerke

haben in früherer Zeit als Vorbilder eines geordneten kunst-
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mäßigen Betriebes und als Pflanzschulen geschickter Werkmeister
sehr gute Dienste geleistet, sind aber in dieser Hinsicht jetzt
weniger nothwendig. Wiele Privatbergwerke werden gut ver¬
waltet. Die Negierung kann durch die Aufsicht ihrer Bergbc-
amtcn wenigstens solche Fehlgriffe verhüten, von denen die
Sicherheit oder die Fortdauer eines Grubenbaues gefährdet
wird, II, Z. 38. Es ist deshalb in volkswirthschastlicher Hin¬
sicht unbedenklich, die Eröffnung neuer Bergwerke dem Er-
werbseiscr der Würger zu überlassen. Zeigt sich unter den Be¬
dingungen, welche die Negierung sür unerläßlich hält, keine
Neigung bei den Privaten, ein Werk zu eröffnen, so ist dann
erst zu überlegen, ob dies von Seitendes Staates mit geringerer
Schwierigkeit und besseren Aussichten geschehen könne. So
lange die Kapitale eines Landes vortheilhastere Anwendungen
finden, ist es zwar nicht zu bedauern, daß sie dem Bergbaus
noch nicht zufließen, und es braucht in dieser Hinsicht dem na¬
türlichen Entwicklungsgänge der Gewerbsamkcit nicht vorge¬
griffen zu werden (-), doch ist auch zu bedenken, daß bisweilen
Worurthcile oder Unkunde die Privaten abhaltcn, und dann ein
wohl gelungenes Beispiel gute Dienste leistet, sowie auch unter
manchen Umständen ein neues Werk am leichtesten von der Ne¬

gierung in Gang gebracht werden kann, §. 177. Dieß gilt
insbesondere von großen Entwässcrungsstollen (Erbstollen) und
Wasserleitungen, II, Z. 42.

(«) Frankreich, Großbritanien; dagegen aber sind in Rußland, Oester¬
reich, Preußen, Spanien, Schweden und Norwegen rc. viele Staats-
bergwcrke. Baden und Würtemberg besitzen nur einige, mit den
Eisenhütten in Verbindung stehende Eisengruben, Belgien nur die
Steinkohlengruben von Kerkraede, die gegen 280 000 Fr. tragen,
und einige kleinere Werke.

(L) v. Jakob, I, 263. 265.

8 . 174 .

Die Staatsbcrgwcrke werfen im Ganzen, ungeachtet ein¬
zelne ziemlich ergiebig sein mögen, in den meisten Ländern
einen geringen Reinertrag ab, sowohl im Berhältniß zur ganzen
Staatseinnahme, als zum angewendetcn Kapitale («). Die
Ursachen hievon liegen theils in den allgemeinen Verhältnissen
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des Bergbaues, der in stark bevölkerten Landern mit der Zeit
seine Einträglichkeit verliert, (Z. 17 2. und I, §. 3S1.), (Heils
in einigen dem Betriebe durch die Regierung eigenthümlichcn
Umstanden, nämlich 1) den größeren Kosten des sowohl zur
Verwaltung einzelner Werke als zur höheren Leitung bestellten
-Personals, welches freilich auch zur Beaufsichtigung der Privat¬
bergwerke nützliche Dienste leistet; 2) der Versuchung zu un-
nöthigcn Bauten, zur Anstellung unzweckmäßiger Versuche und
zu ähnlichen unwirthschöstlichen Maaßregeln, welche in einer
Privatunternehmung sorgfältiger vermieden werden; 3) der
Meinung, daß man aus volkswirthschaftlichen Gründen auch
einen mit Verlust (Zubuße) verbundenen Grubenbau fort-
sctzen müsse.

(a) Die beträchtlichen Bergwerke des ehemaligen Königreichs Westfalen
trugen in 12jährigcm Durchschnitt jährlich roh 9-829 10(1 Fr., rein
1-259 (IN Fr. oder 12 ,^ Proccnt der rohen Einnahme. Unter den
Ausgaben nehmen die Kosten des Grubenbaues und der Erzförde¬
rung 41," Proc., die Aufbereitung und Schmelzung (Hüttenarbeit)
28/° Proc., die Besoldung der Beamten 8/° Proc., andere Ausga¬
ben (Transport, Debit, Gebäude, Wasserleitungen rc.) 8," Proc.
hinweg; v. Malchu s Fin. I, 95. Im Vergleich mit dem großen,
in den Gruben - und Taggebäuden und den Maschinen steckenden
Capitale wird sich jener Reinertrag als ziemlich gering darstellen.—
Die hannoverschen Harzbergwerke trugen jährlich nur folgende in
die Staatscasse fließende Ueberschüsse: 31 250 Rthlr. Conv. i. D.
1793—1806 im Ganzen, 16 480 Rthlr. Conv. i. D. 1814—30 von
der Berghandlung und vom Communion- oder Unterharz zu s/, (nach
Abzug der Forsteinkünftc), 13 480 Rthlr. in derselben Zeit von den
Eisenhütten. Der Anschlag für 1839 war 45000 Rthlr. In Sachsen
sind für 1837—39 i. D. 21 900 Rthlr., für.1842—45 143 900Rthlr.
angenommen. Hiezu tragen aber das Blaufarbcnwerk Oberschlemma
und die Privatbergwerke bei. — Für Oesterreich berechnet Czör-
nig (Siatist. Tafeln) den Reinertrag des Aerarialbcrgbaucs
im I. 1842 auf 800000, im I. 1843 auf 1-396 000 fl. Das
ganze sog. Montanisticum (mit den Abgaben von Privatwerken,
1849 auf 375 000 fl. rein angeschlagen, von Springer auf 400000
fl. geschätzt, Statist. I, 186), einschließlich der Hüttenwerke, trug
rein 1846 236000 fl. R., — 1847 1-353000 fl. R., — 1849
1-160000 fl, A. Im letzteren A. sind Ungarn und Siebenbürgen
nicht begriffen. Der ungarische Staatsbergbau brachte 1842 an
59000 fl. Zubuße, 1843 312000 fl. Ausbeute, der tirolische in bei¬
den Jahren Zubuße, 98 000 u. 40 000 fl. — In Rußland sollen die
Bergwerke über 8 Mill. fl. cintragen (Schubert). — Wegen der
genauen Verbindung mit den Hüttenwerken (§. 155) läßt sich schwer
ausmitteln, wie viel der Bergbau für sich allein erträgt.
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§. 173.

Der letztgenannte Umstand bedarf einer näheren Beleuch¬
tung. Wenn ein Bergwerk dem Staate die Kosten des Be¬

triebes nicht mehr ganz vergütest so ist cs gleichgültig, ob die
Zubuße aus der Ausbeute anderer Bergwerke oder aus anderen

Staatseinkünften bestritten wird. Die übliche Einrichtung, daß
die Hauptbergcasse die Zubußgrubcn im Baue erhält und nur
die Ueberschüsse des ganzen Betriebes an die Staatscaffe ab-
licfert, ändert in der Sache nichts, und es verhält sich hicmit
wie mit einem Landwirthe, der aus dem Reinerträge seiner bes¬
seren Felder die Kosten zum Anbau der schlechten bestreitet und
dcßhalb ungeachtet des größeren rohen doch einen kleineren
Reinertrag übrig behält. Ein solcher Zuschuß ist wie eine andere
Staatsausgabe zu betrachten und kann nur gerechtfertigt werden,
wenn er eine gemeinnützige Wirkung hat. Ehemals verleitete
die Ueberschätzung der edlen Metalle zu dem Irrthumc, die Ge¬
winnung derselben auch mit Zubuße noch für nützlich zu halten,
weil man die dabei verzehrten Güter für minder' wcrthvoll er¬
achtete (r,), eine Borstellung, die keiner Berichtigung mehr be¬
darf. Wie Gold und Silber, so können auch andere leicht zu
versendende Gegenstände des Bergbaues in der Regel leicht
vom Auslände bezogen werden, wenn sie dort wohlfeiler er¬
zeugt werden. Die Regierung hat also, seltenere Fälle aus¬
genommen (II, 8> 209.), keine Verpflichtung, einen mit Auf¬
opferungen verbundenen Bergbau aus der Rücksicht auf
seine Erzeug» isse fortzusetzen.

(a) v. Justi und Deliu s glaubten, Gold- und Silberbergwerke müß¬
ten auch gebaut werden, wenn sie Zuschuß kosten. „Die darauf ge¬
wendeten Kosten bleiben im Lande und ernähren eine Menge Men¬
schen. Das Land hingegen wird allemal um so viel reicher, als Gold
und Silber mit diesem vermeintlichen Verlust aus der Erde gegra¬
ben werden." v. J u sti, Staatsw. I, 2t6.

§. 176.

Es sind jedoch bei dem Verlassen von Zubußgruben noch
andere Umstände zu erwägen: 1) Wenn die Arbeiten aufhörcn,
so geht das in die Grubengebäude (Stollen, Strecken, Schachte,
Gesenke), Maschinen, Wasserleitungen, Teiche, Dämme u. dgl.
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Stücke verloren, und "schon eine längere Unterbrechung ist so

nachtheilig, daß man beim Wiederbeginnen große Kosten auf¬
wenden muß, II, Z. 31. So lange also noch Hoffnung auf

größere Ergiebigkeit bleibt, z. W. durch das Aufsinden reicherer
Lagerstätten, durch das Heranwachsen stärkerer Hvlzbestände,
durch Entdeckung von Steinkohlen, Anwendung neuer Kunst¬
mittel, Aenderung in den Preisen, Entwässerungsmittel u. dgl.,
so läßt sich der Fortbau bei bloßem Ersätze der Betriebskosten,
ja selbst mit einiger Zubuße, als Mittel zur Erhaltung jenes
großen Capitales in Schutz nehmen («). 2) die plötzliche Ein¬
stellung der Wergarbeitcn in Gebirgsgegenden, wo es an an¬
deren Nahrungsquellen fehlt, könnte viele Menschen in Noth
stürzen, I, Z. 355. Man darf deßhalb auch da, wo die fort¬
währende Erhaltung des Bergbaues nicht zu hoffen ist, die
Zahl der Arbeiter nur allmälig vermindern und muß zugleich
bedacht sein, andere Beschäftigungen in Aufnahme zu bringen,
II, §. 43.

(«) Manche Gruben sind erst nach langer Zeit wieder einträglich ge¬
worden und haben dann die beharrliche Fortsetzung des Baues reich¬
lich belohnt. Die Grube Kranich bei Clausthal war 1794-1809,
zwei andere Harzbergwerke waren sogar seit 1683 und 1696 ohne
Ausbeute, man wollte sie l8I7 verlassen, aber neuerlich ist man auf
ein reiches Erzfeld gekommen. Hausmann, lieber den Zustand
des hannov. Harzes, S. 162.— Die Grube Kurprinz bei Frciberg
sollte 1816 aufgegebcn werden, ward aber doch noch fortgcbaut und
wurde später sehr ergiebig. — In Baiern hat man neuerlich auf die
finanzielle Nutzung der Staatsbergwerke verzichtet, und zur Bestrei¬
tung von Bersuchsbauten den Reinertrag der Hüttenwerke aufge¬
wendet. Dicß kann indcß nur auf einige Zeit rathsam sein, auch
hofft man durch den Fricdrich-Wilhelms-Stollen bei Sieben, aus
den Kupfergruben daselbst und bei Kahl und aus den Spicsglanz-
gruben bei Goldkronach künftigen Gewinn. Berhandl. v. 1831.
XblV.II. — Der Elsenerzbau bei Amberg ist schon sehr emporge¬
hoben worden.

§. 177 .
Wenn ein Staatsbergwerk ohne Verlust für die Staats¬

kasse in Privathände übergehen kann, so ist dieß unbedenklich
zu veranstalten, weil dabei noch immer einiger Nutzen von
volkswirthschaftlicher Seite, z. B. durch vortheilhaftcre Wer-

kaufsspeculationen, sparsamere Bewirthschaftung u. dgl. er-
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wartet werden darf. Privatpersonen werden jedoch von der

Uebernahme von Bergwerken durch manche Gründe abgehaltcn,

z. B. durch die Ungewißheit über den künftigen Ertrag der

schon lange gebauten Lager, die Wesorgniß zunehmender Holz-

theuerung, das Schwanken der Ausbeute von Jahr zu Jahr rc,

während die Negierung aus der Verbindung vieler verschieden¬

artigen Werg- und Hüttenwerke mancherlei Vortheile genießt («).

Bei den in geringerer „Teufe" (Tiefe) liegenden, leichter zu¬

gänglichen Stcinkohlenflötzen fällt jene Ungewißheit hinweg,

daher finden sich für diese am leichtesten Privatunternehmer,

zumal da ihr Betrieb nur so mäßige Capitale erheischt, daß er

selbst von begüterten Eigenlöhnern geführt werden kann. Das¬

selbe gilt von manchen unter ähnlichen Verhältnissen verkom¬

menden Erzlagern (S).

(a) Z. B. gute Benutzung der Aufschlagewasser, Vermengungder Erze
aus verschiedenen Gruben bei der Beschickung eines Schmelzofens,
wohlfeiler Bezug von Materialien zur Verarbeitung re.

(-) Z. B. Bohnerz, Rasencrz, verschiedenezu Tage anstehende Erze.

§. 178 .

Ein Staatsbergwerk kann auf doppeltem Wege an Privat¬

unternehmer gelangen.

1) Der Verkauf ist das einfachste Mittel, erfordert aber

das größte Capital und setzt die Käufer in größere Gefahr,

wenn der Bergbau seine Einträglichkeit verliert. Die voraus-

gehcnde Abschätzung wird auf den muthmaßlichen reinen Er¬

trag gegründet, Vorräthe von rohen oder verarbeiteten Stoffen

werden besonders nach dem Marktpreise berechnet, auch wird

bei denjenigen Theilcn des stehenden Capitales, welche eine

andere Verwendung zulassen, auf ihren dabei zu erreichenden

Preis geachtet, der bei dem Verkaufe des Bergwerks als solchen

jedenfalls erstattet werden muß (,«).

2) Die Verpachtung ist in Hinsicht auf das erforder¬

liche Capital leichter auszuführen (-), muß aber auf lange

Zeit abgeschlossen werden, weil sonst der Pachter sich nicht zu

neuen Verwendungen für das Werk entschließen würde. Auch

eine Erbpacht (Verleihung) könnte gewählt werden. Der
Rau. pol. Oekon. Zte Ausg. III. 1 g



-Pachter würde weniger wagen, wenn er sich statt eines festen
Pachtzinses zu der Abgabe eines gewissen Theiles von dem
Reinerträge (Theilpacht, .Quotenpacht) anheischig machte, oder
sich mindestens eine Ermäßigung des Pachtzinses in Fällen, wo
die Einträglichkeit über eine gewisse Gränze hinaus abnimmt,
ausbcdingte. Die Aufsicht, welche die Staatsbeamten über den
Privatbergbau führen (II. Z. 39), bietet eine bequeme Gelegen¬
heit, die wirthschaftlichen Ergebnisse der verpachteten Gruben
kennen zu lernen und also jene Bedingungen zu überwachen,

(a) Das bad. Blei- und Silbcrbergwerk zu Münsterthal (St. Trudpert,
Amts Staufen) wurde 1833 an eine Gesellschaft (bad. Bcrqwerks-
verein) verkauft. In den letzten Jahren vor dem Verkaufe hatte
dies Werk Zubuße erfordert, zum Theile wegen fortgesetzter Hoff¬
nungsbaute», die sich nachher sehr belohnend zeigten. Die Schätzung
im Jahr 1832 ergab 27 28-1 fl. Die Versteigerung brachte einen
Erlös von 28 700 fl., nebst 1! 22!) fl., welche aus Borräthen gelöst
wurden. Der Betrieb durch die Gewerkschaft hatte eine Steigerung
des Erzeugnisses zur Folge, s. Verb. d. 1. Kammer, 1833. Beil. I!I,
219. 1837. Beil. Nr. 128. (beide Berichte von Rau.)

(-) v. Jakob, 1, 20k.

§. 179.

Die Leitung des Staatsbergbaues erfordert die Anstellung
von Beamten, welche gründliche Kenntniß der bergmännischen
Kunst in ihrer neuesten Ausbildung besitzen, zugleich aber
wenigstens auf den höheren Stufen des Dienstes mit den
Grundsätzen der öffentlichen Wirthschaftslehre vertraut sein
müssen (a). Zeder einzelnen Grube steht ein Steiger, jeder
Hütte ein Hüttenmeister vor. Ein Schichtmeister be¬
sorgt den gewerblichen Thcil der Geschäfte (Lassen- und Rech¬
nungswesen) bei einem oder mehreren nahe gelegenen Werken.
Ein größerer Inbegriff von solchen ist einem Geschwornen,
ein noch ausgedehnterer Bezirk einem Wergmeister unter¬
geben (-). Dieser steht entweder unmittelbar, oder durch ein
Mittelglied, eine Provincialbehörde, unter der obersten Berg¬
behörde. Die Oberaufsicht auf den Bergbau der Privatunter¬
nehmer pflegt von den nämlichen Beamten und Behörden aus-
geübt zu werden, allein sie hat nicht nur keine finanziellen
Zwecke, sondern sie kann sogar bisweilen mit diesen in Wider¬
streit gerathen, wenn der Wortheil beider Arten von Bergwerken



sich gegenseitig beschränkt. ES wäre folglich besser, die Beauf¬
sichtigung dcö Privatbergbaues ebenso wie die der Privatforst-
wirthschaft (Z. 1-15.) unter die, zur Volkswirthschaftspflege be¬
rufenen Obcrbehördcn zu stellen. Hiedurch wird die Versuchung
beseitigt, die Privatunternehmungen zu Gunsten der Staats-
bcrgwcrke zu beengen oder zu belästigen (a).
(«) Wie man der niederen oder Privatforstwirthschaftslehre die höhere

oder Staatsforstwisscuschaft (Forstdircctioiislehre) entgegensetzt (§.
llö (er)), so muh man eine niedere and höhere Bcrgbaulehre un¬
terscheiden. Letztere kann auch Staatsbergbaukunde oder Bergwerks-
directionslehre heißen und zerfällt in einen finanziellen und einen
der Bolkswirthschaftspflege zugehörcndcn Thcil; gerade dieß bezeich¬
nen v. Canc r i n s Ausdrücke: Bergkamcral- und BergpoIi-
zciwissenschaft.

(ä) Dieser ist Vorgesetzter eines Bergamtes, wie der Forstmeister eines
Forstamtes; überhaupt hat die äußere Einrichtung beider Zweige
Aehnlichkeit.

(c) I» Frankreich und Belgien sind die Bergbaubehörden dem Ministe¬
rium der Gewerbe und öffentlichen Arbeiten untergeben, was in
Frankreich bei dem Mangel an Staatsbcrgwerken freilich sehr nahe
lag. — Hat das Ministerium des Innern,auf den Vortrag eines Ra-
tbcs aus der obersten Bergwerksstelle, die oberste Entscheidung in
diesen Curatcwerhältnissen, so wird hiedurch jene so häufig beklagte
Bedrückung der Privatbergwerke durch die Staatsbergbeamten
gründlich verhütet. Eine solche fehlerhafte Handlungsweise ist ge¬
meiniglich aus der Vorliebe für die Staatsbergwerke und aus dem
Wunsche, dieselben von einer nachtheiligen Coneurrenz zu befreien,
hcrvorgeaangcn, hat aber dem Aufkommen des Bergbaues überaus
gcschwctfll, §. 38. v. Jakob, I, 272. Lotz, III, 166. v. Malchus,
i, !N. — Klagen dieser Art in Baiern, wo die Staatsbergwerke das
Holz um 2S Proc. wohlfeiler erhielten und durch die Befreiung von
Weggcld begünstigt wurden, Rudhart, I, 128.

Z. 180.

Die Regeln für die vvrtheilhaftesie Wewirthschaftung der
Staatsbcrgwerkc werden aus der Bergbaukunde, einem Zweige
der bürgerlichen Wirthschaftslehre, geschöpft. Sie betreffen
hauptsächlich folgende Gegenstände:

1) Vermehrung der Einnahmen, z. B. durch Erwei¬
terung des auszubringenden Quantums, — Aufsuchen guter
Absatzgelegenheilen, — Zugutcmachung von Nebenerzeug¬
nissen, — angemessene Verarbeitung, — bessere Transport¬
mittel;

2) sparsame Einrichtung der Ausgaben, z. B. Einfüh¬
rung der Gedingarbeit statt der Schichtarbeit, wo jene anwend-

15 *



bar ist («), — wohlfeile Anschaffung der Werkzeuge (Ge-
zähe), des Sprengpulvers u. dgl. — Mittel, den Verbrauch
von Zimmerholz, Grubenscilen rc. zu vermeiden;

3) N a ch h a l t der Grubenarbeiten; genaue Vermessung, —
Entwertung zuverlässiger Grundrisse und Durchschnitte von
allen Gruben, Erforschung der weiteren Erstreckung der
Gänge, Flötze ec., — planmäßige Fortführung des Gruben¬
baues, so daß der Zugang nicht gefährdet wird;

4) zweckgemäße Anordnung der Arbeiten nach den ört¬
lichen Umständen, z. B.'die Bestimmung der Art, das Gestein
zu zertheilen, nach dem Grade seiner Festigkeit, Fcuersetzen,
Sprengen, Hauen mit Schlägel und Bergeisen oder mit Keil-
und Letthauen, — die Benutzung der wohlfeilsten Art der
Grubenförderung und Wasserhebung, durch Wasserräder, Noß-
künste, Dampf- oder Wassersäulen-Maschienen u. a. m.;

ö) gute Einrichtung des Nechnungswes e n s.

(a) Nämlich wo man im Voraus berechnen kann, wieviel Zeit ein ge¬
wisses genau begränztcs Geschäft erfordern werde.

§. 18l.

Die Abgaben der Privatbergwerke an den Staat wurden
ehemals, den Vorstellungen von der Regalität des Bergbaus
gemäß, wie ein Pacht- oder Lehenzins angesehen und auf eine
Höhe gebracht, bei der sie nicht selten entmuthigend auf die
Unternehmer wirkten. Erwägt man, daß die Erlaubnis; zum
Betriebe von der Negierung nur nach Rücksichten der Wolks-
wirthschaftspflege erthcilt wird und daß der Bergbau, ein seiner
Natur nach mit manchen Schwierigkeiten verknüpftes Gewerbe,
eher begünstigt als erschwert werden sollte, so muß man
das Bedürfnis; einer schonenden Festsetzung dieser Abgaben
anerkennen. Diese Maaßregel trägt bei, zu einem schwung¬
hafteren Betriebe zu ermuntern und kann auf diese Weise auch
der Staatskasse altmälig das vergüten, was sie anfänglich einbüßt.
Die Entrichtungen von den Privatbergwerken können in 2
Elasten gebracht werden, 1) eine Entschädigung für das, was
der Staut diesen Werken leistet, sei es durch die nützliche Mit¬
wirkung seiner Beamten, sei es durch andere Vortheile («) ;
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2) ein Antheil an dem Reinerträge. Eine solche Abgabe muß
bei Gruben, die keine Ausbeute tragen oder sogar eine Zu¬
buße fordern, ganz hinwegfallen.

(tt) Auf dem Harze z. B. unentgeldliche Lieferung des Zimmerholzes,
Abgabe von Eisen, Pulver, Del, Unschlitt, zu mäßigen Preisen, Ge-
treidclicferung an die Arbeiter um festen Preis. Hausmann, Zu¬
stand des hannov. Harzes, S. l lS. Vcrgl. Z. 182. Nr. 2.

§. 182.

Die frühcrhin gewöhnlichen Angaben, welche nach den auf¬
gestellten Gcsichtspuncten umgeändert werden muffen, waren (-,) :

1) Der Berg zehnte (II, Z. 41.), d. i. der zehnte Theil
aller gewonnenen Mineralien, also wie der Feldzehnte eine Ab¬
gabe vom Rohertrages/-). Die unverhältnißmäßige Höhe
dieser Last ist so einleuchtend, daß man sie schon häufig bei ein¬
zelnen Gruben in einen festen mäßigen Zins oder wenigstens in
eine niedrigere Quote, z. B. umgewandelt und bei Zubuß¬
gruben nachgelassen hat. Qb die Erhebung in natura (der
zehnte Kübel) ober nach einem verabredeten Preise in Geld ge¬
schehen soll, dieß wird von der Negierung nach ihrer Bequemlich¬
keit angeordnet. Es ist rathsam, statt dieses Zehnten nur einen
Theil des reinen Ertrages in Anspruch zu nehmen, so daß bei
Zubußgrubcn von selbst die Abgabe wegfällt (c).

2) Die Quatembergclder, eine vierteljährige Geldlei¬
stung, als Beitrag zu den Besoldungen der Staatsbergbeamten,
deren Aufsicht auf die Geschäfts-und Rechnungsführung der
Gewerkschaften auch diesen selbst wohlthätig ist. Sie richtete sich
bald nach der Menge der geförderten Gesteine, bald nach der
Zahl von Arbeitern an einer Grube.

3) Die Neceßgelder, eineArt von Kanon, der aus demBe-
griff einer Belehnung entsprang und nach der Größe des zu
einer einzelnen Grubenberechtigung gehörenden Raumes (II,
Z. 37 (e), bemessen wurde. Er mußte auch von den nicht be¬

triebenen Werken gegeben werden und die längere Nichtbezahlung
zog den Verlust der Berechtigung nach sich. Diese beiden Ent¬
richtungen (2 und 3) sollten in eine einzige mäßige Gebühr
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verwände!: und mit den Vorthcilen, die der Staat dem Privat¬

bergbaue gewährt, in richtiges Verhältniß gesetzt werden (</).
4) Vergütung für den Bau von Erbstolten (Z. 179.) von

Seiten derjenigen BergwerkSbesitzer, denen aus der Ableitung
der Grubcnwasser Vortheil erwächst. Man bedingt sich insge¬
mein einen Theil des rohen Ertrages, z. B. den neunten Kübel
(Stollenneuntel), auch wohl die Benutzung der dem Erb¬
stollen zunächst liegenden Erze (Stollenhieb).

5) Poch-und Hütten zins, im Falle Privaten von den
landesherrlichen Poch- und Schmelzwerken Gebrauch machen.
(«) S. besonders Be rg i u s a. a. O-, §. Kl ff.— Vcrhandl. der deut¬

schen Nationawers., Bericht v. Lette, Stcnogr. Ber. Nr. 161.
Die sämmtüchcn Abgaben in Preußen belaufen sich auf 13/ Proc.
des Rohertrages.

(d) Diese Entrichtung ist sehr alt. Schon Dagobert I. überwachte der
Kirche von St. Denis 8000 T Zehniblci zum Dache. knslorot Or-
llonusuces, XV, S. XXXIV.

(c) Nach dem franz. Gesetz vom 2l. April 1810, Art. 21, dürfen nicht
mehr als 5 Proc. des Reinertrages gefordert werden. Der Ertrag
ist nach dem A. für 18-14 gegen 300000 Fr. Ebenso in Belgien, wo
1840 diese Abgabe 133 540 Fr. trug. — Auch in Baden (Gesetz vom
14. Mai 1828) besteht die einzige Entrichtung an den Staat in 5
Proc. des reinen Ertrages, welche nur gegen 450 fl. einbringt; den
Standesherrcn blieb aber der Bergzehnte, wo sie ihn zu beziehen
hatten. — In Oesterreich ist der Zehnte (Frohn) größtcnthcils in
eine Geldabgabe umgewandclt, z. B. von 1 Ccntncr Roheisen in den
verschiedenen Provinzen 6—10 kr. ( 7/^—> 2 '/, kr.), in Ungarn 5
Proc. desNoherkrages, Malinkovski, I, 45. — Reiche Gruben,
die bisher ohne Schwierigkeit den Zehnten oder eine andere ansehn¬
liche Abgabe trugen, haben allerdings auf eine so starke Verringe¬
rung, wie sie in den genannten Staaten besteht, keinen Anspruch. Es
wäre weder unbillig noch nachtheilig, ihnen eine stärkere Quote auf-
zuerlegcn, etwa nachdem gewisse Procente des Capitols für die Ei-
genthümer vorweg abgezogen worden sind; allein die Ausmittlung
des zu verschiedenen Zeiten aufgcwendeten Caritals ist bei älteren
Bergwerken unausführbar. — Der Entwurf eines Bcrgwerksge-
sctzes für den prcuß. Staat (Jan. 1850) nimmt ebenfalls obigen
Satz von 5 Proc. des Reinertrages an.

(<t) In Frankreich und Belgien besteht nach obigem Gesetze ein clroit
6xö von 10 Fr. für jeden Quadratkilometer (392 pr. Morgen).
Der Ertrag dieser Gebühr in Belgien im Jahr 1840 war 15 910 Fr.

Z. 183.

Eine andere Belästigung der Privatbergwerke, welche in
ihrer Wirkung einer Abgabe gleichkommt, ist das Vorkaufs¬

recht der Regierung in Ansehung der Bergwerkserzcugnisse.
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Bei den edlen Metallen findet dieses Recht wegen der Münz¬

prägung am häufigsten Statt, doch ist es auch bisweilen auf

andere Metalle ausgedehnt worden. Schon die erzwungene Ab¬

lieferung an den Staat ist den Spekulationen der Unternehmer

hinderlich, allein der Nachtheil ist noch viel größer, wenn der

Borkauf nach festen Preissätzen geübt wird, die aus früheren

Zeiten herrühren und hinter den gegenwärtigen Marktpreisen

weit zurückbleiben (a). Diese Maaßregel ist fehlerhaft und darf

nicht fortdauern.
(a) Auf dem Harze sind die alten Preise noch in der neuesten Zeit beibe¬

halten worden, ungeachtet des höheren Standes der Marktpreise.
Daher wurden manche Gruben von den Besitzern aufgegeben und
gericthen in die Hände der Regierung. Die Regierung zahlt den
Centner Blei zu 2 Rthlr. 20 Gr. 11 Pf., Glätte zu 2 Rthlr. 20 Gr.
4 Pf., Kupfer zu 23 Rthlr. IS Gr. 1 Pf. Conv. —Der Marktpreis
des Bleies ist schon lange höher, jetzt gegen 6 pr. Rthlr. Die Glötte
stand 1818—29 ebenfalls über 6 Rthlr., das Kupfer galt öfters 30
und mehr Rthlr., 1828—30 wenigstens noch über 27; Haus¬
mann a. a. O. S. 116 und Anlage XII. — lieber das Vorkaufsrecht
in Oesterreich s. Malin ko vski, a. a. D.

3. H a u p t st ü ck.

/ Das Salz - und Salpeter-Regal.

8. 184.

Das Salzregal begreift nach der gewöhnlichen Einrichtung

sowohl die Gewinnung und Bereitung des Kochsalzes («), als

den inländischen Handel mit demselben im Großen. Die Un¬

entbehrlichkeit des Salzes und die modrigen Erzeugungskosten

desselben geben Gelegenheit zu einem verhältnißmäßig sehr

hohen Monopolgewinn und diese Einträglichkeit hat die all¬

gemeine Einführung des Salzregals verursacht (-). Die ge¬

wöhnlichen Einrichtungen desselben lassen sich so überblicken:

1) Die Einfuhr von Kochsalz ist Privatpersonen verboten.
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2) Wo Privcttsalinen bestehen, da muß das für den inneren Ab¬

satz bestimmte Erzeugnis; derselben an den Staat abgeliefert
werden um einen vertragsmäßig festzusetzenden -Preis; der Ver¬
kauf in's Ausland steht jenen frei;

3) In Landern, die gar kein oder doch nicht genug Salz erzeu¬
gen, besorgt die Negierung die Einfuhr des Bedarfes durch Ankauf
von auswärtigen Salzwerken. In dieser Hinsicht ist also das
Salzrcgal nur ein HandelSvorrccht (Monopol).
(a) See- und Steinsalz sind am wohlfeilsten zu gewinnen. Jenes bildet

sich in warmen Ländern von selbst, wie in den tiefen Buchten (Li-
manen) an der Nordküstc des schwarzen Meeres, wo die russische
Regierung das Sammeln als Regal behandelt (8—l200000 Ctr.
jährlich), und in den asiatische» Salzseen. Auch ist cs leicht, das
Mccrwasser in seichte Behälter zu leiten, wa dann das krystallinische
Salz sich ansetzt; Salzsümpfe, umrum suluns. Steinsalz, wenn rein,
wird leicht durch Bergbau (z. B. Wicliczka, 7—800 000 Ctr., Wie,
Wilhelmsglück bei Schwäb. Hall rc.), oder sogar durch Tagebau
(Cardona) erlangt. Aus dem Salzthon (Hasclgebirge) laugt man
entweder das Salz in großen Höhlungen (Sinkwcrken) mit hincin-
geleitetem Wasser aus (Salinen in den Alpen, z. B. Hallein, Berch¬
tesgaden rc.), oder man legt Bohrlöcher an (eine Art von Raubbau
nachAIberti), welche eine höchst reichhaltige Soolegebcn und somit
das Gradiren ersparen. Diese Verbesserung hat neuerlich eine so große
Wirkung hervorgebracht, daß manche Salzwerke (z. B. Bruchsal
und Mosbach in Baden) einqchen mußte», die nicht so wohlfeil er¬
zeugen konnten als die mit Bohrlöchern betriebene».

(b) Es besteht selbst in China (Timkowski, Reise, !I, 4l), in Benga¬
len und im Staate der Seikhs, Pundjab (A. Burnes Reise, I, S7)
Die beiden genannten Bestandtheile des Regales, Erzeugung von
Salz und Großhandel mit demselben, kamen schon im römischen
Staate vor. Ancus Marcius soll Salinen bei Ostia angelegt
haben, l.iv. I, 33, also im Betriebe des Staates. JmKriegemit
Porscna wurde „suiis vemleiiili urbilrium, guin impenso prelio
vonibnt in publicum, omni sumtu nüeinlum privntis", Uiv. II, 9.
Ob es Pachter oder Privatcigenthümcr waren , denen man den Ver¬
kauf entzog, dieß bleibt bei der Undeutlichkeit jener Stelle ungewiß.
Die Censoren M. L ivius, benannt Sniinuror, und C. Claudius
führten n. u. c. 548 eine Erhöhung des Salzprciscs ein, mit Aus¬
schluß der Stadt Rom, und so, daß an verschiedene» Orten der Preis
verschieden war. Den Verkauf übernahmen Pachter. Iüv. XXIX, 37.
Später kam es vor, daß der Transport von einer Provinz in die
andere untersagt wurde, damit die Pachter nicht beeinträchtigt wür¬
den. Die Stelle U, 4. §. 7 1)ix. Oe censibus (I., iS) beweist keine
besondere Abgabe, sondern nur die Beiziehung der Privatsalincn
zur Grundsteuer. Vgl. II u rin nun, Do vsct. S. 90. B osse, I, 83.
l vZ. Hegewisch, S. S9. — In Deutschland und mehreren ande¬
ren Ländern waren beide Geschäfte ursprünglich den Privaten über¬
lassen, allmälig aber gelang es den Regierungen, nach der Analogie
des Bergwerksregals auch das Kochsalz zum Gegenstände eines Re¬
gales zu machen. —Hüllmann, D. Fin. Geschichte, S. 6i.—



233

Mittermaier, §. 258.259. Viele geschichtliche Nachrichten bei
I. E. von K o ch-Sternfeld, Die tcutschen, insbes. die baier. u.
österr. Salzwerke, zunächst im Mittelalter, München, 18t5.

§. 185.

Die dem Staate angehörenden Salzwerke werden ins¬

gemein auf Staatsrechnung verwaltet. Neu entdeckte Salz-
lagcr oder Salzquellen stehen der Negierung zur Verfügung,
und cs sind selten in solchen Fällen Eoncessionen an -Privaten
oder Gesellschaften bewilliget worden (/,).

5) Das Kochsalz wird entweder an den Salzwerken selbst
verkauft, oder auf Staatskosten in die verschiedenen Landcstheile
versendet, in Niederlagen gebracht und von ausgestellten Ver¬
waltern (Salzfactoren) abgegeben, doch nur in größeren Massen.
Den Kaufleuten bleibt der Verkauf im Kleinen überlassen, sie
müssen sich aber an einen gewissen Preis halten, welcher ihnen
schon einen angemessenen Gewerbsverdienst sichern.

6) Zur Verhütung des Einschwärzens (/,) sind verschiedene
Veranstaltungen getroffen worden: a) Wachsamkeit des Zoll¬
personals an der Grunze, >,) Verträge mit benachbarten Salinen,
um den Salzverkauf an Privatpersonen des Inlandes abzu-
stellcn (e), <;) Verminderung des Verkaufspreises in der Nähe
einer Gränze, bei welcher das heimliche Einbringen zu besorgen
ist, cl) die sogenannte Salzconscription, d. h. die den Bür¬
gern auferlegte Verpflichtung, ein gewisses Salzquantum aus
den Niederlagen des Staates jährlich anzukaufen. Dasselbe ent¬
sprach dem muthmaßlichen jährlichen Salzverbrauche des Wür¬
gers nach einem sehr niedrigen Anschläge und wurde aus der
Zahl der Familienglieder und dem Viehstande berechnet. (</).
(a) Z. B. Ludwigshall bei Wimpfen, in einem abgesonderten Lhcile des

Großherzogthums Hessen. Diese einer ülctiengesellschaft gehörende
Saline entrichtet dem Staate den Zehnten. Crome, Statist, des
Großh. Hessen, I, 179.

(ö) Nirgends hat die Regalität des Salzes soviel Druck und Unord¬
nungen hervorgebracht, als früherhin in Frankreich, wegen der Ver¬
schiedenheit des Salzpreiscs in den verschiedenen Landschaften, die
noch dazu in buntem Gemisch unter einander zerstreut lagen. Vor
der Revolution war der Durchschnittspreis des Centners 62 Liv.
(das Pfund l3 Sous — 18 Kr!) in den 11 Provinzen der xrnmle
ßmbeljo, 33'/2 Liv. in 12 Provinzen der pstilv Anbelle, 21 ^ Liv.
in den Landschaften, wo Salinen waren, 16 Liv. in einem Lhcile der
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Normandie, 6—12 Liv. da, wo die Salzstcucr (»a, belle) schon früher
abgekauft worden und der Einkauf frei war, 2—9 Liv. in einige»
immer befreit gewesenen Gegenden oder einzelnen Gemeinden.
Diese höchst unzweckmäßige Einrichtung forderte Gränzbewachung
von einer Provinz gegen die andere, der Schleichhandel fand aber
dennoch einen zu großen Reiz, er wurde mit bewaffneter Hand ge¬
trieben, es gab Gefechte und zahlreiche Bestrafungen. Der Rein¬
ertrag war gegen 54 Will. Liv., die Untcrthanen mußten aber 68
Mill. für das Salz bezahlen, weil die Kosten und Gcwinnste der
Pachter 14 Mill. betrugen. Jährlich wurden gegen 3600 Uebertreter
bestraft. Die erste künstliche Bertheuerung des Salzes durch die Re¬
gierung geschah zu Anfang des 14. Jahrhunderts (nach voaluus
Vs rep. VI, 2 im I. 1328, nach Anderen unter Philipp von Valois
1342) und betrug nur gegen I Proc. kleeleur, -rdmiuislr. II, 8.
lino^clop. metlioO. Abth. leinauces, II, 300. Die Tabelle wurde
am 20. März 1790 abgeschafft.

(c) Ein solches llebereinkcmmcn haben Würtcmberg und Baden mit der
Saline Wimpfen (a) geschlossen. Die Bestellungen ins Ausland
werden von den 3 nahe beisammen liegenden Salzwerkcn Wimpfen,
Fricdrichshall und Rappenau gemeinschaftlich übernommen und jene
beiden Regierungen unterhalten Gegenschreiber (Controleure) bei
erstgenanntem Salzwerke.

(rl) Aelterc Salzconscription im prcuß. Staate, unter Friedrich II. cin-
geführt. Für jede Person über 9 Jahre mußten 4 Metzen (13/,
Pfd.), für 1 Kuh oder 10 Schaafe 2 Metzen gekauft werden. Jede
Familie hatte ein Büchlein, worin der Factor die geschehene Abho¬
lung bescheinigte. Borowski, Pr. Cam. u. Fin. Wesen, II, 314 —
323. — Neuere Salzvcrbrauchscontrolc, in denjenigen Gränzbe-
zirkcn, wo sich starke Neigung zum Einschwärzen zeigt. Es werden
12 Pf. auf den Kopf der Einwohner gerechnet, das Quantum wird
in jedem, der Controle unterworfenen Landestheile nach localen
Verhältnissen auf dieGcmeindcn ausgeschlagen und in diesen wieder
von dem Gemeindevorstande auf die einzelnen Haushaltungen. V.
v. 21. Sept. 1823 u. a. in Philippi, Samml. sämmtl. neuer prcuß.
Gesetze über die ind. Steuern. 1830. S. 348—52. — Aufgehoben in
Sachsen 1840.

ß. 186.

Wird Salz ins Ausland verkauft, so kann man hiebei des
Mitwerbens wegen keinen Monopolpreis erlangen, sondern muß
sich mit einem Preise begnügen, der die Kosten ersetzt und einigen
Uebcrfluß gewahrt. Der inländische -Verkaufspreis besteht aus
dem Kostenersatze und dem Monopolgewinne, Z. 167. Zn einigen
Landern laßt man ihn in den einzelnen Niederlagen mit der
Entfernung von den Salinen zunehmen, in anderen setzt man
ihn im ganzen Lande gleichförmig an, wozu entweder die Ne¬
gierung selbst den Transport im Ganzen besorgen, oder den
Käufern je nach der Entfernung ihres Wohnortes von dem Salz-
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werke einen verhältnißmäßigen Abzug bewilligen muß. Die
Gleichheit des Verkaufspreises im ganzen Lande hat das Gute,
daß sie die Verwaltung erleichtert und den Schleichhandel mit
Salz in den Gränzgegenden vermindert. (»). Zwar hat die
Negierung zur Versorgung der entlegeneren Gegenden mehr
Transportkosten aufzuwcnden, und cs könnte daher scheinen, als
müßten diese vollständig von den Bewohnern dieser Gegenden
vergütet werden. Allein diese würden sich, wenn das Regal nicht
bestände, oft von andern Ländern wohlfeiler mit Salz versorgen
können und es wäre unbillig, ihnen die auS der künstlichen Ein¬
richtung herrührcnde größere Frachtausgabe aufzubürden Wo
indeß die den Salzwerken näher liegenden Gegenden sich an die
Äortheile eines niedrigeren Preises gewöhnt haben, da wäre eine

Gleichförmigkeit desselben nicht wohl anders als durch allgemeine
Herabsetzung auf diesen niedrigsten Betrag durchzuführcn (S).
(a) Schilderung des Schleichhandels an den niederländischen Gränzen,

wo das wohlfeile Meersalz nach Deutschland eingcschwärzt wird,
Benzen berg, Preußens Geldhaushalt, S. 247.

(S) Bgl. v. Malchus, I, Ilsl. — Zustand des Salzregals in
einigen Ländern (Vgl. Weinlig in Rau und Haussen, Ar¬
chiv, N. F. IX. 273):
I. Regalität der Gewinnung, Bereitung und des Ver¬

kaufs von Salz.
Baden. Die beiden Staatssalincn Rappenau und Dürrheim

könnten, wenn der Absatz nicht beschränkt wäre, weit mehr erzeugen,
als cs bis jetzt geschieht. Der Verbrauch im Lande war 1837 — 3!l
i. D. 300 374 Ctr. Speisesalz oder 23,° Pfd. auf den Kopf, nebst
5492 Ccntncrn für ckemische Fabriken und g. 10000 Ctr. Viehsalz.
1844 — 48 j. D. 314 018 Ctr. (23 Pfd. a. d. Kopf) nebst 5402 Ctr.
für Fabriken und 13561 Ctr. Viehsalz, zusammen 24/ Pfd. auf
den Kopf. Das Pfund wird zu 2/2 kr., der Cenkner also zu 4 fl.
10 kr., in Säcken zu 1 Ctr. 4 fl. 16 kr., abgegeben, Fabriksalz zu
l fl., Viehsalz in Rappenau zu 2 fl. 20 kr., in Dürrheim zu 2 fl.
Der Salzhändlcr darf im Kleinverkauf nicht über 3 kr. für das
Speisesalz fordern. Entfernte Käufer erhalten eine Frachtvergütung,
deren ganzer Belauf zu 67835 fl. oder 5 Proc. des Erlöses ange¬
schlagen ist. Die gesammten Erzcugungs- und Frachtkosten lasten
sich auf das Pfund zu '/!, kr. annehmcn. Der auswärtige Absatz
ist im Abnehmen; er trug 1834 noch 150 000 fl. ein, 1844—46 i. D.
nur 37 641 fl., den Centner zu 1 fl. 38 kr., wovon noch 5649 fl.
Frachtvcrgütung abgehen. Der Voranschlag für 1848 ist 1 -391 000
fl. Einnahme, 382 466 fl. Kosten — 27/ Proc. (ohne die Ccntral-
verwalkung), also bleiben 1-008829 fl rein — 0," fl. auf den Kopf.
(Man sollte eigentlich diesen Ausschlag auf den Kopf ohne Berück¬
sichtigung des auswärtigen Absatzes berechnen.) Das stehende Ca¬
pital briderSalzwerke wurde zu Ende desJahres 1840 auf 1-690 000
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fl., das umlaufende nach Abzug der Rückstände zu 391 000 fl. berech¬
net. — Bei dem früheren Preise von 3/? kr. war 1828—30 i. D.
der Rohertrag 1-367 355 fl., der Kostenbetrag 355 518, der Rein¬
ertrag also l-031 807 fl. oder 75 Proc.

Baiern. Inländischer Verkauf 1838—11 i> D> 735979 Ctr.
oder 17,° bair. — 19,' bad. Pfd. auf den Kopf, nebst 9931 Ctr.
Viehsalz und 8219 Ctr. Steinsalz. In dieser Periode waren jährl.
der Rohertrag 4-876195 fl., die Ausgaben 2-611339 fl., der reine
Ertrag 2-262156 fl. Der mittlere Reinertrag war 1819 — 25
2-163 793 fl., 1826 —28 2 332121 fl., 1835— 39 2-117 800 fl. Der
Preis in den Niederlagen wechselt, je nach der Entfernung von
den Salzwerken, von 5 bis auf 7 fl. 30 kr. Das ganze in den
Salzwerkcn cntbaltene werbende Vermögen wird zu 1-775 000 fl.
angegeben, worunter sich im Jahre 1838 ein Lagervorrath von
192 972 Ctr. Salz befand. Daß die Kosten im Vergleich mit Ba¬
den höher find, dicß rührt thcils von dem ansehnlicheren Frachtauf-
wande, theils von den minder reichhaltigen Soolen her, da z. B.
Dürkheim nur 0,'? Proc., Kissingen 2/ Proc., Orb 1 Proc., auch
Reichenhall zum Theil nur 7 Proc. Salz in der Soole enthält.
Verh. der K. der Lbg. 1810. Nr. XXII. I).

Hannover. Die Steuer von 9 gGr. für den Centner trägt ge¬
gen 70000, die Salzwerke des Staates und die Abgabe» von der
Privatsaline Lüneburg bringen gegen 90 000 Rthlr. ein. Der Salz¬
preis ist in der weitesten Entfernung von den Salzwerken doch kaum
2 Rthlr. Conv. —3 fl. 36 kr. vom Centner, Ubb eloh de, S. 169. 266.

Oesterreich. Strenge Regalität, s. Zoll- und Staatsmonopol¬
ordnung vom 11. Juli 1835, §. 102 ff. Die reichen Steinsalzlager
in den Karpathen sind ihrer Entlegenheit willen unvollständig be¬
nutzt. Am adriatischen Meere Bereitung von Scesalz, thcils auf
Staatsrcchnung, theils von Einzelnen, die es abliefern, doch wird
noch fremdes Salz zugekauft. Verkaufspreis höchst verschieden, in
der Lombardei und Venedig der Centner raffin. Seesalz bis 16 fl.
3 kr., in Galizien Steinsalz 3 fl. 15—36 kr., in Gmunden das beste
Salz 7 fl. 6 kr., in Hallein 6 fl. 4 kr., in Ungarn 7 fl. 21 kr., für
das Ausland 1 fl. 25 kr.— 2 fl. 16 kr. Erzcugungskosten für Meer¬
salz 11—28 kr., des Steinsalzes 1 fl. 12 kr., des Sudsalzes in Gmun¬
den 1 fl. 52 kr. Inländischer Verbrauch an 5 Mill. Ctr., was 15,°
Zollpfund auf den Kopf giebt. Von 1832—31 war i. D. 29 Mill.
fl. roher und 20 Mill. fl. Reinertrag. Der letztere war 1816
25-531 600 fl., 1817 25-577 700 fl. Malinkovski, II, 266.—
Krapf, Handbuch der Zoll-und Staatsmon. O. 1810, II, 330. v.
Hauer, S. 62.

Preußen. Zu dem Ertrage (von 102 000 Tonnen) der inlän¬
dischen Salzwerke, die theils dem Staate, theils Privaten gehören,
werden noch gegen 270000 Tonnen zugekauft. Der gleichförmige
Verkaufspreis für die Lonne von 105 Pfund war früher 15 Rthlr.
Reinertrag des Monopols 1829 — 36 i. D. 5-111,227 Rthlr. oder
68,°° Proc. der Bruttoeinnahme, oder 12 kr. auf den Kopf. Ver¬
brauch für den Kopf i. D. >829—36 16,°° Pfund, und in den ein¬
zelnen Provinzen 1827—36 in Brandenburg 11,°°, Westfalen und
Rheinprovinz 15, Sachsen 15,°', Schlesien I7,°°, Preußen 17,'°,
Posen 18/", Pommern 18," Pfund. Hosfmann, Die Lehre von
den Steuern, S.251. Non 1836-39 ist der mittlere Verbrauch 16,"
Pfund. Dieterici, Statist. Uebers. 1812, S. 377. Der Cabinets-
befehl vom 22. Nov. 1812 setzte den Preis der Tonne auf 12 Rthlr.
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herab, also kommt der Zollcentncr auf 3,Rthlr. — 5," fl. Die
Schiffstonne von 20 pr. Ctr. wird von den Salzwerken des Staates
zu 22Rthlr.,ausEngland für IS—22 Rthlr. bezogen. Zugleich sollte
die Zahl der Verkaufsstellen vermehrt, der Verkauf in kleinen Ab¬
theilungen erleichtert und überhaupt darauf hingewirkt werden, daß
zum Vortheil der dürftigeren Classen der Detailpreis dem Factorei-
prcise näher gebracht werde, wozu 180000 Rthlr. verwendet oder
nachgelassen werden dürfen. Der Verkaufsstellen waren i. I. 18-13
67S. Der reine Gewinn von der Tonne wird zu 7 Rthlr. 21 Sgr.
angeschlagen — 3 fl. IO'/? kr. von lOOPfd. Reinertrag von 18-13 —
->8 5-311000 Rthlr., A. für 1817 4-992000 Rthlr. Verhandl. des
verein. Landtags, II, 1037. 1311. A. für 1819: Rohertrag 8-IIS 000
Rthlr., Kosten 2° 991000, Reinertrag 5-451000 Rthlr. nebst
1- 262 000 Rthlr. aus den Staatssalinen, die das Salz um obigen
Preis an die Salzhandclsvcrwaltung abgeben, wovon I Mill. Rthlr.
Betriebskosten abgehen. Der ganze inländische Verbrauch ist 17 pr.
Pfd. auf den Kopf. Die Niederlagen, welche von Privaten gegen
18 p. mills Provision verwaltet werden, erhalten das Salz fracht¬
frei; derStaat bestreitet dieForrschaffungskosten. Verkaufspreis im
Kleinen 1 Sgr.

Sachsen. Reinertrag im A. für 1813 — IS j. 350000 Rthlr.
Der Staat hält Niederlagen und jeder Ort ist an eine solche ge¬
wiesen. Der Preis in den Niederlagen ist für den Zollcentner 2,'
— 3'^ Rthlr. Dazu kommt Fuhrlohn bis in den Ort und Provision,
4 Ggr. vom Scheffel oder IS kr. vom Ccntner. Der Preis im Klein¬
verkauf wird jährlich von der Obrigkeit geprüft und festgestellt,
Ges. v. 23. Mai 1810, in Schaffrath, Codex Snxonic. II, 1287.
Verbrauch g. 252 000 Ctr. — 1-1 Pfd. auf den Kopf.

Würtembcrg. 1838 — 41 wurden i. D. 229 738 Ctr. Kochsalz
nebst 97833 Ctr. Stein- und 15 157 Ctr. Viehsalz im Lande ver¬
kauft. Beide crstere Arten geben auf den Kopf (mit den Fürsten-
thümern Hohenzollern) gegen 19 (4 würt. — 18 bad. Pfd. Der in¬
ländische Absatz von Speisesalz war 1835 — 38 stärker, nämlich
288 018 Ctr. i. D-, nebst 96153 Ctr. Stein- und Viehsalz. Auslän¬
discher Absatz 259 017 Ctr. Inländischer Verkaufspreis bei den Sa¬
linen 2'/, kr. nebst 20 kr. Vcrpackungsgcbühr für 2 Ccntner oder
14 kr. für einen einzelnen Ccntner. Preis bei den Salzhändlern
nicht über 3 kr. vom Pfd. Kochsalz, Steinsalz nicht über 1 kr. im
Kleinhandel. Das Salz wird auf den Salzwerken und in derHaupt-
Icgstätte zu Ulm abgegeben, die Unternehmer der verschiedenen Fac-
torieplätze erhalten aber eine Frachtvergütung von 2 — 9 kr. vom
Ccntner. Anscdlag für 1818/9: 1-657 600 fl. roher Ertrag, 807 600
fl. Kosten — 18,'Proc., 8S0 000 fl. rein — 0,»" fl. auf den Kopf.
S. Vcrh. der Dcp.-K. von 1842, Bericht von Deffner. — Her¬
degen S. 116.

II. Regalität des Salzhandels allein.

Schweiz. Der Canton Waat hat eine Staatsalinc, Aargau und
Baselland haben Privatsalinen. Die Regierungen kaufen den Lan¬
desbedarf an und setzen ihn in ihren Niederlagen ab. Die Verkaufs¬
preise sind von 6'/,—12',2 Rappen oder 2V«—5'/, kr. für das Pfund,
der Reinertrag auf den Kopf von 2 Batzen bis I Fr. 8 B. — 1 fl.
15 kr. (Basclland). Hottingcr, S. 101. Beispiele: C. Bern.
Das Pfund gilt seit 1832 7j/z Rappen — 3," kr. A. für 1846;
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1-035 000 Schw. Fr. Einnahme, was einen Verbrauch von 33 Pfd.
auf den Kopf anzeigt. Ankauf 2," Fr. für den Centner, andere
Kosten 185 800 Fr., Reinertrag 473 000 Fr. — 0,°'fl. auf den Kopf.
Der starke Verbrauch rührt zunächst von der ausgcbreiteten Vieh¬
zucht, vielleicht aber auch von dem Verkauf in andere Cantone her.
Mathy in Rau, Archiv, IV, 74. — Zürich. A. 1848 200000
Schw. Fr. Reinertrag, Verbrauch 1842 — 45 i. D. 48 483 Ctr. —
lS Vz Pfd. auf den Kopf. Verkaufspreis 8 Rappen — 3'4 kr. —

Waat. A. 1847, das Staatssalzwcrk zu Bcx 10000 Fr. rein, der
Salzhandel 200 000 Fr., Salzverbrauch im Jahr 1840 44 810 Cent¬
ner — 24,' Pfund auf den Kopf.

III. Erhebung einer Salzsteucr ohne Regalität.
Frankreich. Die Salzsteucr wurde durch das Ges. v. 24. April

1806 wiederhergcstcllt, im Betrage von 20 Fr. für lOOKilogr. (200
Pf.), zum Ersätze des gleichzeitig aufgehobenen Weggcldcs, I'b iors,
Ilimnlre du consiilnt, VI, 410. Die Erhöhung auf 30 Fr. geschah
durch das Ges. v. 17. Sept. 1814. Da aber 5 Proc. des Quantums
für Abgang abgezogen wurden, so war die Abgabe wirklich nur 28s/,
Fr. — 6 fl. 42 kr. von 100 Pf. Die in Privathandel! befindlichen
Salzwerke an denMeercsusern, bei denen mit bloßerSonnenwärmc
Meer- (Bai-) Salz gewonnen wird, erzeugen den metrischen Cent¬
ner (200 Pf.) zu 70 Cent.— 1 Fr., also 100 Pf. für 9s^ — >4 kr.
Hievon wird durch die Zollstationen an der Gränze jene Salzsteuer
erhoben, welche in dem Zeitraum von 1817—1816 nur von 46-801000
auf 55 Mill. Fr. gestiegen ist, wovon 8 — 7 Mill. Kosten abgehen
mögen sg. I2/r Proc. Zollverwallungskostcn). Offenbar war also
die Hohe der Abgabe nachtheilig.

In den östlichen Departements befinden sich mehrere dem Staate
gehörende Salinen (8nlino8 ü'IeM) und Steinsalzbergwerke, dar¬
unter das 1819 gefundene reiche Stcinsalzlagcr zu Vie, dessen 11
Flötze zusammen 240 Fuß mächtig sind. Nach mancherlei Verände¬
rungen in der Bewirthschaftungsweise wurden diese Werke 1825
auf 09 Jahre an eine Actiengesellschaft verpachtet. Außer den dafür
an den Staat zu leistenden Entrichtungen wird gleiche Abgabe wie
vom Meersalze gegeben, welche >846 13-287 000 Fr. eintrug. Die
Pachtleistungen sollten aus 1-800 000 Fr. fest und einigen anderen
Zahlungen, zusammen also gegen 2 Mill., und 59 Proc. des Rein¬
ertrags bestehen. Die Gesellschaft konnte aber diese Bedingungen
nicht erfüllen, 1) weil die Käufer das minder weiße und schwerer
lösliche Steinsalz nicht lieben, 2) weil der Absatz nach Deutschland
aufgehört hat, 3) wegen der Concurrcnz der neuen Saline Salz¬
bronn im Dep. der Mosel (seit 1825); s. Ilnpport nu Hol, S. 85.
114. 136. Es wurde daher 1830 der Pachtzins von 1-800000 auf
1-200 000 Fr. ermäßigt und der Antheil des Staates an den ersten
300 000 Fr. des Reinertrages auf r/z, an dem weiteren Ucberschufle
auf?/, gesetzt, aber so, daß die Actionäre zuvor 4 Proc. Zins erhal¬
ten. iHncurol, I, 226. Der Staat bezog von diesen Werken i. D. von
1830—37 1 >/r Mill. Fr., und nach Abzug der darauf ruhenden La¬
sten 1-325 000 Fr. — Der Preis des weißen Kochsalzes war gewöhn¬
lich 4 saus — 6 kr. vom Pfund, hie und da bis 6 soim. Der Ver¬
brauch war 1844 232-318 300 Kil. besteuertes Salz, nebst 56 Mill.
Kil. steuerfreiem für Fischereien und 55 Mill. für Fabriken; jenes
macht 13/° Pfd., mit Einrcchnung der beiden letzten Verwendungs-
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arten IS Pfd. auf den Kopf. Die Beschwerden über das Monopol
der östlichen Salinen, von denen das Salz ohne Steuer und Fracht
im Durchschnitt zu II, und hie und da bis zu 15 Fr. für 100 Kil.
(2,«« u. 3/ fl. der Ctr.) verkauft wurde, haben neuerlich zu einer
größeren Begünstigung der Privarconcurrcnz geführt, in deren
Folge der allmälize Verkauf der Staatssalzwerke beabsichtiget
wurde, ll'.l.u<l i 1'fro t, 8/stomo limineier, I, 130 ff. Die Saline
zu Dicuze ist auch schon im August 1812 für 0-100 000 Fr. verstei¬
gert worden. 15-13 wurde der Salzprcis in den 6 Dcp., wo er am
höchsten stand, um etwa '.4 herabgesetzt. 1816 stimmte schon die
Deputirtenkammer für eine allgemeine Ermäßigung der Steuer auf
10 Fr. von 100 Kil. und die Nationalversammlung erhob diese Be¬
stimmung am 28. Dcc. 18-18 zum Gesetze. Der Einfuhrzoll beträgt
(Ges. v. 13. Jan. 1819) von gereinigtem weißem Speisesalz 2," —
3," Fr. neben der erwähnten inländischen Steuer.

Belgien. Aufwandssteuer von 6 fl. holl oder 12,»« Fr. von 100
Kil., nebst 26 Proc. Zuschlag. Ertrag 1816 4-668000 Fr. R., A.
für 1848: 4-800 000 Fr., woraus ein Verbrauch von 13/ Pf. auf
den Kopf zu vennuthcn wäre. Da das Land keine Salzwerke hat,
so wird rohes Salz aus England, Italien rc. eingcführt und in
Privatfabrikcn geläutert (rafsinirt). Die Abgabe wird vom Groß¬
händler entrichtet, der das Salz an die Kleinhändler verkauft.
Diese Einrichtung macht viele lästige Förmlichkeiten nöthig, auch
wird der Preis für die Zehrer durch den Verdienst der Kleinhändler
erhöht, so daß GrafHogcndorp (I.oltros «ur la pi08pv,it>-pu-
kligne, 1830, II, 72) das holländ. Pfund (Kilogr.) zu 16 Cents,
also das Pfund zu 7>/, kr. annimmt. Ebenso in den Niederlanden.

IV. In Großbritanien war von 1805 (Pitt) bis 1823 die
Steuer 15 Schill, vom Bushel (56 Pfd.) also 17,»« fl. vom deut¬
schen Zollccntncr. Schottland hatte indeß nur 8>/z Sch. vom B. Die
Erzeugungskofien waren höchstens 6 Sch., der Neinertr. g. 1 hj, Will.
L.St., der Schleichhandel ungeheuer ausgedehnt, so daß nicht dieHälfte,
vielleicht nur ein Drittel des Verbrauchs die Steuer bezahlte. Dieselbe
verursachte daher unleidliche Beschwerlichkeiten. Kn e Lullovli,
'I'nxntinii, S 258. Man setzte sie im genannten Jahre auf 2 Sch.
herab, 1825 wurde sie gänzlich aufgehoben. Sie hatte eine sehr ver¬
wickelte und ausführliche Gesetzgebung nöthig gewacht, s. Uaes,
ltzalopellls, B. XXXI. Art. 8:>lt. Die Lonne gilt jetzt 14 —16
Schill., also der Centner gegen 27 kr,

§. 187 .
Die Regalität der Salzcrzeugung und des Salzhandels ist

zur guten Versorgung des Volkes mit Salz keinesweges noth-

wendig, vielmehr würde die Aufhebung des Regales, wobei der

Monopolgewinn wcgfiele und die Negierung nur etwa den Ge-

werbsverdienst und Eapitalzins ihrer Salzwerke bezöge, manche

Vortheile gewähren («). Denn

1h ist die in dem Salzpreise enthaltene Entrichtung an die

Staatscasse darum sehr mangelhaft, weil sie die einzelnen Bürger,

ungefähr wie eine Kopfsteuer, nicht nach den Abstufungen ihres
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Vermögens oder Einkommens, sondern nur nach der Zahl ihrer

Familienmitglieder trifft. Für die Wohlhabenden ist eS eine un¬

fühlbare Ausgabe, für dürftige Lohnarbeiter kann ihre Beseitigung

oder Ermäßigung sehr erwünscht sein s-h. Eine Verschieden¬

heit des Preises für mehr und minder begüterte Würger ist nicht

ausführbar und selbst durch eine Steuererleichterung für die un¬

tersten Elasten läßt sich der genannte Uebclstand nicht völlig ent¬

fernen (e).

2) Die Wohlfeilheit des Kochsalzes erweitert den Verbrauch

auf eine nützliche Weise (-/). n) Obgleich der Genuß desselben

in den Speisen eine gewisse Eränze findet, so zeigt doch die Er¬

fahrung, daß er nach einer Herabsetzung des Preises zunimmt,

hauptsächlich weil die dürftigeren Elasten sich dann vollständiger

versorgen, l») Für die Gesundheit der Hausthiere, vorzüglich

der wiederkauenden, ist das Kochsalz unentbehrlich, und die reich¬

lichere Anwendung desselben hat auf die Viehzucht günstigen

Einfluß e). e) Auch als Düngmittel ist das Kochsalz nützlich </).

cl) Manche Verwendungen desselben in Gewerken würden bei

niedrigerem Preise noch einer Erweiterung fähig sein (§). In

Küstenländern ist auch das Einsalzen der Fische von großer Wich¬

tigkeit (/t).

3) Die Käufer würden nicht allein die Abgabe ersparen,

sondern auch geringere ErzeugungS- und Frachtkosten zu tragen

haben, indem bei freiem Mitwerben die sparsamere Betriebsweise

der Privatunternehmer und der Einkauf von den nächstgelegenen

Salinen, sie seien in- oder ausländisch, die Preise erniedrigen

würden. Wäre der SalzpreiS ganz dem freien Mitwerben

überlassen, so würde der Fortbestand mancher Salzwerke, die

mehr ErzeugungS- oder Frachikostcn aufzuwenden haben, ge¬

fährdet. Die ausländische Eoncurrenz könnte noch vermittelst

eines Schutzzolles ertragen werden, gegen die inländische ließe

sich aber nichts thun, die Zehrerhättenjedoch in jedem Falle den

Wortheil der wohlfeilsten Befriedigung eines nothwendigen Be¬

dürfnisses (r).
(a) Antrag von Duttiin ger zur Herabsetzung auf L'/z kr. Verhandl.

der 2. K. in Baden, 1831, Beil. IV, 54. VII, 109. — Berh. d. 1. K.
v. 1833, Beil. I, 336. (von Rau.) — Herdegen, S. 123. Gr.
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Moltkc, S. 138. Die beiden Curien des vereinigten Landtags in
Preußen (1847) sprachen den Wunsch aus, daß das Salzregal
aufgehoben werden möge, wobei sie die Unvermeidlichkeitdes Ersatzes
durch eine Steuer anerkannten; Ständecurie 26. Mai. (Wcrhandl.
X, 1331), Herrencurie. 4. Jun. (VIII, >3(17). — vemosmax in
üournsl <Io8 üco». XVIV, (Derb. 1849.)

(S) Beträgt der Monopolgewinn z. B. 1'/, kr. vom Pf., so ist bei einem
Speiseverbrauch von IS Pf. für den Kopf in einer Familie von 5
oder 6 Köpfen die Jahresausgabe 1 fl. S2'/, Kr.— 2 fl. IS Kr, bei
8 Köpfen schon 3 fl. Die französische bisherige Salzsteuer von
4'/ Kr. ans das Pf. beträgt für S Köpfe und 12 Pf. auf jeden 4 fl.
12 kr. jährlich.

(c) In Baden zählte man 1829 über 23 OOO Familien, welche gar keine,
und 24 000 Weibspersonen, welche nur die halbe Gewerbssteuer be¬
zahlten. Der Vortheil, den ihnen die Erniedrigung des Salzprei¬
ses gewährte, wäre ihnen folglich durch eine Steuerermäßigung nicht
zu verschaffen gewesen. Rau a. n. 0. I, 344.

(et) Belege aus der Erfahrung. 1) Der Salzverbrauch in Frankreich
war vor der Revolution in den verschiedenenLandestheilen
(§. 186 (-)) nach der Höhe des Salzpreises abgestuft, nämlich
9'/ Pf. bei der xrancko, 11'/ Pfund bei der peilte Krnbelle, >4
in den pa/8 6e snlines, 18 Pfund in den befreiten Provinzen, 19'/,
Pfd. in der Normandie, nach einer anderen Berechnung 12—20
Pfd., Lne/olop. a. a. O. S. 337. — 2) Als im C. Bern der Preis
von 12 auf 10 Fr. herabgesetzt wurde (um '/), sank der Erlös nur
um und nach 6 Jahren erreichte er den früheren Betrag von
1824 wieder, Bericht über die Staatsverw. rc. S. 290. — 3) Im
I. 1833 wurde in Baden der Salzprcis im Großen von 3'/, auf
2'/, kr. (um 28/' Proc.), im Kleinhandel von 4 auf 3 kr. (um 2S
Proc.) erniedrigt. Der Verbrauchan Speise - und Viehsalz war
1832 244 S44 Ctr., >833 274 482 Etr., 1834 283 73S Ctr., also 16
Proc. mehr, der Erlös fiel deshalb nur um 17 Proc. Neuerlich
scheint der Verbrauch seine oberste Gränze erreicht zu haben, da er
schon 1836 23'/, Pfd betrug und seitdem sehr wenig mehr gestiegen
ist. 4) In Würtemverg crffolgte gleiche Herabsetzung am 1. Febr.
1834. Der inländische Absatz (Hohenzollern einbegriffen) war
i.D. 1829—32, 282 696 Ctr., i. D. 183S—38 364 201 Ctr., also
28/ Proc. mehr, oder auf den Kopf resp. 17 und 21/ Pf. — S) In
Preußen wurden, aus dem Roherträge zu schließen,1840 u. 41 i. D.
gegen 221MiU. Pf., nach der Herabsetzung des Preises auf
aber i. D. von 1843—46 gegen 241'/, Mill. verbraucht, also nur 9
Proc. mehr! — 6) Im britischen Reiche war die Zunahme beispiellos
stark, freilich auch die frühere Steuer ganz übermäßig. 1810—17 wur¬
den i.D.2 Mill. Bush. imJnnern verbraucht,1827—34 10-307 000
B. j., also das Sfache! s. korter, I'roxrc-ss. ot'tl,e Nation, I. 34S.
— 7) In Frankreich trat mit dem 1. Jan. 1849 die niedrige Steuer
von 10 Fr. auf 100 Kil. ein. Der Ausfall der ersten 7 Monate war
14'/, Mill. Fr. Ohne Zunahme des Verbrauchs hätte er 26'/ Mill.
betragen müssen, denn von 230,000 Kil. machen 134000 Kil.
und es müssen gegen 2S7 000 Kil. versteuert worden sein. Jndeß ist
die Zeit noch zu kurz. Eine fortdauerndeVermehrung des Speise-
Verbrauchs aus den Kopf dürfte man nicht erwarten und die Zu¬
nahme der Wohlhabenheit zieht keine Steigerung des SalzgenufseS

Rau, pol. Oekon. Ste Ausg. UI. I g
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nach sich, wenn einmal das Bcdürfniß seine Befriedigung findet,
Hoffmann, Lehre von den Steuern, S. 258.

(s) Die Zuträglichkeit der Salzfütterung ist längst bekannt. ?ec»<Ie8
srmeulaguo et jumoiuu 8nls niaximo snlllvitaiitur u<I pastiim,
inulto InrZiors laoto inultogue oi^cjgoe. ?!!». II. nat. XXXI, 4t.
tlolumollu vo re rust. VI, 4. 23. Die Annahme» des Bedarfs
für die Hausthicre sind sehr verschieden und das richtige Maaß un¬
ter gewissen Umständen muß erst noch ermittelt werden. Boussin-
gault (Din gler, P. I. lllll, 308) bemerkte hiebei, daß das Heu
schon etwas Kochsalz enthalte, —>/z Proc. Auch die Runkelrüben,
zu 15 Proc. fester Masse berechnet, haben gegen 0,"'° Proc. oder
Proc. der trockenen Substanz Kochsalz. Die englische Regel, 7'/^
deutsche Loth täglich für eine Kuh (83 Pf. jährlich), 10,»» Loth auf
1 Mastochsen, 10 Pf. je auf ein Schaaf, ist wohl übermäßig. In
Belgien werden für 1 Stück Rindvieh 4li, für ein Schaaf II»/, Pf.
gerechnet, für ein Pferd 23'/, Pf. Weckh crlin (Thierprod.il,
157) hält 12 Pf., Zeller (Verhält». K. IV, 17) 12—18 Pf. für-
ausreichend zur Ernährung einer Kuh, viele Landwirthe geben aber
1/ 2— »/, Pf. wöchentlich. Die ältere gewöhnliche Annahme war auf

ein Schaaf 12, auf ein Stück Rindvieh 18 Pf. jährlich, auf eine
Ochsenmästung 25 Pf. Der Unterschied in dem Verbrauche, wie er
z. B. zwischen Frankreich und Baden stattsindet, zeigt, daß dort dem
Wiehe sehr wenig Salz gereicht wird. Uebrigens ist bei der Vieh-
mästung anzunehmen, daß die Ausgabe für Salz wie alle anderen
Kosten in dem Fleischpreise ihren Ersatz finden.

(/) Frühcrhin wurde der Nutzen der Salzdüngung überschätzt, s. z. B.
S. Sinclair, Grundgesetze des Ackerb. S. 62 des Anh. -— Wör¬
tern!.'. Correspondenzblatt 1824, 1, 195 (Johnston).— Cliuptgl,
Ind. träne. II, 170. — lllillerot, Vs lu röclnetron <Io8 Uroits
8ur le sei et <les inv^ens üo ie reinplaeer. ?. 1829. —
gulleti» iles soiene. rrxrie. XI, 235. — Man darf den Werth
dieses Düngemittels nicht zu hoch anschlagen, weil es von den
verschiedenen, zur Ernährung der Gewächse erforderlichen Stof¬
fen nur zwei darbictet und deshalb nur in sehr beschränk¬
ter Menge Nutzen leisten kann, auch ist selbst in Großbrita-
nien nicht viel von ihm Gebrauch gemacht worden. Vgl. Darstellung
der Landw. Großbritaniens, d. von Schweitzer, 1839,1, 473. —
vunrler, Uxperiouros sur Io 8ol orllinuire emplo/ö pour
I'umenüoment <Ie8 torro8 IV 1846.

(c/) Käsebercitung, Seifcnsieden, Gerberei, Tabaksfabrication, Bereitung
der Salzsäure, Ausscheidung des Natrums (Soda), Glasbercitung,
Verfertigung der-Fayenceglasur, Bereitung von Chlor und dessen
Verbindungen, besonders des zum Bleichen höchst wichtigen Chlor¬
kalkes rc.

(/i) In Großbritanien kam die Seefischerei erst nach der Aufhebung der
Salzsteucr recht empor, Llae llu11 0 ob, I'nxutio», 260.

(r) Küsten - oder Landaränzgcgenden würden sich vom Auslands versor¬
gen. Der freie Verkehr mit Salz in einem Zollvereinsgebiete würde
einzelnen Salzwerken den Untergang bringen.

Z. 188.

Zur Verthcidigung des Salsregals (a) beruft man sich auf

die Leichtigkeit, mit welcher der Monopolgewinn in ganz kleinen
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-Betragen bei Gelegenheit des Salzkaufes entrichtet wird (-),
ferner darauf, daß der lange fortbcstehende höhere Preis deS

Salzes auf die Preise der Arbeit und anderer Dinge eingewirkt
hat und hierdurch weniger lästig geworden ist, indem die Lohn-
Herrn und die Käufer mancher Gegenstände dem Lohnarbeiter

und Gcwcrbsmann zum Theile die größere Ausgabe für das
Salz vergüten mäßen. Die Aufhebung des ganzen Regales
wird ferner durch den bedeutenden Ertrag desselben erschwert,
der sich auf die Allgemeinheit und Nothwendigkeit deS Salz-
bcdürfnifses gründet s§. 184) und dessen Verlust, wenn er nicht
etwa von gleichzeitigen Ersparungen im Staatsaufwande oder
von dem Steigen anderer Staatseinnahmen ausgewogen wird,
das Aufsuchen eines besondcrn Deckungsmittels erfordert.
Hiezu bleibt gewöhnlich nichts anderes übrig, als die Erhö¬
hung der schon vorhandenen Steuern, oder die Einführung
einer neuen. Jene ist nur da rathsam, wo das Stcuerwcsen
schon gut eingerichtet ist, eine neue Steuer aber verursacht Mühe
und Kosten bei der ersten Einführung sowie bei der jährlichen
Erhebung, und wenn sie etwa dem Salzregale ähnlich nach der
Kopfzahl der Familien aufgelegt würde (b), so wäre zu wenig
gewonnen, weil dann die erwähnte Unvollkommenheit (§. 187
Nr. 1) nicht aufhörtc. Diese Betrachtungen können zwar weder
eine Erhöhung des Salzpreises rechtfertigen, bei der die nachthei¬
ligen Folgen durch die Neuheit doppelt empfindlich werden wür¬
den, noch auch daS Wedürfniß einer Erleichterung zweifelhaft
machen, wohl aber für diese einen allmäligcn Gang vor dem
plötzlichen Aufgeben des Regals empfehlen.

(a) Van I!oAe»>! oi'p, Ibetlres snr In pro8p.pnliI.il, I3I.II, US—77.
— cl'A n cl l i'f!'e t, Hiinm:. I, 52. — Niebuhr in Rau und
Haussen, Archiv, N. F. II, 203.

(i) Vgl. v. Langsdorf, Gedanken über die nothw. Herabsetzung der
Taxpreise in Deutschland, Heidelb. 1822. Dess. Anleitung zur Salz¬
werkskunde, 1824, S. 6116.— Bcn zenberg a. a. O. S. 250.—
Dagegen v. Malchus, I, 341. — In der Provinz Overhefsen
wurde 1821 der Salzpreis von 5 kr. auf ungefähr den halben Be¬
trag erniedrigt und dafür eine Salzsteuer von 64 200 fl. oder gegen
15 kr. auf den Kopf eingeführt, Crome, Statist, des Großh. Hes¬
sen,!, 10!>. — Auch wenn man bei einem solchen Salzgelde meh¬
rere Clafsen der Wohlhabenheit anordnete, und die Umlegung und

16*
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Einziehung de» Gemeinden überließe, so würde doch die Ausführung
so viele Mühe machen, daß der Nutzen als sehr zweifelhaft anzu¬
sehen wäre.

Z. 188 u.

Ergebnisse aus den vorstehenden Sätzen:
1) Die Schwierigkeit, den ganzen Ertrag des Salzregales

zu entbehren oder zu ersetzen, läßt in den meisten Fällen keine
andere Wahl, als den Salzpreis für den Augenblick ansehnlich
zu erniedrigen. Dies kann später wiederholt werden und bringt
jedesmal auf einige Zeit das wohlthätige Gefühl einer Erleich¬
terung hervor, auch wird durch die Zunahme des Salzverbrauchs
wieder das von der Staatskasse zu bringende Dpfer verrin¬

gert («).
2) Wird in den Kosten der Erzeugung und Versendung des

Salzes eine Ersparnis; bewirkt, so ist cs zweckmäßig, dieselbe
den Staatsbürgern durch Erniedrigung des Preises zu Gute
kommen zu lassen (ö).

3) Man sollte auch auf die in den Nachbarstaaten bestehen¬
den Preise des Salzes Rücksicht nehmen, denn wenn diese be¬
deutend niedriger sind, als der inländische Salzprcis, so ist nicht
allein ein mächtiger Anreiz zum heimlichen Einbringen vorhan¬
den, sondern die Vergleichung verursacht auch, daß der höhere
Preis schwerer empfunden wird. Kleinere Staaten, die aneinan¬
der gränzen, thun wohl, einen gleichförmigen Salzpreis zu ver¬
abreden, wodurch die Verbote und Verhütungsmittel der Ein¬
fuhr unnöthig werden (c.)

4) Wo der Staat in eigenen Salzwcrken den größten Theil
des inländischen Bedarfes erzeugen kann, da ist die Eigenvcr-
waltung dieser Werke das leichteste Mittel, die Einnahme aus
dem Salze zu erheben. Eine Verpachtung ist zwar nicht un¬
ausführbar, erfordert aber ein großes Capital im Besitz der
Pachter, auch sind die denselben zur Verhütung von Unterschleifen
aufzulegenden Bedingungen lästig, wie bei Privatsalzwerken,
(Z. 184, 2). Man könnte entweder den Pachtern die Abliefe¬
rung des für das Inland bestimmten Vorrathes an die Nieder¬
lagen des Staats um einen festen Preis vorschreiben, oder ihnen
unter den nöthigen Ueberwachungsmitteln den Verkauf gegen
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Entrichtung einer Salzsteuer freilassen, wobei sie aber an den
allgemein festgesetzten Verkaufspreis gebunden blieben. Mit der
Zeit wird die Staatsgewalt auch in diesem Zweige der Güter¬
erzeugung dem Gewcrbfleiße der Würger einen weiteren Spiel¬
raum gestatten können (</).
(a) Mac Culloch O'axat. S. 261) deutet an, daß die Beibehaltung

einer niedrigen Salzsteuer, etwa 5 Sch. vom B., in Großbritanien
der Staatskasse wenig Verlust zugezogen haben würde.

(S) H offm ann a. a. O. S. 249 bemerkt, daß das Gefühl einer Uebcr-
bürdung sich steigert, wenn man die Kosten abnehmen und den Rein¬
ertrag der Staatscasse anwachsen sieht,

sc) Die Zollvereinsstaatcn haben ihr Augenmerk auf dieses Ziel gerich¬
tet, einstweilen aber sich gegenseitig Beistand gegen den Schleich¬
handel zugcsichert und verabredet, daß ein Preis von 3'/? kr. für
das Pfund einen Anspruch auf nachdrücklichen Schutz von Seiten
derjenigen Negierungen giebt, die einen niedrigeren Preis in ihrem
Lande eingcfüyrt haben.— Vgl. Herdegen, S. 124.

(-r) Vgl. v. Jakob, I, Z. 299—302. —v. Malchus, I, 100. —Die
beiden Verpachtungen in Frankreich sind nicht gut ausgefallen.
Schon die crstere von 1806 mußte 1825 aufgelöst werden, ob sie
gleich wie die zweite auf 99 Jahre geschlossen worden war, denn der
auswärtige Absatz hatte sich so sehr verringert, daß die Aktiengesell¬
schaft nicht mehr bestehen konnte, vgl. Z. 186 (-). Die würtemb.
Saline Clemcnshall war bis 1848 verpachtet.

s- 189.

Außer der niedrigen Festsetzung des Monopolgewinnes gel¬
ten für die Benutzung des Salzrcgales hauptsächlich folgende

Regeln:
1) Es ist zweckmäßig, diejenigen Salzvorräthe, die in einem

hervorbringenden Gewerbe verbraucht werden (§. 187. 2), um
einen geringeren Preis abzugeben, jedoch unter den nöthigen
Vorsichtsmaßregeln, damit der Mißbrauch dieser Begünstigung,
d. h. die Verwendung zu Speisen, verhütet werde. Dahin gehört
») Verkauf eines wohlfeileren Viehsalzes. Man bedient sich
hiezu der minder reinen Sorten des Sud- oder Steinsalzes,
oder gibt dem Salze einen solchen Zusatz (Denaturirung), daß
es, unbeschadet seiner Zuträglichkeit für die Thiere, zu mensch¬
lichem Genuß unbrauchbar wird («). b) Verkauf eines noch
wohlfeileren Düngesalzes, wozu verschiedene Abgänge verwen¬
det werden können (S). e) Abgabe von Salz zu niedrigen
Preisen an solche Fabrikanten, welche die nöthige Sicherheit

gegen Mißbrauch geben (c).
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2) Bei der Eigenvenvaltung der Salzwerke muß man die
Kasten des Betriebes zu verringern suchen. Hiezu dienen
r>) Vervollkommnung der Erzeugung durch Gewinnung einer
gesättigten Soole oder eines brauchbaren Steinsalzes, durch
bessere Heitzungsart und dergl. ; Ii) Ersparung an den Ver-
packungs- und Fuhrkostcn (e). Ob es vorthcilhafter sei, das
Salz an den Salzwcrken mit einer Frachtvcrgütung für den
Käufer abzugeben, oder Niederlagen auf Staatsrechnung zu
unterhalten, ist noch zweifelhaft. Dieses verursacht einen Auf¬
wand für das Personal bei den Niederlagen und die Gebäude (/),
die Frachtvcrgütung dagegen gibt einen Reiz zum Betrüge und
erfordert genaue Uebcrwachung (</).

3) Ist keine Hoffnung, auf inländischen Salzwcrken so
wohlfeil zu erzeugen, als auf fremden, und ist der Ankauf von
diesen sicher, so verdient er der eigenen Erzeugung vorgezogcn
zu werden.

(a) Man hat hiezu Ziegelmchl und Kohlenstaub oder auch Kleie beige-
rncngt. Diese Stoffe lassen sich durch Auflösen des Salzes in Wasser
ausschciden, was jedoch schon mühsam ist. Eine stark färbende un¬
schädliche Beimischung, die weder durch Auflösung noch durch Glühen
zu entfernen wäre, ist noch nicht gefunden worden, wcßhalb man
auch in Frankreich (B. 26. Febr. >846) bei der Herabsetzung der
Steuern von Viehsalz von 10 aufS Franken (für lOOKil.) die Kleie
zu Hülfe nahm, aber in einer viel zu großen Menge, nämlich dem
8'/zfachen Gewichte des Salzes! —Zum Viehsalze verwendet man
zunächst das verunreinigte, z. B. auf dem Lager in der Trockenstube
mit Eisenrost beschmutzte Salz. In Baden werden ungefähr 3,?
Proc. des ganzen Erzeugnisses an Viehsalz erzeugt.

(-) Pfannenstein, Mutterlauge, Asche aus den Heerde», ferner die ein-
geäscherten incrustirten Dornen der Gradirwände. Der Pfannen¬
stein und die Dornen enthalten größtentheils Gyps.

(<.) In Baden gegen SSOOCentner zu l fl. Ueber Frankreich, s. §. 186 (S)
(ck) Anlegung von Bohrlöchern (§. 184), Verbesserungen in den

Hcerden und Pfannen vermögen viel, so auch die Anwendung
eines wohlfeilen Brennstoffes, z. B. des Torfes. In den bad.
Salinen rechnet man zum Versieben von 30 Ctr. Salz 1
Klafter Holz (zu 144 Cub. Fuß) oder 16 Ctr. Steinkohlen oder
3—6000 Stücke Torf. — Benutzung des Dampfes aus der Pfanne
zum Vorwärmen und Trocknen :c. v. Alberti in der deutschen
Vierteljahrsschrift, VII, I. (1846). — Fortleitung der Soole an eine
Stelle, wo das Holz wohlfeiler und die Abfuhr des Salzes leichter
ist. Die Leitung von Ncichenhall in Oberbaiern nach Traunstein
wurde schon 16>6 unter Kurfürst Mar I. durch Neifenstuhl aus¬
geführt, v. Reichcnbach setzte sie 1808 bis Rosenhcim fort und
brachte 1817 die höchst kunstreiche Leitung von Berchtesgaden bis
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Reichcnhall, 109 OOO Fuß lang/ zu Stande (Hebung an der Wasser-
säulcnmaschicnc zu Jlsang 1218 Fuß hoch.) Die ganze Soolenlei-
tung hat gegen 13 Mellen Länge. — Die Leitung von Hallstadt nach
Ischl und von da nach Ebenste im österreichische» Salzkammergut,
17S7 gebaut, ist i 50 000 Fuß lang.

(o) Verpackung in Säcken oder, bei wohlfeilem Holze, in hölzernen Ge¬
säßen. Kaiserliche Fabrik zur Verfertigung derselben im Großen zu
Hallcin, mit Sägcmühlcn. Aehnlich zu Reichenhall. — Versendung
auf Flüßcn (in Schiffen oder auf Flößen), Canälen, Eisenbahnen,
z. B. der böhmischen, die vorzüglich hierauf berechnet war. — Ver¬
träge mit ganzen Gemeinden zur Ucbernahme der Salzfuhren. —
Verträge mit anderen Regierungen zum Austausche an verschiede¬
nen Gränzen. So giebt z. B. Baiern in Oberschwabcn eine gewisse
Menge von Salz an Würtemberg ab, welches dafür gleiche Menge
von Friedrichshall in die bairische Pfalz liefert.

(/) Z. B. in Baiern, i. D. von 1820 u. >83», bei einem inländischen
Verkauf von 673829 Ctr. Speise- und i 1 382 Ctr. Viehsalz; 108190
fl., wozu noch die Micthc von Magazinen kommt. — Dagegen kann
öfters die Versendung auf Staatsrechnung wegen der großen Mas¬
sen etwas wohlfeiler bewirkt werden, als von einzelnen Händlern.

(</) Es muß nämlich der Beweis geführt werden, daß der Vorrath, für
welchen eine bestimmte Vergütung in Anspruch genommen wird,
auch wirklich vollständig in den benannten Ort gebracht worden, und
nicht etwa zum Thcil in einem näheren Orte zurückgeblieben ist.
Die Ausbczahlung geschieht in Baden von den Untcrerhcbcrn, die sich
vorher überzeugen müssen, daß die auf dem Salzwerke angebrachte
Verschnürung und Verbleiung des Salzsackes unverletzt ist, und die
abgenommcncn Bleie werden durch die Obcreinnehmereien an die
Salzwerksvcrwaltungcn zurückgeliefert, s. Samml. aller Ges. und

' Verordn, über die indirecr. Steuern in Baden, 1839. VI. Abschnitt.
Die inländischen Frachtvergütungen betrugen 1811—46 i. D. 67 800
fl. Der den Kleinhändlern bewilligte Verdienst von ^ kr. würde,
wenn man annchmen wollte, daß z/Z des Verbrauches vom Krämer
erkauft werden, von 213 000 Ctrn. schon 177 SOI) fl. ausmachen, also
beide Summen 2 IS 300 fl. An dieser Ausgabe könnte durch das Mit-
wcrben etwas erspart werden, wobei freilich im Kleinverkaufspreise
mehrerer Orte kleine Verschiedenheiten cintreten würden. Man be¬
rechnete 1844—46 die Kosten für 1000 Centner so: Soolforderung
20 fl., Sieden und Trocknen 372,"° fl., Verpacken und Aufbewahren
176/" fl., inländische Frachtkosten 216 fl., zus. 784 fl. — 0,'° fl.
I>. Centner. — In Baiern kostete 1829 u. 30. i. D. die Versendung
und der Verkauf der im In- und Auslande abgesetzten 809 464 Ctr.
672S72 fl. oder»," fl. vom Centner, was jedoch schon wegen der un¬
gleichen Entfernungen und Fuhrlöhne keine genaue Vergleichung zu¬
läßt, auch kommt noch der Zuschlag des Kleinvcrkäufers zu dem
Preise hinzu.

Z. 190.
Das zwar nicht allgemein in Deutschland, aber doch in mehre¬

ren Ländern eingcführte Salpcterregal (») wurde ebenfalls
aus dem Wcrgwerksregale abgeleitet, fand aber in der Unent¬
behrlichkeit des Salpeters zur Bereitung des Schießpulvers und
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somit IN seiner -Wichtigkeit sür die Staatsvertheidigung seine

besondere Veranlassung (S). Der Salpeter (salpetersaures

Kali) findet sich nicht bloß in manchen Ländern schon gebildet

in großen Massen der Erde beigemengt, sondern erzeugt sich

auch neu an solchen Orten, wo organische Stoffe in Verwesung

übergehen. Man kann sich hierzu der Erde bedienen, welche

unter den Viehstallen, Kellern und Scheunen und in der Nähe

der Wohngebäude auf dem Lande liegt (c) ; doch ist die Anle¬

gung von Erdhaufen, deren Wcstandtheile man in einer passen¬

den Zusammensetzung verbindet (Salpeterplantagen), ergiebi¬

ger. Die gewöhnlichen Einrichtungen beim Salpeterregale

waren diese (</):

1) Niemand durfte ohne obrigkeitliche Erlaubnis; und Ent¬

richtung einer jährlichen Abgabe sich mit der Salpeterbercitung

beschäftigen.

2) Die privilcgirtcn Salpetersiedcr(Saliterer) durften, ohne

der Erlaubnis; der Eigenthümer zu bedürfen, in den ländlichen

Gebäuden und Höfen nach Salpetererde graben und die gefun¬

dene mit sich nehmen.

3) Sie mußten ihr ganzes Erzeugnis; dem Staate zum Ver¬

kauf um einen gewissen Preis anbietcn.

f») Zuerst 1419, Erzbischof Günther von Magdeburg, 1560 Erzbischof
Johann von Trier re. Pütt er, Erörterungen des deutschen Staats¬
und Fürstenrechts, III, 27—50. -— Beckmann, Geschichte der Er¬
findungen, V, 587. — Bcrgius, Magazin, VIII, I. — Mieter¬
in aie r, Grunds K. 214.

(d) Frankreich verbrauchte 1800—1814 >'m Jahresdurchschnitt! >114000
Kilogr. (2-228000 Pfund) Schießpulver. Hiezu sind gegen If/,
Mill. PfundraffinirtcrSalpeter erforderlich (75 Proc.).THenard,
Dcput. Kammer, 30. Juni >829.

(c) Diese Erde enthält übrigens mehr salpetersaurcn Kalk als wahren
Salpeter und cs muß nach dem Auslaugen noch Kalilauge oder
Asche beigesetzt werden. — In niedrig liegenden Ebenen mehrerer
Länder, vorzüglich in Ostindien, wird eine reichere Salpctererde ge¬
funden, wcßhalb der ostindische Salpeter ungeachtet des weiten
Transportes nicht so hoch zu stehen kommt als der europäische.

(ei) Die Verordnungen über das preußische Salpeterwesen in Ber-
gius, Samml. t. Landesges, XI, I. -— In Oesterreich besteht noch
das Regal nach dem Patente vom 21. Dec. 1807, s. Krapf, Handb.
d. Zoll- u. Staatsmonop.-O, II, 341.

§. 191 .

Diese Bestimmungen waren dem Zwecke, die Bereitung des

Salpeters im Lande zu befördern, keineswegs entsprechend, denn
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zu 1) wurde durch die Abgabe und die ausschließliche Berechti¬

gung für einen gewissen Bezirk die Ergreifung dieses Gewerbes

erschwert, wahrend man eher noch Ermunterungsmittel desselben

hatte aufstellen müssen, wie Prämien und Belehrungsanstal¬

ten (a) ; — zu 2) wurde den Landbewohnern eine große Last

aufgcbürdet, indem sie das Durchwühlen des Bodens in ihren

Besitzungen sich gefallen lassen mußten (ö) ; es ist daher rath-

sam, zu verordnen, daß die Salpetergräber sich von den Haus-

eigenthümern die Erlaubnis; zum Suchen nach salpeterhaltiger

Erde auswirken müssen; — zu 3) Wenn das dringende Bedürf-

niß des Staates ein solches Vorkaufsrecht rathsam macht, so

muß wenigstens der volle Marktpreis vergütet werden. Nach

diesen Anordnungen hört das Salpeterwesen auf, Duelle einer

Staatseinnahme zu sein.
(a) In Frankreich wurden während des Revolutionskrieges viele junge

Leute nach Paris gerufen und von dortigen Chemikern im Salpeter-
sicden und in der Pulverfabrikationunterwiesen.

(-) Es war sogar verboten, die Wellerwände eingchen zu lassen, um sie
mit Mauern oder Verzäunungenzu ersetzen. Gemeinden entrichte¬
ten häufig das Pachtgeld für die Erlaubniß des Salpetergrabens,
blos um sich von jenen Belästigungen zu befreie». — Nach der baier.
Verordnung vom 28. Januar 181S können sich die Gemeinden da¬
durch vor den Beeinträchtigungender Salpetergräber schützen, daß
sie denselben künstlich bereitete Salpctererde überliefern. — Ver¬
pflichtung der Salpetergräber, den Grundeigenthümernallen Scha¬
den zu ersetzen, nach §. 11 des a. österreich. Patents von 1807.

4. H a u p t st ü ck.

Regal der Jagd und Fischerei.

§. 192.

Das Jagd re gal, d. h. die Befugniß der Staatsgewalt,

die Jagd in den Privatwaldnngen auszuüben, darf nicht mit

der I a g d h o h h e i t und dem WiIdbanne, d. h. dem Rechte

einer Leitung des Jagdwesens aus dem Standpunkte der Volks-

wirthschaftspflege (II, §. 175.), verwechselt werden. Die letz¬

tere Thatigkeit bezweckt die Erhaltung des WildstandeS im Gan-



zen, wem auch immer die Jagdgerechtigkeit zustehe, und ist der
Aufsicht des Staates aufdiegesammteForstwirthschaftfll.Z.1S3.)
ähnlich, aus der man irrig die Existenz eines Forstregals abge¬
leitet hat (»). Das in vielen Landern bestehende Jagdregal
dagegen trägt vollkommen die Merkmale eines Hohheitsrechtes
an sich (S), nur mit der Eigenthümlichkeit, daß viele Grund¬

eigner, insbesondere Besitzer von Rittergüttern, von Alters her
sich im Besitze des Jagdrechtes behauptet haben, wenigstens in
Ansehung der niederen Jagd, während die hohe Jagd in der
Regel der Regierung zugefallen ist («).

(a) Die Annahme eines Forstregales beruht auf einem Mißverständ¬
nisse, denn die Rechte, welche der Staatsgewalt über die Privat¬
waldungen zustchcn, betreffen nur die Leitung der Privatforstwirth-
schaft, hauptsächlich in den Gemeinde- und Stiftungswaldungen,
nach Zwecken der Volkswirthschaftspflcge, aber nicht die Benutzung
derselben zum Vortheil der Staatskasse. Was die Eigcnthümer
der Waldungen für die Ausübung dieses Aufsichtsrechtes etwa ent¬
richten müssen (Anwcisegeld, Besörderungsabgaben rc.), das fällt
in den Begriff einer Gebühr, die von wesentlichen Regierungshand¬
lungen erhoben wird. — Einzelne Forstnebcnnutzungen, z. B. das
Mastrecht, sind allerdings hie und da, wie die Jagd, landesherrliches
Reservat; s. z. B. Stisser, Forst- und Jagdhistorie der Tcutschen,
Ausg. von Franken, 1751, S. 185.

(L) Es unterscheidet sich also wesentlich von den gutshcrrlichen Rechten,
welche ganz privatrechtlicher Art sind, Z. 134.

(c) Es lassen sich hiebei 3 Perioden unterscheiden: 1) Auch als die Jagd
schon nicht mehr Hauvtnahrungsquelle war, blieb sie doch so beliebt,
daß die freie Pürsch lange fortdaucrte. 2) Allmälig brachte man es
dahin, das Jagdrechc dem Grundcigenthümer ausschließlich zu
sichern. Zuerst schlossen die karolingischen Könige ihre Wälder, dann
ahmten es Privatpersonen nach und der Wildbann kam auf. 3) Erst
gegen Ende des Mittelalters gelang cs den Regierungen, auch in
vielen Privatwaldungen das Jagdrecht an sich zu ziehen. Hüll¬
mann, Fin. Gesch. S. 43. Mittermaier, §. 213—15. — In
Norwegen ist das Jagdrecht den Grundeigcnthümern geblieben.
Niemann, Dänische Forststatistik, S. 160.

Z. 193.

Die neue Einführung des Jagdregales würde als ein Ein¬
griff in die Rechte der Grundeigenthümer nicht gebilliget wer¬
den können. Wo jedoch dieses Hohheitsrecht schon lange be¬
steht, da haben die jetzigen Besitzer der Waldungen dieselben
ohne Rücksicht auf das Jagdrecht erworben, und die Fortdauer

der Regalität hat in rechtlicher Hinsicht nichts gegen sich. Bon
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volkswirthschaftlichcr Seite sprechen folgende Gründe für die

Erhaltung des Zagdregals: 1) da die Jagd eine Nebcnnutzung
der Waldungen ist und der Wildstand nur bis zu einer gewissen
Grunze ohne Nachtheil für HolzwuchS und Feldbau vermehrt
werden kann, so vermöchte auch der Erwerbseifer der Einzelnen
keinen höheren Rohertrag zu erzielen; 2) bei der Freigebung
der Jagd an die Grundeigenthümer würde da, wo die Lände¬
reien sehr zerstückelt sind, das Wild wegen der unvermeidlichen

übermäßigen und regelwidrigen Benutzung der Jagden nicht
gehörig geschont werden und somit eine immer schätzbare Güter¬
quelle ganz versiegen, vgl. II, Z. 174 («), ferner würde der
Reiz des JagdvergnügenS viele Menschen von der Arbeit ab-

ziehen (S). Deßhalb hat man auch da, wo das Jagdregal
sammt allen Jagdrcchten auf fremdem Boden gesetzlich aufge¬
hoben worden war, die Ausübung der Jagd zu beschränken ge¬
sucht (c). Dasselbe ist in der neuesten Zeit (1848) in vielen
deutschen Staaten geschehen, wo die Jagdrechte wegen der
mit ihnen verbundenen Unbequemlichkeiten und selbst Verluste
für den Grundeigenthümer aufgehoben worden sind. Nur ein¬
zelne große Grundeigenthümer dürfen ihre Jagd selbst benutzen,
die Gemeinden müssen sie verpachten oder Beauftragte an¬
stellen (</).

(a) Bei vielen kleinen Grundstücken stellt sich, wenn die Jagd dem Eigen-
thümer überlassen wird, von sclbstKoppeljagd oder sogar freie Pürsch
her, weil es Niemand der Mühe werth findet, auch dem Nichtbegü-
terten das Jagen zu untersagen. Hier fällr auch alles eigene Inter¬
esse an der Schonung des Wildes hinweg, wie man schon bei geord¬
neten grösseren Jagdrevieren an den Gränzen gegen einen unzuver¬
lässigen Nachbar mehr als in der Mitte zu erlegen pflegt. Schon
die stete Beunruhigung des Wildes durch tägliches Jagen ist
schädlich.

(ä) Im clmsso, 8NU8 «lre plus piolluctive gus ll'nutrss trnvnnx, a
innlboureuseniont plus 4'nltrnils; 1e son s'x comdine nvoo In
peine, I'oisivele nvoo I'exercice et In Aloirs avoe le (Innrer.
Len rllnm.

(o) In Frankreich wurde am I I. August 1789 das Jagdregal aufgeho¬
ben. Im Königreich Westfalen ahmte man dich »ach, forderte aber
vom Grundeigenthümer. damit er jagen dürfe, einen Waffcnpaß; l>.
Februar 1808. — In den preußischen Landen auf dem linken Rhein¬
ufer haben die Grundeigner zwar, zufolge jenes französischen Ge¬
setzes, die Nutzung der Jagd behalten, aber nicht die Ausübung der¬
selben, sie wird nämlich zu Gunsten jener verpachtet. B. v. 17. April
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1830. Diese Einrichtung ist in Bezug auf den Betrieb der Jagd von
der Regalität nicht verschieden. — Vgl. zlomarial korsstier, Ann.
X, 121.

(«y Bad. Ges. 10. Apr. u. 26. Jul. !818. — D. Grundrechte, §. 169:
Jagdgercchtigkeit auf fremdem Boden ist aufgehoben, außer wo sie
erweislich durch einen lästigen Vertrag erworben worden ist. Die
Landesgcsetzgebung kann die Ausübung der Jagd ordnen. Ebenso
preuß. Entwurf §. 167.

§. 19l.

Wo das Iagdregal noch besteht, da kann es benutzt werden
(er) 1) durch Selbstverwaltung, indem das von dem unteren
Forstpersonale erlegte Wild auf herrschaftliche Rechnung ver¬
kauft und dem Jäger eine kleine Vergütung für jedes Stück
bezahlt wird, 2) durch Verpachtung, die in der Regel vortheil-
hafter ist und in den Privatwaldungen auch den Nutzen ge¬
währt, daß die Forstbedienten nicht so häufig von dem Besuche
der Staatsforstcn abgezogen werden (§. 152.), 3) durch Ue-
berlaffung an größere Gutsbesitzer in ihrem Gebiete gegen einen
festen ZinS, doch mit dem Vorbehalte des Widerrufes im Falle
einer Zerstückung ihrer Besitzungen. Dieß trägt weniger ein,
als die Verpachtung, ist aber sehr einfach und befreit die Grund-

eigenthümcr von allen Belästigungen.
Je mehr man zur Verhütung des Wildschadens thut, desto

mehr muß der Wildstand und folglich der Ertrag des Jagd¬
regales abnehmen. Zur Sicherung desselben gehören vorzüglich
Maaßregeln gegen den Wilddiebstahl, die außer der Hut in den
Waldungen auch in der Aufsicht auf den Handel der Privat¬
personen mit Wildpret bestehen. Dagegen müssen die mancher¬
lei Lasten, die ehemals den in der Nähe von Jagdbezirken des
Staates wohnenden Landleuten aufgelegt wurden, als z. B.
Jagdfrohnen, Beköstigung der Jäger und Hunde u. dgl. voll¬
ständig aufgehoben werden.

(a) Rohertrag in Baiern, i. D. 1835—37: 05 721 fl., wovon aber
33603 fl. Kosten abgehcn. Baden, Reinertrag 1829 u. 1830 i.
D. 3880 fl., 1831 und 1832 i. D. 23 360 fl., — 1837 und 38 i. D.
32 331 fl., — Die Zunahme rührt von der allgemeinen Einführung
der Verpachtung her. A. für 1818 war 32 890 fl.

8 . 195 .
Die ausschließliche Befugniß der Regierung, nutzbare Gegen-
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stände aus den Gewässern zu gewinnen, ein Bestandthcil des
sogenannten Wasserregales (»), ist ein eigenes Hohheits-
recht, denn die schiff- und floßbaren Flüsse und die Meeresküsten,
als Staatseigenthum, sind dem allgemeinen Gebrauche der

Bürger gewidmet, so daß ein besonderer Borbehalt nöthig
ist, um diese von der Betreibung des genannten Gewerbs-
zweiges auszuschließen; in Privatgewäffern steht den Grund-
eigcnthümern die Benutzung zu, wo sic nicht ebenfalls dem Re¬

gale unterworfen ist. Unter den hichcr gehörenden Nutzungen
ist am erheblichsten die Fischerei in größeren Gewässern, in
denen zwar jene Sorgfalt sich nicht belohnen würde, die man in
kleineren geschlossenen Wasserbehältern (Teichen) anwendet,
die jedoch auch nicht ohne schonende Maaßregeln betrieben wer¬

den darf. Ihre Regalität läßt sich ungefähr wie die der Jagd
beurtheilen. Die Fischerei in Binnengewässern, wo sie nicht her¬
kömmlich oder vermöge förmlicher Uebertragung einer nahen
Gemeinde, einem Gutsherrn rc. zusteht, pflegt von der Negie¬
rung verpachtet zu werden, unter Bedingungen, welche der
Vertilgung der Fische vorzubcugen dienen können, II, Z. 176
(L). Die Fischerei auf dem Meere könnte nur in der Nähe der
Küsten als Regal in Anspruch genommen werden, es ist aber
am zweckmäßigsten, sie gänzlich frcizugcbcn, weil sie nicht er¬
giebig genug ist, um eine Abgabe ertragen zu können und zu¬
gleich eine Begünstigung vollkommen verdient. — Die Gold¬
wäscherei an den Flüssen gicbt in Deutschland kaum einen
reinen Ertrag und verdient daher durch Freigebung befördert
zu werden (a). Die Perlenbäche einiger Länder sind zwar
Regal, aber ohne Gewinn für die Sraatscasse (</).

O) Klübcr, Ocff. R. §. 456 ff. Bgl. Mittcrmaicr, I, §. 222 a.

(b) Bcrgius, P. u. K. Magaz. III, I!0.— In Rußland war früher
die astrachanische Fischerei (auf dem easpischen Meere, mit Ausnahme
der uralischen) ein Regal, welches 1763 gegen eine Abgabe von je¬
dem Pud Hausenblase und Caviar der Kaufmannschaft zu Astrachan
überlassen wurde; 1802 wurde die Fischerei der allgemeinen Be¬
nutzung frcigegeben. Storch, Rußland unter Alexander I. X,
24—80.

(c) Wo der Goldsand nicht aus dem Berte eines Flusses, sondern von
Privatgrundstücken gewonnen wird, da hat dieß Geschäft gar keine
Beziehung zu den Gewässern und müßte, wenn der Staat es sich



Vorbehalten wollte, unter das Bergregal gebracht werden. -Äußer
dem Rhein führen auch viele andere Flüsse Gold, z. B. Arribge
Ourixera), Isar, Inn, Eder, Neuß, Aar, Emme, Po, Tajo rc,, doch
in wenigen verlohnt sich das Auswaschen. In Baden ist dieß frei¬
gegeben, jeder Grundeigenthümer, der Lager von goldführendem
Kiese besitzt, kann darüber verfügen. Das Verfahren ist seit alter
Zeit sich gleich geblieben, ein Schlämmen auf einer geneigten, mit
Tuch überzogenen Fläche und das Amalgamircn des hiedurch gewon¬
nenen schwereren und feineren Sandes. Die Münze in Karlsruhe
vergütet die Krone Gold (7V holl. As) mit 5 fl. (früher nur mit
äst, fl.). Der abgeliescrte Betrag ist jährlich i. D. gegen 2300
Kronen, ohne das auf anderen Wegen verkaufte. Die Gewinnung
verursacht außer der Arbeit keine Kosten, als die Anschaffung des
Quecksilbers, und liefert einen täglichen Rohertrag von 30 kr.—1 fl.
für den Arbeiter.

(ck) Baicrn hat einige Pcrlcnbäche im Main-, Regen- und Unterdonau¬
kreise, deren Verwaltungskosten den Ertrag übersteigen. Es wäre
daher vortheilhafr, das Bctriebsrecht auch uncntgeldlich einem Pri¬
vatmann zu geben. Eine Freigebung an alle Uferbcsitzcr würde die
ganze Nutzung zerstören. — Sächsische Perlenfischer« im Vogtlandc,
Regal seit ll>21.— Badischer Pcrlenbach zu Schönau im Oden¬
wald«— Das Bernsteinregal an den prcuß. Küsten, hauptsächlich
zwischen Pillau und Palmnicken, ist vielen Defraudationen ausgcsctzt
und macht strenge Strafen sowie fleißige Aufsicht nothwendig; s.
Nanckc, Wanderungen durch Preußen, 1, 72. 1802.

ö. Hauptstück.

Das Münzrega l-

Z. 196.

Unter dem Münzregal verstand man sonst den Inbe¬

griff aller auf das Münzwesen sich beziehenden Rechte der
Staatsgewalt (a). Diese Rechte sind aber größtentheils dem
Finanzwesen ganz fremd und stießen aus dein Wedürfniß einer
festen Leitung dcS Münzwcsens nach volkswirthschaftlichen
Zwecken, weil die Münzen ein höchst nothwendiges Hülfsmittel
des Verkehres sind und ihre gute Beschaffenheit, sowie ihr guter
Umlauf zu den wichtigsten Bedingungen des Wohlstandes ge¬
hören. Werden nun die hierauf gerichteten Maaßregeln in der
Bolkswirthschaftspolitik beleuchtet (II, Z. 2st9.), so bleibt für
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die Finanzwisscnschaft mir die Untersuchung übrig, inwiefern
das Münzprägen als eine Einnahmsquelle benutzt werden
könne. Das Münzrcgal im engeren sinanzwisscnschaftlichcn
Sinne (Z. 85.) besteht demnach nur in dem ausschließlichen
Rechte der Negierung, Münzen prägen zu lassen und hieraus
einen Gewinn zu ziehen. Wie schon im Alterthum (/-), so
ging man auch in spateren Zeiten sehr häufig in dem Streben,
das Münzwcsen für die Staatskasse einträglich zu macben, so¬
weit, daß darunter die Nützlichkeit der Münzen für den Berkchr
litt. Erst in neuerer Zeit, bei besserer Einsicht in das Wesen und

die Bestimmung des Geldes, hat sich die Ueberzeugung be¬
festiget, daß die finanzielle Benutzung des Münzwcsens nur
eine Nebensache sei und der gemeinnützigen Wirkung der Mün¬
zen keinen Eintrag thun dürfe.
(a) S. z. B. Bergius, Mag. VI, 40ö »ach Justi.
(ä) Im römische» Reiche schon in de» Zeiten der Republik. Im Jahre

2<>^!n. tl. wurde das As von I Pfund bis auf Pfund verringert
und in diesem leichten neuen Kupfcrgelde zahlte man die Schulden
ab. Iln <,ui„qu<.> pnrlas t'nMne lucri llissolulum^uo ne8 nliennm.
kl in.— Im fränkischen Reiche wurde das Münzrcgal nach dem
Beispiele des römischen cingefnhrt, in Deutschland insbesondere ge¬
langte cs allmälig an die vielen Reichsstände, wodurch eine unbe¬
schreibliche Verwirrung entstand.

§. l97.

Das Prägen der Münzen verursacht Kosten. Ein Ersatz
derselben und allenfalls noch ein weiterer Gewinn wird dann
möglich, wenn man sich daS rohe Münzmetall für eine etwas
geringere Menge von geprägtem verschafft, also z. W. 100 Loth
rohes Silber mit 99 oder 98 Lothen gemünzten Silbers er¬
wirbt. Der Unterschied zwischen dem Preise des rohen und des
geprägten Metallcs ist der Schlagschatz («), und die Ein¬
träglichkeit des Münzrcgales beruht mithin auf der Größe des
Schlagschatzcs. Würde man diesen gänzlich aufgeben und den
Bürgern ihre Mctallvorräthe unentgcldlich, also aus Kosten der
Staatskasse prägen, so verursachte daS Münzwesen nur eine
Staatsausgabe, keine Einnahme. Die für eine solche Einrich¬
tung angeführten Gründe (-) sind nicht zureichend (c) und
ein auf den Betrag der Prägekosten gesetzter Schlagschatz muß
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für unschädlich gehalten werden. Ein höherer zieht dagegen
nachtheilige Folgen nach sich, die sich am besten durch Beleuch¬
tung der verschiedenen Mittel, wie er erlangt werden kann,
darthun lassen. Hiebei ist hauptsächlich zu unterscheiden, ob
man den bestehenden Münzfuß, wenigstens für gröbere Sorten,
bcibehält oder denselben verläßt.

(a) Beispiele in II, §. 257.
(») v. Jakob, I,§.414 ff.
(e) II, §. 257. — v. M alchus, I, 119. — Die Vertheidiger der uncnt-

geldlichen Ausmünzung legen besonderen Werth auf den Umstand,
daß dieselbe die Preise der Waarcn erniedrige und so den Absatz im
Auslande befördere. Der auswärtige Käufer, welcher eine in Münze
bedungene Summe zu entrichten hat, muß hiezu etwas mehr rohes
Metall ausgeben, als der Feingehalt beträgt; s. z. B. v. Jakob a.
a. O. Allein abgesehen davon, daß dieser Umstand, als längst be¬
stehend, nicht mehr empfunden wird, ist er auch geringfügig, zumal
wenn die Zahlungen zwischen den Ländern in Gold berechnet und
geleistet werden.

§. 1S8.

Ohne Veränderung des Münzfußes kann ein Schlagschatz
bezogen werden:

1) durch erzwungenen Borkauf der im inländischen Berg¬
bau gewonnenen Münzmetalle, ein in Rücksicht auf dieß Ge¬
werbe entschieden fehlerhaftes Mittel, Z. 182.

2) durch Einkauf edler Metalle von Privatpersonen, oder
durch das Begehren derselben, eine überlieferte Mctallmenge
prägen zu lassen («). Man hängt aber hiebei von dem Münz-
bcdürfniß der Mctallbesitzcr ab. Ist ein gewisser Schlagschatz
von der Regierung angcsetzt worden, so werden ihr nur dann
Vorräthe zur Ausprägung zukommen, wenn die Besitzer der¬
selben es vortheilhafter finden, sich dafür neue Münzen zu ver¬
schaffen, als sie zu einer anderen Verarbeitung zu verkaufen
oder außer Landes zu senden. Läßt sich nun die Negierung
einen hohen Preis für die Prägung bezahlen, d. h. fordert sie
einen die Kosten übersteigenden Schlagschatz, so werden in der
Regel solche theucre Münzen wenig begehrt. Im Welthandel
stehen bisweilen die Preise der Münzmetalle so hoch, daß man,

statt einen Münzgewinn zu ziehen, nur mit einem Verluste
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prägen kann (ö), und dieß darf doch nicht unterlassen werden,

wenn der Umlauf neuer guter Münzen bedarf;

3) durch Acrfcrtigung einer geringhaltigen Scheidemünze.

Dieß ist bei den kleinsten Sorten unschädlich, wenn weder die

Größe des Schlagschatzes noch die Menge der geprägten Stücke

eine gewisse Gränzc überschreiten, II, Z. 258. 259 (c).

(») Ob die Regierung die Mctallvorräthe förmlich ankaust, oder ob
Privatpersonen ihre Mctallmaffcn zum Prägen übergeben und da¬
für eine um den Schlagschatz verminderte Quantität Münze zurück¬
erhalten (wie die Müller den Mahllohn im 16tcn Scheffel zurück¬
behalten), dieß macht wenig Unterschied. Die edlen Metalle im rei¬
nen Zustande sind so gleichförmig beschaffen, daß cs gleichgültig ist,
ob der Privatmann seine Münzen gerade aus seiner übergebenen
Gold- oder Silbermasse, oder aus einer anderen empfängt, und man
könnte daher auch das zweite Geschäft wie den Kauf einer erst zu
fertigenden Münzmcnge für eine pränumerirte Menge Münzmetall
ansehen. Nur darin zeigt sich eine factische Verschiedenheit, daß 1)
beim förmlichen Kaufe das Begehren vom Staate ausgeht und da¬
her für Anschaffung einer angemessenen Quantität Sorge getragen
werden kann, 2) bei der Ablieferung einer zum Prägen bestimmten
Mctallmengc, welche das Eigenthum des Ucbergebcndcn bleiben soll,
eine gewisse Zeit verstreichen muß, bis die Fabrikation der Münzen
beendigt ist.

(ü) Wenn die köln. Mark Silber, aus welcher 24^ fl. geprägt werden,
24 fl. 20 kr. gilt, so ist der Schlagschatz i O kr. auf die Mark oder
0,°" Proc. und um diesen Betrag kann man nicht einmal grobe
Sorten prägen. Der neuere Silbcrpreis ist sogar 24 fl. 30 kr. bei
hochhaltigen Silbergemischen. Manche kleine Staaten, nach deren
Münzen wenig Begehr ist, haben bisweilen längere Zeit gar nicht
prägen lassen, um keinen Verlust zu tragen.

(e) In Rußland zeigten sich die Nachtheilc des Mißbrauches der Scheide¬
münzen in ganz besonderem Maaße, weil man dort eine so große
Menge von Kupfermünzen ausgab, daß dasselbe im inländischen
Geldumläufe auch zur Zahlung beträchtlicher Summen gebraucht
werden mußte. — In Deutschland ist das häufige Nachmachen der
Scheidemünzen, welches bisweilen mit unglaublicher Dreistigkeit
getrieben wird, hauptsächlich daraus cnistandcn, daß man bis 1837
keine Staatsverträge über Gleichstellung des Fußes und der Form
für diese Münzen geschlossen hatte, daß folglich Stücke von der ver¬
schiedensten Güte und Gestalt neben einander umliefen.—Die klein¬
sten Stücke können aus Kupfer mit einigem Reinerträge geschlagen
werden. In Preußen wird der Centner Kupfer in 1,2, 3 und 4-
Pfennigstückcn zu 93 Rthlr. 26 Sgr., also ungefähr zu dem Drei¬
fachen des Metallwerthes, —In Baden wiegen 60
Kupferkreuzer l Köln. Mark, wovon das Metall 30 kr. kostet. Das
Münzregal gab in Baden i> D. 1832—36 einen Reinertrag von
6782 fl., aber von 1837 und 38 trat ein Zuschuß von 6168 fl. i. D.
ein, wegen der Prägung vieler grober Silbcrmünzer. Der R. Durch¬
schnitt für 1846 und 47 hatj ogar eine jährliche Mehrausgabe von
47 986 fl.

8i a u, pol. Oekon. 3te Ausg. III. f 7
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Z.199.
Die Veränderung des Münzfußes war ehemals eine sehr

beliebte Finanzunternehmung, wobei die alteren besseren Stücke
den Stoff zu den neueren schlechteren darboten, denen man
gleiche gesetzliche Geltung gab. Zn Folge der unvollkommenen
Kcnntnisi von dem Wesen des Geldes wähnte man, es sei zu

einer gewissen Geltung einer Münze nicht gerade ein bestimmter
Feingehalt erforderlich und es sei hinreichend, wenn derselben
von der Negierung eine gewisse Benennung, Gulden, Thalerrc.
beigelegt werde, um ihre Annahme für den bisherigen Preis
in anderen Gütern zu bewirken. Geschah eine Münzverschlcch-
terung öffentlich, nach einer landesherrlichen Verordnung,
so verband man damit gewöhnlich eine Verrufung der älteren
besseren Münzen und nahm diese gegen einen so niedrigen
Preis bei den Münzstätten an, daß die Besitzer verloren und
die Staatskasse gewann («). Von gleicher Wirkung war es,
wenn man, ohne die Beschaffenheit der gröberen Münzsorten
zu ändern, sie einer größeren Anzahl der kleineren Münzein¬
heiten gleich gelten ließ (L). Die häufigen Anordnungen
dieser Art, welche die europäische Münzgeschichte noch bis in das
I8te Jahrhundert nachweist, waren darum ziemlich verwickelt,
weil sich immer die gesetzliche Preisbestimmung der Gold- und
Silbermünzcn gegen einander einmischtc, und, wenn der Markt¬
preis des Goldes gegen Silber von dem gesetzlichen abwich, so¬
gleich eine Veränderung im Schrot und Korn oder in der Zäh¬
lung der Münzen vorgenommen wurde, II, §. 250. Die Ver¬
ringerung des Feingehaltes der üblichen Nechnungseinheit, wenn
diese von der Regierung noch eben so hoch gerechnet wird als
vorher, muß eine niedrigere Annahme der Landesmünzen im
Auslande und eine Erhöhung der Waarcnpreise verursachen,
sie muß denjenigen einen Verlust zu Wege bringen, welche aus
schon bestehenden Verbindlichkeiten Zahlungen zu erhalten
haben (Staats- und Privatgläubigcr, Besoldete rc.), dagegen
die Schuldner begünstigen und den Verkehr verwirren, II,
Z. 256 (c). Ist aus volkswirthschaftlichen Gründen die An¬
nahme eines anderen Münzfußes rathsam, so sollten alle Ver-
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bindlichkeitcn in der neuen Münze nach Maaßgabe des Feinge¬
haltes ausgedrückt werden («/).
(a) Z. B> franz. Gesetz v. 30. Oct. 1785. über die Ausprägung der neuen

Louisd'or, 32 Stück aus der rauhen Mark Irokos, im Korn von 22
Kar. (nach dem Remedium nur 21°/z Kar. und so wird auch insge¬
mein gerechnet). Bis dahin waren aus der Mark Lr. 30 Louisd. ge¬
schlagen worden. Der neue L. wurde zu 24 Livres gerechnet, wie
vorher der schwerere alte, das Gold wurde also gegen das Silber
im Preise erhöht (auf das IS,'"fache statt des 14,"fachen, wie seit
1726). Bon den Münzstätten wurde die feine Mark 'Li-o^es Gold
ausgeprägt zu 850,' Livres (21 ^ Kar. Korn angenommen),
aber angenommen in Barren und fremden Münzen zu 828,° L.,
in älteren Louisd'or, welche außer Curs gesetzt wurden, im ersten
Halbjahre für 830°/, L., späterhin zu 822," L. Die Inhaber älterer
Louisd'or büßten also zum Mindesten 2i4 Proe. ein. Das Gesetz
steht u. a. bei Busse, Kenntnisse des neueren Münzwes. II, 100.

(-) 1693 wurden in Frankreich die umlaufenden großen Stücke verrufen
und umgcprägt, die neuen aber nur im Gepräge, nicht im Gehalte
von den älteren verschieden gemacht. Es war hiebei

Louisd'or. Louisd'argent.
die bisherige Geltung ....... 12 Liv. 10 S. 3 Liv. 6 S.
man nahm sie bei der Münzstätte an zu 11 „ 14 „ 3 „ 3„
und rechnete die neuen zu « . . . 13 „ —„ 3 „ 8„

Diese geänderte Aählungsweise bewirkte, daß die mit dem Namen
Livre bezcichnete Metallmenge 4 Proc. kleiner wurde als zuvor.
Wer 100 Louisd'or besaß (— 1250 Liv.), erhielt dafür nur 1170
neue Liv., und diese waren schlechter als die früheren, in denen sie
nur l 125 ausmachtcn, so daß der ganze Verlust 125 Liv. oder 10
Proc. betrug! s. v. Praun, Gründl. Nachr. vom Münzwescn, S.
213. — Busse, II, 88.

(c) Die Abweichung vom 24. fl. Fuße im südwestlichen Deutschland (II,
8. 260 (a) ) ist nicht aus einem finanziellen Zwecke entstanden, hat
aber auch keine erheblichen Nachtheile hervorgebracht, weil 1) der
neue Kronthalerfuß und der jetzige münchener oder 24fl. Fuß nur
ungefähr um 2 Proc. leichter sind als der 24 fl. Fuß, weßhalb noch
jetzt im kleineren Verkehre die Münzen des letzteren ohne Aufgeld
umlaufen, 2) weil die Veränderung langsam geschah, 3) weil sie in
die Zeit fiel, wo die Preise der edlen Metalle stiegen. Jndcß ver¬
lieren immer die Staatsgläubiger etwas, wenn sie in Münzen des
neuen Fußes bezahlt werden und dieselben im Auslande anlegen
wollen.

(et) Als in Sachsen der preuß. Münzfuß angenommen wurde, bestimmte
man das Aufgeld nicht zu 5 Proc., wie es hätte sein sollen nach dem
Verhältnis von 13>/z zu 14 oder 20 zu 21, sondern nur zu 2s/, Proc.
(Ges. v. 21. Jul. 1840), weil dicß das damalige Preisverhältniß der
beiderseitigen Münzen war.

Z. 200.

Eine Münzverschlechterung im Ge h e i m läßt sich nur bei
den dem Staate gehörenden Aorräthen von rohem Metalle und
bei den durch die Staatseinkünfte eingehenden Münzen aus-

17 *
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führen, nicht bei der ganzen umlaufenden Menge derselben.
Diese Maaßrcgel ist daher nur allmälig und nie vollständig zu
bewerkstelligen, denn sobald die Veränderung bekannt wird,
fangen auch Privatpersonen an, die besseren älteren Stücke ein¬
zuschmelzen. So weit man mit dem verschlechterten Gelde
Staatsgläubigcr und Beamte bezahlt, hat man zwar Gewinn,
aber auf ungerechtem Wege, und die anderen Staatsausgaben
müssen dagegen beiden; unausbleiblichen Steigen der Waaren-
preise bald eine größere Summe in Anspruch nehmen (II, §. 256.),
weßhalb die Staatseinkünfte nicht mehr zureichen und die
Staatslasten gesteigert werden müssen. Hiezu kommt, daß die
verheimlichte Münzvcränderung, die der Aufmerksamkeit der
Kaufleute nicht lange entgehen kann, im Auslande Mißtrauen
gegen die Münzen des Staates, in dem dieß geschehen ist, er¬
zeugt, dadurch dem Handel der Bürger schadet und überhaupt
das Vertrauen auf die Rechtlichkeit der Negierung zerstört (<?).

(a) Friedrich II. nahm in der Bcdrängniß des siebenjährigen Krieges
dieses Mittel zur Erleichterung zu Hülfe, stellte aber 1764 sogleich ^
den früheren IITHalerfuß wieder her. Es waren mit den in Dres¬
den gefundenen sächs. Stempeln 8 Groschenstücke zu 33 und mehr
Thalern auf die köln. Mark, 2 Groschenstücke sogar zu 45 Nthlr. ge¬
schlagen, auch die während des Krieges geschlagenen Friedrichs- und
Augustd'or waren viel schlechter als die älteren und späteren, weß¬
halb auch die Maaren vertheuert wurden und z. B. I Pfund Butter
statt 2 wohl 8—10 Gr» galt. Busse a. a. O., II, S3, S6. Vgl» II,
§. 2S9 (-Y.

Z. 201.

In der neuesten Zeit haben die christlichen europäischen Ne¬

gierungen («) bei den gröberen Münzsorten allgemein die Noth-
wendigkeit anerkannt, die Prägung so genau als möglich in
Schrot und Korn nach dem Gesetze einzurichten und daher die
größte Gleichförmigkeit zu beobachten, zugleich aber durch Schön¬
heit des Gepräges dem Falschmünzen entgegen zu wirken. Bei
diesem Verfahren ist kein Gewinn zu erhalten, der Schlagschatz
hängt von den Marktpreisen der Münzmctalle ab und man
kann bisweilen die Prägung nicht ohne Zubuße fortsetzen (S).
Nur die Scheidemünzen gewähren noch einigen Ucberschuß, der,
je nach dem Verhältnis; der geprägten Sorten, jene Mehraus-
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gäbe öfters vergütet, oder noch übersteigt, Z. 198. Das Um¬
prägen älterer abgenützter oder sonst geringhaltiger Münzen ist
ebenfalls mit einem Kostenaufwande verbunden, der besonders
bei dem Uebergange zu einem anderen Münzfüße beträchtlich
wird (o). Diese Maaßregel kann auch durch eine vertrags¬
mäßige Verpflichtung geboten werden, wenn mehrere Staaten
ihr Münzwesen auf dem Wege der Vereinbarung gleichförmig
ordnen (</).

(er) Die Pforte hat bis auf die neueste Zeit ihre Piaster mehr und
mehr verschlechtert, so daß man gar nicht auf einen gewissen Silber¬
werth derselben bauen kann. Um 1760 gicngen erst 18 /^ Piaster
auf die köln. Mark f. (Werth 1 fl. 17 kr.), um 1800 schon 38/z
Stück (Werth 37>/, kr.), um 1820 33/, Stück (Werth 27 kr.), 1830
wurde der P. zu 10 franz. Centimes gerechnet (I I s/ kr.), 1831 so¬
gar nur zu 27 Cent. — 7," kr. Mellon», ün coimu. I, 656. Dieß
hat eine große Zerrüttung des Verkehrs Hervorbringen müssen.

(S) Das zu häufige Münzprägen hatte eine Vcrtheuerung des rohen Me-
talles gegen Münze zur Folge und verleitete dann zur Abweichung
von dem vorschriftmäßigen Schrot und Korn. Vgl. Brüel, Mate¬
rialien für die zu erwartende Reform des deutschen Münzwesens,
Hannover 1831. 2. A. S. 2!>. — Ist aber an guten Sorten im Um¬
laufe Mangel, so kann man eine starke, wenn auch kostspielige Prä¬
gung nicht vermeiden. In den meisten Ländern kostet heut zu Tage
das Münzwescn mehr, als es cinbringt, z. B. Frankreich, A. 1841.
Einnahme aus dem Münzwcsen 20 >00 Fr., Ausgabe 749 394 Fr.,
ferner bei den Medaillen Einnahme 50000 Fr., Ausg. S31000 Fr,

(o) In Frankreich wurden 1843 3/, Mill. Fr. zum Einziehen und Um¬
prägen der alten Scheidemünzen in Billon von denen gegen 30/,
Mill. Fr. vorhanden waren verwendet. — In den Niederlanden wurde
1813 eine Umprägung älterer Münzen in Gulden und Thaler zu
21^ fl. vorgenommen und in der Zwischenzeit die Lücke in den Umlaufs
Mitteln durch Ausgabe von 30 Mill. fl. Münzscheinen (Papiergeld)
ausgefüllt.— Man könnte zwar durch Verrufen oder Herabwürdigen
der zu entfernenden schlechteren Münzen den Schaden auf die ein¬
zelnen Besitzer solcher Münzen wälzen, allein dieß ist unbillig, weil
ganz zufällig der Eine mehr, der Andere weniger getroffen wird
und Niemand sich vor Verlust hüten konnte, so lange der Umlauf
solcher Münze ohne eine Warnung zugelassen war. Daher hat Wür-
temberg 1837 bei der Herabsetzung der halben und Biertelskronthaler
den Besitzern den vollen bisherigen Preis erstattet und die Zubuße
von 68 931 fl. auf die Staatskasse übernommen. So geschieht es
neuerlich auch bei dem Einschmelzen der ganzen Kronthalcr.
Man hat in Baden 1847 ermittelt, daß die Mark fein Sil¬
ber in Krvnthalern auf 21 fl, 40 kr. zu stehen kommt, wobei der Werth
des kleinen Goldgehaltes schon mit berücksichtiget ist.

(<?) A. B. in Folge des schweiz. Münzvertrages von 1823 und der deut¬
schen Verträge von München, 1837, und Dresden, 1838.
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Z. 202.
Der Betrieb des Müiizgeschäftcs auf Staatsrechnung er¬

fordert ein großes Capital an Gebäuden, Maschinen und Bor-
rathen, deren Zinsen eigentlich unter den Kosten der Prägung
mit aufgeführt werden sollten (»). Da die Sorgfalt eines Pri¬
vatunternehmers immer Einiges zur Ersparung an den Betriebs¬
ausgaben vermag, so kann es, wenn sich ein geschickter und zuver¬
lässiger Mann findet, Bortheil bringen, ihm die Prägung ge¬
gen eine bestimmte Vergütung zu übertragen. Einem solchen
Unternehmer muß der nöthigen Ueberwachung willen ein landes¬
herrlicher Beamter zur Seite stehen und seine Münzen müssen
einer sorgfältigen Prüfung unterworfen werden. Das rohe
Münzmetall wird ihm entweder von der Negierung übergeben,
oder es wird ihm die Anschaffung desselben überlassen und er¬
miss dann den Prägegewinn von den Scheidemünzen nach Abzug
der Kostenvergütung der Staatskasse berechnen (S). In kleinen
Staaten ist es am vortheilhaftesten, wenn man die Ausmünzung
an einen Unternehmer verdingt, oder wenn mehrere Regie¬
rungen sich einer gemeinschaftlichen Münzstätte bedienen, bei
der an dem stehenden Capitale, den Besoldungen und dem Ar¬
beitslöhne viel gegen die Kosten mehrerer Münzstätten erspart
wird (o). Durch den Abschluß von Münzconcordalen wird
diese Einrichtung sehr erleichtert.

(«) Dann wird in der Regel ein Verlust erscheinen. In Baden wurde
jenes stehende und umlaufende Capital zu Ende 1817 auf 435 000 fl.
geschätzt, wovon der bloße Zins zu 3'/, Proc. schon über 13 000 fl.
betragen würde.

(-) Ein Beispiel gicbt Frankreich. Jede der 13 Münzstätten hat
einen Unternehmer (ilireoteur), welchem der durch V. v. 15 Febr.
183S vorgeschricbene Schlagschatz von 1 Proc. bei Silber und 0/^
Proc. bei Gold bezahlt wird. Die Umprägung der älteren 12thei-
ligen in lOtheilige (Decimal-) Münzen hat vorzüglich der pariser
Münze eine große Thätigkeit gegeben. Von der Herrschaft Napo¬
leons an bis Ende 18-10 sind 4512 Mill. Fr. geschlagen worden. In¬
zwischen enthalten die bis 1793 geschlagenen Silbermünzen 1 por
inillo Gold, und man erhält von den Unternehmern der Ausschei¬
dung desselben eine Vergütung von 6 —Fr. per inille, was die
Kosten der Umprägung wieder verringert. Die Dircctoren kaufen
meistens das rohe Silber und Gold im Auslande, die Regierung
bezahlt es ihnen nach Abzug des Schlagschatzes und erstattet diese»
bei der Beendigung des Präggeschäfts. Ein königl. Commissär und
2 Controleure sind dem Direktor beigegeben. Ist eine Quantität



fertig geworden, so werden 6 Stücke an die Pariser Münzcommis¬
sion zur Prüfung eingesendet. Ein kleiner Vortheil für die Staats¬
kasse ergiebt sich daraus, daß mehr Stücke unter, als über dem
gesetzlichen Betrage innerhalb des Remediums ausgegebcn werden;
es wurde z. B. 1837

Silber Gold
ausgeprägt für 112-356,739 Fr. 2-026,77« Fr.
verwendetes Metall 112-336,401„ 2-026,23« „

Gewinn 19,338 Fr. 1,610 Fr.
s. llompto <-v». I'sOnun. lies sin. pour 1837, I, 496. ff. — D'Au-
diffret räth, nur cinc einzige vollkommeneingerichtete Münzstätte
zu halten, I, 119. Der Vorschlag, die Prägung der freien Concur-
renz zu überlassen und nur eine Stempelungvorzunehmen, gewährt
nicht die nöthige Sicherheit; v. Malchus, I, 115 gegen v. Jakob,
§. 412.

(a) Fabrikanten von Mctallknöpfen entschließen sich hiezu wegen der
Aehnlichkeit des Geschäfts leicht und können sehr wohlfeil prägen.—
Die Karlsruher Münzanstalt prägt für Hohenzollern-Sigmaringen
und berechnet für halbe Gulden 21 kr. auf die feine Mark (1/^
Proc.), für ganze Gulden 15 kr. Proc.), Doppelgulden131-,
kr. (O/l Pröc.),Vereinsthalcr 12 kr- (0,"> Proc.) ohne die Anschaf¬
fung des Silbers.

6. Hauplstück.

Verschiedene Gewerks- und Handelsregalien.

Z. 203.

Es giebt mehrere Hohheitsrechte, die sich auf den Allein¬

handel mit gewissen Maaren oder auf die Verfertigung der¬

selben beziehen und keinen anderen Grund haben, als die Ab¬

sicht, die Erhebung einer steuerartigcn Einnahme zu erleichtern

(§. 169.), z. W. das Tabaks- und Spielcharten-Negal (»).

Mag auch die Steuer, welche man sich auf diese Weise zu sichern

sucht, ergiebig und ihrem Gegenstände nach vollkommen zweck¬

mäßig sein, so ist doch die Regalität des Handels oder auch der

Erzeugung für den Gewerbfleiß der Würger desto störender,

je häufiger die belastete Maare erzeugt und verbraucht wird.
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1) H andelsreg allen (Staatsmonopole im eigent¬
lichen Sinne) belästigen -a.) die inländischen Erzeuger, weil sie
die dem Regale unterworfene Waare im Innern des Landes
nur an den Staat verkaufen können, der ihnen die Preise be¬

liebig setzt, auf die Fortschritte der Gewerbskunst nicht gehörig
Rücksicht nimmt und nur die gewohnten Formen und Sorten
begehrt, b) die Käufer, weil ihnen die Gelegenheit entzogen
wird, die Einkäufe nach Neigung und Bedürfniß vorzunehmen,
weil sie die Bortheile entbehren, welche ihnen das Mitwerbcn
in Bezug auf Beschaffenheit der Waaren, Bequemlichkeit des
Kaufes u. dgl. gewahren würde, und weil zufolge der kost¬
baren Verwaltung des Staates die Preise auch nach Abzug
der Steuer sich höher stellen, als bei freigegcbcnem Handel (S).

2) Erstreckt sich das Hohhcitsrccht auch auf die B erfcrti-
gung einer Kunstwaare (a), so wird auch der Betrieb eines
Gewerkes gestört. Die Regierung vermag denselben nicht mit
solchem Erfolge zu führen, als die Würger, es wird daher
leicht die Production vermindert, die Anwendung von Kunst¬
mitteln, Cavitalen und Arbeitskräften beschränkt, eine Duelle
des Unterhaltes verschlossen, und den Käufern werden theurere
oder minder gute Waaren geliefert. Die Nachthcile für die
Bolkswirthschaft erscheinen am stärksten bei solchen Gewerben,
welche der größten Erweiterung fähig sind.
(») Das Schießpulverrcgal in Frankreich hat zwar auch einen anderen

Zweck, nämlich die Staatsvertheidigung, allein cs ist zu bezweifeln,
daß dieser jene Einrichtung erfordert, ohne die in anderen Ländern
die Erzeugung von Schießpulver ebenfalls gesichert ist. Die Verfer¬
tigung desselben wird in Frankreich von gründlich unterrichteten
Männern geleitet und das Pulver ist von vorzüglicher Güte, jedoch
theuer, weshalb viel cingeschwärzt wird. Im D, von 1836 und 37
war der Rohertrag 4-618 845 Fr., die Kosten 2-149511 Fr. oder
47>/2 Proc. Der rohe Ertrag hob sich um 1838 auf 5-014000 Fr.
— 1840 auf 5-546000.—1811 fiel er auf 5-305 000 Fr. 1844 die
Einnahme nach dem A. 5-855 000 Fr., die Ausgabe 2-805 900 Fr.

(») Früherhin waren solche Monopole nicht selten, sie wurden auch wohl
sogar Privatpersonen überlassen, wie das Brcnnholzmonopol in der
Kurpfalz 1778—90, und das prcuß. Zuckcrmonopol mit Einschluß
der Raffinirung. — Monopol des Lumpensammclns, welches in
Nassau gegen 40 fl. einträgt. Im Kirchenstaate ist neuerlich der
Lumpenhandel an das Bankhaus Torlonia verpachtet.

(c) Branntweinregal in Rußland, nur in den 29 Gouvernements des
eigentlichen Rußlands in seiner Vollständigkeit bestehend, wo die
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Branntweinbrennerei von Pachtern, die gegen 70 Mill. Rubel Assig¬
naten entrichten, geübt wird und der Verkauf nur in bestimmten,
der Krone gehörigen Schenken erlaubt ist. Der Adel darf überall
für seinen Hausbedarf selbst brennen. 8cliuil/.lor, Slnlist. lle
In Ilimsiv, S. 288. 450. Neuere Annahme gegen 116 Mill. R. A. —
62? Mill. fl.

§. 204 .

Diese Wirkungen sind namentlich bei dem .Tabaksre¬

gale (n) überall wahrzunehmen. Da man, um die heimliche
Zubereitung des Tabaks zu verhindern, den Landwirthcn den
Anbau des Tabaks untersagt oder sie wenigstens beschwerlichen
Aufsichtsmaaßregeln unterwirft, so wird die Landwirthschaft in
einem Zweige, der bei gewissen Beschaffenheiten des Bodens

und des Klimas sehr einträglich werden könnte, beeinträchtiget,
zugleich wird ein ergiebiges Privatgewcrk vernichtet und der
Preis des verarbeiteten Tabaks nocb über den Betrag der
Steuer hinaus merklich verthcuert. Bei voller Freiheit des An¬
baus und der Verarbeitung könnte in manchen Ländern viel
Tabak zur Ausfuhr hervorgcbracht werden. Mit diesem Nach¬
theil für die Production wird aber ein erheblicher finanzieller
Nutzen erreicht, denn der Tabak, als ein beliebter, sehr verbrei¬
teter und doch entbehrlicher Genuß, eignet sich vorzüglich gut
zur Belastung mit einem steuerartigen Monopolgewinn und es
ist schwer, ohne Regalität eine gleiche Summe vermittelst einer
Tabaksstcuer zu erhalten, oder, wenn diese weniger einbringt,
den Ausfall durch eine andere nicht drückendere Auflage zu er¬
setzen. Hiezu kommt, daß man da, wo dies; Regal schon längere
Zeit besteht, die Ausdehnung, welche der Anbau und die Zube¬
reitung des Tabaks gewinnen könnten, nicht zu beurtheilen ver¬
mag und sie leicht zu niedrig anschlägt, ferner daß der Tabaks¬
gebrauch nur ein künstliches Bedürfnis; ist, dessen Einschrän¬

kung, wenn sie gewohnt ist, keine Beschwerde mehr hervorbringt
(ä). Hieraus erklärt sich die Beibehaltung dieses einträglichen
NegaleS in den Ländern, wo es schon lange eingeführt ist, ob¬
gleich die aus ihm fließende Staatseinnahme dem Volksein¬
kommen mehr, als sie beträgt, entzieht und die (freilich sehr

schwierige) Umwandlung in eine Steuer ohne Regalität sehr



266

wünschenswerth wäre (o). Die neue Einführung des Tabaks-

reguls ist durchaus zu widerrathen.
(a) In Betreff dieses Regales sind aus Frankreich die meisten Nach¬

richten bekannt. 1620 wurde ein Einfuhrzoll von 30 Sous auf das
Pfund, 1674 aber das Regal angeordnet (Colbert), welches man
anfangs für 500 000 Liv. verpachtete, dann der compaKnio ll'ooci-
ücnt, hierauf der c. Oos linlos übertrug und später den Gcneral-
pachtern für 7-600 000 Liv. überließ 11,8.336. Elsaß, Flandernrc.
waren frei und bauten viel Tabak. 1781 wurden in den, dem Re¬
gale unterworfenen Provinzen (22 Mill. Einw.) 1S0000 Ctr. ver¬
kauft, der Reinertrag war 30 Mill. Liv. 1780 wurde das Monopol
aufgehoben und nur ein Einfuhrzoll beibehalten, welcher jährlich
1-800000 Fr.—2-400 000 Fr. cinbrachte. N!>7 kam eine Abgabe
von den TabakSfabrikcn hinzu, welche (l," Fr. vom Kilogr.)
4-785000 Fr. trug,und nach Anordnung schärferer Aufsichtsmaaßre-
geln stieg der Ertrag auf 18 Mill. Fr. Das Regal (röpstme ex-
olnsik) wurde 1811 wieder hergestcllt, worauf die reine Einnahme
ungefähr 45 Mill. Fr. erreichte. Die Kammern genehmigten von
Zeit zu Zeit, und zuletzt 1840 (Ges. v. 23. April) bis 1852, die Fort¬
dauer des Regales, weil dieser hohe Ertrag auf anderem Wege von
dem Labaksverbrauche nicht zu erlangen sein würde, obgleich die
lästigen Folgen anerkannt wurden. Nur in 8 Departements ist der
Tabaksbau gestattet, cs ist für jeden einzelnen Landwirth besondere
Erlaubniß nöthig, welche (Ges. v. 12. Febr. 1835) in jedem Arron¬
dissement von einer aus 5 Mitgliedern bestehenden Commission er-
theilt wird. Für die Production zum inländischen Verbrauche wird
selbst die Morgenzahl in jedem Departement vorgeschriebcn, auch *
muß der hiezu gebaute Tabak bei Strafe abgeliefert werden. Bei
dem Anbaue zur Ausfuhr kann Bürgschaft gefordert werden, in bei¬
den Fällen ist eine sorgfältige Controls im Gange. Der Preis wird
jährlich vom Finanzministcr für jedes Arrondissement bestimmt. Die
DircctionmachtimHerbstc bekannt, wieviel sie im nächsten Jahre kau¬
fen will, worauf man dann Lieferungsvcrträgc für jedes Departe¬
ment im Ganzen oder mit den einzelnen Pflanzern schließt. Die
Käufe betrugen 1826—20 i. D. 245 000 deutsche Centner, welche
von 24000 Pflanzern auf etwa 10000 Hektaren (30000 pr. —
27 777 bad. Morg.) gewonnen werden. Die schlechten Blätter
(Erdgut) müssen verbrannt werden. Unter den angekauften Blät¬
tern müssen (Ges. v. 1835) Vz inländische sein (vorher °/o). 1835
war der Mittelpreis, den die Verwaltung für inländische Blätter
bezahlte, 73," Fr. für 100 Kil. oder 17," fl. für den Centner. Im
Dep. Niederrhein hat die Herabsetzung des Preises bis auf 40—46
Fr. lebhafte Klagen des Dep. Rathes erregt und man verlangt, daß
der Preis wieder auf 60 Fr. (14 fl. der Ctr.) erhöht werde, veli-
bürntion ein cons. xön. <In vep. üu vus-UIii», >840, S. 233, I84>,
S. >2. Der hier angenommene Erlös van 656 Fr. auf den Hektar
(im Dep. Nord 1655 Fr.) zeigt bei 43 Fr. Mittelprcis einen Ertrag
von 15 metr. Ctrn. (10," Ctr. auf den bad. — 7,' Ctr. auf den pr.
M.) an. Der Staat hat 10 Tabaksfabrikcn. Der Absatz von verar¬
beitetem Tabak war i. D. von 1835 u. 36: 263 667 Ctr. oder gegen
O/Pf. auf den Kopf (in Preußen gegen 3 Pf., Dieterici, Statist.
Hebers. 1842, S. 148), 1843 aber 205 365 Ctr. Rauch-und 134 424
Ctr. Schnupftabak. Der Rohertrag war fortwährend im Steigen,
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z.B. i. D. 1828—31 67-283 000 Fr.1836. 79-880 000 Fr. —
1839—41 94-479 000 Fr. — 1843 104-368000 Fr. — 1844 A.
102 Mill., die Kosten (ohne manche in den allgemeine» Vcrwal-
tungskosten begriffene Antheile) 32-836 000 oder gegen 33 Mill.
— 32? Proc. — A. 1846 1 19 Mill. Fr., wovon g. 80 Mill. rein
oder 2?s Fr. auf den Kopf übrig bleiben werden. Der mittlere Ver¬
kaufspreis von 1836 und 37 giebt 110 fl. für den Centner. Im
preuß. Staate waren im Jahr 1839 gegen 37000 Morgen Tabak-
land, also fast so viel als in Frankreich, dessen Volksmenge beinahe
2>/zNial so groß ist. Sur Vertheidigung des Regales wird hauptsäch¬
lich behauptet: I) Die Landwirthschaft würde bei dem freien Anbau
wenig gewinnen (dies; ist nicht glaublich, da vor der Wiedereinfüh¬
rung des Regals 441 OVO Ctr. gebaut wurden, und in dem einzigen
Arr. Lille der Anbau von 4-411 000 auf 1-032000 Kil. sank); 2)
es würden nicht mehr Menschen in den Fabriken Unterhalt finden;
3) es würden sich große Fabrikherren des Geschäfts bemächtige» und
der Preis würde steigen, die Güte vielleicht sogar abnchmen (beides
ebenfalls unwahrscheinlich!), s. cl'.Inlllllrot I, 105; außerdem
bl ev Ir er II, 70. — II or bin, Statist. >Iv In kr. II, 122. — L lisp¬
ln!, Iinlustr. Ir. I, 167.— ll orllier, AArio. ilo In klniniro Ir.
I'ub. 9. — Verhandlungen-der franz. Dep. Kammer, z. B. 6. März
1824 (Benoit), 20. März 1839 (Chabrol), 10 Rov. 1829, Jan.
1835. — ve köruuilo IV, 150 (die gesetzt. Vorschriften).—
Unpport uu koi, S. 114»

Tabaksregal in Oesterreich, cingeführt 1670, später aufge¬
hoben, 1723 wieder hcrgestellt, 1775—83 verpachtet, seitdem in
Selbstverwaltung. In Ungarn, Siebenbürgen und der Militär-
gränze ist der Anbau frei, in Galizien und Süd-Tirol wird er nach
jährlichem Ansuchen erlaubt und der gewonnene Tabak muß für die
jährlich festgesetzten Preise an die Magazine des Staates abgeliefert
werden. Der in den 9 Staatsfabriken zubereitete Tabak wird aus
den Niederlagen an verschiedene Massen von Verlegern abgege¬
ben, die wieder die Kleinhändler (Klei »Verschleißer oder
Kleintrafficanten) damit zu versehen haben» Die Verkäufer
müssen die vorgeschricbcncn Preise genau beobachten. Die Untervcr-
leger und Großtrafficanten erhalten die Tabakvorräthe monatweise
auf Credit. Eine besondere Sorte (Lim itotabak zu 12kr. das
Pfund), wird an Soldaten und Bergleute abgegeben. Die Aufrecht¬
haltung des Regals macht viele Strafbestimmungen nothwendig.
Springer (II, 213) schätzte den Reinertrag zu 10 Mill. fl-,
Schubert (Allg. Staatsk., II, 1,510) zu mindestens 9 Mill. fl.,
das Lrit. anll Ivr. kovierv für 1837 ebenfalls zu 9 Mill. im 20 fl.
Fuß. Derselbe war 1843 12-447 000 fl., — 1846 11 - 905 000 fl.,
— 1847 12-384000 fl. oder gegen fl. auf den Kopf, — A. für
1819 (ohne Lombardei und Venedig und die obengenannten 3 Provin¬
zen): Rohertrag 16-794000 fl.,rein 11-165000 fl. oder Ver¬
kaufte Menge 1837 271 858 Ctr.. Annahme für 1849 297000 Ctr.,
Verkaufspreis des Centners i. D. 55 fl. Die Blätter werden größ-
tentheils in Ungarn gebaut, wo zu diesem Behufe neuerlich eine An¬
zahl neuer Dörfer von der Regierung angelegt worden ist» Klima
und Boden sind in diesem Lande so günstig, daß die deutschen Pro¬
vinzen auch bei voller Freiheit das Mitwerben des ungarischen La-



268

baks nicht aushaltcn könnten. Linden, Abhandl. über cameral-
und siscalamtlichc Gegenst., 1834, S. 1 >3.— Malin ko vski,I,278.
— Krapf, Handb. II, 34S ff. — v. Hauer, S. 67.

Spanien hat dich Regal gleichfalls. Die aus ihm entsprungene
Belästigung für die Landwirkhe gehörte unter die Hauptbeschwerden
der americanischen Unterthanen Spaniens. Peru und Chili dursten
z. B. gar keinen Tabak bauen, in andern Provinzen war die Zahl der
Pflanzen vorgeschrieben und es wurde genau darüber gewacht, daß
man sie nicht überschritt. Rach v. Bourgoing kam das Pfund
Schnupftabak derKrone auf 2 Fr. zu stehen und wurdewie derRauch-
tabak zu 10 Fr. verkauft. Eine eigene.junta, <lel tubaco sorgte für
die Sicherheit der Labakseinnahme; Neue Reise nach Spanien,!,
332 (1789.) Der heutige Pachtertrag des Regals wird zu 75 Mill.
Realen — Mill. fl. angegeben (1844—54). —Im Kirchenstaat
ist die Einrichtung wie in Frankreich. In Toscana Tabakßpacht,
die im I. 1830 I'/z Mill. Lire cintrug. —> In Preußen war
17 65—81 ein Tabaksregal. — In Würtemb erg hatte 1770 das
das alte Monopol aufgehört. 1808 ward cs in der Weise erneuert,
daß der Staat den sabricirten Tabak einkaufte und an die Kaufleute
um erhöhten Preis abließ, was 150 000 fl. rein trug. 1821 hörte
auch dieß Monopol wieder auf, es trat nur (bis 1828) eine Abgabe
von den Tabakshändlern ein, die gegen 40000 fl. einbrachte. S.
Ueber den Labakshandel in Würtembcrg, Stuttg. 1815.— Ernste
Worte über Finanzmaaßregeln, 1815. — Auch Ba lern hatte einige
Seit lang ein ähnliches Regal des Tabakshandels.

(ä) Den starken Reiz zum Schleichhandel abgerechnet.
(c) Zn Großbritanien ist kein Tabaksregal, aber der Anbau des Tabaks

ist seit 1652 untersagt, damit man die Auflage als Einfuhrzoll er¬
heben könne. In Irland war der Tabaksbau ziemlich ausgedehnt,
wurde jedoch späterhin ebenfalls verboten. Mac Cu Noch, Handb.
II, 802.

7. Hauptstück.

P o st - R c g a l.

Z. 205.

Das Postwesen («), eine der einflußreichsten Anstalten
der neueren Zeit, ist ein sehr mächtiges Beförderungsmittel des
Gewerbfleißes und der Bildung (II, Z. 242. 243.), welches das
in der Entfernung der Wohnsitze liegende Hinderniß der Mit¬
theilungen zu beseitigen und die Menschen in innigere Berührung
und wechselseitige Einwirkung auf einander zu bringen dient'
Zugleich ist die Post eine wesentliche Hülfsanstalt für die Ne-
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gierungcn, indem sie cs möglich macht, in kürzester Zeit Nach¬
richten an den Mittelpunkt der Verwaltung und Befehle an
jeden Ort im Staatsgebiete zu bringen und die verschiedenen

Staatsbehörden unter einander in die leichteste Verbindung zu
setzen. Das Wesen der Post besteht in der Benutzung des Pferde-
wcchscls und in der nahen Verbindung der großen Fortschaffungs¬
anstalt mit der Staatsgewalt, indem sie in allen Landern ent¬

weder auf Staatsrechnung betrieben oder doch unter die nähere
.Obhut der Negierung gesetzt worden ist, weil man erkannte, daß
sie zu einem Ganzen verbunden werden muffe, um vollkommen
nützlich zu sein (S). Sie wurde hiedurch zugleich eine Luelle
von Einkünften (c). Je deutlicher cs vor Augen liegt, wie
sehr die Post durch schnelle und sichere Versendung der Briefe
und Frachlstücke, so wie durch die große Erleichterung des Reifens
nicht allein zur Blüte der Gewerbe, insbesondere des Handels,
sondern auch zur Förderung der Erkenntnisse und vieler anderen
Bestrebungen bcigetragcn hat, desto entschiedener muß diese ge¬
meinnützige Seite des Postwcsens als Hauptsache angesehen
und die finanzielle Nutzung als eine untergeordnete Zugabe be¬
handelt werden. Gute und wohlfeile Postanstalten machen den
Verkehr lebhafter; freilich hängt aber die Häufigkeit des Ge¬
brauches der Post auch wieder von anderen Umständen ab, z. B.
der Bevölkerung, dem Gewerbewesen u. dgl. (</).
(«) Klüber, Das Postwescn in Deutschland, Erlangen, I8tt. Dess.

Oeff. Recht, K. 432—446. — (v. Im Hof) Uebcr Postanstalten nach
ihrem Finanzprinzip. Halle l8>7.— v. Jakob, I, § 417 ff.— o.
Malchus, Finanzm. I, >31.— Art. Post in Picrers Encuklopäd.
Wörtcrb. XVI, 626. — M atth ias, lieber Posten und Postregale,
Berl. 1832. II. Bde. - Stängel, Das Postwesen in geschichtl.u.
recht!. Beziehung, Stuttg. !844. — D.BierteljahrSschrift Nr. 46. I.
Abth. S. 89 (1849). — tll. dullovli, 'l'rentise c»n . . . tnxntion,
S. 299.

(b) Bei einer kraftvollen Staatsverwaltung wird leicht das Bedürfniß
einer Staatsbotenanstalt fühlbar, welche in Stationen mit unter¬
legten Pferden abgethcilt ist Solche Stafetten waren im alten per¬
sischen Reiche, im römischen (curinis publicum) seit Zlugustus und
im fränkischen unter Karl dem Großen, sowie in China und dem
mongolischen Reiche. Im Mittelalter gab es, besonders zwischenden
Handelsstädten, viele Privatbotenanstaltcn, unter welchen die der
Pariser Universität, Fußboten für Briefe und Gelder, sich auszeichnete;
Ludwig XI. nahm sie der Universität ab und ließ sie aufSkaatsrech-
nung verwalten. Derselbe legte 1464 eine von jener getrennte
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Staatsbotcnanstalt an, die allmälig auch den einzelnen Bürgern
ihre Dienste leistete. Die im I. 1276 von den den deutschen Rittern
in Preußen errichtete Briefvcrsendungsanstalt hatte zwar viel mit
der heutigen Post gemein, scheint aber bloß für den Gebrauch des
Ordens bestimmt gewesen zu sei». Jede regelmäßige Verbindung
zweier Orte konnte der Keim einer Posteinrichtung werden, wie
z B. der Silberwagen, der von KongSberg durch Schwede» nach
Kopenhagen ging, allmälig zu einem Postwagen wurde (v. B u ch,
Reise durch Scandinavic» I, 31). In Großbritanien wurde erst
1635 eine noch mangelhafte Bricfpost errichtet, 1671» eine vollstän¬
dige. In Deutschland errichtete Franz v. Thurn und Taxis 1516
die erste Briefpost von Brüssel nach Wien mit kaiserlicher Genehmi¬
gung. Der gute Erfolg dieses Versuchs ermunterte zu anderen Un¬
ternehmungen, die thcilS von der Familie Taxis, theils von verschie¬
denen Reichssiirsten ausgingcn. 1513 wurde Leonhard v. T., der in
demselben Jahre eine Post von Brüssel über Speicr und Tirol nach
Italien anlegte, zum niederländischen Generalobcrpostmeister, 1595
derselbe zum Generaloberpostmcister des Reichs ernannt, 1615 La-
moral v. T. zur gräflichen Würde mit der erblichen Verleihung jenes
Amtes erhoben. Es kain jedoch keine allgemeine deutsche Postanstalt
zu Stande, indem viele Reichssiirsten, selbst Oesterreich, sich eigene
Landespostcn schufen. Die im Rheinbünde erlangte Souvcrainität
der Landcsfürsten veranlaßte eine weitere Beschränkung der taxischen
Posten, wogegen die deutsche Bundesacte die Gerechtsame des Hau¬
ses Thurn und Taxis in Schutz nahm, ohne jedoch, wofern nur dieses
entschädigt würde, die Anlegung von Landespostcn zu verhindern.
Das deutsche Postwesen ist überaus verwickelt. 12 Staaten haben
eigene Landesposten, die Hansestädte theils eigene theils fremde,
Hainburg sogar 10 verschiedene Postämter, worunter ei» nordamcri-
canisches und ein schwedisches. Thurn und Taxis verwaltet in 17
Ländern die Post, Preußen in Anhalt und Waldeck, Sachsen in Al-
renburg :c. Man zählt überhaupt 18 verschiedene Postanstaltcn.

(c) Der rohe Ertrag des Postwesens in jedem Lande verdient Beach¬
tung, weil er den Umfang der Post und die Häufigkeit ihres Ge¬
brauches anzeigt. Der reine Ertrag ist finanziell von noch größerer
Wichtigkeit und die große bei ihm wahrzunehmende Verschiedenheit
deutet den Einfluß an, den die Güte der Verwaltung, ferner der
Grad von Bevölkerung und Lebendigkeit des Verkehrs auf diesen
Zweig der Einnahme ausübt. Beispiele:

Baden.
Ganze Einnahme.

Durchschn. 1835—40 978378 fl.
1842—47 1-102 286 fl.

Reinertrag.
240 037 fl. — 24,° Proc.
280914 fl. — 25,° „

Baicrn.
Durchschn. 1832—37 1 -344340 fl. 407578 fl. — 30 Proc.
Anschl. 1837—42 1-330180,, 418402 fl. — 3, „

Belgien, ohne die Abgabe von den Landkutschen, Durchschnitt
von 1837 und 1838: 2-895355 Fr. rohe Einnahme, oder gegen
0," Fr. auf den Kopf. Hievon gingen ab 126 470 Fr. »on vnleurs
— 4,° Proc., 942 168 Fr. Koste» —32,° Proc., es blieben 1 -826 717
Fr. rein. Anschläge >843—48 i. D. 3-391 666 Fr. ganze Einnahme.

Frankreich. Der rohe Ertrag war (ohne die Paketboote) 1816
20-973 000 Fr., — 1830 32 - 742 000 Fr. — D. 1810—13 47- 639 000
Fr., A. 1848 53-696 000 Fr. A. von 1844: Einnahme 47-911 000
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Fr., wovon 43° 150000 Fr. von der Briefpost, 1 -003000 von den
Geldsendungen, 1'286000 Fr. von Transitporto, 2-292000 von
den Mallcpostcn, 98 000 verschiedene E. — Ausgabe 25-800000 Fr.
— 53,s P>.-oc., rein 22-111 000 Fr. — 17,8 kr. auf den Kopf. Hiezu
kommen aber noch 9-466 600 Fr. Abgabe von den Diligencen, wo¬
durch die reine Einnahme auf 31/^ Mill. — 24/ kr. für den
Kopf steigt.

Großbritanien. Briefpost vor der Reform (§. 213.) i. D.
1835—1839 roh 2-2262I2L., rein 1 -532004 L. oder 68,8 Proc.—
42 kr. auf den Kopf.

Hannover, A. für 1839 225 000 Rthlr. roh, 140 000 Rthlr.
oder 62/ Proc. rein — 8/ kr. auf den Kopf.

Mecklenburg - Schwerin, A. 1849 285 730 Rthlr. Einnahme,
50 000 Rthlr. rein.

Oesterreich, 1843 6-701 000 fl. Einnahme, 2-083 700 fl. Rein¬
ertrag, — 1846 7-412 000 fl. Einnahme, rein 1 - 955 000 fl. — 1847
2-028 000 fl. — A. 1849 ohne die in Kriegsstand befindlichen Pro¬
vinzen 5-686 000 fl. Einn., 1 - 208 400 fl. rein.

Preußen. Reinertrag 1840—44 1-400000 Rthlr.; nach der
Herabsetzung der Taxen >845—46 1 Mill. Rthlr. A. 1847 7-438000
Rthlr. Einnahme, 1 Mill. Reinertrag — 13/ Proc. A. 1849:
6-941 000 Rthlr. Einnahme, 1 Mill Rthlr. rein.

Sachsen, A. 1840—42 und 1843—45 230000 Rthlr. rein.
Schweiz. C. Bern, >832—43 mittlerer Reinertrag 178 900

Fr. — C. Zürich. 1845 Einn. 670 095 Fr., rein 132225 Fr.
C. Waadt. Die Verwaltung auf Staatsrechnung begann 1804.
Der Reinertrag erhob sich von 19 103 Fr. in jenem Jahre auf
106000 Fr. im Jahre 1830, aus 130914 Fr. i. D. 1840 u. 41. Der
mittlere Rohertrag beider Jahre war 490 427 Fr., wovon jene
Summe 26/Proc. ausmacht. A. für 1847 140000 Fr.—Ganzer
Reinertrag der Posten in der Schweiz 1 Mill. Fr.

Der Ausschlag auf den Kops ist:
roh rein

Großbritanien, 1835— -39 60 kr. 42 kr.
Waadt, 1840—41 .
Frankreich, 1844 A.

. 121 „ 30 „

. 43 „ 24/ „
Zürich, 1844 . . . . 121 „ 23/ „
Bern, ..... . —. „ 18 „
Sachsen, 1840—45 . . — „ 13 „
Baden, >842—47 . . 49 „ 12/ „
M.-Schwerin, . . . 54 „ 10 „
Oesterreich, 1846 . 25/ „ 6/ „
Preußen, 1849 . . . 44 „ 6/ „
Baiern, 1837—42 A. . 18 „ 5/ /,

Die Menge der versendeten Briefe wird z. B. davon bedingt, wie
viele Menschen schreiben können ( 18 ^/^ konnten cs in Großbrita¬
nien 41 Proc. der Reuvcrehelichten nicht). Der Ertrag der schotti¬
schen Landkutschcn nahm von 1810 an zu, weil Scott's Fräulein
vom See zum häufigeren Besuche der Gegend ermunterte.

Z. 206 .
Ein eigenthümlichcr Vorzug der Postanstalt liegt in ihrem

Zusammenhange,der noch über die Gränzen des einzelnen Landes
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hinaus und selbst über die ganze civilisirte Erde ein Gewebe
zieht, wodurch die sichere Ucbcrlieserung der übergebenen Gegen¬
stände ohne Mitwirkung eines Spediteurs und dgl. verbürgt
wird. Diese Gestaltung des Postwesens kann nicht ohne einige
Aufsicht und Oberleitung der Regierung hervorgebracht und er¬

halten werden. Die Staatsgewalt hat, um die Post zu fördern,
auch manche Beschränkungen des Mitwerbcns von Privatper¬
sonen ungeordnet. Diese Borrechte der Post können nicht schon
durch ihre Nützlichkeit für die Postcafse gerechtfcrtigct werden,
sie sollten vielmehr nicht weiter gehen, als es nöthig ist, um jener
Anstalt die Erfüllung ihrer gemeinnützigen Bestimmung möglich
zu machen. Man darf die anderen Mittel der Fortschaffung von
Personen und Frachtgütern weder zerstören noch belasten. In
der Geschwindigkeit, Bequemlichkeit und Wohlfeilheit des Trans¬
portes gicbt es mehrere Grade, cs kommen auch sehr verschiedene
Combinationen dieser drei Zwecke vor und cs ist zur Erleichterung
des Bcrkchrs dienlich, wenn den Bürgern die Wahl verschiedener
Mittel solcher Art srcisteht, z. B. die bequeme Bestellung hin
und zurück durch Fußbotcn, die wohlfeile, aber langsamere Reise-
gelcgenheit mit Lohnkutschcrn oder auf geringe Entfernung durch
Landkutschcn u. dgl., II, Z. 2-13. Da diese anderen Transport¬
mittel in der Schnelligkeit und in der Sicherheit für große Strecken
mit der allerdings tbeuereren Post nicht wetteifern können, so
kann man jene in ihren natürlichen Grunzen ungestört sort-
bestehen lassen («).

(a) Die gewöhnlichen Einschränkungen sind nachstehende:
I) Briefe und versiegelte Pakete unler einem gewissen Gewichte
dürfen von Niemanden außer der Post gcwcrbcmäßig bestellt wer¬
den. Dieses Gewicht (doch nur auf Poststraßcn) ist in Frankreich
2 Pfd. (bei ISO—ZOO Fr. Strafe, I)e 6örnn<!n, IV, 2>8); in
den deutschen Prvinzen des österr. Staates IO Pfd., in Hanno¬
ver IS, Sachsen, Braunschweig 20, in Baden und vielen andern
Ländern 25 Pfd., in Preußen 40 Pfd. Die strengen Vorschriften
gegen das unentgeidliche Bestellen und das Beipacken der Briefe
veranlassen viele üebertretungen, machen eine lästige Ueberwachung
nöthig und sind zu beschwerlich für die Bürger (vgl. z. B. Malin-
kovski, I, 91). Ein gewcrbemäßige Briefversendung durch Pri¬
vaten ist allerdings nicht zu dulden, inan hat sich aber auch nur da
zu fürchten, wo die Post zu langsam oder zu theuer abliefert. Zn
Ansehung der Pakete sollte der Zwang aufgehoben werden.
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2) Landkutschen dürfen sich nicht der unterlegten Pferde bedienen,
s. §. 212.

3) Wer mit Extrapost ankommt, darf erst nach Werlaus einer ge¬
wissen Zeit mit Kutscherpferden weiter reise» (nach 48 St. in
Baden); ein unnöthiger Zwang, der auch gewöhnlich nicht ge-
handhabt wird.

4) Die Verpflichtung der Lohnkutschcr, von jeder Fahrt etwas an
die Postcasse abzugeben, in Hannover, Kurhesscn re., ist am we¬
nigsten zu rechtfertigen. In Preußen aufgehoben d. Cabin.
Ord. v. 10. Dec. 1841. Die Abgabe war I Sgr. von der Meile
und trug gegen 60 000 Rthlr.

§. 207.

Der Berkehr durch Briefe, Frachtstücke und Reisen ist sowohl
in volkswirthschastlichen als in rein persönlichen Beziehungen so
nützlich (Z. 20ö) und er hängt so wenig mit den Abstufungen
der Wohlhabenheit zusammen, daß eine an ihn geknüpfte steuer-
artige Abgabe der Würger in der Mehrzahl der Fälle als un¬
zweckmäßig, unbillig und nachtheilig erscheint. Ist sie beträchtlich,
so verhindert sie viele Sendungen und Reisen, die größtentheilS
irgend einen Wvrtheil für die Würger gewährt haben würden.
Ist nun aus diesen Gründen die Festsetzung hoher Preise (.Taren)
für die Benutzung der Postanstalt nicht zu billigen, so würde
dieselbe, wenigstens in größeren Staaten («), auch nicht einmal
einträglich sein, weil sie von dem häufigen Gebrauche der Post
abhält und zum Umgehen derselben oder zur Anwendung manch-
faltigcr Ersatzmittel der Briefe ermuntert (S). Die Erfahrung
beweist, daß wohlfeile Posten bis zu einer gewissen Gränze neben
ihrer Gemeinnützigkeit auch der Staatskasse Wortheil bringen (e).
Es ist deßhalb aus beiden Rücksichten rathsam, die bestehenden
Posttaxcn durchaus nicht zu erhöhen, vielmehr noch zu erniedrigen,
wenigstens soweit, als cs ohne Abnahme des Postertrags ge¬
schehen kann. Diese Erwägung müßte auch bei einer bloß nach
gewerblichen Zwecken geleiteten Postverwaltung, wie die eines
Privatunternehmers, den Mißbrauch des Regales zur Erhebung
übermäßiger Taxen widcrrathcn. Doch ist hiedurch die Nützlich¬
keit einer solchen Uebertrag.ing an Privatpersonen noch keines¬
wegs außer Zweifel gesetzt, vielmehr bedarf dieselbe einer sorg¬
fältigen Untersuchung.

(a) In kleinen Ländern könnte freilich eine Vertheuerung vorgenommcn
Rau pol. Oekon. 3te Ausg. III. fg
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werden, ohne eine Abnahme der bloß durchgehenden (transitirenden)
Sendungen zu bewirken, wenn sie wegen der Kürze des Weges durch
das einzelne Gebiet wenig empfunden würde. Jndeß würden andere
Staaten leicht zur Wiedervergeltung verleitet werden.

(S) Z. B. durch Benachrichtigung in Zeitungen und Zeitschriften, Um-
laufsschreibcn an mehrere Personen, heimliche Privatpost re. K lie¬
ber, Das Postwesen, S, 162.

(c) Die thörichte Erhöhung des Briefportos in Frankreich auf wenig¬
stens 2>/2 Fr. fli. Riv. IV.) vernichtete fast allen Briefverkehr und
mußte nach 6 Monaten (6. Messid. IV) wieder aufgehoben werden.
Als ebendaselbst 1806 das Briefporto um '/z erhöht wurde, nahm
der reine Ertrag ab. Er war 1805: 9° 987 761 Fr., 1808 nur noch
9-568844 Fr. Kleiber, a. a. O. S. 179—183. — Schmalz,
Staatsw. L., II, 40. — In Grostbrilanicn folgte zwar auf die Er¬
höhungen des Tarifs in den Jahren 1797, 1801, 1805 und 1812
immer eine Zunahme des Reinertrages, allein ungefähr von 1815
an blieb derselbe ziemlich auf gleicher Höhe, obschon die Volksmenge
und der Wohlstand des Landes sich sehr vermehrten. Der Durch¬
schnitt von 1816—1837 ist 1 -422 154 L. St., »mx. 1-538629 im
I. 1826, min. 1 -325 277 im I. 1822. Die Ursache dieses Stillstan¬
des liegt im Ucberhandnehmen vieler Kunstgriffe, die man zur Um¬
gehung der Briefpost zu Hülfe nahm. Auffallend ist daneben die
Zunahme der Landkutschcn, von denen die Abgabe im I. 1815 erst
217 671 L. St., 1825 schon 362631 und 1835 498 497 L. trug, was
eine Fortschreitung in dem Verhältnis) 100: 139: 229 anzcigt» —
Im britischen Ostindien ist das durchschnittliche Porto eines Briefes

Rupie —18 kr., daher wird wenig Gebrauch von der Post ge¬
macht und die Verwaltung derselben kostete 1846 einen Zuschuß von
5 Proc, der Einnahme.

§. 208 .

Bei der Vergleichung des Postbetriebes auf Staatsrechnung
und durch Privaten muß man die Brief- und Fahrpost, ferner
die Verwaltung durch einen einzigen Privatunternehmer
für das ganze Staatsgebiet und dieZerthei lung in einzeine
Poststrecken, deren jede ihre eigenen Unternehmer haben kann,
unterscheiden (»). Die Briefpost, der einträglichste Bestand-
theil des Postgeschäftes (S), erfüllt nur dann ihre Bestimmung
vollkommen, wenn sie sich auf einer größeren Landesstrecke in
einer einzigen Verwaltung befindet, weil die große Menge der
nach allen Richtungen hin zu versendenden Briefe (c) einen
hohen Grad von Sorgfalt, Pünctlichkeit, Geschicklichkeit und
Redlichkeit von Seite des dabei beschäftigten Personals erheischt.
Bei weniger guter und zertheilter Verwaltung würden unver¬
meidlich öfters Briefe verloren gehen und dicß würde durch eine
Geldentschädigung nicht völlig vergütet, auch selten nur der
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Schuldige ausgemittelt werden können. Biele Briefe müßten

innerhalb des Staatsgebietes van einer Postunternchmung in

die andere übergehen. Dieß würde wegen der Nothwendigkeit

eines mehrmaligen Umpackcns (Umspedition) die Mühe der

Berechnung und Vergütung vervielfachen und jenen Verlust

häufiger verursachen, wobei auch das Ausland keine Bürgschaft

eines unfehlbaren Durchlaufens seiner Briefe fände und daher

das Anknüpfen auswärtiger Verbindungen erschwert wäre. Die

Größe der Unternehmung vermindert die Betriebs- und Auf¬

sichtskosten. Wollte man aber vollends das Mitwerben mehrerer

Unternehmer auf einer und derselben Strecke zulassen, so würde

dieß die Sicherheit noch mehr gefährden und die Kosten noch

weiter erhöhen, weil die Briefvorräthe desto weniger Arbeit und

Bespannung erfordern, je mehr sie sich in einer Stelle sammeln (ck),
(a) Gr. Moltke ist für die allmälige Abschaffungder Postanstalt, ohne

die beiden Hauptzweige zu unterscheiden, Einnahmequellen S. 125.
(ä) Beispiele. Baiern:

Briefpost- Fahrpost.
D. 1826—28 Rohertrag 695 158 fl. 317 828 fl.

Kosten . . 332 054 „ 283 262 „
Reinertrag 363 104 fl. —52Pr. 34 566 fl.—10,°Pr.

A. 1837—42 roh ... . 804 800 „ 512 500 fl.
Kosten .. 336 996 „ 421518,,
rein .... 467 804 fl. — 58 Pr. 90 982 fl.—17,'Pr

In der ersten Periode gehen noch 33 799 fl. Kosten der Ccntralvcr-
waltung ab, in der zweiten Periode 140383 fl. allgemeine Ausgaben
nach Abzug von 12 880 fl. allg. Einnahme. Vertheilt man sie nach
dem Verhältniß beider Einnahmen (8 zu 5), so bleibt für die Fahr¬
post nur 36 000 fl. Reinertrag übrig.

2) Baden:
Briefpost. Fahrpost.

D. 1842—45 Rohertrag 632 560 fl. 466 622fl.
Besondere Kosten 309 883 „ 454 523 „

Reinertrag 322 677 fl.—5IPr. 12 099 fl. —2? Pr.
Hiezu kommen 63320 fl. allgemeine Ausgaben (nach Abzug ähnlicher
Einnahmen). Nach der Vertheilung derselben im Verhältniß der
Roheinnahme kämen auf die Fahrpost 26 847 fl. und diese brächte
also 14 000 fl. Schaden. Vergleicht man die beiderseitigen Einnah¬
men mit den zugehörigen Ausgaben, so zeigt sich nachstehendes Ver¬
hältniß: Vom Roherträge nehmen hinweg:

Briefpost. Fahrpost.
Kosten des Personals 13,' Proc. 13,° Proc.
Kosten des Transports 20 „ 73,' „
Reparaturen ..... 0,»° „ 7,° „
Abgang u.Bureaukosten 4/ „ 2/ „
Es bleibt rein ..... 61,° „ 2,° „

18 *
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Hier sind von der Briefposteinnahme die durchlaufenden Posten für
fremdes Porto sogleichabgezogen worden.

Die vorstehenden Berechnungen sind nicht ganz genau, weil die
Scheidung beider Einkünfte und Ausgabezweige nicht vollständig
ist, cs müßte z. B> der Briefpost eine Vergütung für die Fahrpostcn
wegen des Mitnehmens der Brieffelleisen angenommen werden.

3) Dänemark, D. 1841 u. 44,
Bricfpost. Fahrpost.

Einnahme 48!) 340 Rthlr. 300 643 Rthlr.
Kosten ..236 786 „ 311 832 „
rein. . . . 252 554 Rthlr. —51,°Proc.

Zubuße ....... II 189R.-I0,'Pr.
(o) Zahl der versendeten Briefe:

Brit. Reich, 1839 80 Will. — 3 auf den Kopf.
1847 300 „ ^10 „ „ „

Frankreich, D. 1841—43 107 „ — 3,' „ „ „
1841. 46 115 „ — 3'/z ,, ,, ,,

Nordamerika, 1847 58'973 000 — 3,2 „ „ „
Preußen, D. 1832—36 31-696 000 — 2 V, „ „ „
Belgien, 1839 7 Mill. — I V, „ „ „
Schweden, D. 1836—40 2'86, 000 — 0,°» „ „ „
Rußland, 1841 7-902 000 — 0," d. Europ.

1845 10- 136 146 — 0,>° „ „
Dieß sind jedoch nur die bezahlten, nicht die unentgeldlich versende¬
ten Briefe der Staatsbehörden rc., die 1836 in Frankreich 116 Mill.
betrugen; die Zeitungen beliefen sich ebendas. 1844 auf 60 Mill.,—
Vgl. J.v. Herrseldt, Postrcform in Deutschland, 1839.

sei) v. Malchus, II, 132. — Dagegen v. Jakob, I, Z. 426. und v. Jm-
hof, S. 162.

Z. 20S.
Wenn die gesammte Briefpost eines Landes einem einzigen Un¬

ternehmer unter gewissen, ihre Gemeinnützigkeit beabsichtigenden
Vorschriften übergeben wird, so ist es unvermeidlich, daß derselbe
als Gewcrbsmann in dem, was seiner Wahl anheimgestellt ist,
aus den größten Gewinn Bedacht nimmt. Bei richtiger Be¬
rechnung seines Wortheiles wird er die Brieftaxe zwar nicht sehr-
hoch ansetzen, weil sonst die Post zu wenig gebraucht wird (Z.207),
aber auch nicht ganz niedrig, weil sonst seiner reiner Ertrag wie¬
der kleiner würde («). Diese Uebcrtragung der Post an einen
Privat-Unternehmer ist im Allgemeinen aus folgenden Gründen
nicht zu empfehlen.

1) Der Unternehmer kann die Werwaltungskosten nicht viel
sparsamer einrichten, als die Negierung, weil er in diesem aus¬
gedehnten Geschäft ein zahlreiches Personal zu Hülfe nehmen



und demselben in Rücksicht der erforderlichen Eigenschaften eine
angemessene Bezahlung bewilligen muß, die Fortschaffung der
Briefe aber ohnehin durch Accorde mit den Posthaltern geschieht.

2) Wenige Menschen sind so vermögend und flößen so viel
Vertrauen ein, daß man ihnen die Postverwaltung überlassen
könnte, auch muß dieses auf längere Zeit geschehen. Dieß be¬
schränkte Mitwerben hat die Folge, daß der Staat nur einen sehr
mäßigen Pachtzins (Concessionstaxe) erhält, während der Unter¬
nehmer sich auf Kosten der Würger bereichern kann. Der aus
der Zunahme deS Verkehrs herfließende Nutzen des Unterneh¬
mers geht ohnehin für den Staat verloren (-).

3) Man kann nicht erwarten, daß der Postunternehmer für
das allgemeine Beste ein beträchtliches Opfer bringen werde (o),
daher stoßen Verbesserungen des Postwesens, wie sehr sie auch
Bedürfnis; sein mögen, auf große Hindernisse, die man unmög¬
lich schon durch Abfassung der Pachtbedingungen im Voraus
beseitigen kann.

4) Der polizeiliche Grund, daß der Staat eine Aufsicht auf
den Briefwechsel seiner Bürger und der Fremden führen könne,
verdient zwar wenig Beachtung, denn die Verletzung des Brief¬
geheimnisses muß streng verhütet werden; allein es ist denkbar,
daß ein Privatunternehmer fremdem Einfluß zugänglich wäre
und die Staatscorrespondenz belauert würde.

(a) Gesetzt, es wäre für eine gewisse Entfernung jährlich bei einer Taxe
von 12 kr. die Br. Z. 100 000, die Einnahme 20 000 fl.

so wäre, abgesehen von den etwas vermehrten Kosten, die Taxe von
6 kr. die einträglichste.

(ä) Beispiel. Baden bezahlt als Abfindung an das Haus Taxis jährlich
50000 fl., die, von dem jetzigen Reinerträge abgezogen, 250000 fl.
übrig lassen. Würtcmberg erhält von Taxis als Kanon für die
Ueberlassung der Post nur 70000 fl., Gr. Hessen 25 OVO fl., Nassau,
6000 fl.

(c) Dieß zeigt sich z. B. bei der Anlegung eines Postlaufcs durch eine
schwach bevölkerte Gegend, bei der Anordnung mehrerer Briefver¬
sendungen in der Woche, bei der Bestimmung des Gewichtes für den
einfachen Brief, dessen Erhöhung nur dem Volke zu Starten kommt,
ohne auch die Posteinnahme zu vermehren rc.

150 000 Briefe .
230 000 „ .
260 000 „ .

. . 22 500
. . 23 000

. IS 333
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Z.210.
Demnach verdient in der Regel die von der Negierung ge¬

führte Postverwaltung den Borzug. Wo indessen mehrere kleine
an einander grunzenden Staaten, wie in Deutschland, der Schweiz
und Italien, ihre eigenen, noch dazu nach verschiedenen Regeln
verwalteten Staatsposten haben, da zeigen sich erhebliche Nach¬
theile. Dieser Zustand vervielfacht die Berechnungen, erhöht die
Kosten der Aufsichtsbehörden und vertheuert schon hiedurch das
Porto, was durch das häufig wahrzunehmende wetteifernde Be¬
streben der Negierungen nach größeren Einnahmen in noch höherem
Maaße geschieht; er giebt ferner zu manchen Mißbrauchen, z. B.
zur Umleitung der Briefe, Anlaß, und schwächt selbst die Sicher¬
heit, weil er die Entdeckung des Unterschusses erschwert; über¬
haupt leidet der Zusammenhang der Posten auf einer größeren
Fläche. Mit der Ausdehnung des Postgebietes nimmt die Leich¬
tigkeit verschiedener Vervollkommnungen zu. Ein Privatunter¬
nehmer, dem die Posten in allen solchen Staaten übertragen sind,
kann sie mit leichter Mühe wohlfeil, sicher und bequem ein¬
richten (n).
(«) Die der Postvcrwaltung des Fürsten von LH urn und Taxis un¬

tergebenen Länder haben jetzt (48S0) gegen 4'900 000 Einwohner.

§. 211 .
Zn den Ländern, welche mehrere benachbarte kleinere Staats¬

gebiete enthalten, könnte ohne Aufstellung eines Privatunterneh¬
mers der erwähnte Bortheil (8. 210) auch auf andere Weise,
durch -Verabredung der einzelnen Negierungen erreicht werden,
wenn man sich dahin vereinigte, gleiche Grundsätze über die Be¬
fugnisse und Verpflichtungen der Postanstalt, eine gemeinsame
Postordnung, gemeinsame Tarife rc. aufzustellen, eine oberste Be¬
hörde zur Oberaufsicht zu errichten und das vereinigte Gebiet in
Beziehung auf die Taxen und Curse wie ein Ganzes zu be¬
handeln. Staaten von einer zu kleinen Oberfläche oder Volks¬

menge müßten sich zu einer gemeinschaftlichen Postverwaltung
verbinden. Bei dieser ganzen Vereinbarung müßte man die
Gemeinnützigkeit und Vollkommenheit der Postanstalt sich zum
Ziele setzen und kleinliche, siscalische Rücksichten beseitigen («).



Leichter und sicherer als auf diesem Wege wird die nöthige Gleich¬

förmigkeit und Einheit erreicht, wenn die zusammengehörenden

Staaten sich zu einem höheren Ganzen, einem Bundesstaate,

vereinigen und der Wundcsgewalt die Befugniß übertragen,

durch Gesetzgebung und Oberaufsicht dasjenige anzuordnen, was

man sonst nur schwer vermittelst eines Vertrages aller einzelnen

Regierungen zu Stande bringen könnte (S).
(a) Die Ausführung dieses Vorschlages in Deutschland ist seit dem Er¬

scheinen der 1. Ausgabe näher gerückt. Der höchst erfreuliche Erfolg
und Fortgang des Zollvereins und die durch diesen veranlaßten
Münzverträge geben Beispiele von den Vortheilcn, die sich auf dem
Wege freier Vereinbarung erreichen lassen. Zwar stehen große
Schwierigkeiten im Wege, aber man kann sie mit Beharrlichkeit und
gutem Willen überwinden. S. auch Rebenius, D. Vierteljahrs¬
schrift,Nr. 14,257.(1841). DerPostcongreß vonDresden im Herbst
1847 hat schon eine schätzbare Vorarbeit geliefert, jedoch in seinen
Anträgen, die bisher ohne Erfolg geblieben sind, Manches zu wün¬
schen übrig gelassen, s. D. Vierteljahrsschrift Nr. 46, 2. Abth. S.
165. — Als Hauptpunkte für eine deutsche Postvcreinigung könn¬
ten, außer den obengenannten, folgende bezeichnet werden; 1) Re¬
gulirung des Verhältnisses zu dem Hause Thurn und Taxis. 2) Art
der Besetzung der höchsten Postbehörde durch die einzelnen Regie¬
rungen und Verhältniß derselben zu jener. 3) Anordnung einer An¬
zahl von Obcrbehördcn (Direktionen) in guter geographischer Ver-
rheilung durch das ganze Postgebiet, nach dem Beispiele der Zolldi-
rectioncn. 4) Vertheilung der reinen Ertrages, wozu sich zunächst
2 Maaßstäbe darbieten, nämlich der bisherige Reinertrag und die
künftige wirkliche Roheinnahme der Poststellen (Stationen) jedes
Landes.

(L) Der Uebergang der ganzen Postverwaltung an die Bundesgewalt
(wie in den vereinigten Staaten) ist nicht nothwendig, wenn nur sonst
der letzteren die erforderliche Macht bewilligt wird. D. Reichsvers.
v 28. März 1849: Art. §. 41. „Die Reichsgewalt hat das Recht der
Gesetzgebung und die Oberaufsicht über das Postwesen, namentlich
über Organisation, Tarife, Transit, Portotheilung und die Verhält¬
nisse zwischen den einzelnen Postverwaltungen." — Gleichlautend
Preuß. Entw. Z. 41. Postverträge mit auswärtigen Staaten erfor¬
dern nach beiden Verfassungen die Genehmigung der Reichsgewalt,
aber die derselben nach den Beschlüssen der Nationalversammlung
Z. 44 ertheilte Befugniß, das ganze Postwescn als Reichsanstalt in
Folge eines Reichsgesetzcs zu übernehmen, ist im preuß. Entwürfe
hinweggebliebcn. — Zn der Schweiz ist die Post zur Bundesanstalt
geworden. Die Cantone werden für ihre bisherigen Posteinkünfte
entschädigt.

Z. 212.

Die Fahrpost verhält sich in mehreren Hinsichten anders

als die Wriefpost: 1) die Zahl der Frachtstücke ist gegen die

Briefzahl gehalten viel kleiner, und es ist leichter, sie einzu-



schreiben und den Empfang bescheinigen zu lassen; 2) dieselben
gehen nicht so leicht verloren, auch kann wegen der angegebenen
Schätzung der Verlust ersetzt werden; 3) die Fahrposten bilden
in einem Lande kein so vielfach verschlungenes Netz, sondern
bestehen aus einer kleineren Anzahl von Haupt - und Neben-
Posiläufen (Cursen); 4) das Fortführen der Personen geschieht
schon neben der Post durch mancherlei Privatunternehmungen,
die sich, je nach dem Maaße von Freiheit, welches ihnen gestat¬
tet wird, der Postanstalt mehr oder weniger nähern.

Deßhalb ist cs da, wo genug Sinn und Neigung für solche
Unternehmungen vorhanden ist, ausführbar, die Fortschaffung
der Personen und Packstücke für einzelne größere Haupt- und
Nebenstrecken Privatpersonen zu überlassen, welche sich den von
der Regierung gegebenen Vorschriften unterwerfen, unter eine
sorgfältige Aufsicht gestellt werden, auch eine Abgabe entrichten
müssen. Dieß ist in mehreren Ländern geschehen, das Mitwer¬
ben hat sich wenigstens auf lebhaften Straßen wirksam gezeigt
und die Regierung konnte sich eines beschwerlichen und wenig
ergiebigen Geschäftes überheben Dennoch hat das gänz¬
liche Aufgeben der Staatsfahrpost erhebliche Gründe gegen sich,
denn n) dieselbe kann pünctlicher und überhaupt vorzüglicher
eingerichtet, auch mit dem Auslände leichter in Verbindung ge¬
bracht werden, als Landkutschen; Ir) sie besorgt zugleich die
Sendungen von Acten, Geldern u. dgl. für Zwecke der Staats¬
verwaltung und leistet hiedurch einen großen Nutzen, den man
neben dem Reinerträge mit in Anschlag bringen muß. Würde
die Staatspost aufgehoben, so müßte man diese Versendungen
den Privatunternehmern bezahlen, e) Der Staat kann allen

Gegenden des Landes gleichmäßige .Theilnahme am Verkehre
verschaffen, indem er mit Hülfe des Ueberschusses, den die leb¬
hafteren Straßen abwerfen, auch in schwach bevölkerten Landes-

theilen die Postverbindungen unterhält, während Privatunter¬
nehmer für solche Gegenden gar nichts oder nur wenig thun (S).
Es ist daher die Erhaltung der Fahrpost im Betriebe durch die
Negierung zweckmäßig, damit eS an einer vollständigen und
vorzüglichen Fortschaffungsanstalt nicht fehle; neben ihr sollte



aber wenigstens auf kürzeren Strecken die Anlegung von Land¬

kutschen (a) nicht verhindert werden, weil diese wohlfeiler

sein können, und wo keine Fahrpost geht, da kann solchen

Privatunternehmungen der Gebrauch des Pferdewechsels gegen

eine geringe Abgabe gestattet werden. Wie allmälig die Betrieb¬

samkeit in den Fuhranstaltcn reger wird, kann die Negierung

die ihrigen vermindern und sie endlich auf eine Mallepost

(Briefcourier) beschranken (,/).
(a) Eine Landkutschc (staAe-coaoli) bezahlt in Großbritanicn nach

dem Ges. v. 24. Aug. 183g (2. und 3. Victoria, C. 66) eine Conces-
sionsgebühr von S L. St. und bei jeder Fahrt eine Abgabe nach der
Zahl der Plätze, l Pence (3 kr.) für die brit. Meile bei 6 Plätzen
(— 8 kr. auf die Wegstunde), 1'/? P. bei 7—10, 2 P. bei II—13,
2/z P. bei 14—16, 3 P. bei 17—lg, 3^ P. bei 20-22 Plätzen,
und j/z P wehr für je 3 weitere Plätze (vor 1823 ungefähr doppelt
soviel.) Kutschen unter 4mile8 (1,"Wegst.)Geschwindigkeitauf die
Stunde gelten nicht als stnAs-eonokes. Es bestehen genaue Vor¬
schriften über die Belastung und Führung dieser Landkutschen.
Laillx, I, 642. Diese Abgabe trug 1835 488000 L. — Zn Frank¬
reich entrichtet der Messagerie-Unternchiner von einem regelmäßig
gehenden Wagen oder Schiffe, außer der Licenz von 2—5 Fr., >/,„
vom Preise der Plätze nach Abzug von >/z derselben, die als leer an¬
genommen werden, also eigentlich und >/„ von der wirklich ein¬
genommenen Fracht der Maaren, die durch ein genau geführtes Re¬
gister nachgewiesen wird. Nicht regelmäßig gehende öffentliche Wä¬
gen zahlen ein Aversum. lieber die vorgeschricbenen Formen, z. B.
Declarationund Buchführungdes Unternehmers, s.0 s körnnllo,
l>r. silm. IV, 214. Uebcr den Betrag dieser Abgabe s. §. 205 (a).
Man bezahlt in Frankreich ungefähr ^ Fr. auf die deutsche Meile
für einen Platz im Innern einer Landkutsche,hinten (roton-Ie) und
oben (banguetto) etwas weniger, vorne (enbriolet) etwa j/z mehr.
Die deutschen Eilwägen kosten zwischen 18 kr. und 48 kr. auf die
deutsche Meile.

(b) In England ist bei der großen Ausdehnung des Verkehrs am leich¬
testen eine Fahrpost des Staates zu entbehren. Zn Frankreich ist
schon auf Nebenstraßen für die Bequemlichkeit und Sicherheit durch
die Landkutschc» (llilixencws) nicht zum Besten gesorgt. — Die
Staatspost hat überall im Lande gleichen Preis. Bei Landkut¬
sche» ist auf stark befahrenen Strecken, wo der Wagen immer voll¬
ständig besetzt ist und mehr Mitwerben besteht, der Fahrpreis öfters
niedriger, als auf wenig besuchten.

(c) Omnibus, Stcllwagcn, Diligence, Ordinäre rc.
(</) Die mallv-posle, die einzige wahre Fahrpost in Frankreich, ist schnel¬

ler und kostbarer als Privatfuhrwerke.

8 . 213 .

Nach dem Bisherigen erscheint wenigstens bei der Briefpost

die Fortdauer der Regalität als nothwendig. Die Gemeinnützig-



282

keit der Post würde ohne Zweifel sehr gewinnen, wenn der
Staat die Taren so niedrig setzte, daß sie nur gerade die Kosten
deckten («). Ware die Post nicht schon eine Einnahmsquelle,
so würde man nicht mehr daran denken, sie zu einer solchen
zu machen, nachdem man ihre hohe Bedeutung erkannt hat,
Z. 207. Da aber ein Reinertrag der Post schon lange in die
Staatscasse geflossen ist, so laßt sich derselbe nicht leicht plötzlich
entbehren, und der Verzicht auf den Postgewinn ist wie eine
Ausgabe für die Zwecke der Bildungs - und Volkswirthschafts-
pflege anzusehen, die ihrer Größe wegen nichtsogieich ganz vorge-
nommcn werden kann. Es wäre auch unbillig, wenn die Wohl¬
feilheit der Post den Ausländern zu Statten käme, ohne daß in
anderen Staaten gleicher Grundsatz in Ausführung gebracht würde.

Eine solche Verringerung der Posttaren, welche durch Zu¬
nahme des Gebrauches der Post vergütet wird, ist ohne Einbuße
für die Staatscasse möglich. Vermag man das Maaß dieser
Zunahme aus der Erfahrung ungefähr zu beurtheilen, so
kann man eine nach ihr berechnete Herabsetzung der Preise

sogleich unternehmen, ohne eine dauernde Störung in den
Staatshaushalt zu bringen, wenn gleich in der ersten Zeit eini¬
ger Ausfall unvermeidlich ist (-). Eine noch weiter gehende
Ermäßigung der Taxe, sowie verschiedene andere, die Benutzung
erleichternde Einrichtungen können dagegen nicht ohne den Hin¬
blick auf die zur Deckung des Ausfalls anzuwendenden Mittel
beschlossen werden, wobei jedoch zu erwägen ist, daß die Ver¬

mehrung der Briefe, Frachtstücke und Reisenden den Verlust
geringer macht, als er nach dem gegenwärtigen Stande zu ver-
muthen ist. Es läßt sich zur Beförderung des Verkehres viel
thun, ohne den Reinertrag ganz aufzuopfern (c).

(a) Dahin muß auch die Verzinsung des stehenden und umlaufenden
Kapitals gerechnet werden. Baden, Ende 1847: 394 788 fl. an Ge¬
bäuden, Wägen rc>

(-) Verbesserungen, welche die Schnelligkeit und Sicherheit der Versen¬
dungen vermehren, bringen bei gleichen Laxen eine Zunahme des
Ertrages zu Wege. Palmer erhöhte bei seinen Vervollkommnungen
der Post zugleich die Laxen, und der Ertrag stieg; vgl. Lromie,
Ilupport, S. 11.

(c) Großbritanien hat ein merkwürdiges Beispiel einer Postresorm
gegeben, die für die erste Zeit ein so großes Opfer für die Staatscasse
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erforderte, daß man sie nicht zur Nachahmung empfehlen kann. Der
Entwurf ging l837 von Rowland Hill aus und wurde durch das
Gesetz vom 17. August 1839 (2. und 3. Bictoria, C. 52) in Ausfüh¬
rung gebracht, s. Z. 216, u. Bisher war das mittlere Porto eines
Briefes 7—7 '/^ P. Die Herabsetzung auf 1 P. (vom 10. Jan 1810
an) bewirkte eine starke, jedochimmernocheine langsamere Zunahme
der Briefe, als man vermuthet hatte (Hill rechnete in Kurzem auf
das Sfache).

Die Ergebnisse sind folgende:

Rohertrag. Berh. Reiiici'trog. Vcrh. Briefzahl.

1838.39 2-388 020 L. 100 1-601 910 100 75 Mill.
10 1-389 468 - 57 410 028 25 168-768 00»
41 1-499 418 - 63 447 993 27 196? MM.
42 1-578 145 - 66 478 479 29 208? -
43 1-620 867 - 68 523 711 32 218 -
44 1-705 067 - 71 610 724 38 242 -
45 1-901 580 80 660 791 41 270? -
46 1-978 293 - 83 724 757 45 300 -
47 2-181 016 - 92 863 206 53 329 -

Hiebei sind auch die von anderen Verwaltungszwcigen bestrittenen
Kosten mit abgezogen. Die starke Vermehrung der Kosten rührt
nur zum Theil von der Zunahme der Briefe her, zum Theile ist sie
anderen Ursachen, nämlich den hohen Forderungen der Eisenbahnge-
sellschaften und der kostbaren Postschifffahrt, bcizumessen.

8. 214.

Die Regeln, nach denen das Staatspostwesen einzurichten
ist, lassen sich so überblicken:

I. Organisation. Das Postwesen ist ein so eigenthüm-
licher und abgesonderter Geschäftszweig, daß er seine besonderen
Beamten und eine eigene Oberbehörde braucht, die zwar einem
Ministerium (r<) untergeordnet ist, aber in dem Technischen des
Geschäftes selbstständig handelt. Mittelstellen sind nur in größe¬
ren Staaten nöthig. Die Anforderungen an das in den Post¬
stätten (Expeditionen, burvaux) arbeitende Personal sind von der
Art, daß man mit Schreibern, die auf Widerruf angenommen
und wie Handelsgehülfen behandelt würden, nicht wohl aus-
kommen könnte (§. 208.) (S), weßhalb man größtentheils
Staatsdiener brauchen muß, und nur als Gehülfen des Bor¬
standes bei mittleren, leicht zu übersehenden Postämtern Privat¬

schreiber gestatten kann. An kleinen Orten, wo ein Beamter zu
kostbar sein würde, bleibt nichts übrig, als Verwalter (Expe-
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ditoren) anzustcllen, die nicht allein von der Post zu leben
brauchen und mit einem Antheile an dem Reinerträge belohnt
werden; sie müssen aber unter einiger Aufsicht des nächsten
Postmeisters stehen. Das Unterpersonal (Briefträger, Packer,
Schirrmeister oder Conducteurs) wird widerruflich angenom¬
men, anständig bezahlt und zur größten Ordnung nachdrücklich
angehalten.
(a) Der Finanzen, in einigen Siaaten dem der auswärtigen Angelegen¬

heiten; in Preußen eine ganz unabhängige Qberbehörde.
(-) Manche Schriftsteller stellen sich die Verwaltung der Posten zu leicht

vor; sie ist aber auch heutiges Tages viel künstlicher und erfordert
mehr Kenntnisse als ehehin.

§. 2 , 5 .

II. Anordnung der Curse. Für die Briefpost muß das
Land in allen Richtungen von Postläufcn durchschnitten werden,
so daß jede Ortschaft nicht mehr als einige Stunden von der
nächsten Poststätte (Expedition) entfernt ist und durch Boten
mit ihr in Verbindung kommen kann. Die Stationspuncte
sind mit sorgfältiger Berücksichtigung der örtlichen Umstände so
zu bestimmen, daß ihre Entfernungen von einander nicht über¬
mäßig sind (Regel 2 geographische Meilen), daß die sich kreu¬

zenden Züge gut Zusammentreffen, die wenigsten Umwege erfor¬
dert werden und für den Verkehr der größeren Orte am besten
gesorgt ist. Die Lebhaftigkeit der Mittheilungen giebt auch an
die Hand, wie oft die Versendung geschehen müsse («). Die
Curse und Stationen der Fahrpost können nicht so zahlreich sein,
sollten aber, selbst mit einem Zuschüsse, so vermehrt werden,
daß sie in keiner Gegend des Landes ganz fehlen. Durch gut
berechnetes Ineinandergreifen der Curse ist dafür zu sorgen,
daß die versendeten Gegenstände mit dem geringsten Zeitver¬
luste, ohne unnöthiges Liegenbleiben, ihren Weg zurücklegen.
Um die inländischen mit den ausländischen Posten in Verbin¬
dung zu setzen, dienen Verträge mit den Nachbarstaaten und

Verabredungen bei jedem Wechsel der Einrichtungen. Diese
Verträge regeln nicht nur Zeit und Ort des Zusammentreffens,

sondern auch das, was bei der Ueberlieferung und Abrechnung



zu beobachten ist. In den größten Städten ist eine eigene
Stadt-Briefpost nöthig (S).

(a) Wo möglich aufjedem Curse täglich. In Frankreich sind neuerlich
SOOO Fußboten angestellt worden, die täglich 5 Wegstunden machen
und jede Gemeinde alle 2 Lage besuchen. In Bezug auf schnelle Be¬
förderungen sind neuerlich in allen Staaten große Fortschritte ge¬
macht worden.

(L) Die kleine Post in Paris bestellt täglich 15 000 Briefe. — ?e,u,^-
I>»st in London seit 1080.

Z. 216.

III. Laxwesen. Die Erhebung der Post-Taren geschah
bisher allgemein nach Tarifen, deren leicht verständliche
Einrichtung und öffentliche Bekanntmachung Unterschleife ver¬
hüten und Jeden in den Stand setzen muß, sich von der Ge¬
setzlichkeit der geforderten Taxe selbst zu überzeugen. Bei der
Entwerfung der Tarife (») muß man vor Allem die Kosten
ermitteln, welche jeder Wersendungsgegenstand oder jede Reise
der Anstalt verursacht, und sodann sich darüber verständigen,
wie die anzusetzende Taxe sich zu den Kosten verhalten soll,
Z. 213. Die Taxen steigen sowohl mit den Entfernungen, als
mit dem Gewichte der versendeten Gegenstände, und werden
daher durch Tabellen, in denen die Zahlen nach zwei Richtun¬
gen fortwachsen, ausgedrückt.

Briestarif.

1) Man bestimmt ein gewisses Gewicht des einfachen
Briefes, von welchem die niedrigste Taxe bezahlt wird. Für
die unteren Stände, die sich insgemein eines gröberen Papiers
bedienen, ist es schonend, wenn der einfache Satz nicht zu nie¬
drig gesetzt wird (S).

2) Die Steigerung nach der Entfernung soll nicht nach der
Länge des Weges, den die Post zufällig wegen der jetzigen
Curseinrichtung zurücklegt, sondern nach dem geraden Abstande
der Orte bemessen werden (c). Auch sollte man den Satz in
häufigen und kleinen Abstufungen weiter steigen lassen, nicht
etwa bloß von 10 zu 10 Meilen, wobei z. B. eine Entfernung
von 61 und 69 Meilen gleiche Taxe bezahlen würde. Da die
Kosten nicht genau mit der Länge des Weges wachsen, vielmehr
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die Mühe des Annehmens, Taxixens und Austheilens gleich

bleibt, so ist es billig und auch überhaupt zweckmäßig, daß die

Taxe nicht völlig in dem Verhältnisse der Entfernungen

zunimmt, so daß z. B. der doppelte Weg nicht ganz doppelt

so viel kostet, als der einfache, und folglich die Briefe, die am

weitesten gehen, verhältnißmaßig am wohlfeilsten bezahlt wer¬

den (//).

3) Auch ein größeres Gewicht eines Briefes über den

einfachen Satz soll nicht in gleicher Fortschrcitung die Taxe

erhöhen (o) .

4) Zur Begünstigung des geistigen Verkehrs erhalten

Druckschriften unter Kreuzband eine niedrigere Taxe (/), und

die Zeitungen, welche die Post vexsendet, werden um eine

geringe Erhöhung des Preises von derselben geliefert (A). Zur

Beförderung der Gewerbe werden auch Muster und Proben

von Maaren schonend taxirt.

(a) Seitdem der französische Brieftarif 1827 durch den Beschluß der
Kammern zu Stande gekommen ist, sind die Posttaxcn oft Gegenstand
landständischer Berathung geworden.

(b) Das Gewicht des einfachen Briefes ist 156 holl. As — 7'/, Gramme»
in Frankreich seit 1827 (vorher 8), 223 A. — Loth, Preußen
und Baden, 260 A. — 2^ Hektas in Sachsen (1840), 294 A. —
Unze in Großbritanien (1840), 304 A. — 1 Loth Köln. Thurn und
Taxis in den meisten Ländern, 325 A. — 1 Loth Zollgewicht Baiern
seit 1849, 364 A. — I Loth in Oesterreich, vor 1849 nur Loth.
In Baiern wird 1 Loth auch nur 1 '/-fach bezahlt, wie in Preußen,
I'/z Loth zahlen 2fach. Großbritanien, 1840: über bis an I Loth
2fach, über 1 Loth bis an 2 Loth 4fach, über 2 Loth bis an 3 Loth
6fach, u. s. f.
Naeti der früheren fehlerhaften Anordnung (noch in America in Ge¬
brauch) galt in Großbritanien ein Brief für einfach, wenn er nur
aus 1 Stück Papier bestand und nicht über 1 Unze wog. Jedes
eingelegte Stück verdoppelte schon den Preis. — In Baden werden
Eingaben von Privatpersonen an Staatsbehörden, wenn sie nur aus
1 Bogen bestehen, nach dem einfachen Satze belegt, sonst immer um
eine Stufe niedriger, als andere Briefe.

(c) Hiedurch erhalten die Taxen eine von dem jedesmaligen Postenlaufe
ganz unabhängige Festigkeit und cs wird nun möglich, für jeden Ort
die Bezirke (ru^ons) durch conccntrische Kreise auf der Charte zu
bezeichnen, so daß das Porto von dem angenommenen Mittelpunkt
aus nach allen in einerlei Bezirk liegenden Orten gleich viel beträgt.
In Frankreich ist dieser Grundsatz seit 1827, in den meisten deutschen
Staaten schon länger eingcführt, z. B. preußisches Lax-Regulativ
vom 18. Der. 1824, §. 2.

(<?) Die Taxe könnte aus einer veränderlichen Größe bestehen, die sich



ganz nach der Entfernung richtet, und aus einer unveränderlichen,
die jenen glcichblcibcndenKosten jedes Briefes entspricht. Es sei u
der feste Bestandtheil, b die Frachtgebühr für die Meile, in die Mei¬
lenzahl, so ist die Tape t —u -j-m b. Setzt man z. B. u—2 kr. und
b — >/z kr., so erhält man gerade den früheren baicrischcnTarif von
12 M. an. Die Tarife find entweder „exelusivo" gestellt, so daß
z. B. eine Entfernung von IS bis an 20 M. einen Satz erhält, bei
vollen 20 M. aber der höhere eintritt, oder „inclusive", d. h. in die¬
sem Beispiel über 16 bis mit 20 Meilen rc. Die Taxe sollte nach der
mittleren Entfernung berechnet werden, z. B. bei 15—20 nach 17'/^
M. Sachsen: 1 Meile 4 Pfennige, und für jede Meile weiter 1
Pfenn. mehr. V. v. 7. Dec. 1840. — Für die Steigerung der Taxe
nach dem Berhältniß der Entfernng v. Jmhoff-Spielbcrg in
Harls Allg. Archiv, 1827. I. H. — Dieß ist die Regel des bad. Ta¬
rifs vom 11. Aug. 183 t und 22. Okt. 1841. Der einfache Brief be¬
zahlt bis zu 3 Meilen 2 kr., über 3—6 Meilen 4 kr., über 6—12
Meilen 6 kr. und für je 6 Meilen weiter 2 kr. Hiezu kommt 1 kr.
Bestellungsgebühr von jedem Briefe. Taris in Würtcmberg 1—3
Meilen exol. 2 kr., 3— an 6 M. 3 kr., 6 bis an 12 M. 4 kr., 12 bis
an 18 M. 6 u. s. f. für je 6 Meilen 2 kr. mehr.

(e) Z. B. Preußen und Baden überb/,—1 Loth 1/zfachcr Satz, über
1—1'/z Loth 2fach, über 12 Loth 2hs,fach und für je Loth
weiter ' x Satz mehr. — Ehemals war das Einschließen mehrerer
Briefe in einen Umschlagverboten, aber das Verbot ließ sich nicht
handhaben.

(/) Gewöhnlich nur der Brieftape, aber nur wenn die Sendung frei
gemacht (frankirt) wird.

(t,) Baden, z. B. bei dem Preise von 4—10 fl. für eine Zeitung 2 fl. 30
kr. — bei 10—20 fl. 3 fl. 30 kr., — bei 20—40 fl. 5 fl. rc. und dabei
immer für tägliches Austragen jährlich 30 kr. Oesterreich und Tapis
25 Proc. des Preises, überhaupt ein angemessener Satz.

Z. 216 u.

Die britische Postreform von 1840 (Z, 213.) besteht in der
Einführung eines einzigen Preissatzes für alle im Lande ver¬
sendeten Briefe, ohne Rücksicht auf den zurückzulegenden Weg.
Die Beweggründe hiezu waren nachstehende: 1) Das bisherige
thcure Briefporto war sehr nachtheilig, Z. 207. 2) Unter den,
von der Briefpost versendeten Gegenständen befanden sich
so viele Zeitungen und postfreie Schreiben, daß auf die Fort¬
schaffung der bezahlten Briefe der kleinere Theil der Kosten
kam («). 3) Die unveränderlichen Kosten betragen mehr,
als die veränderlichen, von der Wersendung herrührenden. 4)
Diese richten sich auch nicht genau nach der Entfernung, weil
sie zugleich davon abhangen, welche Anzahl von Briefen ic, auf
einmal (in einem Felleisen) fortgeschafft wird, weshalb die Aus-
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gäbe für jeden Brief auf einer längeren, aber lebhafteren
Strecke kleiner sein kann, als im entgegengesetzten Falle. 5)
Die von der Entfernung ganz unabhängigen Kosten lassen sich
sehr vermindern, wenn die Briefe sogleich bei dem Ausgeben
bezahlt werden und für dasselbe eine bequeme Einrichtung ge¬
troffen wird.

Demnach wurden die bisherigen Postfreiheiten der Briefe
(-) aufgehoben, und das Porto des einfachen Briefes wurde
bei der Vorausbezahlung auf 1 Pence (3 Kr.), sonst auf 2
Pence gesetzt (a), statt des Bezahlens bei dem Aufgeben wur¬
den aufzuklebende Stempel-Blättchen eingcführt, die man sich
in beliebigem Vorrathc ankaufcn kann (</). Wie leicht und an¬
genehm auch eine so große Vereinfachung des Taxwesens sein
mag (o), so verursacht sie doch einen zu großen Ausfall in der
Staatscasse (Z. 213 (a) ), auch ist einige Abstufung des Portos
nach den Entfernungen vollkommen billig. Ferner ist der
Briefverkehr zwischen naheliegenden Orten erfahrungsmäßig
der häufigste und man dürfte ihn nicht vertheuern, daher
muß man davon abstehen, dem einzigen Portvsatz /ine gewisse
mittlere Höhe zu geben. Diese Betrachtungen führen dahin,
daß wenigstens in einem größeren Postgebiete die Anordnung
einer kleinen Zahl von Stufensätzen (3 oder 4) den Vorzug
verdient, wobei die Worausbezahlung mit Hülfe von Stempel¬
blättchen ebenfalls noch anwendbar ist (/). Durch Staatsver¬

träge kann dafür gesorgt werden, daß solche niedrige Portosätze
auch im auswärtigen Verkehre den Bewohnern beider Staaten
zu Gute kommen.

O) Nach dem Gewichte machten die bezahlten Briefe nur 16, die un-
entgeldlichen 9, die Zeitungen 75 Proc. aus, Lroiine Ilnpport, S. 7,

(d) Die Portofreiheit der Parlamentsmitglieder (It> Briefe täglich frei
abschicken, 15 empfangen) war ungeheuer gemißbraucht worden.

(c) Als Ucbergang diente die Ermäßigung des Portos, wo es höher ge¬
wesen war, auf 5 Pence, vom 5. Dcc. 1839 — 10. Jan. 1840.

(et) Auch gestempelte Briefumschläge (oouverts), 2 Dutzend für 2 Schill.
3 P. Der wiederholte Gebrauch eines Stempelblättchcns wird durch
Aufdrücken eines schwarzen Stempels auf der Post verhindert.

(s) In Rußland besteht seit dem I. 1843 ein gleichförmiger Portosatz
von 40 Kopeken Silber — 11/ kr. — Belgien, seit 1847 20 Cent.
— 5/ kr. von jedem Briefe. — Frankreich, Ges. 24. Aug. 1848: all¬
gemeiner Satz 20 Cent., über 7>/, —15 Grammen 40 Cent. Bisher
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war man gewohnt, die meisten Briefe unfrankirt zu versenden. Im
November 1849 hatten sich die frankirtcn von erst auf '/ ver¬
mehrt und cs wurde ein Portozuschlag von 19 Proc. für di?nicht
frankirtcn vorgeschlagen. — In Oesterreich kostete v. 1722—1751
jeder Brief 8 kr. — Präsident Taylor (Botschaft 4. Dec. 1849)
empfiehlt für den amcricanischen Bundesstaat ei» gleichförmiges
Porto von 5 Cents — 7 ,'^ kr.

(/') M. Cu Noch, 4'axnt. S. 307 ist ein Gegner der brit. Postrcform
und glaubt, ein mittlerer Portosah von 2 —3 P. für den Brief wäre
weit bester gewesen.— Vorschlag von Herrfeldt a. a. O.: Stadt¬
post 1 kr., — bis zur nächsten Station 3 kr., — darüber hinaus 8
kr. Hiebei würde aber in der Nähe sogar noch eine Erhöhung gegen
den bisherigen Satz eintreten. Besser vielleicht 4 Stufen mit Stem¬
peln von verschiedener Farbe: I) an Ort und Stelle I kr.,—
2) bis zur nächsten Station 2 kr., —3) bis 10 oder 12 Meilen 4
kr., — 4) weiter 8 kr. Dieß würde allerdings der Staatscasse ein
starkes Opfer aufcrlegen. — Oesterreich stellte vom 1. August 1842
an 2 Portosätze, 8 kr. bis zu 19 Meilen und >2 kr. für größere Ent¬
fernung auf, mit der erklärten Absicht, daß künftig nur ein einziger
von 6 kr. bestehensolle. ( 7,^ kr. des münch. Fußes). Der Satz von
6 kr. wurde später bis auf 20, 1819 bis auf 30 Meilen ausgedehnt.
Im Sept. 1849 wurde das Porto bis 10 Meilen auf 3 kr., darüber
auf 8 kr., in Wien auf 2 kr. herabgesetzt.— Bai. Sätze (Jun. 1849) :
bis 12 Meilen 3 kr., darüber 6 kr., im Orte und der Umgebung 1 kr.
— Antrag der Dresdener Conferenz: bis 6M. incl. 2 kr., bis 20 M.
5 kr., darüber 10 kr. (100 kr. — 122/ kr. des 24>/j fl. Fußes.) —
Vorschlag in der Bicrteljahrsschrift a. a. O.: bis 20 M. 1 Sgr.,
20—70 M. 2 Sgr,, 70—155 Sgr. 3, darüber 4 Sgr. — Prcuß.
Entwurf, Dec. 1849: bis 10 M. 2 Sgr., 10—20 M. 3 Sgr., dar¬
über 4.

§. 217 .
8. Pakettarif. Gleiche Gewichtsmenge wird bei der

Fahrpost weit niedriger belegt, als bei Briefen, weil man vor¬
aussetzt, daß der Post- oder Packwagen Frachtstücke von an¬
sehnlichem Gewicht zu versenden hat, bei denen die Bemühung
des Personals verhältnißmaßig viel kleiner ist, sowie auch die
Fortschaffung langsamer geschieht (er). Der Fahrposttarif
wird genauer als der fürBriefe aufgestellte nach der Entfernung
eingerichtet, doch ist es üblich und angemessen, von kleinen Ent¬
fernungen und Gewichtsmengen eine verhaltnißmäßig höhere
Taxe zu nehmen als von größeren (S).

6. Tarif für Geldsendungen, welche wegen der

größeren Haftung ein höheres Porto entrichten müssen (o).

v. Tarif für die Personen auf dem Postwagen (ek),
Rau, polit. Oekon. 3te Ausg. III. 1 g



290

wobei kein besonderes Trinkgeld mehr Vorkommen sollte, und
bei Extraposten (e), endlich

L. für Postreuter (Estaffetten).
k. Auch alle Nebengebühren, z. B. Bestellgeld an den

Briefträger oder Packer, für Posischeine, Lauszettel rc. müssen
genau geregelt sein (/).
(a) Bei den bisherigen hohen Bricftaxcn war man sehr geneigt, Briefe

unter dem niedrigen Paketporto, wenn auch etwas langsamer, abzu-
sendcn. Es mußte daher vorgeschriebe« werden, bei welchem Gewichte
erst ein Paket auf der Fahrpost angenommen werden darf, z. B. 2
Loth in Preußen, 8 Loth in Baden. Eine solche Bestimmung ist auch
fernerhin nicht zu entbehren, da man sie aber durch Angabe eines
gewissen Wcrthes umgehen kann, so sollte man durch die Einrichtuug
der beiderseitigen Tarife dafür sorgen, daß der Unterschied in den
Preisen der beiden Aufgabs- und Lersendungsarten nicht so groß
bleibe, als er bisher war.

(d) Dieß ergibt sich z. B. nach dem neusten bairischen Tarif daraus, daß
das Porto nach vollen.Groschen abgerundet wird, während sonst das
Pf. auf die Meile nur >/g kr. bezahlt; '/) Pf. -l Meilen weit sollte
nur kr. kosten, wird aber zu 3 kr. angesetzt. — In Preußen ist der
Portosatz für Pakete >/, Silbcrgroschen für das Pfund auf je 5
Meilen, aber kleine Pakete bis 4 Pfund zahlen doppeltes Briefporto,
solche über 4 Pfund dreifaches, bis zu dem Gewichte, wo jener Paket¬
satz mehr beträgt. — Nach den Dresdener Anträgen würde das Fahr-
porto so zusammengesetzt: I Heine Grundtaxevon2kr. für je 5 Meilen,
2) eine Gewichtstare von j/z kr. für das Pfund auf je 5 Meilen,
doch erst von 10 Meilen an, 3) eine Wcrthstarc für Waaren, die
über Rthlr. für das Pfund angeschlagen werden, ebenfalls mit
der Entfernung steigend (Rthl. zu 2 fl, des 24 fl. Fußes.)

(v) Sehr zu empfehlen ist die in England und neuerdings in Frankreich
getroffene Einrichtung, daß man Geldsummen, statt sie zu versenden,
der Post übergibt, welche sie wie eine Bank durch eine Anweisung
von der Postexpcdition des Bestimmungsortes ausbezahlcn läßt. Dieß
Geschäft könnte bei mäßiger Gebühr ziemlich ausgedehnt werden,
müßte aber auf eine gewisse Summe beschränkt sein, weil sonst die
Postämter stärkere Cassenvorräthe nöthig hätten. Die Post bezieht
von Summen bis 2 ii. Sterl. 3 Pence (also mindestens ^Proccnt.)
von 2—S L. Sterl. Schill. (Dieß macht von 5 Liv. >/z Proccnr,
von 3 L. St. 0/3 Procent.) — Der Vorschuß, den die Post auf Ver¬
langen beim Abnehmen eines Briefes giebt und bei der Ablieferung
desselben wieder einzicht, pflegt Privatgeschäft der Postbeamten zu
sein und muß wegen der Wagniß höher, als jene Anweisung vergütet
werden, z. B. in Baden: 3 kr. vom fl. — 5 Proc. — Prcuß. Gcldta-
rif: Von je 100 Rthlr. Silber bei Summen von lOObis 1000 Rthlr.
für je 5 Meilen 4 Sgr., über 1000 Rthlr. für je 100 Rthlr. 3 Sgr.;
Gold halb so viel. — Baden: Nach dem Tarif bezahlen z. B. 76 bis
100 fl. bis 2 Meilen 4 kr., sodann für jede weitere Stufe der Ent¬
fernung, als 2 >/2—4Meilcn, 4(4.— 6 , 6 H2— 8 , 8 '/,—10 rc. immer je
2 kr. mehr.

(A) Vgl. §, 212 (-). Baicrn und Baden 24 kr. auf die Meile. — Un¬
gleiche Preise der verschiedenen Plätze in England und Frankreich.
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(s) Die Taxe derselben hat einen veränderlichen Bestandtheil, welcher von
Zeit zu Zeit nach den Preisen des Habers und Heues neu bestimmt
wird.

(/') Das Briefbestellgeld sollte aufhären.

Z. 218.

IV. Versen dun gs ge sch ä ft e. Die Stellung der Pferde
und Postknechte ist Sache von Privatunternehmern (Posthal¬
tern), welche mit der Postverwaltung hierüber die nöthigen
Verträge abschlicßen und für jede einzelne Leistung bezahlt wer¬
den. Sie und die Postknechte stehen übrigens unter Aufsicht
der Postbehörden.

1. Regeln für die Briefversendung:

a) Briefe, welche frankirt werden und nicht schon auf eine
bequemere Weise bezahlt sind (ß. 216 »), dürfen nur durch
sichere Personen in Empfang genommen und müssen sogleich
Aufzeichnung der Summe auf dem Briefe nach dem Tarife
ta.rirt werden.

d) Dem Aufgebenden muß es frei stehen, den Brief zu fran-
kiren oder nicht, und man hat beim Abschluß von Staatsver-
trägen in Postsachen dahin zu streben, daß diese Wahl auch bei
der Absendung ins Ausland frei bleibe (n).

o) Zur Vereinfachung der Geschäfte werden alle in eine ge¬
wisse Gegend laufenden Briefe in ein Paket verschlossen, wel¬
ches so weit als möglich uneröffnet fortläuft, entweder bis an
den Bestimmungsort, oder bis zu einem Postamte, wo eine Um¬
packung und Vertheilung aller angekommenen Briefe in neue
Pakete nöthig wird. Auf diese Weise bilden sich in jedem Staate
gewisse Sammelplätze, die unter einander in dem Verbände
des „Paketschlusses" stehen und bei denen die sogenannte
Umspedition geschieht. Nur die an nahe Stationen gerichte¬
ten Briefe machen hievon eine Ausnahme. Die Beamten des
Bestimmungsortes oder des Umspeditionspuncles haben die Rich¬
tigkeit der Taxirung der ankommenden Briefe sorgfältig zu prüfen.

ck) Bei jedem solchen versiegelten Briefpakete wird die Zahl
und das Gesammtgewicht der eingeschlossenen Briefe auf-

19*
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gezeichnet. Das Aufzeichnen jedes Briefes nach seiner Adresse

in eine Liste, deren Abschrift in dem Pakete mit versendet

wird, würde die Geschäfte zu sehr vermehren, ohne die Sicher¬

heit erheblich zu verstärken (S).

s) Für jedes Paket wird auch die Berechnung über das Porto

beigefügt, welches, soweit es dem eignen Staate angehört, von

der Poststelle, die es baar einzieht, der Staatskasse verrechnet

wird (e).

k) Vollkommene Gewißheit der Ueberlieferung durch Be¬

scheinigung des Empfanges läßt sich nur mit größererWemühung

der Postbeamten und besonderer Einzeichnung bewerkstelligen

und erheischt daher eine erhöhte Gebühr (eingeschriebene

oder recommandirte Briefe).

2) Pakete werden speciell ausgezeichnet und, nach der in

Süddcutschland eingeführten Methode, dem Begleiter des

Wagens (Conducteur, Schirrmeister) übergeben, der

sie wieder dem Postbeamten des Bestimmungsortes einzeln

abliefert. Für jeden erweislichen, vom Aufgeber nicht ver¬

schuldeten Verlust haftet die Postanstalt, die dafür sich wieder

an den Schuldigen halten kann.
(a) Verweigert ein Staat alle Abrechnung,so müssen die Briefe hi»

und her von jedem der beiden Correspondentenfür die Strecke in¬
nerhalb seines Landes bezahlt werden.

(L) Weil man doch nur Ort und Hauptnamen des Empfängerseintragen
kann und oft viele Briefe an Personen mit gleichem Hauptname»
Vorkommen. Klüber, Das Postw. S. 99—1 l3.

(c) In manchen Staaten müssen auch die inländischen Poststellen mit
einander über das Porto abrechnen, welches jede verdient und
empfangen hat, wobei man annimmt,daß derjenigen Poststelle, welche
den Brief re. an den Empfänger bestellt, das Porto für die inlän¬
dische Sendung zukommc. Dieß vervielfacht indeß die Geschäfte
ohne Roth und es ist hinreichend, wenn nur bei der Verrechnung an
die Staatscaffe die gehörige Controle vorhanden ist. — Wenn ein
Brief von ^ nach 8 geht, so sind folgende Fälle möglich:
1) er ist beim Aufgcben bezahlt; ,n) er bleibt in 8 oder der Umge¬

gend; hier berechnet das Postamt .'V das eingenommene Porto
unter der Ueberschrist„Franco" der Postcasse.Kam der Brief
weiter, vom Auslande, so muß dieses der inländischen Gränzsta-
tion denAntheil vergüten, welcher den inländischenPosten daran
gebührt; b) er geht weiter ins Ausland, so muß der ersten Sta¬
tion oder dem Umspcditionsorte des Nachbarstaates der ent¬
sprechendeAntheil ersetzt werden, unter der Rubrik „Wciter-
franco";
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2) er ist nicht frankirt; n) kam er vom Auslande, so muß die Stelle
^ diesem das daran verdiente Porto erstatten und der Expedi¬
tion n unter der Benennung „Auslage" zur Last setzen. Diese
Auslage wird durch L von dem Empfänger des versendeten Ge¬
genstandes cingezogen; k) für den inländischen Lauf wird das
durch i; zu erhebende Porto unter diesem Namen von ^ an¬
gezeigt.

Nach der Einführung eines einfacheren Portosatzes kan» die bishe¬
rige Vergütung des Antheils, den ein zwischenliegendes Land nach
der Länge des Weges an dem Porto eines Briefes erhält, nicht mehr
Stattsinden. Dieß Transitporto muß aufhörcn, vorbehaltlich
einer Entschädigung für die Länder, welche hiebei erweislich ver¬
lieren.

§.219.

V. Einzelne Regeln, welche sich auf die Zwecke der
Postverwaltung beziehen.

1) Zur Geschwindigkeit dienen außer dem guten Jn-
einandergreifen der Eurse unter andern u) die Vermeidung des
UmleitenS, d. h. der Absendung auf einem Umwege, in der
Absicht, die-Versendungsgegenstande langer auf den inländischen
Poststraßen laufen zu lassen und dadurch mehr Porto zu ver¬

dienen. Die gänzliche Abstellung erfordert Unterhandlungen der
Nachbarstaaten (n) ; b) die Trennung der Packwägen von den
Eilwägen (Schnellposten), welchen dagegen die Brief-Felleisen
mitgegeben werden; o) pünctliche Beobachtung der Abgangs¬
zeit und Vorschrift bestimmter Zeiten, in welchen die Brief- und
Fahrpost jede Station nach Maaßgabe ihrer Länge und Be¬
schaffenheit bei Strafe zurücklegen muß, und die Führung von
Stundenzetteln, welche der Postknecht oder Conducteur mit¬
nimmt, um den Beweis des richtigen Eintreffens zu liefern (-) ;
cl) Verpflichtung jedes Posthalters, eine bestimmte genügende
Zahl von Pferden zu halten; o) schleuniges Austragen der an¬
gekommenen Gegenstände, mit mehrmaligen täglichen Abho¬
lungszeiten.

2) Sicherheit. Am meisten befördert diesen Zweck das
vorgeschriebeneVerfahrcn bei demVerfendungsgeschäfte (§.218).
Sonst verdienen noch genannt zu werden a) Verpflichtung aller
Beamten und Bedienten der Post zur Beobachtung der größten

Sorgfalt und Rechtlichkeit, namentlich auch in der Bewahrung
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des Briefgeheimnisses (o), b) Zurückweisung schlecht verpackter
oder gefährlicher Gegenstände (-/), ferner solcher, deren Auf¬
schrift nicht deutlich und bestimmt genug ist, e) gute Bewach¬
ung des Postwagens, Begleitung desselben in unsicheren Gegen¬
den ic. l>) gesetzliche Bestimmungen über die Verbindlichkeit der
Post, für die ihr übergebenen Gegenstände zu haften.

3) B eque m lichkeit. Es läßt sich mit geringer Mühe

manche Erleichterung und Annehmlichkeit bei der Benutzung der
Post zu Wege bringen, hauptsächlich bei der Personenpost, z.B.
durch gute Wägen, anständige Behandlung, feste Ordnung in
den Sitzen, gute Wartzimmer ic.

4) Einträglichkeit, der Wohlfeilheit unbeschadet. Hie-
her gehört vornehmlich die Verhütung des Mißbrauches der
Portofreiheit. Am sichersten ist es, nur die Dienstcorrespondenz
der öffentlichen Behörden zu befreien, das persönliche Freithum
aber ganz aufzuheben (s).

(a) Oesterreich leitete sonst die französische und schweizerische Correspon-
dcnz mit Vermeidung der baierischen Gebietes durch Lyrol und
Vorarlberg, ohne eine höhere Taxe zu nehmen, aber zum Nachtheil
der baierischen Postcasse und der Geschwindigkeit. Verhandl. d. 2.
K. in Baiern, 1822, Beil. VII, 200, 1831, Beil. Nr. XI.IV, S. 4.

(d) Für die englischen Landkutschen sind 8,° miles — 3,^ Wegstunden auf
die Icitstunde als mittlere Geschwindigkeit vorgeschrieben, also auf
eine Wegstunde 19, auf die d. Meile 32 Minuten. Die deutschen
Eilwägen brauchen mit Einschluß des Aufenthaltes gewöhnlich gegen
2/, Stunden für die Meile oder 27 Minuten für die Wegstunde.

(e) Die Verfassungen mehrerer Staaten erwähnen die Sicherheit des
Postgeheimnisses, z.B. Kurhessen. K. 38. — D. Grundrechte, §. l42.
Preuß. Entw. §. 140. Oesterr. Grundrechte §. I I. Prcuß. Vers. v.
31. Jan. 1850. Z. 33. — Die Fälle, in denen die Oeffnung eines
Briefes durch die Obrigkeit erlaubt ist, müssen gesetzlich bestimmt
sein. Weimar. V. vom 1. Jan. 1820: 1) Briefe an Verstorbene, de¬
ren Vermögen unter Sieget liegt, 2) an Jnquisiten. Letzteren Fall
gestattet auch, auf Requisition der Untersuchungsbehörde, bad. V.
von 1822, Fink, Repertor. II, 21. — In Baiern ist Requisition
eines Appellationsgerichts erforderlich. Hiezu kommt das Oeffnen
der sog. Retourbriefe nach einer gewissen Frist und vorgänziger Aus¬
stellung, um von dem Aufgeberdas Porto erheben zu können.—
Oeffnen der Briefe als Hülfsmittel der Diplomatie! I» Großbrita-
nien wurde 1711 in einer Parlamentsacte das Recht der Regierung
zum Oeffnen von Briefen anerkannt. Seit 1806 werden die Befehle
hiezu, die zum Lheil sehr willkürlich sind, in ein Verzeichniß ge¬
bracht, seit 1822 die Urschriften der Befehle bei den Postämtern
aufbewahrt.

(-1) Schießpulver, Knallgold, Säuren und überhaupt Flüssigkeiten re.
(e) So Baden, 28. Dec. 1831. — England seit 1840.
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§.219 a.

Eine erhebliche Veränderung in der Verwaltung der Posten
ist durch die Errichtung der Eisenbahnen entstanden. Längs
einer Bahn hören die eigenen Postfuhren gänzlich auf, die Post
verliert den Ertrag von Personen und von einem Theile der
Frachtstücke, dagegen erspart die Postcasse auch an den Versen¬
dungskosten der Briefe und kleineren Frachtstücke, indem sie
beide auf der Eisenbahn mit viel geringerem Aufwands fort¬
schaffen kann. Die größere Schnelligkeit der Sendungen ver¬
mehrt zugleich die Anzahl der an die Post gelangenden Briefe
und anderer Gegenstände, so daß die reine Einnahme aus der
Post nicht nothwendig vermindert wird, sich vielmehr sogar er¬

höhen kann («). Wo beide Anstalten auf Staatsrechnung ver¬
waltet werden, da ist es ziemlich gleichgültig, wie die Abgrän-

zung und Berechnung zwischen ihnen eingerichtet wird. Werden
aber Acticnbahnen hergestellt, so muß in den Bedingungen ihrer

Genehmigung ihr Verhältnis; zur Post genau geregelt werden,
und zwar nach dem Grundsätze, daß jeder von beiden höchst
wohlthätigen Unternehmungen ein ihrer Eigenthümlichkeit ent¬
sprechender Spielraum zum Vortheil der Staatsbürger unver-
kümmert erhalten wird, II, §. 273 k». Hieraus ergeben sich
nachstehende Regeln:

1) Die Bestellung der Briefe und kleinen Frachtstücke bis
zu einem gewissen Gewichte (S) steht allein der Post zu, .welche
sich dazu der Eisenbahn bedienen darf. Es, ist am billigsten,
wenn die Briefpakete oder auch ein von der Post gestellter und
unterhaltener Wagen mit einem Postbeamten uncntgeldlich auf
der Bahn mitgeführt, dieser aber kein weiterer Aufwand zuge-
muthet wird.

2) Postreisende, deren Weg zum Theil in die Richtung der
Bahn fällt, werden dieser von der Post übergeben und gegen
eine ermäßigte Vergütung in einer entsprechenden Wagenclasse
(o) unverzüglich befördert, dagegen muß auch die Post das
Fahrgeld auf solchen Strecken niedriger setzen als auf den eigent¬
lichen Poststraßen.
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3) Größere Frachtstücke, die einen Theil ihres Weges auf
der Eisenbahn sortgebracht werden müssen, können ebenfalls
durch die Post besorgt werden, welche sic von ihrem Personal
auf die Bahn bringen und auf derselben in Empfang nehmen
laßt, allenfalls in einem der Post gehörenden Wagen. Die
Fracht wird der Bahnverwaltung nach dem gesammten Gewichte
aller zusammen versendeten Gegenstände in ermäßigtem Satze
vergütet.

4) Die Fahrten der Eisenbahn müssen mit dem Gang der
Post in Uebereinstimmung gebracht werden, so daß beide gut in
einander greifen.
(a) Die badische Bahn wurde im Herbst 1840 auf einer vierstündigen,

4842 auf einer weiteren 12stündigen Strecke eröffnet u. s. s. Der
Reinertrag der bad. Posten war i. D. 1839—40 208800 fl., — hier¬
auf nahm er anfangs etwas ab, hob sich aber nachher; er war 1842
234 614 fl., 1843 255283 fl., 1844 29201? fl., 1845 303 717 fl.,
1846 330830 fl. 1847 266613 fl., 1848 213778 fl.

(b) Sachsen 20, Taunusbahn 25 Pfund.
(a) Eilpostreisende in Wagen der 2, Classe.

§. 219 b.
Der Telegraph, anfangs wie die Post nur dem Dienste

des Staats gewidmet, ist neuerlich auch der Benutzung für Pri¬
vatpersonen gegen eine Abgabe zugänglich geworden. Die Er¬
findung des magnetisch-elektrischen Telegraphen hat wegen der
leichten Verbindung mit den Eisenbahnen die Verbreitung die¬
ser Anstalt befördert, welche, als die schnellste denkbare Art von

Post, vielfachen Nutzen gewährt, auch nicht nothwendig auf die
mit Eisenbahnen versehenen Linien beschränkt ist. Die Gebühr
für den Gebrauch des Telegraphen richtet sich nach der Länge
des Weges und des gemeldeten Satzes in gewissen Abstufun¬
gen (»). Die Meldungen der Staatsbehörden oder der Eisen-
bahnverwaltung erhalten den Vorzug. Die bei dem Telegraphen
eingestellten Beamten sind zur Geheimhaltung verpflichtet (S).
(a) Preuß. Tarif für den Gebrauch dieser Telegraphen, 18. Oct. 1849.

1—20 Worte von Berlin nach Erfurt 2 Rthlr. 6 Sgr., nach Kassel
3>/z Rthlr., nach Frankfurt a. M. 4 Rthlr. 24 Sgr. — Bair. Tarif,
23. Dec. 1849: Bis 25 Worte 12 Meilen weit 3 fl., weiter 6 fl. Je
15 Worte weiter kosten ^ dieses Betrags mehr. — Oesterr. Tarif
v. Lctob. 1849, ermäßigt Febr. 1850. Auf eine Meile Länge ist die
Taxe für 1—20 Worte 5 kr., 21—60 10 kr., 61—100 15 kr., mehr
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als 100 sind nicht erlaubt. Außerdem bezahlt man 2 fl. für jede
Nachricht (Manipulationstarc) und 24 kr. Zustellungsgebühr. Es
sind bis jetzt >0 Stationen. Eine Botschaft bis zu 20 Worten kostet
von Wien nach Triest 6 fl. 18 kr., nach Prag S fl. Iti kr., nach Lai¬
bach 4 fl. 44 kr., nach Salzburg 3 fl. 17 kr.

(L) Nach der a. bair. Verordnung kann auch eine Rückmeldung (Colla-
tionirung) verlangt werden, wie die Nachricht verstanden worden
ist, gegen halbe Gebühr, in Oesterreich gegen die volle Tare.

8. Hauptstück.

Staatseisenbahnen.

§. 219 o.

Die Anlegung einer Eisenbahn wird durch die Zwangsab¬
tretung der erforderlichen Grundstücke und folglich durch die
Genehmigung der Staatsgewalt bedingt. Diese kann, statt
einer Privatgesellschaft die Erlaubniß zu geben, den Bau auch
auf Staatskosten übernehmen und weil eine Eisenbahn nicht

von mehreren Unternehmern der Fortschaffung zugleich benutzt
werden kann, vielmehr mit dem Eigenthum das ausschließliche
Betriebsrecht verbunden ist, so besteht das Eisenbahnregal
aus dieser doppelten Besugniß der Negierung, Eisenbahnen an¬

zulegen und aus der Benutzung derselben ein Einkommen zu
ziehen, wozu sich, nach den Bedingungen, unter denen
Privatbahnen gestattet worden sind, öfters auch das Recht ge¬
sellt, diese nach einer gewissen Zeit gegen eine gewisse Vergü¬

tung an sich zu bringen. Dieses Hoheitsrecht ist dem Berg¬
werksregale in der Entstehungsart, dem Postregale in der Na¬
tur des Gegenstandes am ähnlichsten.

Z. 219 cl.

Daß Eisenbahnen auch ohne eigene Betheiligung des Staats
durch Privatgesellschaften zu Stande kommen können, ist eine
bekannte Lhatsache. Zndeß sprechen mehrere gewichtvolle
Gründe dafür, daß der Staat die Hauptbahnen eines Landes

auf eigene Rechnung herstelle, weil er ihnen leichter eine dem
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Staatswohl in verschiedenen Hinsichten (vorzüglich volkswirth-
schaftlichcn und militärischen) entsprechende Richtung und
Beschaffenheit geben und ihre Verwaltung auf gemein¬
nützige Weise führen lassen kann, weil ferner der Actienhandel
mit seinen Mißbräuchen auf diese Weise am vollständigsten be¬
seitigt wird, II, Z. 273 o. Die Größe eines solchen Werkes
macht, daß hier die Vorzüge einer Privatunternehmung gegen
den Bau aus Staatskosten in viel schwächerem Grade, als bei
anderen Gewerben, erscheinen, wenn nur die Negierung ernst¬

lich bemüht ist, überall eine verständige Sparsamkeit vorzuschrci-
ben und durchzuführen. Bringt man außer den sämmtlichcn
Betriebskosten auch die Zinsen des großen in die Bahn und alle

Zubehörungen gewendeten stehenden Capitals und die Ab¬
nutzung desselben in Anschlag, so wird der Ertrag einer Staats¬
bahn nicht leicht einen ansehnlichen Ueberschuß abwerfen (»),
allein dieser unmittelbare finanzielle Nutzen ist nicht der einzige,
es kommt die Ersparung an den Kosten des Posibetriebes
(§. 219 n.) und an mancherlei andern Staatsausgaben,
z. W. Reisekosten und Tagegeldern der Beamten, Fort¬
schaffungskosten der Soldaten, der Vorräthe zum Gebrauche
der Staatsvertheidigung, des Kochsalzes und dgl. hinzu. Selbst
mit einem Dpfer auS der Staatskasse wären aber auch die gro¬
ßen, dauernden volkswirthschafrlichen Wirkungen der Eisenbah¬
nen nicht zu theuer erkauft, zumal da der erhöhte Verkehr und
Wohlstand auch andere Duellen der Staatseinnahmen reichlicher
fließen macht. Da bei den Landstraßen, Brücken u. dgl. auf
eine Verzinsung des Aufwandes durch die erhobene Gebühr
gar nicht zu rechnen ist, so kann man auch bei den Eisenbahnen
sich aus den obigen Gründen leicht mit einem unvollständigen
Zinsenersatze begnügen. Indeß muß man mit Benutzung aller
bis jetzt erworbenen Erfahrung und Wciziehung bewährter Bau¬
meister'darnach streben, daß der Aufwand, unbeschadet der
Dauerhaftigkeit und des Anstandes, durchaus mit strenger
Sparsamkeit eingerichtet werde.
(e) In Belgien sind nach genauen Ermittlungen höchstens 3 Proc. und

mit Sicherheit nur 2 hl. Proc. des Kapitales zu erwarten. Die Zeit
ist noch zu kurz, als daß man die Abnützung der Schienen, der Lager
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u. dgl. vollständig berechnen könnte. Die ganze Ausgabe für die bel¬
gischen Bahnen, mit Zinsen und den im Verlaufe der Zeit nöthig
gewordenen Vermehrungen der beweglichen Hülfsmittcl kam auf
172 Mill Fr. Die Länge ist 112 Wegstunden zu 8 Kilometern —
78,° geogr. Meilen — 126 Wegstunden zu Mcridiangrad. Es
kostete demnach die Meile 1 '«73 000 fl., die Wegstunde 644 000 fl.
kvrrot in OnIIelin 6e In commissio» oeittr-ole <Io stutist., II, l 18.
— A> für 1849: 18'/z Mill. Fr. Einnahme, 9-140 000 Fr. Kosten,
also wäre der Reinertrag gegen 3/ Proc. des Capitols. — Die ba¬
dische Bahn von Mannheim bis gegen Basel kostet ungefähr 29 Mill. fl.,
das Betriebsmaterial gegen 8 Mill., zusammen 34 Mill., wovon der
angenommene Reinertrag des Betriebes für 1848 und 49 (870 000
und l-044 000 fl.) i. D. 2^/z Proc. ausmacht. Die amtliche Rech¬
nung giebt für 1843—46 i. D. 4," Proc.

Z. 218 e.

Die Staatseisenbahnen sind bisher nur in eigener -Verwal¬

tung benutzt worden. Uebcr die Ausführbarkeit und Nützlichkeit^

einer Verpachtung fehlt es daher an allen Erfahrungen; es ist

jedoch nicht wahrscheinlich, daß dieselbe sich vortheilhaft erweisen

werde, schon darum, weil man befürchten muß, daß das kostbare

stehende Capital in Dampf- und Fortschaffungswägen von einem

Pachter nicht sorgfältig geschont und in gutem Stande erhalten

werden möchte. Der Wetteifer zwischen Staats- und Actien-

bahnen hat zu vielen -Vervollkommnungen Anlaß gegeben, die

zum Theile auch Ersparungen bewirkten, z. W. die Verminde¬

rung des Steinkohlenverbrauchs durch die Maaßregel, den Ma-

schienenführern und Heitzern einen Antheil an dem daraus ent¬

stehenden Gewinne einzuräumen («). Die Mittel, durchweiche

die größte Sicherheit, Schnelligkeit, -Bequemlichkeit ic. erreicht

wird, müssen den Kunstverständigen (Technikern) überlassen

werden, doch kommen bei vielen dieser Verbesserungen auch

wirthschaftliche Erwägungen vor, die den Zweck haben, den

Rohertrag der Bahnen zu erhöhen und an den Kosten zu spa¬

ren (A). Dagegen fallen die Anordnungen über die Zahl und

Zeit der täglich abgehcnden Züge und über die Höhe des Fahr¬

geldes und der Fracht für Waaren ganz in das gewerbliche,

also bei bei den Staatsbahnen in das finanzielle Gebiet. Die

Erfahrung muß diejenigen Preisbestimmungen an die Hand

geben, welche für den Reinertrag die vortheilhastesten und zu¬

gleich für die Erleichterung des Gebrauches günstig sind. Die
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Errichtung von- 3 oder 4 Wagenclassen für Reisende ist in bei¬
den Beziehungen zweckmäßig und es hat sich ergeben, daß bei
Fahrten auf kurzen Strecken die wohlfeileren Elasten verhältniß-
mäßig starker benutzt werden, als bei längeren Reisen (a). Wäh¬
rend die erste Elaste noch beträchtlich unter dem -Preise der Eil¬
post steht, müssen die anderen um soviel wohlfeiler sein, daß die
dritte ungefähr die Hälfte der ersten kostet. Die Beifügung
einer vierten vermindert zwar die Besetzung der dritten, ist aber
für Arbeitsleute, Marktverkäufer und dgl. sehr wohlthätig und
kann beiläufig auf den halben Preis der zweiten Elasten gesetzt
werden (ck). Auch bei der Bahnfracht wird zwischen der schnelle¬
ren oder langsameren Beförderung, der Füllung eines ganzen
Wagens oder einzelnen Stücken, ferner zwischen kostbaren und
niedrig im Presse stehenden Waaren ein Unterschied gemacht.
Die höchste Fracht sollte die Kosten der gewöhnlichen Fuhr nicht
übersteigen, die geringste etwa bis zur Halste derselben herab¬
gehen 0).
(a) Auf der linken Versailler Bahn kam der Verbrauch für den Kilome¬

ter von 13'/, bis 7>/z Kil. herab, auf den belgischen Bahnen von 19
bis 12 Kilog. Coaks, in Baden für die Wegstunde (4°/i, Kilom.)
in den I. 1813—46 von 89 auf 55 Pf.

(-) Das Verhältniß der Kosten zum Roherträge ist nicht gleichförmig.
In Frankreich werden jene zu 45 Proc. des letzteren angenommen,
in Belgien A. für 1849 zu 59 Proc., in Baden R. 1843—46 54/
Proc.

(c) In Belgien gingen 1838—42 8—12 Proc. der Reisenden in der er¬
sten , 25—32 Proc. in der zweiten, 55—66 Proc. in der dritten
Elaste, und der Ertrag dieser 3 Elasten betrug 24—35^ und 40'U
Proc. der ganzen Fahrgeldcinnahme. Ein Reisender jeder Elaste
trug i. D. 4," — 2/" — l ,'2 Fr. ein und legte also gegen I l—8
—6,° belg. Iieues zurück. In Großbritanien ist die Zahl der Reisen¬
den in den 3 Elasten 18, — 46 und 36 Proc., in Frankreich 15—39
und 55, in Baden 1843—46 1/ — 9,' — 40/ — 48/ Proc.

(et) Der Durchschnittspreis der Elasten auf den deutschen Bahnen für
die ge. Meile ist 21 — 14 — 9'/, — 7 kr., auf der badische» B.
18 — 12 — 9 — 6 kr., auf der französischenungefähr 22, — 16'/,
11 kr., auf den belgischenungefähr 15 — II'/, — 7'/, kr. Die Ko¬
sten, welche ein Reisender der 3 Elasten der Bahnverwaltung ver¬
ursacht, sind für Belgien nach Ilslpnire ('l'rnitö clvs «Ivpenses
6'oxiiloit.ntioii anx cliem. (Io t'. Lrux. 1847) auf 5'/, — 3'/, — 2 /r
kr. anzunehmen.

fs) Belgien 1/' bis etwa 2/ kr, Basel-Strasburg 1," — 2/^ kr.



Z. 2l9 k.

Die beiden genannten Rechte sind in vielen Landern Rega¬
lien und wurden ehemals als Westandtheile eines sog. Wasser¬
regals angesehen («). Die aus polizeilichen und volkswirth-
schaftlichen Gründen nothwendige Staatsaussicht auf die Be¬
schiffung der öffentlichen Gewässer ist von der Befugniß der

Staatsgewalt zum ausschließlichen Betriebe der Ueberfahrt in
Fahren und des Holzflößens wesentlich verschieden.

1) Die Benutzung der Fahren sowie der, oft'an deren
Stelle tretenden fliegenden Brücken geschieht am besten
vermittelst der Verpachtung auf mehrere Jahre an den Meist¬
bietenden. Dem Pachter werden die Fahren und Brücken sammt

zugehörigen Gerathschasten und dem Fahrhause übergeben.
Kleine Ausbesserungen muß er bestreiten, benannte größere
fallen dem Staate zur Last. Er erhalt einen Gebührensatz
(Tarif), den er nicht überschreiten darf, und andere, auf die

gute Bedienung der Ueberfahrendcn gerichtete Vorschriften (Sh,
Uebrigens haben auch manche Ufergemeinden das Recht, eine
Fähre zu halten und zu benutzen.

2) Das Flößen des Holzes steht mit der Forstwirthschaft
in Zusammenhang und ist von der Negierung häufig als ein
Mittel gebraucht worden, den Ertrag der Kammerwaldungen
zu vergrößern (e). n) Das Fortschaffen der Balkenflöße auf
den Flüssen (Lang Holzflößen) wurde sonst bisweilen an
Holzhandelsgesellschaften gegen eine gewisse Pachtsumme im
Ganzen überlassen. Dieß Verfahren verhinderte das Mitwerben
und gab den Unternehmern monopolistische Gewinnsle, weshalb
es besser ist, das Flößen gegen eine gewisse Abgabe von jedem
Floße nach Maaßgabe seiner Größe und unter den zur Schonung
der Brücken, Mühlen, Uferbauten, Durchlässe rc. nöthigen Be¬
dingungen freizugeben, b) Das Scheitholzslößen kann,
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wenn der Staat keine Holzhöfe mehr hält (Z. 151.), verpachtet

werden. Der Staatscasse fällt die Unterhaltung der Floßteiche,

Schwellungen, Floßgräben, Auffangerechen rc. in baulichem

Stande zur Last.
(a) Gegen die Annahme eines solchen Mittermaier, Grunds. Z. 222.
(-) Bergius, Pol, und Kam. Mag., III, l.
(c) Vgl. Bergius,III, 156 ff.

10. Hauptstück.

Regal dev Glücksspiele.

§. 220 .

Es ist zwar noch immer besser, wenn die Lotteriecn Regal

sind, als wenn cs Privatpersonen freisteht, sie zu unternehmen,

weil von diesen mancherlei Anlockungsmittel gebraucht werden

können, die der Staat verschmäht («), — weil dieser der Spiel¬

sucht gewisse Schranken entgegenstellen kann, die dem Wortheil

eines Privat-Lotterie-Znhabers widerstreiten, — und weil Staats-

lotterieen eine Einnahme für die Staatscasse abwerfen, welche

den Steuerpflichtigen zu Gute kommt, allein auch die Staats-

lotterieen sollten aufhören. Eine Anstalt, welche vom Sparen

abhält und an die Stelle des unverdrossenen Fleißes die aufge¬

regte Gewinnsucht setzt, die Einbildungskraft durch das Trugbild

eines leicht zu erlangenden Neichthums fesselt und Tausende von

Familien der Armuth oder der Unredlichkeit und dem Sitten¬

verderben Preis giebt, wird durch ihre Einträglichkeit keineswegs

gerechtfertiget. Die durch sie zu Grunde gerichteten Personen

können zwar nicht den Staat, nur ihren eigenen Leichtsinn an-

klagen, aber jener sollte dennoch von den Bürgern eine solche

Versuchung ferne halten, die immer für den weniger unterrich¬

teten, gedankenloseren Theil des -Volkes gefährlich ist (ü).
(a) Dahin gehört namentlich, daß Privatunternehmer durch das Mit¬

werben angetriebrnwerden würden, stets neue Bedingungen, For-
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men, Spielarten re. auszusinnen und dadurch den Reltz der Spiele
aufzufrischen.

(b) Häufigkeit der Lotterien in Italien. Bronn, Reisen, II, IIS (1832).

Z. 221.
Zur Bertheidigung der Staatslotterieen ist hauptsächlich Fol¬

gendes angeführt worden:
1) Die Menschen hingen so sehr an Glücksspielen dieser Art,

daß sie, wenn der Staat auf den Ertrag derselben verzichtete,
doch insgeheim, besonders in ausländischen Anstalten spielen
würden, wobei dann das Uebel fortdauerte und nur die Staats-

casse keinen Bortheil mehr bezöge («). Dieser Grund hat am
meisten Gewicht in kleinen Staaten, in deren Nachbarschaft
Lottcrieen sortbcstehcn. Wenn jedoch durch strenges Verbot der
inländischen Privatlotteriecn und des Sammelns für ausländische
Anstalten der tägliche Anreiz beseitigt wird, wenn endlich auch
die Nachbarstaaten gleichen Grundsätzen huldigen, so kann das
Spiel nur in sehr geringer Ausdehnung betrieben werden.

2) Aus den kleinen Ausgaben vieler Spieler würden be¬
trächtliche Summen gesammelt, die den Gewinnenden zuflößen,
die Lotterie wirke also wie eine Ersparung aus den Einkünften (S).
Allein die Lotteriegcwinnste können nicht als eine günstige Wer¬
theilung des Vermögens angesehen werden, denn sie werden
meistens leichtsinnig aufgezehrt, ohne eine dauernde Verbesserung
des Vermögensstandes einer Familie hervorzubringen. Wenn
auch ein Theil der Spieler besonnen genug ist, um weder bei
den Einsätzen das Maaß ihres Einkommens zu überschreiten,
noch auch die Gewinnste zu verschleudern, so ist doch die entge¬

gengesetzte Handlungsweise sehr häufig, besonders in der Classe
der Lohnarbeiter, und es giebt kein Mittel, die Lotteriecn nur

den verständigen Personen zugänglich zu machen.
(a) Z. B. Möser, Patriotische Phantast I, 161. — ünpport an Hoi, S.

126. Hier wird bemerkt, in Frankreich habe man nach der Aufhebung
der Staatslotterie im Z. N93 desto mehr in geheimen Privat- und
in ausländischen Anstalten gespielt, was die Polizei nicht habe ver¬
hindern können, und so sei denn 1797 die Staatslotterie wieder her-
gestellt worden, en se son<Il,»t sur nette iiinxime . . ., gii'H est plim
ssxe lls Aonverner Iss Iwminss tel8 gu'IIs sont gue tels gulls
llevrnient etro.

(ä) Hierauf hat neuerlich Bernouilli aufmerksam gemacht, Schweiz.
Archiv, III, 112.



§. 222 .

Es gicbt zwei in vielen Hinsichten von einander verschiedene

Arten von Lotterieen. Die genuesische oder Zahlenlot¬

terie, neuer als die Classenlotterie und bisweilen durch die Be¬

nennung Lotto (Hotto (li 6enun) von dieser unterschieden («),

ist in viel höherem Grade verderblich. Ihre Einrichtung besteht

darin, daß von 90 Zahlen jedesmal nur 5 gezogen werden, und

den Spielern die Wahl frei steht, nur eine jener 90 Zahlen, oder

2, oder 3, 4, auch wohl 5 zu besetzen. Nach der Zahl der be¬

setzten Nummern steigt die Größe des Einsatzes; dagegen wird

das Herauskommen einer einzelnen Zahl (simpler Auszug)

auch mit einem geringeren Gewinne bezahlt, als das Errathen

zweier Zahlen (Ambe); noch höher die'T ern e, Quaterne

und Qu in lerne. Ferner ist es, wenn man z. B. auf drei

Zahlen setzt, auch gestattet, die in denselben enthaltenen 3 Amben

und 3 einfachen Auszüge noch besonders zu besetzen, um dann

wenn etwa nur zwei Zahlen oder doch eine herauskommt, die

darauf fallenden Gcwinnste zu beziehen. Der Gewinn besieht

in einem Vielfachen des Einsatzes, dessen Größe bis zu einem

gewissen Minimum herab beliebig ist. Der Nutzen für den Un¬

ternehmer entsteht daraus, daß man die Gcwinnste niedriger fest¬

setzt, als sie nach der geringen Wahrscheinlichkeit des Gewinnes

in Folge der arithmetischen Gesetze sein sollten (S). Bei der ge¬

wöhnlichen Einrichtung solcher Lotto's machen die Gcwinnste der

Spielenden ungefähr 2/z der Einsatzsumme aus. Von dem an den

Staat fallenden Drittheil gehen die Besoldungen, Ziehungskosten

und der Antheil der Einnehmer ab. Der Belauf des reinen Er¬

trages hangt von der Volksmenge des Landes, von der Menge

der aufgestellten Einnehmer, der Spielsucht einzelner Gegenden

u. dgl, ab (c).
(a) Ursprung des Lotto in Genua, da bei den Wahlen in den großen

Rath 5 Namen aus 90 gezogen wurden und es aufkam, auf die ein¬
zelnen Candidatcn Wetten anzustellen.Später wurde hieraus, in¬
dem man statt der Namen bloße Zahlen anwendete, das förmliche
Lotto, welches aber erst im vorigen Jahrhunderte auch außerhalb
Genua Eingang fand; 1762 in Wien, (seit 1787 vom Staate selbst
betrieben), 1763 in Berlin, 176S in Ansbach re. — Beckmann,
Beitr. zur Gesch. d. Erfindungen,V, 334—39.
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(-) Nach den Wahrheiten der Combinationslehrebefinden sich unter
90 Zahlen
1) 90 mögliche einfache Auszüge, von denen jedesmal 5 heraus¬

kommen, also ist die Wahrscheinlichkeit, einen derselben über¬
haupt zu gewinnen (unbestimmterAuszug), aber bei einem
auch der Ordnung nach bestimmten,;.B. dem dritten, nur
Zn Baiern bezahlt die Anstalt jenen nur 15-, diesen lOfach, in
Oesterreich 14- und 57fach.

2 ) ^- 7^ oder 4005 Amben (verschiedene Combinationen zu zwei
Dingen), wovon unter den 5 gezogenen Zahlen ^ oder 10 her¬
auskommen, die Wahrscheinlichkeit des Gewinnes ist also
oder ungefähr die Bezahlung desselben geschieht nur
270fach, in Oesterreich 240fach.

3) — 117 480 Lernen; in den 5 Zahlen sind aber

— 10 Lernen enthalte», folglich ist die Hoffnung, eine be¬
stimmte zu gewinnen, nur^^; man bezahlt in Baiern 5100-,
in Oesterreich 4800fach.

4) ^^^ — 2 '555 190 Quaterncn, wovon, da in 5 Zahlen
5 derselben enthalten sind, die Wahrscheinlichkeit nur
ist. Vergütung 60 — 64 öOOfach. siw«

5) 43'949 160 Quinternen, deren Besetzung aber meistens gar
nicht gestattet wird, sowie auch bei der höchst geringen Wahr¬
scheinlichkeit die Spieler selten nur dazu geneigt sein würden.

(v) In Frankreich betrugen im Durchschnitt von 1792- 1828 die Ge-
winnste 72/' Proc., die Bcrwaltungskostcn 8 /' Proc., der reine Er¬
trag war 18/> Proc. Von den Kosten machen wieder die Antheilc
der Einnehmer an (64 Proc.) aus. Die Gewinnste beliefen sich
1814 auf 90 Proc. (max.), 1820 auf 61/" Proc. (mi»>). Die
Einnehmer bezogen früher 6 , später 5 Proc. Bom I. VI (1798)
bis 1832, im 35jährigen Mittel, wurden jährlich eingesetzt
54'679000 Fr., gewonnen 39'533 000 Fr. (71/ Proc.), und vom
Staate als Reinertrag bezogen 10-420000 Fr. — Die Zahl der
Bureaux war in Paris 150, in den Departements seit 1830, 440.
Iliipport an Hoi, S. 126. und 'I'aki. 13, 24., vooum. Statist. I,
134. — Der Reinertrag war 1816—28 im Durchsicht,. 14-250000
Fr., 1829: 12-727 000 Fr., 1830 und 1833 etwas über 10 Will.
Fr., 1834 wegen vieler Beschränkungen in der Zahl der Ziehungen
rc. nur noch 5^ Will. Fr. Vom 1. Jan. 1836 an hörte die
Lotterie nach dem Finanzgesetze vom 21. April 1832
Tit. VI in Frankreich gänzlich auf.

Baiern: Jahresdurchschnitte:

Einsätze. Gewinnste. Kosten. Reinertrag.

1819—21
fl-

4 324 361
fl-

2 826 893
fl-

360 918
fl-

1-136 055
26-31 4 053 566 2 668 404 317 633 1-067 529
38—40 5-983 724 4 560 064 384 953 1-038 707
41—44 5-513 007 3 301 394 — —

Rau, pol. Ockon. Ste Ausg. III. 20
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Die Gewinnste waren in diesen 4 Perioden 65 — 65/— 7 g,».—
59/ Proc. Im I. >8^"/z, wurden 6'686 638 fl. eingesetzt und
3-077 033 fl. oder 83/ Proc. gewonnen, so daß nur 307 388 fl. rein
übrig blieben. Im I. >838 gewannen die Spieler 85/ Proc. der Ein¬
sätze. >838—41 setzte jeder Einwohner im D. I fl. 20 kr., und zwar
in Obcrbaiern 3 fl. 21 kr. (innx.), Schwaben-Neuburg, 1 fl 45 kr.,
Riedcrbaiern 1 fl. 24 kr., — Obcrfranken 36 kr., Pfalz 28 kr. (min.)

Oesterreich: Einsätze und Ncbeneinnahmen 1837 R. 10'410 527
fl., 1843 14-348523 fl. R., >846 A. >2-579 000 fl., Reinertrag
1843 4-993071 fl. R., >847 5-525434 fl. im 20 fl. F. — D ä n c-
mark mit den Herzogthümcrn, 1844 Einsätze 1 -369696 Rthlr.,
Gewinnste 957 655 Rthlr. (69 Proc.), Reinertrag 3l98>8 Rthlr.
(23Proc ) 184> waren 1-662996Rthlr.Einsätze,305l2l Rthlr.reiner
Uebcrschuß.-— Nie d erlan d e, A. 1849 400 000 fl. rein.—Span i e n,
A. >850, 22-273 000 Rthlr..Sa rd i n i c n (v. Ra um er, Italien I,
331 ff.) brutto 5/2 Mill. Lire, Gewinnste 3-300 000 (60 Procent),
Kosten 462 000, Reinertrag 1-738 000 L. (31,° Proc.). — Auch
Toscana, Neapel und der Kirchenstaat, ferner der C. Uri und Zug
haben Zahlenlotteriecn. In Deutschland hatten ehemals viele Länder
solche Lotterieen, die allmälig aufgehoben wurden. Thatsachen hier¬
über aus den Jahren 1770—93 bei Krünitz, Encyklop. Bd.
81, S. 70.

§. 223.

Die Schädlichkeit der Zahlenlotterie insbesondere («) beruht

auf folgenden Umständen:

1) Es sind so geringe Einsätze gestattet (ö), daß auch dürf¬

tige Personen mitspielen können, für welche sowohl dieBersuchung,

als der wirthschaftliche und sittliche Nachtheil am größten ist.

2) Es ist der Phantasie und selbst der Berechnung ein

größerer Spielraum eröffnet. Weil nämlich von den 90 Zahlen

immer nur 5 gezogen werden und die Menge der bei einer Zie¬

hung überhaupt gemachten Gewinnste von der häufigen Besetzung

dieser Zahlen abhängt, jede Nummer aber von Zeit zu Zeit wie¬

derkommt, so geschieht es leicht, daß man durch abergläubische

Mittel die glücklichen Zahlen zu errathen sucht, denselben man¬

cherlei Beziehungen unterlegt, auch das frühere oder spätere Er¬

scheinen derselben beobachtet. So bildet sich eine stete Beschäfti¬

gung der Gedanken mit dem Lotto, wodurch die Spielsucht zum

unwiderstehlichen Hange werden kann, auch findet man Anlaß,

nach Berechnungen planmäßig und hartnäckig das Spiel fort¬

zusetzen, welches indeß meistens die Spieler zu Grunde richtet,

ehe sie das ersehnte Ziel erreicht haben (a).



G) Nach K. Dupin, (Deput. K. 22. März 1828.) hatte Frankreich 21
spielsüchtigc und 65 besonnene Departements. Jene sind die betrieb¬
sameren, mit Gewerken und Handel mehr beschäftigten, z. B. Nord,
Ober- und Niederrhein, Mosel, Rhone, Jsere, Gard, Vauclusc, Rho-
nemündungen '.c. Die Einsätze betrugen 1820 in einem der spiel¬
süchtigen Departements i. D. 2-200 000 Fr., in einem der be¬
sonnenen nur 81 000 Fr. Während die Grundsteuer beider Lhcile
des Landes 52-870000 und 101-884 000 Fr. beträgt, also die 21
leichtsinnigeren Dcxart. nur >/, des ganzen Grundeinkommens
beziehen, war die Anzahl der Hausdiebstähle, der unehelichen
und Findelkinder, auch verschiedener schwerer Verbrechen in den
21 Depart. zusammengenommen fast so groß, als in den 65 an¬
deren. Die 5 Departements, worin die Ziehungsorte lagen (Paris,
Lyon, Bordeaux, Lille, Straßburg), lieferten allein 37-417 000 Fr.
oder über ^ aller Einsätze, in ihnen ist auch u. a. die Menge der
Hausdiebstähle am größten. — In Bezug auf Baicrn: Das Lotto.
Eine Denkschrift. Rördlingcu, 1841.

(-) In Baiern bis 3 kr.
(c) Es ist in mehreren Lotterieen bestimmt, daß im Falle des beharrli¬

chen Besetzens einer und derselben Zahl die Annahme des Einsatzes
verweigert werden kann, auch daß auf jede Zahl für eine einzelne
Ziehung von allen Spielenden nur eine gewisse Summe gesetzt wer¬
den darf. Baicr. Verhandl» 1822. Beil. VII, 226. Solche Vorschrif¬
ten müssen sehr genau geregelt sein, um jede Willkühr auszuschlie¬
ßen, und sie können dennoch den Schein derselben nicht völlig zer¬
streuen, wenn sie erst nach der Ziehung angewendet werden. — Be¬
trügereien, z. B. durch Taubenpost, wenn die entfernten Einnehmer
noch nach der Ziehung Einsätze annehmen.

Z. 224.

Die Aufhebung der Zahlenlotterie ist demnach ein so drin¬
gendes Bedürfniß, daß man sich durch die Schwierigkeit, wie
die Lücke für die Staatskasse wieder zu ergänzen sei, nicht ab¬
halten lassen sollte, denn Steuern sind nicht so schädlich als die
Lottoeinnahme. Als Vorbereitungen zu diesem Schritte sind
solche Maaßregeln anzusehen, welche die Ziehungen seltener,
die Einsätze kostbarer machen, die Anzahl der Einnehmer ver¬
mindern und den Gebrauch besonderer Anreizungen von Seiten
derselben verbieten («). Diese Vorkehrungen der gänzlichen
Aufhebung vorausgehen zu lassen, ist auch darum rathsam, weil
dadurch die Spielsucht allmälig geschwächt wird, was bei dem
plötzlichen Aufhören nicht der Fall sein würde.
(a) Z. B. Frankreich, angef. Ord. v. 1829: In den 8 Departements, wo

keine Collectcurs sind, sollten auch keine angesetzt werden (hierunter
befinden sich die beiden Depart. Creuse und Corrsze, welche sich
durch die äußerst geringe Zahl von Verbrechen auszeichnen, 1 auf
resp. 17 312 und 13 551 Einwohner, s, Lomptö xsusral äs I'aämi-

20 *
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nistrat. lls lagustios criminelle enk't., I. >825, 26,27), in 28
anderen sollten die Einnehincreicn aufhären, der geringste Einsatz
wurde von auf 2 Fr. erhöht. Ehmals wurden in manchen Län-
dcrn lockende Lottokalcndcr herausgcgeben. — Die Reichsversamm¬
lung in Frankfurt wollte die Aufhebung des Lotto in allen deutschen
Staaten. Beschl. v. 8. Jan. >8I!>, Stenogr. Wer. Nr. 148.

§. 22S.

Bei der Holland, sch en oder C l assenlvtterie (») oder
Lotterie im engeren Sinne wird eine bestimmte große Zahl
von Loosen gemacht und eine gewisse Summe von Gewinnsten
verschiedener Große ungeordnet sS). Um die Thcilnahme zu
erleichtern, erfolgt gemeiniglich die Ziehung aller zusammcnge-

hörenden Loose in mehreren Abtheilungcn, nach bestimmten Zwi¬
schenzeiten und so, daß man den Betrag des Looses thcilweise,
für jede Ziehung (Elasse), entrichtet, auch nicht gezwungen
ist, dasselbe durch alle Ziehungen fort zu bezahlen; hiezu wird
man indeß durch den Umstand ermuntert, daß in den letzten

Ziehungen die größern Gewinnste Vorkommen (c). Der Er¬
trag für den Unternehmer wird gleichfalls schon im Voraus in
einem gewissen Procentsatz der Gewinnste (10— 12) festgesetzt,
wovon die Kosten 4—ö Procent hinwegzunehmen pflegen (</).
Da hierin nichts vom Zufalle abhangt, die Thatigkeit des Vor¬
stehers aber viel dazu beitragen kann, den Absatz der Loose zu
befördern (e), so kann eine solche Anstalt eher als ein Lotto
verpachtet werden, was jedoch nicht auf lange Zeit rathsam ist,
weil es Verbesserungen und Einschränkungen verhindert. Den
Einnehmern wird eine Vergütung nach der Zahl der verkauften
Loose zugesichert. Obgleich Lottcriecn dieser Art weniger schäd¬
lich sind, als das Zahlenlotto, zumal wenn der Preis eines Looses
für einen großen Thcil des Volkes unerschwinglich ist (/), so
muß doch die Abschaffung aller Lotterieen als sehr wünschens¬
wert!) anerkannt werden (§>).
(a) Dieser Name ist nicht ganz paffend, denn die Anordnung mehrerer

Classen ist nicht wesentlich, wie sie denn z.B. bei de» kleineren preuß.
Courantlotterieen nicht vorkommt. Den Ausdruck holländische oder
alte Lotterie braucht schon Bcrgius, Mag. Art. Lotterie.

(ä) Bei den Römern wurden öfters Loostäfelchcn (lesserne) ausgcthcilt
oder unter das Volk geworfen (inissilia), welche zum Lcheile Ge¬
winnste trugen. Doch führte diese Einrichtung noch nicht auf die
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Lottericen, welche erst gegen Ende des Mittelalters aufkamen und
anfangs in einzelnen Ausspielungen von Waaren bestanden, oft für
wohlthätige Zwecke; dann kamen Geldgewinnste an die Reihe und
das Spiel kam in fortwährenden Gang. 1530 eine Geldlotterie des
Staates in Florenz. Erste Ziehung in London im Jahre 1569, Ge-
winnste in Silbergeschirr, der Ueberschuß zum Unterhalte der See¬
häfen bestimmt; in Paris 1572 und 1588 zur Ausstattung dürfti¬
ger Mädchen. Hamburg ISIS, Nürnberg 1699 rc. Beckmann
a. a. O.

(e) Z. B. Frankfurter Stadtlotterie, jährlich 2 Spiele, jedes zu 6 Zieh¬
ungen oder „Elasten," deren letzte über 4 Monate nach der ersten
erfolgt. In der ersten Ziehung sind 26 000 Loose, in der letzten nur
noch 18 400. Ein Loos kostet durch alle Ziehungen (Elasten) 6—14
—24 — 22—16—8 fl. oder zusammen 90 fl. Den Gewinnenden
werden außer dem baaren Betrage auch Freiloose für die nächste
Ziehung gegeben. Unter der Voraussetzung, daß mit Ausnahme der
erforderlichen Freiloose alle anderen Loose abgcsetzt werden, zahlen
die Spielenden in allen 6 Elasten 1 >455800 fl., wovon die Einnehmer
107 500 fl.(7,^ Proc.,)crhaltcn,dieGewinnstebetragen l-l54574fl.
(79,2 Proc.), der Antheil des Staats 141041 fl. (9,Proc.), die
Decimation der Freiloose 52 685 fl. — Preußen: jährlich 2mal 5
zusammenhängende Elasten oder Ziehungen; ein Loos kostet in jeder
Elaste 8 Nthlr., es werden aber auch halbe und Loose abgegeben.
Ertrag, D. 1840—46 rein 943844 Rthlr., A. 1849 1 -029917
Rthlr., nämlich 12(^. Proc. von den Gewinnsten, die zu 6-895000
Rthlr. angenommen sind, und einige Nebcneinnahmen, Kosten
207917 Rthlr. Für 1850 ist der Antheil der Einnehmer an den
Gewinnsten von 3 auf 2 Proc., die Hebgebühr von 1(4 auf 1 Proe.
herabgesetzt worden. — In Dänemark 1844 339290 Rthlr. Einsätze,
256502 Rthlr. Gewinnste, 68 495 Rthlr Reinertrag, in den Her-
zogthümern aber bei 93 559 Rthlr. Einsätzen eine Mehrausgabe von
45 155 Rthlr. Im I. 1841 brachte die Classenlotterie in den Herzog-
thümcrn (80 431 Rthlr. Einsätze) einen Reinertrag von 15513
Rthlr., während im Königreich D. (261 436 Rthlr. E.) die Mehr¬
ausgabe 2376 Rthlr. betrug.— Mecklenburg-Schwerin, Pachtertrag
4627 Rthlr.

(et) In der Frankfurter Lotterie werden von Gewinnsten und Prämien
unter 1000 fl. 10 Proe., von den höheren 12 Proc. abgezogen,
bei den preuß. Lotterien 12/2 Proc. Der Reinertrag in Preußen ist
für 1848 auf 875 000 Rthlr. gesetzt, von etwa 7-814 000 Rthlr.
Einsätzen.

(s) Für den nicht verkauften Theil der Loose muß die Anstalt mitspielcn.
(/) Wohlfeile oder getheilte Loose reizen stärker. In der früheren waadt¬

ländischen Lotterie kostete 1 Billet durch alle Elasten 30 Schweizer-
franken, aber in der ersten nur 2 Fr. (1 fl. 33 kr.). Es hat sich ge¬
zeigt, daß von 2007 Billets nur 164 an reiche Leute, 909 an Perso¬
nen in mittelmäßigen Umständen, 934 aber an „Arme, Falliten und
Unterstützte" abgesetzt wurden. Der Staat hatte von jeder einzelnen
Unternehmung gegen 14000 Fr. Reinertrag und 6000 Fr. Kosten.
S. Forel und Jaquet in den N. Vcrhandl. der Schweiz, gemein-
nütz. Gcsellsch. V, 353 (1829.)

(</) Die britische Classenlotterie wurde 1826 durch Par¬
lamentsbeschluß für immer aufgehoben. Die letzte Zie-
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Aufhebung der Lotterie im Gr. Hessen, 1832. Sie war 1815—32 für
jährliche 8900 fl. verpachtet worden. S.v. Hofmann, Beiträge
S. 94.

Z. 22«;.

In mehreren größeren deutschen Badeorten sind andere

Glücksspiele erlaubt und werden von Privatunternehmern, die
der Staatskasse einen Pachtzins entrichten, veranstaltet (>,).
Man sucht ihre Zulassung aus dem Zusammentreffen vieler un¬

beschäftigten Reichen, aus der Unmöglichkeit, heimliches Wag¬
spiel zu verhindern, wenn das öffentliche verboten wäre, und
aus dem Umstande zu rechtfertigen, daß man bei der bestehen¬
den Einrichtung Gelegenheit hat, nicht blos Betrug zu ver¬
hüten, sondern das Spiel gewissen Einschränkungen zu unter¬
werfen (-). Diese Gründe mögen in den stark besuchten Bä¬
dern, bei dem einmal eingewurzelten Hange nach Glücksspielen,
die plötzliche Aufhebung der Spieltafeln an einem einzelnen
Orte unrathsam machen, auch kommt die Rücksicht auf die Er¬
schütterung des Nahrungsstandcs vieler Einwohner hinzu; aber
man sollte wenigstens einstweilen auf die weitere Einschränkung
derselben in Ansehung der Spielzeit, des höchsten und niedrig¬
sten zulässigen Einsatzes, der Art von Spielen rc. Bedacht .
nehmen und auf die allgemeine Aufhebung hinwirken (<--).

(a) In Paris waren fortwährend Spielhäuser geöffnet, welche 6 Miss
Fr. Pacht trugen, nebst 1 Mill. pot-ilo-vln für die 6jährige Pacht¬
zeit. Auf die Folgen derselben für Wirthschaftlichkeit und Sittlich¬
keit läßt schon die Menge der durch sie vcranlaßten Selbstmorde
schließen. — Poisson berechnete 1820, daß im treute-et-u» jährlich
330 Millionen, in der roulette 100 Mill. Fr. eingesetzt wurden, zu¬
sammen 430 Mill., welche, da dieselben Geldstücke im Jahre 12—15
mal über die Tafeln gingen, eine Geldmasse von 24 Mill. in den
Händen der Spieler und Banquiers erforderten. Den Gewinn der
letzteren schlug P. auf ungefähr 8 Mill. an, später wurde er auf mehr
als 9 Mill. geschätzt, wovon nach Abtragung des Pachtgeldes und
Bestreitung der Kosten noch gegen I'880 000 Fr. reiner Ueberschuß
bleiben sollten; s. Zschokke's Prometheus, 1, 262 (1832).—
Aufhebung dieser Spiel Häuser 1837,

(i) Auch kommt vielleicht hie und da die Erwägung hinzu, daß es mei¬
stens Ausländer find, die sich zu Grunde richten!

(c) Baden: bisher 40 400 fl. Pachtzins, welcher, sowie die Abgabe von
Handelsbuden, ganz für Gebäude, Anlagen, Freibad rc., in Baden
verwendet wird, doch 3000 fl. auch für andere Badeorte. — Hom¬
burg 1841 Pachtvertrag auf 30 Jahre, Pachtsumme 24 000 fl-, wozu
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aber noch andere beträchtliche Leistungen kommen, namentlich 4 Jahre
hindurch jährlich 40000 fl., sodann 31 Jahre hindurch 10 000 fl.
jährliche Verwendung für Bauten und Anlagen. Homburg hat durch
den starken Besuch in Folge der Spiele und der von den Spielpach-
tcrn getroffenen Einrichtungen (Theater, Orchester, Lesezimmer re.)
sehr gewonnen, viele Privatpersonen haben Häuser gebaut u. dgl. s.
die Schrift: Zur Beurtheilung der Frage über Aufheb. d. Spiel¬
banken, Homb. 1848. — Die Reichsversammlung in Frankfurt be¬
schloß am 8. Jan. 1849 die Aufhebung aller Spielbanken vom I. Mai
desselben Jahres an (Stenogr. Ber. Nr. 148), dieß Gesetz ist aber
bis jetzt unvollständig vollzogen worden.
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III. Abschnitt.

Einkünfte ans Gebühren.

Z. 227.

§)ie unter den Begriff der Gebühren (Z. 86.Nr. 1) fallen¬

den Staatseinkünfte werden von den meisten Schriftstellern zu

den Steuern, und zwar zu den indirecten gerechnet. Dieß ist

nur dann zulässig, wenn man das Wort Steuern in einem

weiteren Sinne nimmt und darunter alle Auflagen versteht

(§. 84.) ; indeß unterscheiden sich die Gebühren so wesentlich

von den anderen Auflagen, daß es immer nöthig ist, sie als

eine besondere Art derselben zu betrachten. Die Gebühren

werden bei solchen Gelegenheiten gefordert, wo der einzelne

Würger mit einer Staatsbehörde oder einer wesentlichen Staats¬

anstalt (") in eine gewisse Beziehung kommt. Sie können als

eine partielle Vergütung für den Aufwand angesehen werden,

welchen die einzelne Aeußerung der Staatsgewalt verursacht,

und haben insofern mit der Bezahlung für geleistete Privat¬

dienste Aehnlichkeit. Dagegen wird eine Negierungshandlung

oder die Staatsanstalt nicht etwa wegen der an sie geknüpften

Gebühr angeordnet, sie geht aus den Pflichten der höchsten

Gewalt hervor und könnte, ohne ihr Wesen zu verändern,

auch unentgcldlich sein, wie denn auch sehr Vieles den Bürgern

ohne Bezahlung erwiesen wird und in den einzelnen Staaten

der Umfang der mit Gebühren belegten Leistungen der Regie¬

rung sehr verschieden ist.

(a) Zm Gegensatz eines bloßen Staatsg cwerb es.



§. 228.
Zn früheren Zeiten, wo es an einem Ueberblicke der Bolks-

wirthschaft und an leitenden Finanzgrundsätzen fehlte, nahm
man eine Manchfaltigkeit von Gebühren für die Staatscafse zu
Hülfe, um diese aus vielen kleinen Canälen zu füllen. Biele
offenbar unzweckmäßige Arten der Gebühren sind in neuerer
Zeit aus den Staatsrechnungen verschwunden («), mehrere
andere Arten dagegen hat man noch ziemlich allgemein beibe¬

halten, z. W. Stempel, Taxen, Sporteln, Weggelder rc. Gegen
dieselben läßt sich im Allgemeinen dieses anführen:

1) Die Eigenschaft, welche dieser Claffe von Einkünften
den Namen der zufälligen erworben hat (§.86.), deutet
die Unvollkommenheit derselben an, indem sie sich nicht nach der

Fähigkeit der Würger richten, zu den Staatslasten beizutragen,
sondern nach einem andern Maaßstabe, der leicht die Wohl¬
habenden unbillig schont, die Dürftigen bedrückt und daher als
willkürlich erscheint.

2) Die wohlthätige Wirksamkeit der Negierung leidet, wenn
man die Benutzung ihrer Anstalten durch eine Abgabe erschwert
oder ganz verhindert; es ist daher im Allgemeinen besser, wenn
die Kosten der Staatseinrichtungen, soweit der eigene Erwerb
der Regierung nicht zureicht, auf dem Wege der Westcuerung
aufgebracht werden und die Leistungen des Staates für die
Einzelnen ganz unentgeldlich geschehen.
(a) Z. B. die Abgaben, welche sonst die Juden, abgesehen von allen Ver-

mögcnsvcrhältnissen, blos für ihre persönliche Duldung entrichten
mußten, wie Leibzoll, Lolcranzgebühr, Opfcrpfcunig rc., vgl. Ver¬
zins, Magazin, V, 260. — Lang, Geschichte der deutschen Steuer¬
verfassung, S. lS8. — v. Kremer, Steuerwescn, 1,43.—In
Frankreich kam beim Regierungsantritte eines Königs unter dem
Namen go)onx nvensment eine Abgabe für die Bestätigung der
von den Vorgängern ertheiltcn Bewilligungen vor; — tranc-tieg
eine Entrichtung des Bürgerlichen, der ein adeliges Gut kaufte n.dgl.

§. 229.

Diese unverkennbaren Unvollkommenheiten der Gebühren
verbieten die neue Einführung der meisten Arten derselben eben¬
sowohl als die Steigerung der schon bestehenden. Jndeß sind
die einzelnen Arten der Gebühren in Ansehung ihrer Wirkungen
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verschieden. Während einige mit solchen Nachtheilen verbunden

sind, daß man ihre baldige Abschaffung dringend anempfehlcn

muß, lassen sich andere da, wo man sich an sie gewöhnt hat,

und wo eine Steuererhöhung Schwierigkeiten findet, einstweilen

beibchalten, woferne man nur die Größe der Entrichtung mäßig

und die Art der Erhebung so wenig als möglich beschwerlich

macht; einige Arten können unter diesen Bedingungen selbst

für ganz unschädlich gehalten werden, weil es in ihrem Wesen

liegt, daß eine geringe Vergütung einer gewissen Staatsleistung

dem Zwecke derselben nicht widerstreitet (»).
(a) In mehreren Schweizercantoncn nehmen die Gebühren eine auffal¬

lend wichtige Stelle ein, z. B. nach den Anschlägen für 1846 in
Waadt31 Proc. der reinen Einnahme, Thurgau 28/, Basel-Stadt
19, Bern IS,', Basel-Land, Luzern 12 Proc. Hottinger a.a.O.—
Belgien 1846 2S Will. Fr. —22 Proc. der rohen E. —Baden,
1848 A.: Ganze Einnahme aus Gebühren 1'913000 fl. oder an 12
Proc. der Bruttoeinnahme des Staates. — Preußen A. 1849 11'/,
Mill.Rthl. —13Proc. — Großh.Hessen, 1848—SOR. 1 089000fll
oder 13/Proc. des rohen Staatseinkommens.— Meckl.-Schwerin
>849 128000 Rthlr. — 4/ Proc.

Z. 230.

Zn den europäischen Staaten kommt eine große Manchfal-

tigkeit von Gebühren vor, von denen in den folgenden §Z. nur

die beträchtlicheren aufgeführt und erläutert werden. Sie lassen

sich je nach der Veranlassung, bei der sie erhoben werden, so
überblicken:

.V) in allen Zweigen der Staatsverwaltung vorkommende;

I. Stempelgefälle, — II. Taxen von Amts-und Würden-

ertheilungen;

6) nur in einzelnen Zweigen der Regierungsgeschäfte an¬

wendbare;

a) aus der Rechtspflege:

III. Gerichtsgebühren, — IV. Eintragsgebühr von Con-

tracten, — V. Erbschaftsgebühr, — VI. Strafen;

k) aus der Sich erheitsp olize i:

VII. Polizeisporteln,— VIII. Wasserbaubeiträge;

o) aus der Volkswirthschaftspflege:
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IX. Straßengeld, — X. Wasserzoll, — XI. Abgabe von

Gewerbsverlcihungen, — XII. von Erfindungspatenten,
— XIII. Beförderungskosten;

ei) aus der Bolksbildungssorge:

XIV. kirchliche Dispensationstaxen.

Z. 231.

I. Stempelgebühr. Diese Abgabe von Schriften, die

einer Staatsbehörde vorgclegt oder von ihr selbst ausgefcrtiget

werden, erhalt durch den vorgeschriebenen Gebrauch des Stempel¬

papiers eine leichte und sichere Erhebung (n). Sie könnte als

eine Vergütung für die Bemühung angesehen werden, die der

Stempelpflichtige den Staatsbeamten verursacht; allein es ist

weder leicht ausführbar, noch auch rathsam und billig, sie genau

nach diesem Umstande abzumessen; auch hat man sie gewöhnlich

nur aufs Ungefahr nach der Wichtigkeit des Gegenstandes, den

eine solche Schrift betrifft, steigen lassen, und zwar

1) wo Bermögensverhältniffe Vorkommen, wie bei Kauf¬

und Miethvertragen, Handwerksrechnungen, Quittungen w.,

nach der Größe der in denselben ausgesprochenen Summe

(Werths- oder Gradationsstempel),

2) in anderen Fallen nach einer Abstufung, bei welcher

einfache Eingaben (Bitten, Klagen rc.) den niedrigsten, Reise¬

pässe, öffentliche Zeugnisse, Vollmachten, Testamente, Concessio-

nen, auch wohl richterliche Erkenntnisse u. dgl. höhere Sätze

bezahlen (El affen st e mp e l) (L).

In mehreren Staaten hat man auch solche Schriften der

Stempelgebühr unterworfen, welche gar nicht dazu bestimmt

sind, bei einer Staatsbehörde eingereicht zu werden, sondern

nur vielleicht zufällig als Beweismittel eines Anspruches dienen

könnten, z. B. kaufmännische Wechsel (c), Frachtbriefe, Regi¬

ster der Kaufleute, Fabricanten, Makler, Gastwirthe u. dgl. (</).

Wenn auch Spielkarten, Zeitungen und Ealender gestempelt

werden, so trägt diese Abgabe, obgleich in die Stempelform

gehüllt, mehr den Charakter einer Aufwandssteuer an sich, weil

sie sich an den Verbrauch einer käuflichen Waare anschließt und



316

insbesondere als eine Belegung des Luxus angesehen werden
kann. Es läßt sich übrigens keine bestimmte Gränze für die
der Stempelabgabe unterworfenen Gegenstände ziehen, denn
sie ist eine Form, unter der sich mancherlei Gebühren erheben
lassen und deßhalb gelten die Regeln für die verschiedenen
Arten derselben theilwcise auch von den Stempelabgaben.

(») Diese Art von Staatseinkünften ist nach Box Horn von einem
Holländer erdacht worden, nachdem die Generaistaaten einen Preis
auf die Erfindung einer neuen, nicht drückenden und doch einträgli¬
chen Abgabe gesetzt hatten. Die Einführung geschah 1624. Eine Art
von Stempelpapier kommt zwar schon in der tiov. 44 vor, aber ohne
Erwähnung einer dafür angeordneten Bezahlung. Beckman n, Bei¬
träge zur Gesch. d. Erfind., II, 300—310. — Einführung in Eng¬
land 1671, in Oesterreich 1686. — Uno LuIIooll, ll'axatio»,
S. 273.

(-) Beispiele aus der preuß. Stempelgcsetzgebung, s. Philippi, Samm¬
lung sämmtlichcr neue» preuß. Gesetze über die indirccten Steuern,
S. 4SI ff. (1830). Das Hauptgesctz ist vom 7. März 1822. Einen
Stempel von 5 Silbergr. brauchen Gesuche und Eingaben, Gesinde-
Entlassungsscheine, amtliche Ausfertigungen in geringfügigen Ge¬
genständen, — 15 Sgr. Dienstabschiede, amtliche Atteste, erheblichere
Ausfertigungen, Bestallungen, Cautionsinstrumente, Sessionen,
Kundschaften, Lehrbriefe, Reisepässe, Wollmachten, Wanderbücher
u. dgl., — 2Rth!r. Adoptions-, Ehe-, Erbtheilungs-Verträge, Lci-
chcnpässe, Majorennitätserklärungen, Testamente, — 5 — 20 Rthlr.
Entscheidungen in Civilprocefsen, deren Gegenstand nicht in Geld
geschätzt werden kann, — 10 Rthlr. kriegsrcchtliche Erkenntnisse,
5 —SO Rthlr. Entscheide in Straf- und Jnjuriensachcn.—Den
Gradationsstempel bezahlen mit s-24 Proc. Wechselbriefe, im Lande
trassirt (vor 1830 doppelt soviel), — s/^Proc. Actien, Schuldbriefe,
Quittungen, die einer Staatsbehörde vorgelegt werden, — ^ Proc.
Käufe von Mobilien, soferne schriftliche Abfassung des Vertrages
nothwendig ist, Pacht- und Miethverträge, Auctionsprotokolle, —
s/z Proc. der Prämie, Assecuranz-Polizen, — 1 Proc. Käufe von
Immobilien, Erbpachte, Erbschaften von Ehegatten, Civilproceß-
Entscheidungen bis zu 1000 Rthlr. (bei höherem Belaufe des Ge¬
genstandes re8p. sis und '/g Proc.) — 2—8 Pr. Erbschaften. — In
Frankreich besteht, statt des Claffenstempels, nur einDimensions-
stempel, weilman nämlich sechs Papiersorten hat, vom Octavblatt bis
zum Arn»ck rcKistre von 16 und 22rhein. Zoll. Die Gebühr steigt
von sis bis 1ss.Fr., dabei ist die Zahl der Zeilen gesetzlich beschränkt,
Arnnll ro°1strs bis 35 Zeilen auf die Seite. Der Gradationsstempel
beträgt durchgehends s-s I>- millo. Gesetz v. 13. Ilrnin. VII (3. Nov.
1798), in k! 0 n clo nne 8 u, tloäs <Is Donrögnstromoiit etc. S. 25
(1810). — Do Oürnnllo, Droit aüiniiiistr., IV, 227.

(c) Bon dem in der neueren Zeit immer häufiger gewordenen Wcchsel-
stcmpel leitet man denBerfalldes Wechselhandels her, Ferber, Bei¬
träge zur Kenntnis des gewerblichen und commerciellen Zustandes
der preuß. Monarchie, 1829, S. 234. — Stempel von Lotterielooscn
in Baiern, welcher i. D. 1835—37 146 436 fl. eintrug.
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(6) In Großbritanien ist die Verpflichtung zum Gebrauche des St. sehr
weit ausgedehnt und bildet eine empfindliche Last. Alle Quittungen
über S L. St. hinaus, Anweisungen, Bankscheine (die.Banken können
sich durch eine jährliche Pauschsumme mit dem Stempelamte abfin-
den), Assecuranzscheinc (Betrag 3 Schill, von IVO L. St. der ver¬
sicherten Summe, also l ssz ;>. m.),Zeitungsblätter und einzelne An¬
kündigungen in Zeitungen (früher zu 31/ 2 , seit 1833 1/2 Schill.),
alle Gebrauchszettcl bei Arzneien rc. müssen gestempelt werden, s.
Lrrill^, I. 487. Vgl. Wiederholt), Handb. d. Liter, u. Gcsch. d.
indir. Steuern, 1820. S. 281. — Nach den französischen Stempel-
gesehen sind alle Verhandlungen, Aufsähe, Abschriften, Register rc.,
die vielleicht vor Gericht gebraucht werden könnten pour obliA-nUon,
OvollurKo, sustilicntioü, üemkimlv ou ilul'eim», stcmpelpflichtig, ähn¬
lich in Oesterreich, wo sich die Stempelpflicht gleichfalls aus Privat-
urkundcn erstreckt, jedoch finden viele Befreiungen Statt; s. Wa-
linkovski, I, 122-168.

§. 232.

Die Stempelgebühr, obgleich in mehreren Staaten sehr ein¬
träglich («), ist eine in vieler Hinsicht mangelhafte Art von
Einnahmen. Sie erregt bei unzähligen Veranlassungen ein
lästiges Gefühl von Beengtheit und Bewachung, verursacht
unbequeme Förmlichkeiten, giebt zu vielen (Übertretungen An¬
laß und erfordert eine ausführliche, umständliche Gesetzgebung,
sie trifft ohne Wahl und Unterschied die Würger bei solchen Hand¬
lungen und Ereignissen, in denen auf keine Weise das Kenn¬
zeichen einer größeren Vermöglichkeit liegt (S) und hält endlich
bei starkem Betrage von manchen sonst nützlichen Geschäften ab.
Für die Stempelgebühr läßt sich die einfache Erhebungsart und
bei mäßigen Sätzen die Geringfügigkeit jedes einzelnen Bei¬
trages anführen, der durch längere Gewöhnung noch erträg¬
licher geworden ist und als Ersatz für den Zeitverlust, welchen
eine Privatangelegenheit den Staatsbehörden zuzieht, nicht un¬
billig erscheint. Gleichwohl sind jene Mängel des Stempels
überwiegend und mit einem vollkommenen Finanzspsteme un¬
vereinbar (Z. 229.), und bis ein sehr ausgebildetes Steuerwesen
die Aufhebung dieser Gebühr ausführbar macht, muß man we¬

nigstens ihre Nachtheile zu mildern suchen. Dazu dienen 1) ge¬
linde Strafbestimmungen für den Nichtgebrauch, zumal in solchen
Fällen, wo offenbar nur Nachlässigkeit oder (lnkenntniß, nicht

gesetzwidrige Absicht obwaltet ( 0 ), 2) niedrige Bestimmung des
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geringsten Stcmpelsatzcs (</) und mäßiges Aufsteigen desselben,
3) Aufhebung des Stempels von solchen Schriften, bei denen
die Entrichtung sehr unbequem oder die Ucberwachung schwierig
wäre, ein starker Reiz zu Umgehungen Statt findet oder auch,
wie bei Anweisungen, Wechseln, Assccuranzen, der Verkehr leiden
würde, 4) Befreiung der Dürftigen, der wohlthatigen Stiftungen
und dergl. 5) Aufstellung einfacher, leicht zu behaltender Regeln für
den Gebrauch des Stempels, damit man sich leicht vor Strafen
hülen könne.

Zur Verwaltung der Stempelgebühr gehört Ankauf des
Papieres, Anschaffung und Erhaltung der Stempel, Anstellung
des Personals bei dem Stempelamte, Ablieferung der Stempel¬
papiere an die Verkäufer, denen ein gewisser Nachlaß als Ge-
werbsverdienst bewilligt wird, Aufsicht zur Entdeckung von Ver¬
letzungen der Stcmpelgesctze. Wo vielerlei Schriften dieser Ge¬
bühr unterliegen, da muß auch für nachträgliche Stempelung
von Urkunden rc. gesorgt werden, was jedoch ein besonderes
Personal erfordert.

(«) Ein verhältnißmäßig großer Ertrag rührt zunächst von der Höhe
der Stempelsätze und der Menge von Gegenständen her, die dem
Stempel unterworfen sind, er bildet also insofern das Maaß für die
Last, welche das Stcmpelwescn den Bürgern auferlegt. Jndeß muß
man auch darauf achten, welche andere Gebühren neben der Stem¬
pelabgabe bestehen, da z. B. in Großbritanien diese fast alle anderen
Gebühren ersetzt. Sie brachte (mit Einschluß der Abgabe von Lohn¬
kutsche» in den Städten und von Hausirern) 1847 7-671324 L. St.
ein. Der Ertrag in den Jahren 1838 u. 39 setzte sich so zusammen:
2-104 958 L, von Erbschaften, 1-681 500 L. von der Eintragung
von Contracten, 907 360 L. von Brandversicherungen, 272 417 L.
von Seeversicherungen, 757 874 L. von Wechseln und Bankscheinen,
352 697 L. von Zeitungen und Anzeigen, 495 750 L. von Landkutschen
t/taxe-cond»^), 173 488 L. von Quittungen (reoeipts), 468897
L. von anderen Gegenständen. Die Kosten beliefen sich in beiden
Jahren auf 2," Proc., und es blieb ein reiner Ertrag von 7-044 954
L. übrig. A. des Reinertrags für 18"/z„ 6'/, Mill. — Frankreich,
i. D. 1836 u> 37 32-144 390 Fr., — 1846. 47, 41 Mill. Fr.—33 kr.
auf den K., 1848 nur 30-905 000, Kosten 957 000 Fr. — 3/ Proc.
— Oesterreich, D. 1846. 47 5-7,9000 fl. rein, — 11,° kr. 24'/, fl.
auf den K., Kosten nach dem A. für 1849 4/ Proc. — Preußen A.
1847 4 '-j Mill. Nthlr. mit 1,^ Proc. Kosten, A. 1849 3-557737
Rthlr., Kosten 57 737, also rein 3'/ Mill. — 22,°° kr. auf den Kopf.
— Kurheffen, A. 1849 200000 Rthlr., Kosten 18000 Rthlr.—
9 Pr. — Baiern, D. 1835—37: 962 753 fl., Kosten 8'/, Proc., rein
880 215 fl. — 12 kr. auf den Kopf. Unter den Ausgaben nehmen das
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Papier 47, die Besoldungen SS, der Rabatt der Verkäufer >1,'
Proc. hinweg. — In Baden und Würtemberg ist der Ertrag des
Stempels nicht von den Sportel» auszuscheidcn, die Stempelgesctze
sind aber hier sehr mäßig und mild. — Sachsen, A. 1843—-13
162000 Rthlr., 3? Proc. K. — Gr. Hessen, A. 1846—7 320000 sl.
— Belgien 1846 3 Mill. Fr. — C. Bern A. 184S 77 000 Fr. — !>
kr. auf den Kopf, Zürich 38 000 Fr. — 7 kr., Waadt 60 000 Fr.
— 13,' kr.

(d) Obgleich der Stempel von Kauf-, Micthverträgen u. dgl. sich nach
der Vertrags-Summe richtet, so kann doch die Abgabe nicht als eine
nach der Vermöglichkeit abgemessene Steuer angesehen werden, weil
sie nur die zufällige Bewegung des Vermögens trifft, nicht die Größe
desselben überhaupt, und aus der Eingehung eines solchen Vertrages
auf keine Weise die größere Wohlhabenheit der Contrahcnten zu
vermuthcn ist.

(o) Die Strafe besteht gewöhnlich in einem Vielfachen des nicht ge¬
brauchten Stempels. Bei Gesuchen u. dgl., wo nur aus Versehen
gefehlt wird, sollte nur die einfache Gebühr eincaffirt werden (a.
preuß. G. §. 23).

O') Baiern 3'/? kr., Baden 3 kr., Preuße» 3 Sgr. (I7'/z kr.). — Für
manche Fälle, wo eine mehrmalige Zahlung rc. vorkommt, muß erst
eine Regel zur Berechnung der, die Stempelgebühr bestimmenden
Summe aufgestellt werden.

§. 233 .

II. Gebühren (Taren) von der Ertheilung eines
Amtes odereineS E h r e n v o r z u g e s, z. B. eines Titels,
einer Würde, eines Adelsgrades, eines Ordens. Diese Art von
Gebühren entsprang wie manche andere ans dem Streben, jede
Gelegenheit für die Staatskasse zu benutzen, wo ein erwünschtes
Ereigniß Jemanden eine damit verbundene Ausgabe unfühlbar
macht. Da jedoch die Staatsgewalt keine persönlichen Begün¬
stigungen ausüben, sondern bei Anstellungen und Beförderungen
nur auf die gute Besetzung der Aemter mit den fähigsten Männern
Bedacht nehmen und Verdienste belohnen soll, die Verleihung
solcher Vorthcile oder Vorzüge an Unwürdige dagegen sehr nach¬
theilig auf die Sittlichkeit und auf die Achtung gegen die Ne¬
gierung wirkt, so ist kein genügender Grund zur Erhebung einer
Tare vorhanden. Die Käuflichkeit von Ehrcnvorzügcn ist vollends
verwerflich («). Anstellungsgebühren sind wie vorausbezahlte
Besoldungsabzüge anzusehen. Nur solche Gebühren der oben
bezeichneten Art lassen sich in Schutz nehmen, die so gering sind,
daß sie bloß die Ausfertigung des Beschlusses vergüten, oder bei
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einer Anstellung oder Beförderung als Zuschuß zur Wittwen-
casse erhoben werden, Z. 64.

(a) Frühere Käuflichkeit der Aemter und Würden. Aemtcrhandel im
byzantinischen Reiche; in Venedig verknuste man bisweilen das Pa-
triciat (proennstoli per Uennri und >>er Uixiiitü wurden un¬
terschieden!) und die Vererbung eines Amtes. — Einen Titel oder
den Adel dem darum Nachsuchenden gegen Geld ertheilen, heißt solche
Rangvorzüge in der öffentlichen Meinung zu Grunde richten. — In
Frankreich wird (Ges. v. 2!. April 1832) bei der Ernennung eines
Advocatcn, Notars, KreMer, Iinlssior, Mäklers rc. ein enrögistro-
mout von 10 Proc. der Cautionssumme erhoben.

s- 234.

III. Gebühren aus der Rechtspflege, Sporteln
(ckroits clo grosso in Frankreich) werden von den Bürgern
für die aus sie Bezug habenden Geschäfte der Iustizbeamten ent¬
richtet (Z. 69). Zu ihnen gehören l) die Gerichtskostcn bei
bürgerlichen Rechtsstreiten, die gewöhnlich der unterliegendeThril
zu tragen hat, und die nach der Zahl und Schwierigkeit der
richterlichen Verrichtungen geregelt werden, 2) die Kosten der
Strafrechtspflege im Falle der Verurtheilung, 3) die Vergütung
für Handlungen der sogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit
oder Nechtspolizei, d. h. des Beistandes, der den Würgern bei
der Feststellung von Rechtsverhältnissen geleistet wird, z. B. bei
Erbtheilungen, Testamenten, Vormundschaften, Beglaubigungen
und dergl.

Diese Gebühren ersetzen einen Theil des Aufwandes für

die Zustizverwalturg («). Es würde nicht zweckmäßig sein, diese
Kosten ganz vermittelst der Sporteln aufzubringen, denn das
Vorhandensein der Rechtsanstalt nützt auch denjenigen Staats¬
bürgern, die nicht gerade in einem gewissen Zeiträume von ihr
Gebrauch machen, es sichert ihnen für jeden vorkommenden Fall
den nöthigen Rechtsschutz und hält von vielen Rechtsverletzungen
ab, deren Erfolglosigkeit man voraussieht; ferner würde bei jener
Einrichtung der Aufwand bei Rechtsgeschäften häufig für Einzelne
unerschwinglich werden und selbst die Benutzung jener Anstalten
erschweren (S). Dagegen geht auch die öfters ausgesprochene
Forderung, daß die ganze Rcchtsverwaltung uncntgeldlich sein
solle, zu weit, denn ein besonderer Beitrag ist in Fällen, wo dem
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Einzelnen vor Anderen ein Dienst geleistet wird, oder wo er

widerrechtlich gehandelt hat, vollkommen billig, und bei bürger¬

lichen Nechtsstreitigkeiten würde die Aufhebung aller Sporteln

der Proceßsucht zu große Nahrung geben. Deßhalb läßt sich

die Beibehaltung dieser Elaste von Auflagen unter gewissen Be¬

schränkungen in Schutz nehmen.
(n) Frankreich, 1844 (mit dem enrvKisti-oinvnt einigermassen verfloch¬

ten): K-retkes 4-600 000 Fr., Ii^potliögnos, beim Einträgen und Lö¬
schen derselben, 2 Mill., Ersatz von Gcrichtskosten 2' 120000 . Dazu
das ansehnlicheüroit lixe des onro-ststi-emeiit, 1836 zu I7z/z Mill.
angeschlagen. Die Kosten des Justizwesens waren auf 21 Mill. ange¬
schlagen, aber ohne die, in den Dcpartementsrechnungcn verkommen¬
den Ausgaben für Gerichtsgebäude und für die Strafanstalten. —
Baiern 1832—34 i. D. 1-836 868 fl. Gerichtstaren. — Baden D.
1844—6 R. 367 083 fl. Laren, Sporteln und Stempelgebühren in
gerichtlichen und Verwaltungsangelegenheiten, S73I61 fl. Gebühren
für die Rechtspolizei, wozu noch 89 182 fl. für verkauftes Stem¬
pelpapier und 137560 fl. Strafen kommen, zus. 1 -167000 fl.—
0,°" fl. auf d. K. Die besonderen Kosten dieser Einnahmen betragen
76 060 fl. und mit dem Abgang an unbeibringlichen Einnahmen
119 086 fl. — >0 Proc. Die Rechtspolizeigebühren machen bedeu¬
tend mehr aus als die Kosten der Rechtspolizeiverwaltung, zu
368 000 fl. angeschlagen, worunter 166 800 fl. Gebührenantheil der
Notare und Assistenten.
Würtemberg, R. 1838—40 i. D.:

33 594 fl. gerichtliche, 156 018 fl. Notariatssporteln.,
22 623 „ Ehesporteln 142 645 „ Verwaltungssporteln.,

zusammen 355 800 fl., Anschlag für 1848/49 328900 fl. rein und
2100 fl. Kosten. Jener Ertrag macht 40 Proc. von den Ausgaben
für die Rechtspflege. Der größere Theil der Kosten ist vermuthlich
unter den Justizausgaben enthalten. — Belgien, R. 1839: 195 868
Fr., grolle, 784 387 Fr. gerichtliche Handlungen, 812141 Fr. Hy-
pothekengebühren, zusammen 1-792 396 Fr. — In Preußen war
der Betrag der Sporteln lange Zeit ganz unbekannnt, denn man
hatte ihn im Hauptanschlage der Staatseinkünfte ausgelassen. Er
war im Soll 1836 3-928663 Rthlr., 1840 4-198331 Rthlr., A. für
1847 3-931 830 Rthlr. — 60 Proc. der Ausgabe für das Justizwe-
scn. Auch im A. des K. Sachsen waren die Kosten der Untergerichtc
nur nach Abzug der Sporteleinnahme aufgerechnet. — Gr. Hessen,
1848—50 A.: 75 000 fl.

(b) Z. B. Die übermäßigen Gebühren, welche in Frankreich bei den Un-
terpfandsverträgen Vorkommenund welche die Eintragung biswei¬
len verhindern. Eine Hypotheken-Darleihe von 300 Fr. kostet 19
Fr. 10 Cent. Gebühren, die Abtragung der Schuld 12'/, Fr. v'Aii-
<1i kkret, I, 27.

Z. 23l>.

Zur guten Einrichtung des Sportelwesens in finanzieller

Hinsicht gehören folgende Bedingungen:
Rau, pol. Oekon. LteAusg. III. 21
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1) Niedriger Betrag der Sätze, sowohl im Ganzen, als
verhältnißmaßig bei allen einzelnen Arten von Handlungen und
Geschäften.

2) Die Sportelordnung muß einfach und deutlich bestimmt
und vollständig sein, so daß sie alle Willkühr beseitiget. Die
frühere Vernachlässigung dieser Regel hat oft die Staatsbürger
schweren Bedrückungen preisgegeben. Zu dem Maaßstabe für
die Festsetzung aller Sporteln kann bald unmittelbar der Zeit¬
aufwand der Beamten, bald die Wichtigkeit und Schwierigkeit
deS Geschäftes gewählt werden, weil diese ungefähr mit jenem
Zeitbedarse in Verhältnis; sieht (A). Es ist sowohl für die An¬

setzung und Erhebung, als für die Entrichtung bequem, wenn
bei Rechtshändeln nicht alle einzelnen Verrichtungen, sondern
nur die, welche für Umfang und Umständlichkeit des ganzen Ge¬
schäftes bezeichnend sind, mit einer Gebühr belegt werden (A).

3) Das ältere Verfahren, nach welchem die Sporteln den
richterlichen Beamten als Besoldungstheile zugewiesen waren,
brachte eine starke Versuchung hervor, die Geschäfte in die Länge

zu ziehen und die Gebühr hoch anzusetzcn. Deßhalb ist cs neu¬
erlich allgemein üblich geworden, die Sporteln für die Staats-
casse zu erheben und dafür den Gcrichtsbeamten feste Besol¬
dungen zu geben. Ueberfvrderungen und Unterschleifc werden
am besten verhütet, wenn nur der Ansatz der Sporteln bei dem
Gerichte, die Erhebung aber von einem Steuerbeamten ge¬
schieht, nur ist dieß mühsamer und kostbarer (a). Den für die
freiwillige Gerichtsbarkeit angestelltcn Beamten, z. B. Notaren,
muß ein Antheil an den durch ihre Verrichtungen bewirkten
Sporteln bewilligt werden (,/).

(a) Beispiel: Das badische Gesetz vom 13. Octob. 1840 über die Gebüh¬
ren der Rcchtspolizeivcrwaltung ordnet an 1) eine Wcrthstare für
die Abtheilung von Verlasscnschaften und Gemeinschaften und für
Bcrmögcnsübcrgabcn, je nach dem Betrage des Vermögens von f/,
Proc. bis auf '/zmillohcrab, fürVcrmögensaufnahmcn dieHälfte;
2) eine Taggcbühr von 4 fl.; 3) für Testamente 3—4 fl.; -I) für
Verträge thcilS eine feste, theils eine nach der Vcrtragssumme be¬
messene Gebühr, S) für Rechnungen 40 kr vom Bogen re. Die sächs.
Sportelordnung v. 26. Nov. >840 hat 127 Sätze für streitige Civil-
sachen der Untcrgcrichte, 68 für Untersuchungs- und Denunciations-
sachen, 80 für freiwillige Gerichtsbarkeit.
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(-) Bad. Ges. v. 13. Octobcv 1840 über die Gcrichtssportcln: I) die
Parteien haben bei ihren Eingaben Stempelpapicr zu gebrauchen,
den ersten Bogen zu 15—30 kr. — 1 fl. bei den 3 Instanzen; — 2)
Protokolle werden für die Stunde zu 24 kr. bezahlt; — 3) für ver¬
schiedene Arten von Verfügungen ist die Gebühr res;,. 15—45 kr.,
30 kr. — 2 fl., 1 fl. 15 kr. — 3 fl. in den 3 Instanzen; — 4) für
Endurtheile richtet sich die Gebühr nach der streitigen Summe; wo
eine solche nicht zu ermitteln ist, beläuft sie sich höchstens aufresi».
6, 18 und 24 fl.

0) So in Baden, W. v. 20 März 1834 (Reg. Bl. Nr. 13.) Die Ein-
zugsliste des Sportelcrtrahenten gelangt an die Steuereinnehmer.
Jener erhält der Untererhebcr ebensoviel, der Obercinnchmcr
Vs, der Gebühren, zusammen also 8>/z Proc.

<//) In Baden werden die Gebühren der Rechtspolizei von dem Amts-
rcvisor erhoben, welcher sodann die Antheile der Notare nebst
100 fl. Besoldung) ausbezahlt, s. a. L. v. 25. Nov. I84N V. 5.
Dcc. 1841.

Z. 236.

IV. Die Eintrags-oder Negistergebühr (Confir-
inati o nsta r e in Nassau, Kaufaccise in Waden, Handan-
derun gs ab g a b e in der Schweiz, onrvKistroment in Frank¬
reich zum .Thcile) wird von solchen Kauf-, Schenkungs-, Pacht-
u. a. Verträgen entrichtet, zu deren Gültigkeit gerichtlicher Ein¬
trag (Protokollirung) erforderlich ist fA), und erreicht in meh¬
reren Staaten eine beträchtliche Höhe (ü). Wei Käufen wird
die Gebühr von dem Käufer gefordert, dennoch fällt sie meistens
dem Verkäufer zur Last, weil derselbe gewöhnlich mehr zu der
Abschlicßung des Vertrages gedrängt ist, als der Käufer. Die¬
ser giebt daher in der Regel nicht mehr aus, als ihm nach
Maaßgabe des Reinertrags und eines angenommenen Zins¬
fußes rathsam scheint und zieht dem Verkäufer soviel ab, als er
dem Staate bezahlen muß (a). Diese Auflage, wenn sie das
Maaß einer Sportelgcbühr übersteigt, ist fehlerhaft (,/), denn
G die verkauften, verschenkten oder verpachteten Vermögens-
theile sind schon einer Grund- oder Haussteuer unterworfen, und
der zufällige Umstand, daß sie in andere Hände gelangen, recht¬
fertiget keine zweite Belastung, zumal da die Veräußerung nicht
selten die Folge ungünstiger Vermögensvcrhältniffe ist. 2) Die
Gebühr wird nicht aus den Einkünften der Bürger bestritten,
sondern verschlingt Capital und schadet dadurch dem Gewerb-
fleiße, denn der Erlös des Verkäufers wird in der Regel her-

21 *



vorbn'ngend angelegt, es sei nun von diesem selbst, oder in zwei¬
ter, dritter Hand, und wenn die Gebühr dem Käufer zur Last
fällt, so wird dessen Capital geschmälert. Z) Es unterbleiben
auch der Gebühr willen manche nützliche Ankäufe u. a. Unter¬
nehmungen.

Diese Mängel, obgleich sie nicht schon im täglichen Leben
sichtbar sind, sondern erst durch die genauere Betrachtung er¬
kannt werden, machen die Herabsetzung der Eintragsgebühr
bis zur Größe einer mäßigen Sportelabgabe höchst rathsam.
Ihr Ertrag steigt sowohl mit der Häufigkeit der Verträge, die
z. B. von erhöhter Sterblichkeit, Auswanderungen, Verar¬
mungen rc. ungewöhnlich vermehrt werden kann, als mit den
Preisen der Liegenschaften in Folge des zunehmenden Wohl¬
standes.
(«) In Großbritannien ist diese Abgabe ein Thcil der Stempelgcbühr,

nach dem Werthe des Gegenstandes, ungefähr 1 Proc., aber nicht
genau, da z. B. von INOO bis an 2000 L. St. 12 L. bezahlt werden
(also I? —0,° Proc.), von 2000 an 25 L. rc. ill. tlullovli, Lax.,
S. 277. Das lästige französische enruKislremont wurde am 30.
September 1797 eingeführt. Hauplverordnung vom 12. Dcc. 1798,
doch mit manchen späteren Milderungen. Uebcr das ciroit lixe von
l — 15 Fr. s. §. 234. Das llroit xroportioniw! beträgt V4 Proc.
bei Weidepachten, Viehvermiethungcn, — Proc. bei Assecuranzcn
(von der Prämie), Accorden für Bauten rc. mit der Negierung, den
Gemeinden und öffentlichen Anstalten, Kost-, Lehrverträgen, Han¬
delseffecten mit Ausschluß der Wechsel,— 1 Proc, bei Accorden un¬
ter Privaten, Zeitpachten, Darleihen, — 2 Proc. Kauf von Mobi¬
lien, Rentenverträge, Tausch von Grundstücken, Kauf einer Mäkler-,
Nokarstelle rc., — 4 Proc. Kauf, Cessio» rc. von Grundstücken, Erb¬
pacht rc.; Schenkungen (und Vererbungen) bezahlen nach dem Fi-
nanzges. vom 21. April 1832 je nach dem Verwandtschaftsverhält-
niffe beider Personen, bei Mobilien 2—6, bei Immobilien 4'/,—9
Proc.— Die bad. Verkaufs- oderJmmobilien-Accise (Hauptv. vom
4. Januar 1812) beträgt 2s^ Proc. (l'/z kr. vom Gulden) vom
Kaufe oder Tausche und bei Schenkungen von Grundstücken und
Grundgefällen. Die Gebühr fällt weg, (Gesetz vom 14. Mai 1828),
wenn Immobilien durch Tausch oder Kauf an Descendenten, Ehe¬
gatten oder öffentliche Anstalten gelangen, beim Loskaufe bäuerlicher
Lasten und bei Lauschen, die das Zusammenlegen von Grundstücken
bewirken; ferner, wenn der Untcrpfandsgläubiger bei einer Zwangs¬
versteigerung die Liegenschaften erwirbt, Ges. v. 26. Oct. 1833,
Samml. aller noch gült. Ges. rc., Abschn. IV,

(-) Das französische enrvKistreineiit trifft zugleich die Erbschaften, s. §.
237. Der Ertrag ohne jene war i. D. von 1836 u. 37 110>754562
Fr., wovon 79 Will, auf den Verkauf von Liegenschaften kommen.—
Es ist lehrreich, durch diese Gebühr zugleich den Belauf der verschie¬
denen Verhandlungen in einem Lande kennen zu lernen, z. B. aus
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dem Jahre 1836: I) Ueberteagung von beweglichemVermögen un¬
ter Lebenden, tltulo oneroso, 441 Milk. Fr., — 2) von unbewegli¬
chem Vermögen, ebenso, 1352 Will., — 3) von beiderlei Vermögen
unter Lebenden, tit. Ai-ntuito 54!) Mill.,—4) Pacht, Miethe, 66 t Will.,
.— 5) Schuldbriefe, Wechscl(50 Mil!.), billetsü orilro (129 Will.),
703 Mill., — 6) Bürgschaften, 181 Mill, — 7) Abzahlungen (II-
körutioiia), 724 Mill., — 8) besondere Arten von Verkauf, 61 Mill.,
zus. 4675 Mill. Fr., s. Oompto Aviiöral <Ie I'aüiniu. 6e8 6i>. pour
1827, II, 70. — Die bad. Jmmobilicnaccise mit der Gebühr von den
Erbschaften trug 1830- 312 794 fl., 1832—34 i. D. 400155 fl.,
1836—38 511 503 fl., 1844—46 aber 621 925 fl., also in 12 Jahren
eine Zunahme von 55 Proc.! — Würtemberg, seit I. October 1839,

Proc., vorher I Proc. beim Verkaufe von Grundstücken, Grund¬
gefällen ic., unter der Accisc. Anschlag 1842—44 i. D. 185 000 fl.—
Belgien, enröAistrewvnt, 1846 10'581330 Fr. — Waadt, üroit ckv
inututlon, 1841—45 i. D. 301 000 Fr. — 19 Proc. der Staatsein-
nahmc. — Im Ertrage der Gebühren in Genf (Z. 229 («)) nimmt
das, nach französischen Gesetzenerhobene onruKistrement den größ¬
ten Thcilein. Die Handändcrungsabgabe machte 1846 in Thurgau
7,° Prec., Baselstadt 7, Schaffhauscn 5,^, Baseüand 5, Solothurn 4
Proc. der reinen Einnahme aus, s. die Angaben b. Hotti nger.

(c) Ad. Smith, B. V. cinp. 2. (IV, 227 Bas.). M. Culloch bestreitet
diesen Satz, weil die Verkäufer ebenfalls bedacht seien, einen dem
Reinertrag entsprechendenPreis zu erhalten, llreutiseok... tnxutioii,
S. 2'4. Es läßt sich hierüber kein allgemeines Gesetz aufstellen. In
manchen Fällen ist der Käufer begieriger zu kaufen, als der Verkäu¬
fer zu veräußern, und dann wird jener die Abgabe auf sich nehmen
müssen. Aber in der Regel kann der Käufer eher zwischen verschiede¬
nen Anlegungsartcn des Vermögens wählen, während der Verkauf
öfter durch die Umstände geboten ist. In Bezug auf die nachtheilige
Wirkung ist es gleichgültig, wer von beiden durch die Gebühr Ver¬
lust leidet.

(ä!) A. Smith, a. a. O. — Bernoulli, Archiv, III, 24.—Bad. Verh.
1831, Beil. VII, 56.

Z. 237.
V. Erb sch afts gebühr. Diese alte und in den meisten

Staaten übliche, bald in Stempelsorm, bald als Bestandtheil

der Eintragsgebühr vorkommende Entrichtung («) pflegt nach
dem Verwandtschaftsgrade der Erben abgestuft zu werden, so
daß in gerader Linie oder wenigstens von der Berlassenschaft
der Aeltern, Großältern rc. gar nichts, bei entfernter Verwandt¬
schaft aber oder bloß testamentarischer Erbfolge am meisten be¬
zahlt wird. Sie greift zwar ebenfalls das Capital an (ö),
schadet jedoch in geringerem Grade, als die Eintragsgebühr,
weil erfahrungsmaßig das ererbte Vermögen, als ein neuer Zu¬
wachs, keineswegs so vollständig wie der Erlös aus Liegen¬
schaften werbend angelegt zu werden pflegt. Diese Gebühr ver-
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ursacht keinem Einzelnen das Gefühl einer Entbehrung und
man kann es nicht für ungerecht erachten, wenn der Maat die
lediglich dem positiven Rechte angehörende Erbfolge der Sei-
tenvcrwandten oder aus einem letzten Willen mit der Beding¬
ung verbindet, daß ein kleiner Theil einer Verlassenschaft für
öffentliche Zwecke abgegeben werden müsse, und zwar eine desto
größere Duote, je geringere Hoffnung und Ansprüche der Erbe
auf die Erbfolge besaß. Aber nur eine solche Gebühr, die noch
auS den Renten bestritten werden kann, also etwa ein oder zwei
Procente nicht übersteigt, ist von jener nachtheiligen Wirkung
auf die Capitale frei (a), auch kann eine stärkere Abgabe nicht
mehr als Gebühr angesehen werden und nimmt vielmehr daS
Wesen einer Vermögenssteuer an, Z. -105. Die Abzugsgebühr
von Erbschaften, die ins Ausland gehen (ck), wird immer mehr,
so wie die Abgabe von dem Vermögen der Auswanderer, durch
Vertrage unter den Staaten abgeschafft.

VI. G eld strafen. Gründe einer gelauterten Staatsklug¬
heit machen cs unrathsam, von dieser Strafart bei Verbrechen
und Vergehen häufigen Gebrauch zu machen (e), so wie auch
die allgemeine Vermvgensconfiscation fast gänzlich aufgehoben
worden ist (/).

(«) Die Vieeminn Iiereüitntum in Rom bestand seit August, doch mit
Befreiung der Ascendcnten und Desccndenten. In Baden kommt
schon 1622 ein „Lacherbengeld" vor. Die heutige badische Erbschafts-
accise läßt Desccndenten frei und fordert von den erbenden Ascen-
dcnten, Geschwistern, Neffen, Richten und Ehegatten l kr. vom
Gulden (IVz Proc.), von andern Erben 3 kr. (5 Proc.). Ang. Ges.
vom 4. Januar 18l2. Verdopplung dieser Gebühr, !8S0. —
Baier. Stcmpclgcsetz vom >1. September 182S (Landtagsabschied)
§. 7: Geschwister und deren Kinder zahlen Proc., Erben des 3.
und 4. Grades '/? Proc., über den 4. Grad 3 Proc., Nichtverwandte
5 Proc. — Franzos. enrvAistreinont: Geschwister, Ohm und Muhme,
Neffe und Nichte resp. 3 und 6'/^ Proc. (bewegliches und unbeweg¬
liches Vermögen), Nichtvcrwandte rv8p. 6 und 9 Proc-, Gesetz von
1832. Betrag der Erbschaften im Jahre 1838: 1071 Will, in gera¬
der Linie, — 134 Will, unter Ehegatten, —- 284 Will, an Seitcn-
verwandte, — SI Mill. an Nichtvcrwandte, zusammen IS 10 Will.
Fr., wovon 971 Mill. oder 63 Proc. in Liegenschaften. Nur bei Nicht¬
verwandten beträgt das bewegliche Vermögen mehr als das unbe¬
wegliche, resp. 29 und 22 Mill. und die ganze Erbschaft von Nicht-
verwandten ist 3'/z Proc. der Verlasscnschaften. — Die britische
Stempclgcbühr von Erbschaften ist sehr verwickelt. Die probate
Unix von Testamenten ist gegen 1'/- Proc., die Gebühr von Erb-
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schäften nb iiUvsInin 2—3, die loxnu^' tlui)' ! —10 Proc. Diese 3
Abgaben brachten 1813 2^1-13 127 b. St. ei», »I. vnllucb, kn-
xnt. 288.

(/-) Graf v. Hog e n d orp sk.cllro« nur In prospöiiiö puliligiio, II,-I l'
crwicdert bicrauf: Der Erbe könne das volle Capital sich erhalten'
er brauche nur auf den Zins von > oder 2 Jahren zu verzichten. Aber
wie selten wird ein Erbe sich entschließen, auf diese Weise die Wir¬
kung der Abgabe aufzuheben! Meistens betrachtet inan nur das als
die wahre Erbschaft, was nach Abzug der Kosten und Gebühren
übrig bleibt.

(c) Vcrgl. v. Ulmenstci n, Von Steuern und Abgaben, S. 203 (Nimmt
diese Abgabe nur dann in Schutz, wenn sie zu wohlthätigen Zwecken
verwendet wird. Dies; muß in einem wohlgeordneten Finanzwesen
immer der Fall sein)

(,/) vLtiuuius, Rachschoß. Vor Alters wurden solche Erbschaften wohl
auch ganz vom Fiscus eingezogen, .jus nlbiiinzii. — Die deutsche B.
Acte Art. 18 hebt für die deutschen Staaten unter einander Nach¬
steuer und Abfahrtsgcld (Anbolln emi»rnt!oii!8) auf.

(«) Ausgenommen Wuchcrgcsetzc, Confiscation bei Zoll- und Accisebe-
trug rc.

(/') Nur etwa das Vermögen der ohnehin in der Regel unverehelichten
Deserteure ausgenommen.

8 . 238 .

VIl. Gebühren der Polizeiverwaltung (Polizei¬

sporteln) und Polizeistrafen. Jene kommen bei der ei¬

gentlichen oder Sicherheitspolizei, in welcher die Behörden von

Amtswegcn für das allgemeine Wohl thatigsi'nd und sich wenig

mit dem Bortheil einzelner Personen beschäftigen, nicht so häufig

vor. als bei der Rechtspflege, und müssen sehr niedrig ange¬

setzt werden, uiN die wohlthätigen Wirkungen der gemeinnützigen

Anstalten nicht zu schwächen Geldstrafen sind bei der Ucber-

tretung von Polizeivorschriften die häufigste Strafart und auch

in den meisten Fällen zweckmäßig.

VU1. Wasserba «beitrage von denjenigen Grundeigen-

thümern, die durch eine Wauuntcrnehmung, z. B. einen Damm,

einen Stromdurchsiich u. dgl. Schutz ihrer Grundstücke erhalten.

Solche Beiträge sind überhaupt bei großen Ausgaben, die zu¬

nächst nur einem .Theile der Staatsbürger in einem genau be¬

stimmbaren Maaße zu Gute kommen, nicht zu mißbilligen, doch

sollte nicht der ganzeAufwand auf diese Weise bestritten werden,

weil die Wirkung solcher Maaßregeln immer zugleich der all¬

gemeinen Wohlfahrt nützt (S).
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(a) A. B. bei Pässen, der Leichenschau, Fleischschau, Waffenpässen zur
Ausübung der Jagd (die z. B. in Frankreich gegen I /z Mill. Fr.
cintragen) u. dgl.

(b) Baden, vergl. 8. 7!!. — Der Beitrag muß von allen Grundeigentkü-
mern derjenigen Gemeinden gelcistetwcrden, deren Gemarkung ganz
oder auch nur zum Lheile in dem Uebcrschwcmmungsgebiete eines
Flusses liegt.

8. 239.

IX. Weggeld (Straßen-, Chausseegeld) und

Brückengeld. Man hat diese Abgaben von dem Gebrauche

der Kunststraßen früherhin als Ausfluß eines Straßenregalcs

angesehen, welches jedoch, nach dem oben aufgestellten Begriffe

eines Regales (§. 167.), nicht anerkannt werden kann, denn

die durch eine unabweisbare Pflicht geboteneSorgedcs Staates für

die Landstraßen (II. §. 269.) zieht eine nothwendige Staatsaus¬

gabe nach sich (Z. 79.), auch ist der Straßenbau keine einträg¬

liche Unternehmung, da er gewöhnlich mehr kostet, als das

Weggeld eintragt («). Dieses erscheint folglich nur als eine

Gebühr für die Benutzung einer Kunststraßc und dient, die hiermit

verbundene Verschlechterung derselben thcilweise zu vergüten,

weshalb die Gebühr sich nicht nach der Art der versendeten

Gegenstände, sondern nur nach ihrem Gewichte und der Beschaf¬

fenheit der Fuhrwerke richtet.
(«) In Baden z. B. kosteten die Straßen gegen 340 000 fl., das Weg¬

geld trug 180 000 fl. oder an SK Proc. der Ausgabe. Verhandl. d.
2. K. 1828, UI, 72. — Sachsen, A. 18-13—S Weggeld 200 000 Rthlr.
Brückengeld 12 000 Rthlr. — 40 Proc. der Kosten des Straßen- u.
Brückenbaues. In Preußen trug das Weggeld 1841 — 46 i. D.
1-168840 Rthlr. rein. Nach dem A. für 1849 1-361000 Rthlr.
Rohertrag und 9? Proc. Kosten. Der Rohertrag auf die Meile
Straßcnlänge war 1848 i. D. 741 Rthlr., in der Osthälfte des
Staats 833, in der Wcsthälfte S82 Rthlr., max. R. B. Breslau,
1198 Rthlr. rein, min. Koblenz, 327 Rthlr. Der Straßenbau kostet ohne
neue Anlagen 1 - 800000 Rthlr. — Oesterreich, Betrag der Mäuthe
(mit Einschluß des Wasserzollcs) 1846. 47. i. D. 2-468 000 fl. rein,
Kosten des Straßenbaues 6-872000 fl. Belgien, Weggeldertrag
1846 1 -862 000 Fr. — Mccklenburg-Schw. A. 1849 44 445 Rthlr.
Weggeld, 60 684 Rthlr. Unterhaltungskosten. — Kurhessen, A. 1849
90 000 Rthlr. Weggcld, 162000 Rthlr. Unterhalt der Straßen. —
Gr. Hessen, 1848—50 175 000 fl. Weggcld — 56 Proc. der Un-
ter-h.-K.

§. 240.

Das Weggeld ist in Ansehung seiner volkswirthschaftlichen

Wirkungen als ein Theil der Frachtkosten anzusehen, welche in



der Regel von den Käufern im Waarenpreise vergütet werden. Die
Aufhebung des Wcggeldes muß daher 1) die Preise der Waaren
zu Gunsten der Zehrer erniedrigen und hiedurch zum Vortheil
der Erzeuger den Absatz erweitern («), namentlich auch den
Verkauf ins Ausland, bei dem man insgemein mehrfache Eon-
currenz zu bestehen hat. Dieser Vortheil wird von den ent¬
legenen Gegenden eines Landes und von den Erzeugern solcher
Waaren, die im Verhältnisse zu ihrem Gewichte nur einen nie¬
drigen Preis haben, am meisten empfunden. 2) Sie veran¬
laßt die häufigere Durchfuhr ausländischer Waaren, welche nicht
allein den an den Straßen liegenden Drtschaften mancherlei Ver¬
dienst verschafft, sondern auch zum Zwischenhandel und zum An¬
knüpfen anderer Handelsverbindungen manchen Anlaß giebt.
3) Sie bereitet den Reisenden eine Kostenersparniß. Erwägt
man hiezu noch die beschwerliche und kostbare Erhebung
des Weggeldes (ä), so muß man die Aufhebung desselben für
sehr zuträglich erachten (a), auch ist es nicht unbillig, den
Straßenbau aus den allgemeinen Staatseinkünften zu be¬
streiten, weil der Nutzen der Straßen mittelbar allen Bewoh¬
nern des Landes durch den niedrigeren Preis vieler Güter fühl¬
bar wird. Hat ein Staat das Beispiel der unentgeldlichen
Straßenbenutzung gegeben, so kann zur Erhaltung des Waarcn-
zugcs die Nachahmung dieser Maaßregel in den Nachbarländern
nothwendig werden (,/). Da indessen ein mäßiges Wcggeld
nur auf großen Strecken und nur bei Waaren von einem sehr
niedrigen Preise eine beträchtliche -Verthcuerung verursacht (e),
so kann das Fortbestehen dieser Gebühr, bei sonst guter Ein¬
richtung, wenigstens nicht als Hemmniß der Betriebsamkeit an¬
gesehen werden, es ist also zugleich daraus Rücksicht zu nehmen,
wie beim Aufhören des Weggeldes der Ausfall gedeckt werden
kann, und ob keine anderen Einnahmsquellen vorhanden sind,
deren Nachlaß noch dringenderes Bedürfniß ist.
(a) Das Weggcld unterscheidet sich wesentlich von einer, auf irgend eine

Waare gelegten Steuer, denn es trifft solche Vorräthe gar nicht, die
auf keine Chaussee kommen, z. B. das in den Dörfern verkaufte und
verzehrte Getreide und Holz; es trifft ferner die in der Nähe des
Marktortcs wohnenden Erzeuger weniger und erhöht ihren reinen
Ueberschusi.
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(-) Baden, 1828—30 >'. D. roher Ertrag 226 191 fl., reiner Ertrag
199936 fl., also die Kosten 11,°Peoe., wobei die Beiiiühung der
Obcreinnehmcr nicht angeschlagen war.

(o) Für diese Aufhebung die Reden im XI!. B. der baicr. Verhandlun¬
gen von 1828.

(,I) Zn Frankreich wurde das Wcggcld nach der Wiedereinführung von
1797 im Zahre 1806 aufgehoben, auf dringendes Verlangen der
Dcp.-Räthe, zur Erleichterung der Landwirthschaft, vgl. 8. 186 (/-).
Es hatte 15 Mill. Fr. cingcbracht.— Der Zollvcrtrag zwischen
Baicrn und Würtembcrg von 1828 setzte fest, daß das Weggeld beim
inneren Verkehre aufhören und nur noch bei der Einfuhr und
Durchfuhr durch einen Zollbeischlag, ferner von Reisenden beim
Eintritt in das Vercinsgebict erhoben werden solle. Nach dem bair.
Ges. vom 1. Juli 1834 wird das Wcggcld getrennt vom Zolle beim
Eintritte in das Land erhoben, und zwar für die geogr. Stunde von
Lastfuhrcn bei 4 oder weniger Zugthicrcn l's/, kr. von jedem, bei 5
oder 6 Lhicrcn 3^ kr. vom Stück, und von Reisenden 3 fl. für das
Pferd, doch mit einer Rückvergütung von 3 kr. für jede Stunde, um
die der zurückgelcgte Weg unter 60 Stunden beträgt. Nach späteren
Ermäßigungen fällt das Weggeld bei der Einfuhr weg und beläuft
sich bei der Durchfuhr auf 12^ kr. vom Ccntner. Der Ertrag war
18^/,^ noch 101 000 fl., 18"/zo und I8^/„ aber wegen der Herab¬
setzungen i. D. nur 73 700 fl. Berh. d. Dep. K. 1840, VII, 356. —
Die provisorische badische Verordnung vom 22. April 1830 sprach
die Aufhebung des Weggeldes aus und wurde 1831 durch die Kam¬
mern genehmigt, Verhandl. d. 2. K. XX, 362).

(s) Das bad. Wcggcld betrug 2 kr auf das Pferd und die Stunde. Bei
einer Ladung von 20 Ccntncrn auf jedes Pferd machte dieß auf den
Ccntner bei 10 Stunden 1 kr. Das prcuß. Wcggcld (min. 1 Sgr.
vom Pferd auf die Meile) belaufe sich unter Annahme gleicher La¬
dung für den Ccntner bei 40 Meilen auf 7 kr. rc>

Z. 241.

Wo das Weggeld noch nicht ganz zn beseitigen ist, da könnte

man wenigstens den Gedanken faste», die lästige Erhebung des¬

selben auf den Straßen zu entfernen, indem die Ausländer

beim Eintritte in das Staatsgebiet zur Entrichtung angehalten

würden, der die Inländer treffende Thcil aber auf die Besitzer

von Zugvieh umgelegt würde. Ein mißlungener Versuch (A)

zeigt die Schwierigkeiten dieser Maaßregel, die, wenn man nicht

das richtige Verhältnis) zwischen den verschiedenen Elasten derer,

welche die Straßen benutzen, zu Grunde legte, leicht eine oder

die andere sehr bedrücken könnte. Es wären deßhalb sorgfältige

Vorarbeiten nothwcndig, um die Abgabe auf Fuhrleute, Lohn¬

kutscher, Besitzer von Fuhrwerken und Pferden für eigenen Ge¬

brauch rc. zweckmäßig zu vertheilcn, und dennoch wäre es nicht

wohl möglich, die auf diese Weise in eine Zugviehsteuer umge-



wandelte Gebühr zu einem genauen Stellvertreter des Weg-
geldeS zu machen, indem die von den Straßen weiter entfernten
Biehbesitzer vcrhältnißmäßig zu stark in Anspruch genommen
würden. Ackcrpfcrde müßten, da sie die Straßen weniger be¬
treten, niedriger angesetzt werden, noch niedriger Zugochsen.
Eine Abgabe dieser Art wäre leicht mit den Steuern einzufor¬
dern, man ersparte die Erhebungskostcn des Weggeldes und
konnte die Gebühr um soviel niedriger ansetzcn, es würden
aber immer viele lästige Ungleichheiten bleiben, so daß die Nütz¬
lichkeit dieser Einrichtung noch sehr zweifelhaft scheint.

(«) Bäurische Zugviehstcucr als Weggeldsurrogat (Hauptverordnung
vom 16. August 1808), aufgehoben in Folge der Landtagssitzung
vom 1822, in welcher die allgemeine Unzufriedenheit mit dieser Ab¬
gabe sich laut ausgesprochen hatte, hauptsächlich wegen der zu star¬
ken Belastung der Ackcrpferde und Ochsen. Sie trug 1818—20
455 000 fl. Verh. v. 1822, VI, 292. Beil. III, 286.

8. 242.

Wo das Weggeld fortbesteht, da ist hauptsächlich Folgendes
zu beachten: 1) der Tarif ist nach dem Grade, in welchem jede
Bcnutzungsart die Straßen verschlechtert, abzustufen, aber zu¬
gleich im Ganzen billig anzusetzcn («). 2) Fuhren, für welche
das Weggeld aus einer Staats-Cafse bezahlt werden müßte,
sind von demselben frei, z. B. Hof-, Militarfuhren, Postwagen
und Dienstreisen der Beamten, mit der nöthigen Vorsicht gegen
Mißbrauch (/,). 3) Jedem, der einen längeren Weg zurück¬
zulegen hat, wird erlaubt, das Wcggeld sogleich für die ganze
Strecke zu entrichten. 4) Die Einnehmer erhalten eine nach der
Menge ihrer Verrichtungen abgemessene Belohnung O). ü)
Die Quittungen für das entrichtete Weggeld dienen zur Ucbcr-
wachung der Einnahmen. Diese Quittungen müssen daher ent¬
weder regelmäßig abgcliefert (z. B. von Fuhrleuten), oder
wenigstens den Reisenden häufig abgefordert werden (/().
(«) Es giebt in dieser Beziehung keine feste Gränze, nur ein Mehr oder

Weniger, doch kann z. B. eine Gebühr von kr. per Ccntner und
Meile für mäßig und wenig störend gelte», da sie ungefähr 2—3 Proc.
der Fracht beträgt.—Preuß. Tarif vom 28.April 1828: für 1 Meile
I Sgr. von jedem Kutschenpferde, bei Fuhrwägen wenigstens eben¬
soviel, nur wird bei schmalen Radfelgen und einer Bespannung von
mehr als 4 Pferden für vicrrädcrige, von mehr als 2 Pferden für
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zwciräderige Wägen 2 — 3 Silbergr. entrichtet. — Nach dem bair.
Aollgesetze vom I t. Scpt. 182b gab der Centner auf die Stunde bei
den meisten Gegenständen ',4 kr.

(») Auch gewöhnlich Armen-, Feuerlvschungs-, Leichen-, Düngcrfuhren.
(v) In Belgien wird die Weggcldseinnahme verpachtet. Jndeß kann bei

gehöriger Controle auch der bezahlte Einnehmer zur nöthigcn Sorg¬
falt angehaltcn werden und an wenig besuchten Straßen macht cs ihm
eine Nebenbeschäftigung möglich, sich mit einer Einnahme zu begnü¬
gen, die ihn nicht völlig ernährt. Seine Vergütung wird entweder
nach der verrechncten Summe oder nach der Zahl der ausgestellten
und eingcsordertcn Zettel rc. bestimmt; z. B. früher in Baden, l82i:
von jedem Manualeintrage '4 kr., von jedem eingesammeltcn Zettel
>4 kr., ferner von jeder Abrechnung 18 kr. und eine Hcbgebühr von
>4—l H4 kr. vom Gulden.

(</) Nach der üblichen Einrichtung werden dem Einneh mer die Quit-
tungszettel zugezählt und er muß bei der Abrechnung den Betrag
der Stücke, die er nicht mehr vorräthig hat, vergüten. Gegen den
Untcrschleif, daß er für die Zettel weniger verrechnet, als er ein¬
nahm, schützt die öftere Vergleichung derselben, am besten so, daß
von jedem Zettel eine Abschrift im Manuale aufbewahrt wird, bad.
Straßengeldordnung §. 11 und angef. Instruction §. 6 ff.

§. 213.

Außer dem Weggelde wurden auch die Straßenfrohnen
der in der Nahe einer Kunststraße liegenden Gemeinden als ein
Ausfluß desfrüherhin angenommenen Straßenregales (§. 238.)
betrachtet. Sie werden entweder bloß auf die Beifuhr der Ma¬
terialien für den Straßenbau beschränkt und den Besitzern von

Zugvieh allein aufgelegt, oder sie bestehen auch in Handarbeiten
des eigentlichen Straßenbaues, sowohl der ersten Anlegung wie
der jährlichen Unterhaltung. Der oft ausgesprochene Grund,
daß die Landbewohner Zeit genug übrig hätten, um zu dem
Baue der ihnen vorzüglich nützlichen Straßen mitzuarbeiten, ist
bei einem guten Betriebe der Landwirthschaft, wo es für jede
Jahreszeit und Witterung Geschäfte giebt, nicht richtig. Die
Landwirthe sollten nicht allein belastet werden, denn alle die
Besitzer von Zugvieh, alle Gewerbsleute und selbst alle Zehrer
in den benachbarten Ortschaften empfinden den Wortheil der
Straße. Die Befreiung der landwirthschaftlichen Fuhren vom
Weggelde ist für die große Beschwerde der Frohnen ein unzu¬
reichender Ersatz (er), und diese verlieren auch durch Werlegung
auf die Zeit, wo die Feldarbeiten größtenteils ruhen, keines¬
wegs ganz ihr Lästiges, zumal da es der Willkühr der Beamten



überlassen bleibt, ob sie entferntere Gemeinden beiziehen wollen,

auch die Leistung in einer schwach bevölkerten Gegend für jeden

Einzelnen weit stärker wird, als da, wo längs der Straßen viele

Ortschaften liegen (S). Könnte eine solche .Beihülfe zu den

Kosten des Straßenbaues nicht entbehrt werden, so wäre es an¬

gemessener, allen Gemeinden in der Nähe einer Straße einen

Steuerbeitrag aufzucrlegen (a), etwa mit der Unterscheidung

mehrerer blassen nach der Entfernung, und mit der Erlaubniß

die Geldleistung durch Arbeiten abzuverdicnen, Z. 76.
(a) In Baden wurde jene Befreiung nur auf 20 000 fl. angeschlagen, der

Belauf der Frohnen aber auf mindestens 200 000 fl.
(b) Vgl. bad.Berhandl. 1628, III, 2».—77.— Wirklich aufgehoben wur¬

den die Straßenfrohnen 1831.
(a) Bgl. Jachariä in den angef. Verh. III, 67.

8. 2K1.

X. Gebühren bei der Benutzung der Gewässer

(II, 8- 280.) sind dem Weggelde ähnlich und nach gleichen

Grundsätzen zu beurtheilen. Es gehören dahin:

1) Flußzölle («), welche, dieser Benennung ungeachtet,

nicht wie die wahren Zolle nach der Beschaffenheit der Waaren,

sondern bloß nach den verschifften Gewichtsmengen bemessen

werden müssen, obgleich man, um den Berkehr zu befördern,

zu Gunsten mancher Waaren von sehr niedrigem Preise eine

Ermäßigung des gewöhnlichen Wasserzolles bewilliget, II, 8- 281.

Neben der niedrigen Festsetzung dieses Zolles ist besonders da¬

raus zu achten, daß er mit dem geringsten Zeitverluste von den

Schiffern erhoben werde. Die Erhebungsstätten dürfen nicht

zu nahe an einander sein und die Entrichtung muß so einfach

als möglich nach dem Gewichte der Ladung, wie es sich aus den

einzelnen Berladungsscheinen und dem Verzeichnisse aller ge¬

ladenen Frachtstücke (Manifest) crgiebt, geschehen. Zudiesem

Behufs wird die Form des zu führenden Manifestes vorge¬

schrieben, es werden für Gegenstände, die man nicht zu wägen

pflegt, z. B. Holz, Reductionssätze auf Gewicht oder auch so-,

gleich die Zollsätze selbst aufgestellt, um alle Willkühr zu be¬

seitigen, auch wird für die besondere Gebühr, die jedes Fahr¬

zeug nach Maaßgabe seiner Größe noch neben der Abgabe von



den Frachtstücken zu entrichten hat, der Tarif und das Ver¬

fahren bei der Untersuchung der Ladungsfähigkeit (Eichung)

vorgeschrieben. Auf den durch mehrere Gebiete laufenden

Strömen ist es nur durch vertragsmäßige Bestimmungen mög¬

lich, die Abgaben schonend einzurichten (S); auf Winnenströmen

ist ihre Aufhebung wie die des Weggeldes zu beurtheilcn (§.210,

2II.), doch kann sie, bei geringem Betrage der Gebühr, wegen

der ohnehin sehr wohlfeilen Wasserfracht, nicht für dringend

nothwendig gehalten werden. Canalzölle und Schleußen-

geldcr können sich in den Händen von Privaten befinden,

wenn solche Communicationsmittei von ihnen angelegt werden,

doch unter der Aufsicht des Staates, II, §. 277. An den Aus¬

ladeplätzen kommen Krahn-, Waggelder ic. hinzu.

2) Hafen- oder Ankergelder (Tonnengeld),

welche man nach der Größe der in einem Hafen cinlaufenden

Schiffe erhebt. Es fand hierin, so wie in den verschiedenen ähn¬

lichen Schifffahrtsabgabeii, gewöhnlich eine Verschiedenheit der

Ansätze für in- und ausländische Fahrzeuge Statt, welche jedoch

neuerlich durch Schifffahrtsverträge zwischen einzelnen Staaten

meistens aufgehoben worden ist, II, Z. 283. Die niedrige Fest¬

setzung dieser Gebühren muß unfehlbar dem Besuche der Häfen

förderlich werden (a).

3) Gebühren der Müller (Mühlenzins, Wasser¬

laufzins) für den Gebrauch des Wasserö (ff).
(») Z. B. außer den Rheinzöllcn in Baden R.1844—46 133608 fl.

Wasserzölle mit 8063 fl. Kosten. Großh. Hesse» 1843—47 26 000 fl.
Waffcrzoll. —Frankreich, Fluß- und Canalzölle 1844 A. 6 673 000 Fr.
— In Belgien hat die Herabsetzung des Zolles auf der Sambre auf
10 Cent, von der Lonne und Wegstunde (!- Sept. >840) de»
Verkehr und selbst den Zollertrag vermehrt. Preußen A. 1847 mit
Brücken- und Hafengeldern 686214 Rthlr., 20825 Nthlr. Erhc-
bungskosten, ferner 620164 Rthlr. conventionsmäßige Abgaben auf
Rhein, Elbe, Weser und Mosel mit 1 >2321 Nthlr. Kosten und Lasten,

(ä) S. II. §. 281.— Rhcinzoll in Baden, 1844—46 R. >06367 fl.
wovon aber 68038 fl. Antheile anderer Staaten und >3 383 fl.
andere Kosten abgehcn» — Großh. Hessen 1848—30, A. 211000 fl,
rein. Nassau >841, A. rein 108800 fl.

(e) Tonnengelder u. a. Schiffahrtsabgabcn in den französischen Häfen
1844 A. 3-573 000 Fr.

<A) Z. B. im Herzogthum Nassau 1841, A. 23 600 fl. - Man hat sonst
wohl auch ein förmliches Mühlenregal angenommen, aber die zur
Anlegung neuer Mühlen erforderliche obrigkeitliche Genehmigung
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beruht nur auf polizeilichen Gründen; vcrgl. Möser, Patriot.
Phant. II. Nr 63.

§. 2-15.

XI. Die G ew erb sv crleih ungsgebü hr für die Er¬

laubnis; zur Betreibung von Gewerks-, Handels- und Dienstge-

schäftcn sollte nicht als eine vorausbezahlte Steuer von dem

Gewerbsertrage behandelt werden, weil sie dann ungerechter

Weise alle einzelnen Unternehmer gleich belastet, wie verschieden

auch ihre Einnahmen sich gestalten mögen. Hohe.Taren dieser

Art (>,) können nur bei einer, die vorhandenen Unternehmer

auf Kosten der Abnehmer begünstigenden Beschränkung dcS

Mitwerbens erschwungen werden und bilden selbst ein solches

Beschränkungsmittel, welches keine Billigung verdient.

XII. Gebühren für die ErtHeilung eines Er¬

findung sv orr e ch teö. Wenn bei dieser Maaßregel die

Zweckmäßigkeit der Erfindung nicht vom Staate untersucht

wird, so hat eine Gebühr den Bortheil, das Nachsuchcn von Pa¬

tenten für unbedeutende und unergiebige Neuerungen zu ver¬

hüten (II, Z. 20-1.), doch sollte sie immer mäßig sein und nicht

auf einmal, sondern in jährlichen Beitragen während der Dauer

des Privilegiums erhoben werden (-).

XIII. Weförsterungsgcbühr, eine Abgabe der Ge¬

meinden und Stiftungen, deren Waldungen durch Forstbediente

deS Staates mit bcaufsichtet und bewirthschaftct werden, an

die Ctaatscafse, um einen verhältnißmäßigcn Zuschuß zu der

Besoldung dieser Beamten zu bilden. Da solche Forsten ohne¬

hin aus volkswirthschaftlichcn Gründen unter der näheren Auf¬

sicht der Staatsforstbehörden stehen müssen (ckl, 8- 155.), so ist

es zweckmäßig und es erspart an den Kosten, wenn sie auch der

Verwaltung der von dem Staate angcstclltcn Förster unter¬

geben werden, ohne daß den Gcmcindevorständcn dadurch die

Mitwirkung zu der Wahl der Benutzungsart oder auch im

Falle eines großen Waldbesitzeö die Wefugniß zur Aufstellung

eines eigenen Gcmcindeförsters entzogen würde. Der Beitrag

muß genau geregelt werden, damit kein Borwand zu ungebühr¬

lichen Forderungen übrig bleibe (ck).
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(a) Z. B. in Frankreich vor der Revolution, vgl. II. §. 184 (a).
(K) Frankreich, 1844 A. 600 000 Fr.
(c) Diese Entrichtung ist keine Steuer, wenn sie auch nach dem Fuße der

Grundsteuer mit erhoben wird.— llode sorestier, Art. l06: Die Bc-
försterungsabgabeder Gemeinden und Stiftungen wird alljährlich
durch das Finanzgesctzbestimmt und nach der Grundsteuer aufgelegt.
Vorher bestanden verschiedene andere Einrichtungen,namentlich10
Proc. von den Holzvcrkäufen, welche dem Staate mehr eintrugen, als
ihn die Beförsterungkostete, da der Rohertrag der Communal-und
Stiftungswaldungen auf 60 Mill. Fr. angeschlagen wird, s. <Ie
Vuulx et I'osllx, 6o<le sorostier »unole. I, 26. 92. ( 1627). Er;
trag A. 1844 1-659000Fr. — Bad. B. v. 14. Mai 1828: Statt der
bisherigen verschiedenen und ungleichen Abgaben ein fester Beitrag
(von 6 kr. auf 100 fl. Waldsteuercapital) außer den Diäten für erheb¬
liche Geschäfte. Gemeinden,die herkömmlich einen eigenen Förster-
Halten, sind frei. Bgl. Verhandl. von 1828, II. 72. Betrag 1844—
46 D. 18621 fl.

(,/) Es können bei der Volkswirthschaftspflege noch mancherlei andere
Gebühren Vorkommen, z. B. die im franz. Finanzgesetze erwähnten
Eichungsgebühren(ürolts so voriiiontion lies polss et mesnres),
die nach der bad. Maaßordnung (2. Januar 1829, 8- 27) an die
Gemeinde und die Eicher fallen, Frankreich A. 1814 1 Mill. Fr.

§. 246 .

XIV. Die Dispensationen von verschiedenen, die Ver-

heirathung betreffenden Beschränkungen, z. B. verbotenen Ver¬

wandtschaftsgraden, frühem Alter, der Trauerzelt, mehrmaligem

Aufgebote, pflegen eine Einnahme zu gewähren, die in ihrem

Betrage unerheblich ist und nicht aufgegeben zu werden braucht,

indem sie das zu häufige Nachsuchen solcher Dispensationen ver¬

hindert, welches bei einer, auf guten Gründen beruhenden ge¬

setzlichen Verfügung immer nachtheilig wirkt («). In wich¬

tigeren Fällen kann da, wo die Taxe drückend werden würde,

durch Nachlaß geholfen werden fS).
(») Besser ist es freilich, solche Verbote, von denen man oft dispensiren

muß, lieber nicht sortbestehcn zu lassen.
(ä) Sonst gehören noch zu den Gebühren aus der Bolksbildungssorge

manche andere Entrichtungen, die gewöhnlich nicht in der allge¬
meinen Staatsrechnung erscheinen, z. B. Prüfungsgebühren, Ein¬
schreibgebühr bei Lehranstalten u. dgl.
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IV. Abschnitt.

Stenern

1. Abtheilung.

Das Steuer wesen im Allgemeinen.

Einleitung.

8- 247.

Unter Steuern (a) versteht man bisweilen im weiteren

Wortsinne alle diejenigen Entrichtungen der -Bürger an die

Regierung, welche oben mit dem Namen Auflagen bezeichnet

worden sind. Steuern in engerer Bedeutung sind solche

Auflagen, welche nicht wie die Gebühren bei einzelnen Negie¬

rungshandlungen und als Zuschüsse zu den besonderen Kosten

derselben, sondern als Beitrage der Bürger zu den StaatSaus-

gaben überhaupt nach einem allgemeinen Maaßstabe erhoben

werden (/,). Die Steuern in diesem Sinne sind einer weit

größeren Ausdehnung fähig, als die Gebühren und liefern auch

wirklich in den meisten Staaten einen viel beträchtlicheren Theil

der Staatseinkünfte, als jene. Weide kommen aber darin über¬

ein, daß sie, ohne eine Erwerbsthatigkeit der Regierung, aus

dem Vermögen der Bürger gezogen werden, also kein ursprüng¬

liches, sondern nur ein abgeleitetes Einkommen (I, ß. 2ö1)
R a u, pol. Oekon. 3te Ausg. III. 22



gewähren. Durch die Besteuerung werden also Staatseinkünfte
unmittelbar aus dem Volksvermögen geschöpft, wobei die Staats¬
gewalt nur die Regel der Entrichtung gesetzlich auszusprechen
und sodann die Einzelnen zu deren Befolgung anzuhalten braucht.
Die Steuern bringen in der Verthcilung des Volkseinkommens
Aenderungcn hervor, deren Untersuchung in einer 'Anwendung
volkswirtschaftlicher Lehren besteht. Manche Schriftsteller haben
diese Betrachtung in die Nationalökonomie selbst ausgenommen,
aber sie steht in dieser nicht so gut an ihrer Stelle, weil mit ihr
die Entwicklung der Regeln für die gute Einrichtung des Steuer-
wesens verwebt sein muß, und die Volkswirtschaftslehre daS

Nahrungswesen der Völker nach seinem Wesen und noch ohne
Rücksicht auf wirtschaftliche Maaßregeln der Negierung dar¬
zustellen hat 0).
(») Steuer (ehmals Sture, Stior) heißt im Allgemeine» Stütze,Hülfe;

daher Steuerruder, — zur Steuer der Wahrheit. XnMn sriur»,
Schutz der Engel, bei Otfried, Vgl.Hüllmann, Finanzgeschichte
des Mittelalters, S. 146. — Abgabe hat eine allgemeinere Be¬
deutung, es zeigt jede dauernde Entrichtung an, z. B. aus dem guts¬
herrlichen Verbände, oder des Sohnes, der den Hof übernommen
hat, an die Aeltern. Es gicbt daher Privat- und Staatsabgaben, be¬
dungene und aufcrlegte. Letztere sind Auflagen, s. 8. 84. (ä).—An¬
ders Schön, Grundsätze der Finanz, S. 55: „Sie (die Steuer) ist
für den Bürger Abgabe, für den Staat, Auflage." — l'ributum
und »icke, lttiMoi'inm komme» ungefähr mit Steuer überein, impüt
mit Auflage. Bcede wird bald von baten, helfen, abgeleitet
(Möser), bald von bitten, oder auch von gebieten, vgl. Lang, T.
Skeuerverf. S. 55.

(ö) von Prittwitz nennt die Gebühren Specialsteuern und setzt den¬
selben die Gcneralsteuern entgegen. Theorie, 98.

(c) .V. Schriften über die Steuerlehre im Allgemeinen.
6. XIovk,'l'rnetntus üe coiilridutionibiiK. Xrsnoof. >655. Fol.

(mehr zum deutschen Staatsrechte, als zur Finanzwissenschaft
gehörend, so wie die vielen Dissertationen aus jener Zeit.)

(I. D- Eulner) Practische Vorschläge, weichergestalt Steuer
und Contribution .... einzurichten seyen, ... 1721. 2teA.
mit Benennung des Verfassers. Marburg 1741. 4° (Ohne
theoretische Untersuchungen.)

0. .4. Urox^in, 4'rstenlo <Ie' lrUniti. Xnp. >743. — LInss.
ital., Uurte -niticn, IV. (Die älteste geordnete Stcuertheorie.)

1. W. von der Lith, Politische Betrachtungen über die verschie¬
denen Arten der Steuern. Berlin, 1751.— Dess. neue Ab¬
handlung von den Steuern. Ulm, 1766.

(Strelin) Einleitung in die Lehre von Auflagen. Nördlingen,
1778. — Dess. Revision der Lehre von Auflagen. Erlangen,
1821 (mit dem Namen des Verf.)

F. W. von Ulm enstein, Versuch einer .... Einleitung in die
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Lehre des t. Staatsrechts von Steuern und Abgaben. Erlan¬gen, >794.
K. Kröncke, Das Steuerwescn nach seiner Natur u. s. Wirkun¬

gen. Darmst. >804. — Ausführliche Anleitung zur Reguli¬
rung der Steuern, Gießen, 18IU. II. — lieber die Grund¬
sätze einer gerechten Besteuerung. Heidelberg, 1819.

de ülontliio», tzuolle inlluonoe ont los divorsos espöces d'im-
püts sur In marulitv, I'nctivite et I'iiidustrie dos peuples?
Daris, >808. deutsch von Zimm ermann. Gießen, >814.

(Hofer) Ideen zu einer leicht ausführbaren Skeuerperäquation
in einem Staate wie das Großh. Baden. Karlsruhe, 1808.

D. C. H. Eschcnmaier, Vorschlag zu einem einfachen Steuer¬
systeme.Heidelberg, >808. 4°.

Seeger, Das Abgabe-System. Heidelberg, 1811.
I. P. Harl, Handbuch der Stcuerreguliruna. Erlangen, 1814.

16. II.
Lliristian, Des impositions et de leur intluenee sur I'indu-

8trie axricole, inantilaeturiere et cominerciule et s»r In
prosperite publigue, Daris, 1814.

Krehl, Das Steuersystem nach den Grundsätzen des Staatsrechts
und der Staatswirthschaft. Erlangen, 1816.

H. Keßler, Abgabcnkunde. Tübingen, 1818.
A. S. v. Kremer, Darstellung des Steuerwesens. Wien, 182l.

II. — Zweite unveränderte Auslage, 1825.
A. L. von Seutter, Die Besteuerung der Völker. Speier 1828.
V. Deleconrt, Disput, oeeonninieo-poiitica de tributis ac

veotiL>aiibus. Dova»., 1829.
6. K. van llOAendorp, Dettres sur In prosperite publuius.

Amsterd., 1830. II.
E> PH. v. Sens bürg, Ideen über einige Probleme im Steuer-

wesen, Heidelb., 1831.
K. Murhard, Theorie und Politik der Besteuerung. Gott. 1833.
Ueber verhältnißmäßige Besteuerung. Leipzig, 1834.
F. C. von Fulda, Ueber die Wirkung der verschiedenenArten der

Steuern auf die Moralität, den Fleiß und die Industrie des
Wolks. Stuttg., 1837.

I. G. Hoffman, Die Lehre von den Steuern ...., mit beson¬
derer Beziehung auf den preuß. Staat. Berlin, >840.

M. von P ritt witz, Theorie der Steuern und Zölle. Mit beson¬
derer Beziehung auf Preußen und den deutschenZollverein.
Stuttg. 1842.

3.II. Nao dnlloell, A treatise on tko principles and xractical
inlliience ol taxation und tlie t'undiiiA System. Dond.
1845.

Außerdem die oben.(§.23 (a) — (e)) genannten Werke über
politische Oekonomie überhaupt und Finanzwiffenschafl ins¬
besondere, vor Allen Ad. Smith, Untersuchungen, 5. Buch.

L.Ueber das Steuerwesen einzelner Staaten.
v. Savigny, Röm. Steuerverfassung unter den Kaisern, in den

Histor. philolog. Abhandl. der berliner Akad. aus den Jahren
1822 und 23, S. 27.

K. H. Lang, Historische Entwicklung der teutschen Steueroerfas¬
sungen. Berlin, 1793 (sehr lehrreich).

22 *
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W. A. Klewitz, Stcuerverfaffung im Herzogthum Magdeburg.
Berlin, 1797. II.

Fr. L. v. Berlepsch, Geschichte des Finanz- und Steuerwescns
der Fürstenthüiner Ealenberg und Göttingen. Franks., 1789.

Gedanken über das dermalige Steuerwcsen der Stadt Frankfurt,
1810. — lieber die Abgaben in der freien Stadt Frankfurt
a. M., I8IS.

(Freih. v. Nn-riiil) Uebcr Besteuerung im Großh. Hessen 1814.
G. Sartorius, Ucber die gleiche Bestcurung der Landesthcile

des K. Hannover. Köttingen, 1815.
K. W. Schmidt, Ucbersicht der gesammlen directen und indirec-

ten Besteuerung in den preuß. Staaten. Berlin, 1825. II.
(Unvollständig und ungleichförmig.)

(Schü tz) Handbuch der SteuergesetzgebungWürtembcrgs. Stutt¬
gart 1835.

Re ysch er, Sammlung der würtcmb. Gesetze, Bd. XVII, Abthl.
1 u. 2, 1839 u. 40 (von R. Moser).

Ueber die directen Steuern in Oesterreich, s. v, Kremers a. W.,
II. Bd.

Uemoire8 coiioernemt Io8 imp 08 !twii 8 et ,Iroil8. kari8, 1768, ff.
IV. B., 4". (Band 2— 4 handeln von Frankreich.)

LI ontK o IN IN v r^ ülnrtin, 'inxnlimi ot tbe IIiit!8li Ilmxire,
1833.

Uebcr die Niederlande, s. v. IIoxen<Iori> a. a. O.
Außerdem sind hier die in §. 23. (e) u. (/) genannten Schriften

zu vergleichen, namentlich Sin clair, Ha nscm ann, Rud,
hart, Ubbelohdc, v. Raumer, Parnell, Bailly,
Macarel, d'Audiffret. Werke über einzelne Steuergat-
tungen werden bei den folgenden Abtheilungen angeführt.—
Eine gute Steuergcschichte fehlt noch.

Ucber die ältere Literatur des Steuerwesens, s. ktokkinxer,
Vitrilirü invtllut. furia p. illiiotrsl. III. 383. — Zin cke,
Kameralistcnbibliothek, S. 838 — 868—Bergius, Ka-
meralistenbiblivthek, S. 564 (1762), — Harl, Handb. I.,
S. 464,

§. 248 .

In dem frühesten Zeitalter eines jeden Staates gab es noch

keine Steuern, well theils die noch im Entstehen begriffene Staats¬

gewalt zur Steuerforderung nicht mächtig genug war, theils bet

geringem Verkehre und mangelndem oder doch schwachem Geld¬

umläufe und der beschrankten Anwendbarkeit der Naturalsteuern

die Einziehung von Steuern schwierig war. Als man nach und

nach bei dem Anwachse der Staatsbedürfnisse mehr und mehr

genöthigt war, Steuern zu Hülfe zu nehmen, stieß man auf

manches Widerstreben, wie es schon die Unbeholfenheit der da¬

maligen Anlegungs- und Erhebungsweise und die Ungewohnt¬

heit einer solchen Belastung erwarten ließ. Bei der Vervoll-



kommming der Staatskunst, besonders III der neueren Zeit, lieferten

dagegen die Steuern einen immer größeren Lheil des Staats¬

bedarfes und vermehrten sich deßhalb in stärkerem Maaße, als

dieser selbst. Hiezu trug in den letzten Jahrhunderten die Ver-

größerung der Militärausgaben («), sowie die Zunahme

der Staatsschulden und die hierdurch veranlaßte Veräußerung

der Domänen (Z. 95—96) Vieles bei (ö) ; andere Ursachen

lagen in der regeren Betriebsamkeit, dem erhöhten Wohlstände

und der mehr ausgebildeten Kunst, die Steuern anzulegen.

Diese Veränderung, welche in Folge mancher cigenthümlichen

Verhältnisse nicht in allen Ländern gleich weit gehen kann (c),

legt zwar den Würgern immer fühlbarere Opfer für den Staat

auf, hat aber auch wieder das Gute, daß die Regierung den

Erwerbseifer der Einzelnen ungestörter walten läßt und sich dar¬

auf beschränkt, einen Lheil seiner Früchte in Anspruch zu neh¬

men (,/>.
(a) Uebcr den genauen Zusammenhang zwischen den Militärausgabcn

und dem Skeuerwescn, s. Lang, T. Steucrverfassung,S. 4.
(-) Wenn man z. B., um i Million Schulden zu tilgen, Domänen ver¬

kaufte, welche 33 000 fl. eingetragen hatten , so wurden hiedurch die
Staatslastcn zwar eher gemindert als gemehrt, allein die Quote,
welche die Steuern von der ganzen Staatseinnahme bildeten, stieg,

(c) Man dürfte daher nicht ohne Weiteres diejenigen Staaten für die
am besten regierten halten, in denen die Steuern die mehrsten Pro-
cente der Staatscinnahme ausmachen, weil der geringe Belaufandercr
Einkünfte häufig nur die Folge früherer starker Verschuldung oder
anderer ungünstigen Ereignisse ist. — Der reine Ertrag der Steu¬
ern (ohne Gebühren), verglichen mit dem ganzen reinen Staaksein-
kommen einiger Länder, ist in folgender Tabelle dargestellt:

Großbritanien 1848 R.

Preufe.. j E A-, -
Dänemarrk, 1844 R. .
Sachsen, 1843—IS A. .
Frankreich, mit, 1844 A

d. Salzsteuer « 1848 A
Oesterreich, 1847 R. .
Würtemberg, 1848 4g A
Baiern, 1837—42 ll. .
Baden, 1848 47 R. . .
Kurhessen. 1848 A-. .
Waadt, 1846 A. . . .
Bern, „ „ ...
Zürich, „ „ ...
Äargau, „ „ . . .

Neineö Ein¬
kommen.

Reiner Steuer-
Ertrag.

Verhältnis;
von 2 zu 1

52-422 80g Liv. 44-815 000 Liv. 81/ Proc.
«4 Mill. rl. 39-849 000 rl. 62,26
60 773 000 rl. 38 057 000 rl. 81?
16 702000 rl. 10 170 000 rl. 60?

6-681 000 rl. 3-381 000 rl. 59,1
1181-382 000 fr. 647-724 000 ft. 54,»
1238 Mill. fr. 733 Mill. fr. 59,»

144-872 000 fl. 81-370 000 rl. 56,1
12-548 000 fl. 6-148 000 fl. 49
28712 000 fl. 13-885 000 fl. 46?
12-350 000 fl. 5-742000 fl. 46

3 710 000 rl. 1-818000 rl. 43,6
1-584 000 fr. 878 000 ft. 43,»
3 012 000 ft. 817 000 fr. 30?
2-033 000 fr. 528 000 fr. 25?
1-082 00» fr. 85 000 fr. 7?

Diese Vergleichung ist übrigens nicht vollkommengenau, weil die
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Einkünfte in den einzelnen Staaten nach sehrverschiedenen Regeln zu-
sammengcstellt und abgetheilt werden.

(-k) Vgl. H offen an n, Die Lehre von den Steuern, S. 27.

ß. 249.
Die Steuern sind jedoch dem Mißbrauche sehr ausge¬

setzt. Unkenntniß der schonenden Rücksichten, welche die Wolks-
wirthschaft erheischt, und übermäßige Anwendung der Herrscher¬
macht haben, wie die Geschichte bezeugt, bisweilen die Besteuerung
soweit getrieben, daß sie zu einem harten Drucke sür die Völker
wurde, daß das Eigenthum der Bürger den Eingriffen der
Steuergewalt ohne Schutz prcißgegebcn war und das Capital
des Volkes angegriffen wurde. Diese Nebel entsprangen bald
aus der übermäßigen Höhe der geforderten Steuersumme, bald
aus der fehlerhaften Wertheilung der Steuerlast unter die Bolks-
classen und Einzelnen. Es ist daher ein hoher Grad von Ge¬
rechtigkeit, Kenntniß und Geschicklichkeit erforderlich, um theils
das mit der allgemeinen Wohlfahrt noch vereinbare Maaß der
Steuern zu beobachten, theils dieselben so einzurichten, daß sie
bei gleicher Größe so wenig als möglich wirthschaftliche Störungen
Hervorbringen («). Zugleich ist aber auch die Aufstellung fester
und zuverlässiger allgemeiner Grundsätze in diesem Gegenstände,
in dem man sich sonst nur mit schwankenden, der Staatspraxis
entnommenen, oberflächlichen Regeln beholfen hatte, überaus
wohlthätig und zur Erleichterung der überbürdeten Elasten von
Bürgern unentbehrlich. Die Kunst der Besteuerung, eine Frucht
der allgemeinen Bildung, reift langsam und scheint, obgleich
sie in dem jetzigen Zeitalter unverkennbar große Fortschritte ge¬
macht hat, doch von ihrer Vollkommenheit noch immer entfernt
zu sein. Die Steuertheorie wird hauptsächlich von der Ausbildung
der Bolkswirthschastslehre bedingt, und hat daher erst seit A.
Smith wissenschaftliche Haltung erlangt.

(a) DasBedürfniß von Steuern war eincder häufigsten Veranlassungen,
aus denen Landstände zusammengerufen wurden und eine der Haupt¬
ursachen von der Ausbildung der landständischen Verfassung. Die
Steuern wurden anfangs meistens nur auf einmal oder auf be¬
stimmte Zeit bewilligt und die Landesfürstcn gaben Versicherungen,
gegen eizenmächtigeBelastung. So versprach Ludwig der Branden¬
burger 1342 im tiroler Freiheitsbrief: — „auch füllen wir dhcin
ungewenlich Stuir nicht uflegen, on der Landluet Rat." Erzbischof
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Friedrich von Salzburg erklärte 1327: — „da gaben uns unseres
Gotteshaus Dienstmanncn (also noch nicht alle 3 Stände), Ritter
und Knecht, durch Lieb und Treu, die sie zu dem Herrn hätten, und
nicht durch Recht ihren Gunst, daß wir ab ihre» Leuten, ab ihren
Vogtleutenund Lchenlcutcn in unserem Gebiete nämen ab eine ge¬
meine Schatzsteuer." Bei der Föderation des Adels in Oberbaiern
1302 wurde eine Viehsteuer bewilligt, zugleich aber gegen künftige
weitere Belastung Vorkehr getroffen; 1307 erfolgte die erste Eini¬
gung der 3 Stände daselbst, aus gleichem Anlaß, s.von Krenner,
Anleit. z. d. Kenntniß der baier. Landtage des Mittelalters, Mün¬
chen, 1804, Beil. I. und II. — Rudhart, Geschichte der Landstände
in Baicrn, !8lü. I, 51. 55. — Pfei ffer, Geschichte der landständ.
Verfass, in Kurhessen,1834, S. 74. — Die deutschen Kaiser waren
durch die Capitulationen in gleicher Weise an die Zustimmung
des Reichstages gebunden. Dagegen erweiterte sich allmählig die
Steuergewalt der Landesfürsten, indem sie, wie es zur Festigkeit des
Reichsverbandes unvermeidlich war, die Reichs- und Kreis-Steuern,
die Kosten des Kammergerichis und der Festungen, des Reichstages,
der Vertheidigung gegen feindlichen Angriff, ferner alle Steuern,
die hergebrachtermaßen ohne ständischeBewilligungerhoben worden
waren, (z. B. die Prinzeffinsteucr in Kurhessen, P fei ffer, S. 86),
für sich allein einziehen durften, auch kamen ständige Abgaben zur
Bezahlung der Armee und zur Verzinsungder Schuldenallmählig
hinzu. Der Reichsabschiedvon 1654 §. 180 bestimmt namentlich die
Verpflichtung, für Festungen und Besatzungen den Fürsten und
Obern „mit hülflichcm Bevtrag geyorsamlich an Hand zu gehen,"
s. auch Pütt er, Histor. Entwickl. der heutigen Staatsverf. des t.
Reichs, II, 224, Dess. Institut, .jur. publ. xel'in. H. 254 ff. — Zöpfl,
Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte, 1836, III. 181.

1. Hauptstück.

Entwickelung der obersten Besteuernngsgrundsätze.

§. 250 .

Dem Besteuerungsrechte der Staatsgewalt steht die Ver¬

pflichtung der Staatsbürger gegenüber, Steuern zu entrichten.

Der Grund jenes Rechts und dieser Pflicht liegt darin, daß die¬

jenigen, welche im Staate leben, die Seegnungen der Staats¬

verbindung empfinden und die Vortheile mancher einzelnen

Anstalten genießen, dafür auch an den Beschwerden und Auf¬

opferungen Theil nehmen müssen, ohne welche der Staat seine

volle Wirksamkeit nicht äußern könnte. Wo daher Steuern als
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Ergänzung der übrigen Staatseinkünfte zur Befriedigung der
Staatsbedürfnisse nothwendig sind, wie dieß in unseren Staaten

ohne Zweifel der Fall ist, da darf man sie auch als gerech t-
fertiget ansehen. Die Gewähr, welche der Staat dem Eigen-
thume seiner Bürger leistet, ist deßhalb keine unbedingte, sondern
nur unter dem Borbehalte zu verstehen, daß nöthigenfalls ein

Theil desselben für die Staatseinnahmen in Anspruch genommen
werden dürfe (S). Da die Verbindlichkeit, Steuern zu ent¬
richten, eine bloße Folge des allgemeinen staatsbürgerlichen Ver¬
hältnisses ist, welches über allen besonderen persönlichen Be¬
ziehungen steht (o), so folgt:

1) Alle Staatsbürger müssen Steuern entrichten, und zwar
fortwährend (Allgemeinheit der Steuern), es wäre
denn daß Einzelne durch besondere Aufopferungen anderer Art
einen Ersatz leisteten (</), oder daß ihre Vcrmögenöumstände
sie für jetzt unfähig machten, ohne Schmälerung der nöthigsten
Unterhaltsmittel etwas an den Staat abzugeben (s).

2) Alle Würger sollen nach gleichen Regeln und nach einem
gleichen in ihrem Verhältniß zum Staate begründeten Maaß-
stabe beigezogen werden (Gleichförmigkeit der Steu¬
ern). Wie schwer es auch sein mag, dieser Forderung der
Gerechtigkeit völlig zu genügen, so bildet dieselbe doch ein Ziel,
dem man sich unablässig zu nähern suchen muß. Die Steuern
entsprechen jenen Anforderungen vollkommener als die Ge¬
bühren.

(a) Vgl.H offm ann, Die Lehre von den Steuern, S. 30. 31. — Ein
zweiter Vorbehalt besteht in der Befugnis, in Nothfällen die Abtre¬
tung des Privateigenthums für öffentliche Zwecke, aber gegen vollen
Ersatz zu verlangen. Auf dieses sogenannte flis einineiis und das
Besteuerungsrecht hat man die Annahme eines Obereigenthums der
Staatsgewalt zu stützen versucht.

(d) Anders verhielt es sich im Alterthume, wo es zwischen den Un¬
freien und den vollberechtigten Staats- und Stadtbürgern noch
Mittelstufen gab, mit denen auch eine Ungleichheit der Auflagenbe¬
lastung verbunden war. Die Theten (S^rr?) in Solons vierter
Elaste waren steuerfrei und ohne Thcilnahme an Staatsämtern, die
eapjls censi in der sechsten Classe des Servius Tullius waren ver¬
mögenslos und thaten keinen Kriegsdienst, auch hatte diese Claffe
sehr geringen Einfluß bei der Abstimmung in den comitiis conturiu-
lis. Italien erlangte noch zur Zeit der römischen Republik die Frei¬
heit von Grund- und Kopfsteuer, welche bis auf Diocletian fort-
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dauerte, auch einzelne Städte außer Italien erhielten diese Begün¬
stigung in dem.j»8 Itnliomi. — Steuerfreiheit des Prälaten- und
Rittcrstandcs im Mittelalter und zum Theile noch bis in die neueste
Zeit. Oesters genoß wenigstens ein Stand den Vorzug eines niedri¬
geren Steuerfußes. Die Aufhebung dieser Ungleichheiten ist am
schwersten, wenn diese auf verfassungsmäßigen Rechten beruhen.
Schilderung dieses Mißverhältnisses bei Putter, Histor. Entwick¬
lung der heut. Staatsverfass, des t. Reichs, II, 2U0. Die kurhcss.
Verfass. §. 148 sichert den bisher Steuerfreien eine angemessene
Entschädigung zu. Auch in Sachsen ist eine solche bei de>? Einfüh¬
rung der neuen Grundsteuer gegeben worden.

(ck) So war vor der Einführung geworbener Heere, als die Staatsvcr-
vcrtheidigung zunächst dem Ritterstande oblag, auch die Steuerfrei¬
heit desselben nicht unbillig. Vgl. Ancillon, Ucber den Geist der
Staatsverfassungen, S. 298. — Im preuß. Staate sind die Heb¬
ammen von den nicht auf Grundbesitz ruhenden directen Steuern
befreit, was man wie das Ersatzmittel eines Bcsvldungstheiles an-
sehen kann.

(s) Da es in jedem Lande Arme gicbt, die noch eines fremden Zuschus¬
ses bedürfen, so ist es natürlich, daß zwischen ihnen und den Be¬
güterten eine Classe gefunden wird, die weder empfängt noch ge¬
ben kann.

Z. 251.

Diesem Grundsätze der Gleichförmigkeit würde nicht Ge¬

nüge geschehen, wenn Zeder einen gleich großen Steuerbeltrag
zu entrichten hatte, denn hiebei würde den Einzelnen ein über¬

aus verschiedener Grad von Beschwerde auferlegt; für Einige
wäre dieselbe fast unfühlbar, wahrend Andere schon empfind¬
liche Entbehrungen zu ertragen hatten. Die Gleichheit der Bei¬
träge läßt sich zwar billigen bei Vereinen für irgend einen ein¬

zelnen Zweck, deren Mitglieder in Beziehung auf den Mitge-
nuß des beabsichtigten Vortheils einander gleich zu achten sind,
aber nicht im Staate, der alle Lebensangelegenheiten näher
oder entfernter berührt und den ganzen Besitz der Bürger so¬
wohl an persönlichen als sachlichen Gütern beschützt und pflegt.
Da ferner der zu erhebende Betrag nach der Abgabefähigkeit
der mindestbegüterten Elafse bestimmt werden müßte, so würde

im Ganzen nur eine geringe unzureichende Einnahme zu Wege
gebracht. Es kann folglich nur eine Verhältnißmäßigkeit
beabsichtigt werden, die, wenn man die Bestimmung und das
Wesen der Steuern beachtet, auf doppelte Weise möglich ist,
nämlich:
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1) nach dem Grade des Mitgenusses an den Vorthellen
der Staatsverbindung,

2) nach der in den Vermögensumstanden begründeten Bei-
tragsfahigkeit.

Z. 252.

Mehrere Schriftsteller haben sich zu dem Grundsätze bekannt,
daß die Steuern nach dem Genu sse der St a a tsa n sta l t en

abgemessen werden sollten (a). Hierzu hat die von Manchen
angenommene Ansicht beigetragen, nach welcher der Staat nur
für eine Sicherheitsanstalt gehalten wird, weil man daraus

folgerte, die Wirkungen der Staatsverbindung für jeden Genossen
ließen sich nach der Menge der schutzbedürftigen Gegenstände
bemessen. Dagegen sprechen nachstehende Gründe: 1) Die ein¬
zelnen Staatsanstalten sind nur die verschiedenen Lebensauße-
rungen eines organischen Ganzen, dessen höhere Wesenheit und
Bedeutung bei einem solchen Zerreißen seiner Einrichtungen
nicht erkannt wird. Das Verhaltniß des Bürgers und Unter-

thanen zum Staate, der jenem die äußeren Bedingungen einer
ächtmenschlichen Existenz und Entwicklung darbietet (L), kann
nur willkürlich und unvollständig in eine Menge von einzelnen

Beziehungen aufgelöst werden, die doch genau unter sich zu¬
sammenhangen. 2) Der Vortheil, den jeder Einzelne von den
Staatseinrichtungen zieht, läßt sich nicht ausmitteln. Denn
wenn man auch jede unmittelbare Berührung und Benutzung
derselben berechnen wollte, so würde doch der nicht minder mäch¬

tige mittelbare Einfluß der Staatsanstalten auf Sicherheit, Ge-
werbthätigkeit, Bildung und überhaupt auf alle Seiten der
bürgerlichen Wohlfahrt, z. B. der Schutz, den schon das bloße
Bestehen guter Gesetze und Gerichte gewährt, außer Acht bleiben.
Für alle persönlichen Güter, die man dem Staate verdankt,

fehlt es ganz an einem Vergleichungsmaaßstabe (a). 3) Der
Genuß der Staatsanstalten ist in vielen Fällen so veränderlich,

zufällig oder von der Handlungsweise des Einzelnen abhängig,
daß man keine dauernde Verpflichtung auf ihn gründen kann (ck).
(a) Z. B. Krehl a. a. O. — Kröncke, Grundsätze, S. 4. — v. Kre-

mer, I, 70. — v. Jakob, Staatssinanzw. I, 369.— v. Rotteck,



in der Fortsetzung des Staatsrechts der konstitutionellen Monarchie,
11,324, Desselben Oekon. Politik, S. 287. (Der Vers. erkennt
aber die Schwierigkeit der Vollziehung dieses Grundsatzes.) —
Dagegen Schön, Grunds., S. 61. — Zachariä, Staatsw.,
S. 4l1.

(L) Diese höhere Ansicht von der Bestimmung des Staats ist von Pla¬
ton, Aristo teles und Cie ero an bis auf Fichte und Hegel
häufig anerkannt worden.

(c) Kröncke, a. a. O., räumt ein, daß man alle persönlichen Borthcile
bei der Besteuerung außer Betracht lassen, und blos auf den, dem
Eigcnthum gewährten Schutz Rücksicht nehmen müsse; gegen jene
Vorkheile bringt er die persönlichen Leistungen des Bürgers, z. B.
den Waffendienst, in Anschlag. Indes; ist diese Abrechnung willkühr-
lich. — Auch Thiers (lieber das Eigenthum, d. v. Oberm aper,
1848 S. >93) achtet nur auf den Schutz, welchen der Staat ge¬
währt.

(6) Selbst die Bertheidiger dieses Steuermaaßstabcs haben darauf ver¬
zichtet, ihn im Einzelnen durchzuführen. Sie beschränken sich darauf,
für die Vergütung der aus dem Staatsverbande fließenden Vortheile
ein allgemeines mittleres Verhältnis; anzunchmen, welches sie in der
Größe des Vermögensbesitzes zu finden glauben. Auf diese Weise ge¬
langt man auf einem Umwege zu dem im folgenden §. ausgestellten
Satze und es gereicht demselben zu einiger Bestätigung, daß auch
der Gesichtspunkt des Schutzes für Habe und Erwerbsthätigkeit zu
ihm hinführt. Uebrigens liegt in dem Hinblicke auf den Genuß der
sämmtlichcn Staatseinrichtungen, der nicht so ungleich sein kann als
das bloße Vermögen, ein Beruhigungsgrund für den Fall, daß man
nicht im Stande ist, die Reichen ganz in dem Verhältniß ihres Reich¬
thums höher zu belasten als die Minderbegüterten. — Eine Verbin¬
dung des Genuß- und Vermögensprincipes versucht v. Kremcr, a.
a. O. S. 71. 88. — Nach v. Rotteck darf man sich, obschon das
Genußprincip richtiger sei, doch an das leichter ausführbare und
wenig verschiedene Vcrmöglichkeitsprincip halten, mit einzelnen Ab¬
änderungen in Hinsicht auf jenes, Oek. Politik, a. a. O.

Z. 253.

Die Beschwerde und Entbehrung, welche von einer gewissen
Steuer verursacht wird, bestimmt sich nicht schon allein aus der
Größe der Summe, sondern vielmehr aus der Werthmenge,
welche sie für den Steuerzahlenden vorstellt. Dieß hängt da¬
von ab, wie viel andere Güter ihm noch übrig bleiben («).
Zwar ist die individuelle Werthschätzung unerforschlich und zur
Berücksichtigung bei der Umlegung der Steuern nicht brauchbar
(I, Z. 62), man kann aber im Allgemeinen annehmen, daß bei¬
läufig eine gewisse Geldsumme für den Besitzer einen desto
höheren Werth hat, einen je größeren Theil seines ganzen ver¬
wendbaren Gütervorrathes sie ausmacht, weil er desto werth-
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vollere Gegenstände für sie anschaffen muß (l, Z. 64), daß
folglich Alle nicht etwa eine gleiche Summe, sondern einen
gleichvielsten Theil (Quote) des zu ihrer Verfügung bestimmten
Güterbesitzes ungefähr gleich leicht oder schwer entbehren werden.
Die Belastung durch die Steuern wird also am gleichförmigsten
und gerechtesten, eingerichtet, wenn man sic nach den Ver¬
mögensumständen der Staatsbürger abstuft. Die nach die¬
sem Grundsätze angelegten Steuern sind zugleich in Hinsicht
auf die Volkswirthschaft die unschädlichsten und weit mehr als
die Gebühren dazu geeignet, nach und nach vermehrt zu werden,
wahrend die Staatsbcdürfnifse wachsen und die Erwerbsein¬
künfte der Regierung vermindert werden (V,).
(a) Die Unterscheidung des concreten und Gattungswerthes (I, K. 61)

findet hier eine wichtige Anwendung, nur daß hier jener nicht nach
den Empfindungen, Gewohnheiten :c. der Individuen, sondern nach
allgemeinen Erfahrungssätzen angeschlagen wird.

(-) Dieser Besteuerungsgrundsatz ist in Folge eines gewissen Gefühls
seiner Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeitvon Vielen, auch ohne genü¬
genden Beweis, angenommen worden; z. B. Noxliorn, Institutio-
»es politicae, lüb. I v. 10. Z. 18, Nr. IX.: In tributis uegualitutis
mnximn luidonila rstio, guae in eo potissimnm versgtnr, ut pur
sit onrum ratio, no pnrin die »iiern sentiant, gnorum in (liversis
rodus positae situeguo sunt opes. —A. Smith, B. V. C. 2 Adth.
2 giebt statt einer eigentlichen Begründung nur die Hindeutung auf
den Schutz des Staates und die Achnlichkeit eines großen, von Meh¬
reren gemeinschaftlichbcwirthschaftcten Landgutes (Garve hat hier
III, 2N eigenmächtig einen Satz eingeschaltet). Auch Say, Handb.
VI, 44, äußert nur, es sei billig, daß Jeder im Verhälrniß seiner
Einkünfte beisteuere, „denn der dem Steuerpflichtigen geleistete
Dienst ist um so wichtiger, je bedeutender seine Einkünfte sind." —
Den im Z. angegebenen Hauptgrund hat schon Craig bemerkt,
Grundzüge der Politik, II, 210. Vgl. III. 6.

Z.254.

Die in dem Vermögenszustande einer Person begründete
Möglichkeit, ohne Nachtheil für die Befriedigung der dringendsten
Bedürfnisse Steuern überhaupt oder ein gewisses Maaß der¬
selben zu geben, heißt Steuerfähigkeit (Beitragsfähig¬
keit). Man kann daher den im vorigen Z. ausgestellten Grund¬
satz auch so ausdrücken: die Einzelnen sollen von den Steuern
im Verhältnis; ihrer Steuerfähigkeit getroffen werden. Bei den¬
jenigen Staatsbürgern, welchen die Steuerfähigkeit gänzlich
fehlt, muß, so lange dieß der Fall ist, die Steuerpflicht als ruhend
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angesehen werden, Z. 250. Worin diese Steuerfähigkeit der
Einzelnen und des ganzen Volkes bestehe und aus welchen
Zeichen sic erkannt werde, dieß ist mit Hülfe volkswirthschaft-
licher Lehren zu entwickeln. Die Steuern dürfen nämlich die

Gütererzcugung im Volke nicht schmälern, die Erwerbung des
Nöthigsten nicht hindern, das Bolksvermögen nicht schwächen
und somit auch die finanzielle Nachhaltigkeit nicht zerstören,
Z. 83. Dabei ist es aber nicht hinreichend, bloß die Volks-
wirthschaft im Ganzen ins Auge zu fassen, denn sie besteht aus
einzelnen Familicnwirthschaften, aus deren Wohlfahrt sich der
allgemeine Volkswohlstand zusammensctzt (I, §. 8l.) und die
insgesammt auf gleiche Schonung Anspruch haben. Nach diesen
Rücksichten muß man diejenigen Stellen in der Wolkswirth-
schaft aufsuchen, von denen ein gewisser Steuerbetrag mit den
geringsten wirthschastlichen Nachtheilen erhoben werden kann.
Solche Vermögcnstheile, aus denen die Steuern bestritten
werden können, d. h. deren man sich 'zum Theile entäußert,
um den Steuerbelrag aufzubringen, werden Steuerquellen
genannt und müssen von denjenigen Gegenständen unterschieden
werden, nach welchen blos die Steuerschuldigkeit jedes Ein¬
zelnen bemessen und ausgesprochen wird, d. i. von den Steuer-
g e gen stän d en (S tc uc robj e cten) (A). Sind die Duetten

richtig erkannt, so hat man die Gegenstände so zu wählen daß
jene in dem angemessenen Verhältnis; getroffen werden. Häufig
fallen beide zusammen.
(a) Unpassend hat man sie auch Steuerregula tive genannt.

§. 255.
Der Besteuerte kann die Abgabe entweder aus seinen Ein¬

künften oder aus seinem Stamm vermögen nehmen,
I, §. 70. So lange es angcht, zieht er jenes vor, um den

Stamm seines Vermögens zu schonen, dessen Verringerung
nicht allein dem Einzelnen, sondern auch der ganzen Wolks-
wirthschaft schädlich wäre. Der Vermögensstamm besteht aus
vielerlei Sachgütern, welche größtenthcils schon ihre besondere
Bestimmung erhalten haben. Da der Regierung mit Steuern,
die in diesen verschiedenartigen Gütern entrichtet würden, nicht
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gedient sein könnte, so müßte der Eigenthümer, wenn er aus
dem Bermögensstamme eine Steuer bestreiten wollte, den¬
selben theilweise in Geld umsetzen. Dieß zöge schon Verlust
nach sich, auch würden die Bestandtheile dieses Stammes, so
weit es thunlich ist, zu anderen Arten des Gebrauches verwendet
und dabei häufig einer schnelleren Verzehrung preisgegeben
werden. Bei den Grundstücken ist dieß nicht möglich, sie

müßten also bei einer Besteuerung des Stammes wiederholt
veräußert werden und ein solcher beklagenswertster Wechsel des
Besitzes würde die gute Benutzung der Grundstücke überaus er¬
schweren, zugleich aber ihren Preis mehr und mehr verringern.
Eine Verminderung der Capitale ist höchst verderblich (<r),
weil sie eine Abnahme der Production, des Volkseinkommens
und der Hülfsmittel zur Beschäftigung der Arbeiter bewirkt (ö).
Man würde zunächst einen Theil der umlaufenden Eapitale
zur unproductiven Verzehrung herüberziehen, z. B. die Sum¬
men, die man bisher auf Arbeitslohn und Anschaffung von Roh¬
stoffen verwendete, sodann auch die Ergänzung der stehenden
unterlaffen oder diese selbst angreifen, z. W. den Biehstand,
Auf diese Weise müßte mit der Verarmung des Volkes eine

Abnahme der Steuerfähigkeit eintreten, durch welche auch die
Regierung ihre Hülfsquellen von Jahr zu Jahr mehr dahin
schwinden sähe. Sch onung d es Capitales eines Volkes
ist also eine noihwendige Anforderung an jedes
Steuersystem.
(a) Dieß gilt nicht bloß von den wahren volkswirthschaftlichen Capi-

talen, sondern auch von den verzinslichen Forderungen der Privat¬
personen, die man im gemeinen Leben ebenfalls Capitale nennt
(I, §. 53), denn dieselben können nicht ohne Schmälerung jener zu¬
rückgezogen und verzehrt werden.

fä) Wenn der Ertrag der Steuern für Staatsdienste innerhalb des
Landes angewandt wird, so entsteht zwar einiger Ersatz für den
letztgenannten Nachtheil, aber doch kein genügender, weil die zu
diesem Behufe auszugebenden Summen aus dem fortwährend ver¬
minderten Gürererzeugniß aufgebracht werden müssen.

Z. 256.
Eine auf die Genuß mittel (I, §.51.) fallende Steuer

ist zwar weniger schädlich, und es befinden sich unter jenen manche
leicht entbehrliche Gegenstände, deren Verminderung eine der
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geringsten, von den Steuern überhaupt verursachten Beschwer¬
den sein würde. Gleichwohl ist eine solche Steuer ebenfalls
mangelhaft, denn 1) sie ist nicht nachhaltig, weil sie die Genuß¬

mittel, zuerst die leicht entbehrlichen, sodann auch die werth¬
volleren, nach und nach aufzehrt. 2) Hiebei verlieren die Be¬
steuerten mehr, als die Staatskasse gewinnt, indem bei vielen

Gütern, die nicht gleich gut zu einem productiven Gebrauche ge¬
eignet sind, eine Veräußerung, allenfalls sogar außer Landes,
oder der Verbrauch zu einem anderen Zwecke, als zu dem sie
bestimmt sind („), nöthig würde, wobei man die Anschaffungs¬
kosten nicht ganz vergütet erhalt. 3) Manche Arten der Ge-
nußmittel sind bald für die Einzelnen, bald für die bürgerliche
Gesellschaft von solchem Werthe, daß ihre Verringerung zu be¬
dauern sein würde, z. B. Sammlungen für Zwecke der Wissen¬
schaft, der schönen Kunst oder des Gewcrbfleißes. Eine Unter¬
scheidung von blassen in dieser Hinsicht wäre sehr mühsam, eine
unbedingte Belastung aller Genußmittel schädlich. 4) Die ein¬
zelnen Genußmittel sind ferner von sehr ungleicher Dauer. Die¬
jenigen, welche langsam abgenutzt werden, würden von einer
regelmäßigen Besteuerung wiederholt ergriffen und verringert,
die schnell verzehrbaren dagegen ihres wechselnden Vorrathes
wegen zum Theile gar nicht getroffen werden. Eine solche
Steuer würde einen Antrieb geben, mehr aus Güter der letz¬
teren Art zu verwenden, welches offenbar nicht vortheilhast
wäre. — Hiezu kommt, daß man selten einen großen Vorrath
von Gcnußmitteln bei geringem Einkommen, häufiger das
Gegentheil antrifft. Besteuert man daher die Einkünfte, was
viel leichter ist, so werden die zur Ergänzung der Genußmittel
bestimmten Summen mit getroffen und es wird eine besondere
Belegung der letzteren überflüssig.

(a) Z. B. wenn eine Münzsammlung oder ein metallenes Kunstwerk
eingeschmolzcn oder ein schönes Hausgeräth als Brennholz ver¬
braucht werden müßte.

8. 257.

Die geschilderten Unbequemlichkeiten und Nachtheile fallen
hinweg, wenn die Steuern aus den regelmäßig wiederkehrenden



Zuflüssen neuer Vermögenstheile geschöpft werden. Der ge¬
summte oder rohe Ertrag einer Erwerbsart (I, §. 70) ist
nicht schon zur Steuerguelle tauglich, weil von ihm nothwendig
erst die Erwerbskostcn bestritten werden müssen, welche man

nach ihrer Erstattung immer wieder von Neuem für den näm¬
lichen Zweck aufzuwenden pflegt. Wenn die Steuern diesen
Kostenersatz nicht verschonten, so wäre die Fortdauer des Er¬
werbes in seiner bisherigen Ausdehnung gefährdet und hiermit
die Stcuerfähigkeit bedroht. Die Steuern können daher fort¬
dauernd nur von demjenigen Theile des Ertrages genommen
werden, welcher dem Empfänger desselben übrig bleibt, nach¬
dem die des Erwerbes willen erforderlichen Ausgaben an an¬
dere Personen und die nöthigen Verzehrungen schon vorhan¬

dener Sachgüter ersetzt worden sind, so daß der Ueberrest zur
Verfügung des Eigenthümers steht und von ihm für persön¬
liche Zwecke des Nutzens und Vergnügens oder zur Vermehrung
des Stammvermögens verwendet werden kann, d. h. von den
Einkünften oder dem Einkommen. I, §. 70. Nr.3. Müssen
der Steuern willen diese Verwendungen eine Einschränkung er¬

leiden, so hat man doch die Beruhigung, daß der Fortgang der
Wirthschaften nicht gefährdet wird und daß die Vortheile, die
man mit den Steuern erkauft, die Aufopferung auf Seite der

Steuerpflichtigen überwiegen. Demnach beruht dieSteu-
erfähigkeit der Bürger vorzüglich aufihrem Ein¬
kommen, und nach welchem Maaßstabe auch immer zu¬
nächst die Steuerschuldigkeit ausgesprochen werden mag, so
müssen die Steuern so viel als möglich nach dem

Verhältniß des Einkommens vertheilt werden. ES
ist dieß neben den beiden früher erklärten (Z. 250.) der dritte
Hauptgrundsatz des Steuerwesens, und von seiner Durch¬
führung wird vornehmlich die Vollkommenheit der Stcuerthco-
rie, so wie des Steuerwesens in jedem Lande bedingt (a).
(a)A. Smith hat diesen Satz der Stcuertheorie zu Grunde gelegt

und mit der Lehre von den Zweigen des Einkommens in Verbindung
gebracht. Er geht davon aus, daß die Steuern nur aus den 3 Quellen
aller Einkünfte, Grundrente, Capitalgewinn und Arbeitslohn, hcrflie-
ßen können (III, 2>0.), und zeigt später, wie der Arbeitslohn die
auf ihn gelegten Steuern abwälze rc.
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Die Einkünfte der Würger lassen sich, mit wenigen uner¬
heblichen Ausnahmen (n), in vier Abteilungen bringen, von
denen zwei, die Grund- und Capitalrente, lediglich den
Besitz eines werbenden Vermögens, zwei andere, Lohn- und
Gewerbsverdicnst, die Arbeit des Empfängers voraus¬
setzen. Ans diesen beiden Zweigen muß vor Allem der Unter¬
halt des Lohnarbeiters und Gcwerbsunternehmers bestritten
werden und zwar nach demjenigen Bedarfs, welcher durch die
Natur der einzelnen Verrichtung, z. W. den Sitz derselben, die
erforderliche Lebensweise u. dgl. bestimmt wird. Der Ueber-
schuß über diesen Untcrhaltsbedarf ist reines Einkommen, wie
es jene Renten ebenfalls fast ihrem ganzen Betrage nach sind,
I, Z. ?l. 6)- Nur das kostenfreie oder reine Einkommen in
diesem Sinne sollte von den Steuern getroffen werden, Arbeits¬
lohn und Gewerbsverdicnst aber dürfen nicht nach ihrem ganzen
(rohen) Betrage, sondern nur nach Abzug des Unterhalts¬
bedarfes besteuert und müssen daher anders behandelt werden
als die Renten, bei denen ein solcher Abzug nicht gefordert
werden kann, weil sie keine Arbeit des Empfängers voraus¬
setzen. Daher sind Grund- und Capitalrente weit ergiebigere
Steuerquellcn, als Lohn und Gewerbsverdicnst.

(«) Arme, Gefangene:c.

H. 2ö9.

Gegen diesen Satz hat man eingewendet, die Rentenem¬
pfänger müßten doch auch leben und alle dringenden Bedürf¬
nisse der Familien hätten aus billige Berücksichtigung bei der
Steueranlegung Anspruch (n). Hierauf läßt sich aber erwidern:

1) Der Rentner steht gegen den Lohnarbeiter und Unter¬

nehmer sehr im Vortheil, denn er ist Herr seiner Zeit, kann
seinen Neigungen leben oder sich aus irgend einer Beschäftigung
eine andere Einnahme verschaffen, z. B. im Staatsdienste oder
aus einem Gewerbögeschäfte, wozu ihm sein Vermögen gute
Gelegenheit eröffnet (S). Unterläßt er dicß, so ist er zwar in
seinem Rechte und kann für die Gesellschaft noch auf mancherlei

Rau, pol. Oekon. 3te Ausg. III. ZZ
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Weise nützlich werden (I, Z. 336.), aber er hat wenigstens
keinen Anspruch darauf, daß sein Unterhalt wie Erwcrbskosten

behandelt werde. Wollte man ihn unbilliger Weise jenen beiden
arbeitenden Classcn gleich setzen, so hatte dieß auch den Nach¬
theil, den Reiz zum unthatigen Leben zu verstärken.

2) Der Unterhaltsbcdarf hat kein festes, bestimmtes Ver¬
hältnis; zur Rente, wie er es zum Lohne und Gewcrbsgewinnc
darum hat, weil diese ein gewisses Maaß von Arbeit, also einen
gewissen körperlichen und standesmäßigen Bedarf des Arbeiters
oder Unternehmers erheischen. Der Rentner kann sich in Wohn¬
ort und Lebensweise nach seinen Einkommen richten. Seine Be¬

dürfnisse hängen nur von persönlichen Umständen, Erziehung,
Gewohnheit ic. ab, und wenn eine gegebene Einnahme zufällig
für den Einen ungenügend, für den Anderen schon reichlich ist,
so wäre es nicht gerecht, wenn man hiernach gleiche Nentcnbe-
züge ungleich besteuern wollte (o).

3) Die Renten sind wegen ihrer Einträglichkeit und der
Ahnung einer größeren Steuerfähigkeit bei den Rentnern schon
längst stärker besteuert worden, cs ist folglich im Allgemeinen
als vorbedachter Entschluß zu betrachten, daß viele Personen
dennoch bloß von ihren Renten zehren. Nur diejenigen Familien,
die zum Arbeitserwerbe unfähig und auf eine spärliche Rente aus¬
schließlich angewiesen sind, verdienen einige Rücksicht (</).

4) Da die Steuern in keinem Falle die reinen Einkünfte
ganz verschlingen werden, so bleibt den Rentnern immer noch
der größere Theil für ihre Bedürfnisse übrig.
(a) Nach Krönckc (Grundsätze einerger. Bestcur. S. 10 fl.) sollen die

Steuern nach der ganzen Einnahme, ohne Abzug von Lebens- und
Standesbedürfniffen, auferlegt werden, weil jene, nicht blos das reine
Einkommen, unter dem schützenden Einflüsse der Staatsgewalt bezo¬
gen wird. Er bedient sich der undeutlichen und entbehrlichen Aus¬
drücke: positives und relatives Wermögen und Einkommen.
— Nach Schön (Grundsätze, S. 57) soll man dagegen nicht bloS
die Erwerbskosten, sondern auch den Unterhalt und einen kleinen
Sparpfennig bei der Besteuerung frei lassen. — Neuerlich ist
hauptsächlich von K. Murhard der Satz ausgeführt worden, daß
nur das von dem Bf. sogenannte subjective reine Einkommen,
d. h, dasjenige, von welchem der nöthigste Unterhalt des Empfän¬
gers abgezogen sei, besteuert werden dürfe, nicht das objektive
reine, z. B. die ganze Grund- und Capitalrente, s. dessen Theorie
und Politik der Besteuerung, S. 438, 447. —Nach v. Rotteck



(Oekon. Politik, S. 291) hat Niemand einen rechtlichen Anspruch
auf Freilassung des Unterhaltes, beim Reichen soll diese unterbleiben
und nur dem Dürftigen durch Nachlaß geholfen werden. Der Ver¬
fasser unterscheidet rohes und reines Einkommen nicht.

(») Die Rente muß nicht gerade müßig verzehrt werden, sie kann auch
dazu dienen, Arbeitern und Unternehmern, denen sie zufällt, mehr
Lebensgenuß zu gewähren, oder Ersparnisse zu machen.

(c) Eine Person könnte in verschiedenen Ländern oder Gegenden Renten
beziehen und demnach sogar auf mehrfachen Abzug der Unterhal¬
tungskosten Anspruch machen. — Murhard verlangt nur, daß der
absolute Bedarf des Steuerpflichtigen und seiner Familie frei bleibe.
Hierbei ist wenigstens die Größe der Familie ein sehr zufälliger Um¬
stand, und abgesehen hievon wäre cs eine Ungerechtigkeit gegen
den Arbeiter, der z. B. 600 fl. verdient, wenn er soviel steuern sollte,
als der, dessen Rente gleiche Summe ausmacht.

(</) Ucber die Streitfrage, ob die Steuer einen gleich bleibenden
oder einen mit der Größe des Einkommens steigenden Thcil des¬
selben (progressive Steuer) ausmachen solle, f. §. 100. Bei
der Besteuerung des rohen Arbeits und- Gewcrbsvcrdicnstes ist
diese Einrichtung nothwendig.

8. 260. s259.)
Die nächsten Folgerungen aus vorstehenden Sätzen sind

nachstehende: '
1) Das reine Einkommen eines Volkes jst die.Quelle, aus

der sammtliche Steuern geschöpft werden müssen, so wie daraus
überhaupt alle diejenigen Verwendungen zu bestreiten sind,
welche nicht zu den Hervorbringungskostcn gerechnet werden
können. Die Steuern dürfen aber dieses Einkommen nicht
auszehren (A. 34.), weil sonst für viele darauf angewiesene
Privatzwecke, namentlich für den Unterhalt der Rentner und
vieler Dienstleistendcn nichts übrig bliebe, also ein Theil des
Volkes in Armuth gestürzt, das ganze Privatleben aber jedes
behaglichen Gütergcnusses beraubt und von der ängstlichen Sorge
um Erwerb und Einschränkung der Bedürfnisse verkümmert
würde. Den wievielsten Theil des reinen Volkseinkommens

die Steuern verschlingen dürfen, dieß kann nicht in einer allge¬
meinen Regel ausgesprochen werden (§. 35.), was schon dar¬
aus erhellt, daß eine Quote, die in dem einen Lande in Folge
längerer Gewohnheit wohl ertragen wird, in einem anderen,
wo bisher eine niedrigere bestand, empfindlichen Druck äußern
kann.

2) Auch alle Nolksclasscn, die Bewohner eines jeden Lan-
destheiles und alle Einzelnen sollen nach Maaßgabe ihres reinen

23 *



356

Einkommens steuern, und zwar des ganzen Betrages desselben,
denn die Gerechtigkeit fordert, daß kein Thcil desselben unbe-
steuert bleibe.

3) Die einzelnen Zweige des reinen Wolkseinkommens sollen
ebenfalls gleichmäßig von den Steuern getroffen werden.

4) Man kann statt des reinen Einkommens auch den
reinen Ertrag, die kostenfreie Frucht eines gewissen Er¬
werbsmittels, als die Quelle und das Maaß der Besteuerung

annehmen, denn jene beiden Begriffe stehen in genauer Ver¬
knüpfung. Die Summe des Reinertrages in einem ganzen
Wolke ist mit dem reinen Volkseinkommen einerlei Große, nur
objectiv, ohne Rücksicht auf die Empfänger gedacht. Das jähr¬
liche reine Einkommen einer Person kann den Reinertrag
mehrerer Erwerbsgelegenheiten in sich schließen, cs kann aber
auch ein einzelner Reinertrag mehreren Personen ein reines
Einkommen gewähren, wie z. W. der reine Ertrag eines Ge¬
werbes an den Unternehmer, den Eapitalisten und die Arbeiter

gelangt.

§. 261.

Da jedes reine Einkommen eine Steuer tragen kann und

soll, so macht die Entstehungsart desselben keinen Unterschied,
und das abgeleitete Einkommen ist gerade so wie das ur¬
sprüngliche (1,8-251.) zu behandeln. Dieß zieht die be-
merkenswerthe Folge nach sich, daß eine'und dieselbe Güter¬
masse zweimal besteuert werden kann, nämlich bei zwei ver¬
schiedenen Empfängern nach einander, wenn sie für jeden der¬
selben reines Einkommen ist. Was z. W. die Grund- und Ca-
pitalbesitzer für die Dienste des Arztes, Lehrers, Künstlers, An¬
waltes u. dgl. bezahlen, das wird aus dem reinen Einkommen
der elfteren bestritten. Werden nun die Dienstleistenden reichlich

genug bezahlt, so kann ein Theil ihres Einkommens wieder als
rein angesehen werden und begründet, obgleich es ein abge¬
leitetes ist, doch unzweifelhaft die Steuerfähigkeit der Em¬
pfänger («).
(«) Es würde auch in der Lhat schwer sein, eine solche Unterscheidung

bei der Anlegung der Steuern zu berücksichtigen, weil die Gränz-
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linie der productiven und unproductiven Beschäftigungen sich nicht
deutlich ziehen läßt, I, Z> 109.

Z. 202.

Die Steuerforderung richtet sich zunächst gegen die im
Staate lebenden Personen wegen ihres Einkommens und in
Gemäßheit desselben. Weil man indeß ein leicht kenntliches
äußerliches (objektives) Maaß der Steuerpflicht aufstellen muß,
um die Willkühr bei der Erhebung zu beschränken, so wird die
Steuer meistens auf gewisse Gegenstände (Z. 254.) gelegt,
die man entweder, wie bei rentetragendcm Wermögen, als Ur¬
sache, oder wenigstens, wie bei manchen Genußmitteln, als
Kennzeichen eines reinen Einkommens ansehen kann. Ferner
gewährt es bei unbeweglichem Vermögen, dessen Eigenthümer
entfernt sein kann, eine große Erleichterung, wenn man die
Abgaben von dem Besitzer fordert und ihm überläßt, sich von
jenem schadlos halten zu lassen. Deßhalb scheint die Negierung
bei der Steuerforderung sich bisweilen an die Wermögenstheile
selbst zu halten und die Persönlichkeit ihrer Eigenthümer aus
dem Gesichte zu verlieren. Doch muß man sich stets erinnern,
daß nicht die Sachgüter an und für sich, sondern die Bürger in
Bezug auf jene besteuert werden sollen. Die bequemere Ein¬
ziehung von dem jedesmaligen Inhaber gewisser steuerbarer
Gegenstände ist daher nur insoweit zulässig, als dabei eine gute
Wertheilung der Steuer unter diejenigen, welche von derselben
getroffen werden sollen, zu erwarten ist. Diese unmittelbare
Besteuerung der Güter quellen nach ihren Reinerträge
kann also da angewendet werden, wo sie in ihren Wirkungen
mit der Belegung des reinen Einkommens der Steuerpflichtigen
übereintrifft («).
(«) Wgl. hierüber Nebcnius, Der öffentliche Credit. I, 242. —

Schön, Grunds. S. 86. 60. — v. Rotteck, Oekon, Polit. S. 201.

Z. 263.
Nach den bisherigen Erörterungen läßt es sich leicht ent¬

scheiden, welche Personen im Staate steuerpflichtig seien. Dieß ist
1) bei den einzelnen Staatsbürgern, die im Ge¬

nüsse eines eigenen reinen Einkommens sind, sogleich außer
Zweifel («);



2) bei Gesellschaften, deren Mitglieder einen Gewinn
aus dem eingelegten Vermögen beziehen, z. B. Wergwerks¬
oder Wank-Unternehmungen, ist die Besteuerung des Reiner¬

trages, der entweder unter die Mitglieder vertheilt, oder zu
neuer Anlegung zurückgelegt wird, ebenfalls unbedenklich, und
derselbe kann bei der Gesellschaft im Ganzen weit leichter ge¬
troffen werden, als bei den Einkünften der Teilnehmer;

3) Gemeinheiten (Corporationen), z. B. Gemeinden,
Universitäten, Clöster und andere Kirchengesellschaften dürfen
mit einer Steuer belegt werden, wenn sie im Besitze eines
rentetragenden Stammvermögens sind. Denn wenn auch die
Steuer eine Vermehrung der Gemeindeumlagen nöthig macht,
so wird hiedurch nur ein Thcil des Nutzens aufgezehrt, den das
Einkommen der Gemeinheit den Mitgliedern gewährt und sie
befinden sich noch in besserer Lage, als die Genossen einer un¬
begüterten Gemeinheit. Wären keine Umlagen anwendbar, wie
z. B. bei Clöstern, so träten dieselben Verhältnisse ein, wie bei
Stiftungen. Haben aber solche Corporationen, wie viele Hand¬
werkszünfte und manche Gemeinden, keine anderen Hülfsmittcl,
als die Beiträge der Mitglieder, so können sie nicht besteuert
werden, weil diese Beiträge lediglich eine Verwendungsart der
schon belasteten Privateinkünfte bilden.

(a) Nach einem anerkannten Grundsätze gehört hierher auch das Staats¬
oberhaupt in Ansehung desjenigen Vermögens und Einkommens,
welches ihm nicht zufolge seiner Regcnteneigenschaft, sondern aus
irgend einem Privattitel zusteht, v. Kre m er, Darstcll. des Stw.1,75.

§. 264.

4) Die Steuer von einem Stiftungsvermögen läßt
sich, da die Renten dieses Vermögens nicht durch Beiträge er¬
gänzt werden können, nur so anfbringen, daß man die für den
Stiftungszweck bestimmten Ausgaben beschränkt («). Dieß ist
im Allgemeinen der mit jeder Steuer verbundene Nachtheil, der
in den nützlichen Wirkungen der Staatsausgaben seine Ver¬
gütung findet. Er ist da am geringsten, wo die Bestimmung
einer Stiftung kein gewisses Maaß des Bedarfes in sich ent¬

hält, vielmehr der Aufwand je nach den vorhandenen Mitteln



eingerichtet werden kann. Bei solchen Stiftungen aber, deren
Gegenstand in die Staatszwecke fallt und daher eine Staats-
auSgabe rechtfertigen würde, ist eine Steuerbefreiung dann zu
rechtfertigen, wenn die Einkünfte nur gerade zur Deckung des
genau bestimmbaren Bedarfes hinreichen. Es wäre ein Um¬
weg, eine Steuer zu fordern und etwa wieder mit einem Staats-
zuschusse nachzuhelfen. Wenn nun gleich die Steuerpflicht der
Stiftungen als Regel auszusprechen ist, so sollte doch beim nach¬
gewiesenen Eintreten der eben bezeichnetcn Umstände eine Aus¬
nahme zugelassen werden, die wieder vorübergehend in schwie¬
rigen Zeitverhältnissen hinwegfallcn kann (S).
(a) Es müßte denn schon ein Ueberschuß über diese Ausgaben vorhan¬

den sein.
(i) Diese Sätze beziehen sich hauptsächlich auf kirchliche und Wohlthä-

rigkeitsstiftungen. Die Steuerpflicht eines reichlichen, die Bedürf¬
nisse der Seelsorge übersteigenden Kirchenvermögens ist nicht zu
bezweifeln. —Stephani, Dürfen Stiftungen besteuert werden?
Augsb.l8l0.— Harl,Handln I, 533.—Die Großh. Hess. Verordn,
v. 1809 und 18ll lassen bei geistlichen Stiftungen den Beweis zu,
daß sie, wenn sie fortwährend besteuert würden, ihren Zweck nicht
mehr erfüllen könnten, Eigenbrodt, Handbuch II, 83.

Z. 265.

5) Eine Besteuerung des Domänen- und Regalien-
Ertrages ist im Allgemeinen eine unnütze Förmlichkeit,
denn dieser Ertrag hat keine andere Bestimmung als die
Steuern selbst und fließt mit diesen in der Hauptstaatscasse zu¬
sammen. Zwar muß man, wegen des nach dem Steuerfuße

umzulegenden Beitrages zu den Gemeindelasten,-Herr Steuer¬
anschlag jener Einkünfte ausmitteln, aber die wirkliche Entrich¬
tung läßt man am besten bis zu einer Veräußerung beruhen (a).
Eine Ausnahme tritt ein a) wo die Trennung einer Kammer-
und Steuercasse besteht (Z. 62.), weil hier die Domänenein¬
künfte zu einer anderen Verwendung bestimmt sind (ü);
b) bei Steuern, welche sich genau nach der Menge von Er¬
zeugnissen richten und den Kostensatz derselben in einem fest¬
stehenden Verhältnis; erhöhen, so daß durch die Steuerfreiheit
ein Staatsgewerbe begünstiget und den Privatunternehmern
das Mitwerben erschwert würde. Dieß ist nicht wohl bei den



Landgütern der Fall, weil der Preis der rohen Stoffe sich nicht
nach dem Kostenbeträge einzelner Verkäufer abändert, cber
könnte es bei Gewerks- und HandelSnnternehmungen eintreten,
wenn z. B. ein Hüttenwerk des Staates von dem Einfuhrzölle
für einen wicbtigen Verwandlungsstoff, wie Gußeisen, zum
Nachtheil der Privathütten befreit würde, oder eine Domänen¬
brauerei keinen Bieraufschlag zu entrichten hätte (o).

(c?) Vorschriften, wie die Stcueranschläge von den bad. Domänen bei den
Domänenverwaltungcn bereit nehalten werden sollen, bei Wehr er,
Kam.- Dom.-Adm., S. 156. Dess. Jnstruekion, S. 8l.

(/-) Zu den allgemeinen Reichsstcuern in Deutschland mußten nach den
Reichsgesetzen die Landcsfürstcn aus ihren Kammergütern beitragen.
Pfeiffer, Gesetz, der landständ. Werfass. in Kurhcssen, S. 8l>.

(c) Bergl. (du Lhil) Ueber Besteuerung im Großh. Hessen. 8. 2.

§. 266.

6) Auch Fremde werden häufig bei der Besteuerung ge¬
troffen, und zwar u) zufällig, wenn sie sich in einem Ver¬
hältnis; befinden, an welches eine Steucrschuldigkcit der Staats¬
bürger geknüpft ist, z. B. wenn sie Maaren kaufen, in deren
Preise eine vom Verkäufer vorgeschossene Steuer mit begriffen
ist (</), oder wenn sie Grundcigenthum innerhalb des Staats¬
gebietes an sich bringen. Diese sich von selbst ergebende Teil¬
nahme der Ausländer ist gerecht, weil denselben doch theilweisc,
während ihres Aufenthaltes oder durch ihr Eigenthum, die
Staatseinrichtungen zu Gute kommen; l>) absichtlich, in¬
dem den Fremden, die im Staatsgebiete irgend einen Worthcil
in Anspruch' nehmen, eine besondere Art von Abgaben haupt¬
sächlich zur Gleichstellung mit den Einheimischen abgesordert
wird, z. B. Gewcrbssteuer von Handelsreisenden.

Diese Entrichtungen sind zwar insofcrne keine wahren Steu¬
ern, als sic nicht von Staatsbürgern herrühren (Z. 247) und
nur bei der Benutzung einzelner, von der Negierung dargebo-
tcner Vortheile gegeben werden, indcß sind sie den eigentlichen
Steuern übrigens sehr ähnlich und dienen zum Theile zur Er¬
gänzung derselben, weshalb man sie insgemein zu ihnen rechnet.
Bei den besonderen auf die Ausländer gelegten Abgaben ist es
rathsam, sie mäßig und frei von lästigen Erhcbungssormen ein-
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zurichten, um den Verkehr zwischen den Ländern nicht zu hemmen
und die Fremden nicht von dem Gebrauche der besteuerten

Leistung abzuhaltcn. Hierher gehört z. B. der Durchgangszoll,
(a) Bei den Ausfuhrzöllen läßt sich gar nicht allgemein bestimmen, ob

sie auf die In- oder Ausländer fallen, denn dieß hängt von dem
Mitwerben ab.

4

2. Hnuptstück.

Dis volkswirthschaftlichen Wirkungen der Steuern.

§. 867 . 1268 .^

Die Untersuchung dieser Wirkungen und zwar sowohl der
allgemeinen und nothwendigen, als der von gewissen Umständen
bedingten und vermeidlichen, ist eine der wichtigsten Aufgaben
der Steuertheorie; es können aber im allgemeinen Theile der¬
selben (1. Abthlg.) nur die Grundzüge gegeben werden, welche
dann bei jeder einzelnen Art von Steuern, und bisweilen selbst
wieder bei einzelnen Arien ihrer Anlegung weiter auSgesührt
werden müssen. Es ist hiebei sowohl die Wirkung auf die Be¬
steuerten, als auf die Verzehrung und Erzeugung von Gütern
innerhalb des Landes überhaupt zu beleuchten.

In den meisten Fällen kommen die Ausgaben der Bürger
für persönliche Zwecke den Einkünften derselben gleich («). Die
Einführung einer Steuer nöthiget dann den Besteuerten, seine
Ausgaben und folglich seine Genüsse zu beschränken, er empfindet
also eine Entbehrung oder doch eine unangenehme Störung in
seinen gewohnten Verwendungen, wenngleich diese Beschwerde
durch die mit Hülfe der Steuern zu Wege gebrachten Vortheile
der Staatseinrichtungen reichlich ausgewogen werden mag (S).
Aber selbst wenn der Besteuerte diese Vergütung als zureichend
anerkennt, und noch mehr im entgegengesetzten Falle fühlt er
sich angetrieben, der von den Steuern verursachten Schmälerung



seines bisherigen Aufwandes zu widerstreben und zwar desto
eifriger, je stärker die ihm zugemuthete Entbehrung ist. Dieses
Streben, die in den Steuern liegende Beschwerde abzuwenden
(Neaction) kann auf doppeltem Wege einen Erfolg herbeiführen:

1) durch Vermehrung der Thätigkeit und der Leistungen,
aus denen die Einkünfte entspringen, §. 268.

2) durch Veränderung in den Preisen, damit die Steuer¬
last auf andere Personen hinübergewälzt werde, §. 269.

(a) Bleibt von den Einkünften ein Ueberschuß, den man zurücklegt,
so wird durch die Steuer zunächst diese Ersparniß angegriffen.

(-) Man kann das Steuerzahlen einen erzwungenen Ankauf per¬
sönlicher Güter mit sachlichen nennen. Je vollkommener die von
der Regierung veranstalteten persönlichen Güter sind und je rich¬
tiger der Steuerpflichtige sie zu schätzen weiß, desto mehr nähert
sich jener Kauf einem freiwilligen. — Ueber die irrigen Vorstellungen,
nach welchen man wegen des Zurückfließens der Geldsummen in das
Volk das Dasein dieses Nebels ganz in Zweifel zog, s. §. 29 ff. und
Murhard a. a. O. S. 10—SO.

Z. 268. s267.^

Wenn es den Besteuerten gelingt, ihre Einnahmen durch

erhöhte Thätigkeit um den Betrag der Steuern auszudehnen,
so haben diese keinen anderen Nachtheil, als daß die Steuer¬

pflichtigen etwa ein größeres Maaß von Zeit und Kraft auf¬
wenden müssen. Kann die Gütererzeugung in allen Zweigen

vergrößert werden, so wird in dem Volkseinkommen die durch
die Steuern entstehende Lücke wieder ersetzt. Offenbar kann
dieser Ersatz nicht schneller zu Stande kommen, als es die bessere

Benutzung des vorhandenen Kapitals und die Ansammlung
neuer Kapitale möglich macht. Eine allmälige Erhöhung der
Steuern, besonders wenn dieselben gut vertheilt sind, vermag
allerdings einen Antrieb zu einem solchen gesteigerten Gewerb-
sleiße zu geben und die Steuerfähigkeit nach und nach auszu¬
dehnen; Rentner treten in die Reihen der Arbeiter ein, die
Unternehmer werden betriebsamer, die Arbeiter fleißiger und ge¬
schickter und die Güterguellen erhalten eine bessere Benutzung.
Diese Erscheinungen haben in neuerer Zeit ohne Zweifel beige-

tragcn, die verstärkte Steuerlast erträglicher zu machen («).
Zndeß darf man hierauf nicht sicher bauen. Viele Steuer-



pflichtige sind schon so sehr angestrengt, daß sie nicht mehr leisten
können, Anderen fehlt der Absatz oder die Beschäftigung oder
das Capital rc., daher läßt sich nie vorhersehen, wie weit diese
günstige Wirkung der Steuern gehen werde (S).

(a) M. Cullvch ('raxotiou, S. —10) schlägt diese Wirkung hoch an
und glaubt, ohne den Krieg und die erhöhten Steuern würde das
Capital der Briten nicht größer geworden sein, als es bei jenen Um¬
ständen geworden ist.

(L) Vgl. die beiMuryard, S- S6 angeführten Stellen, und v. Rotteck
a. a, O. S. 300.

§. 269. s271.j

Die Ueberwälzung einer Steuer findet dann Statt,
wenn diejenigen, welche sie an den Stagt entrichten, sich von
Anderen eine Entschädigung verschaffen, indem sie eine Ver¬
änderung im Preise einer Waare oder Art von Leistungen be¬
wirken. Der Wunsch, den Steuern vermittelst der Ueberwäl¬

zung auszuweichen, ist eine natürliche Folge der unangenehmen
Empfindung, die sie erregen. Ein solches Hinüberschieben einer
Steuerlast auf andere Personen, wenn es nicht vorausgesehen
wurde, vereitelt bisweilen die Absicht, die die Staatsgewalt bei
der Anlegung einer Abgabe gehabt hat. Bei den nachstehenden
allgemeinen Erfahrungssätzen über diesen Gegenstand muß man
immer bedenken, daß die Verhältnisse des MitwerbenS in ihren
manchfaltigcn Gestaltungen sehr verschiedene Erscheinungen
hervorbringen und daß sich nur aus der genauen Erforschung
der Umstände in einem gegebenen Falle der zu erwartende Er¬
folg mit einiger Wahrscheinlichkeit bestimmen läßt.

1) Eine Steuer kann nur dann übergewälzt werden, wenn
sie die Mehrzahl der von ihr zunächst Getroffenen zu einer gleich¬
förmigen Handlungsweise antreibt und hiedurch eine Verände¬
rung in den Preisen bewirkt. Dieß ist möglich u) auf Seite
des Begehrs, wenn die besteuerten Käufer einer Waare oder
Leistung nicht mehr die nämliche Menge derselben einkaufen
wollen; d) auf Seite des Angebotes, wenn die Verkäufer eine
ihnen auferlegte Steuer wie eine Kostenvermehrung betrachten,
die ihnen durch einen höheren Preis ersetzt werden muß, und,



falls dieß nicht sogleich gelingt, die Erzeugung oder Herbei¬
schaffung einer gewissen Waarc theilwcise aufgeben.

§. 270. s272. 273.fj

2) Die Ncberwälzung von den Käufern auf die Verkäufer
einer Waars findet bei einer Steuer, die auf das Einkommen
der Käufer überhaupt gelegt wird, wenig Statt, weil die Ein¬
schränkungen der Besteuerten in ihren Ausgaben sehr vielerlei
Maaren betreffen können (Z. 269.), wobei die geringe Ab¬

nahme des Absatzes einer jeden leicht durch eine ähnlich Verringe¬
rung des angebotenen Vorrathcs ausgewogen wird. Wenn
aber eine Steuer gerade eine gewisse Ausgabe oder Verzehrung
trifft, wie z. B. eine Auflage auf Reit- und Kutschen-Pfcrde,
so gicbt sie eine Aufforderung für Viele, an der nämlichen Aus¬
gabe etwas zu ersparen. Legen in einem solchen Falle die Ver¬
käufer auf die Erhaltung ihres Absatzes großen Werth, weil
sie sich vielleicht in ihrem ganzen unterhalte bedroht glauben, so
müssen sie den Verlust ertragen, den ihnen der gesunkene Preis
auferlegt; können sie aber zu anderen Beschäftigungen über¬
gehen, so muß das Angebot ebenfalls kleiner werden und der
Preis wieder zunehmcn, Z. 269. Dieß ist mit der Zeit aller¬
dings zu erwarten, wenn der Ergreifung anderer Zweige der
Hervorbringung weder natürliche noch künstliche Hindernisse
im Wege stehen, I, Z. 160.

3) Die Uebcrwälzung auf die Käufer gelingt da am leich¬
testen, wo alle Verkäufer einen gleich starken Antrieb haben, sie
durch Beschränkung des Angebotes zu erzwingen, wie bei solchen
Steuern, deren Betrag mit der verkauften Waarenmenge in
gleichem Verhältniß zu- und abnimmt, z. B. Zölle und Accise.
Diese haben für den Verkäufer ganz die Wirkung einer Kosten¬
vermehrung und ziehen wie diese eine Preiserhöhung nach sich,
!, Z. 163. 1). Bei der Anlegung von Steuern dieser Art pflegt
man die Ucbcrtragung auf die Käufer auch wirklich vorauszu¬
setzen, denn diese sind cs, die man mittelbar zu treffen beabsich¬
tiget. Gleichwohl leiden auch bei vollständigem Ersätze der
Steuer die Verkäufer doch wegen des verringerten Absatzes eine



Einbuße an ihrem Einkommen, ihr Schaden ist aber noch
größer, wenn es ihnen nicht gelingt, den Preis der käuflichen
Gegenstände um den ganzen Betrag der Steuer zu steigern (n),
(a) Ca nard Grunds, d. pol. Oek., übers, v. Bö lk, S. 14S.

§.271. >273.27-1/,

4) Eine Ueberwälzung der Steuern auf Andere ist einigen
Elasten der Steuerpflichtigen schlechthin unmöglich, weil ihre
Einkünfte festgesetzt sind, z. B. den Beamten des Staate», der

Kirche und der Gemeinden und den Staatsgläubigern. Zn
gleicher Lage befinden sich während der Dauer des Vertrages
die Eigenthümcr verpachteter oder vermietheter Liegenschaften.

ö) Solche Steuern, deren Größe sich nicht nach der jedes¬
maligen Menge der von den Steuerpflichtigen feilgebvtcnen
Maaren oder Leistungen richtet, sind weit weniger zum Ueber-
wälzen geeignet, denn es ist nicht zu erwarten, daß alle Ver¬
käufer in dem Entschlüsse übereinstimmen, das angebotene
Quantum zu vermindern, vielmehr kann leicht ein Lheil der¬
selben gerade eine Erweiterung ihres Gewerbes bezwecken, um
sich auf diese Weise in dem vermehrten Absätze eine Entschädi¬

gung zu bereiten. Doch würde die Steuer dann unfehlbar auf
die Preise einwirken, wenn eine Elaste von -Verkäufern so stark

besteuert wäre, daß sie das überbürdete Gewerbe aufgeben
müßte.

6) Insbesondere kommt es bei Steuern, die den Ertrag
einer einzelnen Güterquelle, z. B. der Grundstücke oder der Ar¬
beit, zu treffen bestimmt sind, darauf an, ob der Besteuerte durch
eine anderweitige Verwendung jener Quelle oder andere Ein¬
richtungen der Auflage ausweichen kann (»). Dieß wird in
vielen Fällen durch die Beschaffenheit des werbenden Vermö¬

gens verhindert, z. B. bei Ländereien, Gebäuden rc., in anderen
Fällen durch die Allgemeinheit der Besteuerung. Dcßhalb blei¬
ben die meisten Steuern auf den Renten des Stammvermögens,
die auch wirklich den größten Theil des steuerbaren Einkommens
ausmachen, liegen oder werden noch auf siechinübcrgewälzt; die
Lohnarbeiter dagegen müssen für eine Steuerlast, die im Ver-
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hältniß ihres Einkommens zu groß ist und ihren nothwcndigen

Unterhalt zu schmälern droht, durch erhöhten Lohn entschädigt

werden, weil sonst Auswanderung, vermehrte Sterblichkeit w.

die Menge der angebotenen Arbeit verringern würde (S).
(a) Z. B. man weicht einer Steuer auf Ackerpferde aus, indem man

Zugochsen anschafft.
(d) Canarda. a. O. nimmt zu allgemein an,jede Steuer, sie werde

vom Käufer oder vom Verkäufer einer Waare crkobe», verthcile sich
in beiden Fällen auf gleiche Weise unter beide Bclheiligte und zwar
in demselben Verhältnis!, in welchem das Mitwerben dem einen oder
dem anderen günstiger ist. Wenn z. B. eine Waare 100 fl. gilt und
mit U) fl. Steuer belegt wird, die Concurrenz des Angebotes aber
zu der des Begehres sich wie 2 zu 3 verhält, so sollen jene 10 fl. in
eben diesem Verhältnis; von beiden Classen getragen werden, die
Waare soll auf 106 fl. steigen und der Verlust für die Verkäufer 4
fl. betragen. Es kommt nicht blos auf die Größe des Angebotes und
Begehres, sondern auch darauf an, nach welcher Fortschreitung beide
sich verändern, und im obigen Falle darauf, wieviel Kauflustige mehr
als 100 fl. zu geben und wieviel Verkäufer unter 100 fl. zu verkaufen
geneigt sind. — Ueberhaupt hat man sich zuweilen, ohne die verschie¬
denen Fälle deutlich zu unterscheiden, das Ucbcrwälzen ver Steuern
zu leicht vorgestcllt und deshalb die gute Anlegung derselben ver-
nachläßigt. Hiezu neigt sich auch Ricardo Cap.8. „Obgleich einige
Steuern diese Wirkungen (nämlich die Hemmung der Production)
in höherem Grade äußern als andere, so muß man doch zugestehcn,
daß die verderblichen Folgen der Besteuerung weniger von der Wahl
der besteuerten Gegenstände, als von ihrer ganzen Summe her-
rührcn."

§. 272. (27-1.^

7) Eine Steuer, die eine gewisse Elasse von Bürgern ver-

hältnißmaßig stärker als andere triffl, reizt, woferne die Ueber-

wälzung nicht bald gelingt, zum Verlassen des überbürdeten Er-

werbszweiges an. Ist dieß ausführbar, so muß durch die Ver¬

minderung des Angebotes das Gleichgewicht in der Einträglich¬

keit verschiedener Beschäftigungen und Erwerbsarten sich wie¬

derherstellen. Es kann lange dauern, bis dieß vollständig ge¬

schieht, zumal da unterdessen auch aus anderen Ursachen das

Milwerben in einem gewissen Nahrungszweige sich verändern,

z. B. der Absatz geringer werden und dadurch die Erstattung

der Steuer neue Schwierigkeit finden kann, und während dieser

Zeit treten die in §. 273 geschilderten Störungen und Verluste

ein. Ist die Ausgleichung endlich erfolgt, so ist der Mehrbetrag

(das Uebermaaß) der einzelnen Steuer auf die Käufer hinüber-



gewälzt, die dagegen ihren Güterverbrauch verringern, weshalb
auch die Erzeugung des überlasteten Gcwerbszweigcs abgenom-
men haben muß; die Wirkung hievon setzt sich auf andere Ge¬

werbe fort, deren Erzeugnisse von jenen verbraucht werden. Dieß
sind die Nachtheile, welche fortdauern, wenn auch die Ueberbür-
dctcn zuletzt von der Steuer verhältnißmäßig nicht starker als
andere Bürger getroffen werden.

8) Die Ueberwälzung vermag überhaupt die Fehler in der
Anlegung einer Steuer nicht völlig zu heilen, weil sic a) in vie¬
len Fallen gar nicht möglich ist, wohin unter anderen auch die
Ungleichheit der Besteuerung einzelner Personen in einem und

demselben Stande gehört, b) weil sie oft erst nach langer Zeit
gelingt und die Uebergangsperiode empfindliche Nachtheile bei
sich führt, v) weil auch die endlichen Wirkungen volkSwirth-
schaftlich schädlich sein können (A).
(a) Ueber v. Prittwih's abweichendeAnsicht s. §.274 (<r).

Z. 273. s269.^

Schränken die Besteuerten ihre Verzehrung ein, so nimmt
der Absatz mancher Güter ab und der Preis derselben sinkt.

Suchen nun die Erzeuger dieser Gegenstände auch das Ange¬
bot zu vermindern, indem sie ihre Capitale anders anlegcn, so
kann der Preis sich wieder auf die vorige Höhe erheben, und

die hervorgebrachte Menge dem jetzigen schwächeren Wegehre
entsprechen. Diese Erscheinungen zeigen sich nicht bei den werth¬
vollsten Dingen, auch nicht in voller Stärke bei einer und der¬
selben Art von Genußmitteln, weil die Neigungen der Menschen
in Hinsicht auf den Güterverbrauch sehr verschieden sind. Da¬
gegen bewirkt die Verwendung der Staatseinkünfte innerhalb
des Landes eine beträchtliche Verzehrung der Besoldeten, der
vom Staate beschäftigten Gewerbsleute u. dgl. Die hieraus
entspringende Absatzvermehrung kann zum Theile gerade solche
Güter betreffen, an denen sich die Steuerpflichtigen etwas ab¬
brechen ; doch auch abgesehen von diesem Falle, muß, da die Ver¬

zehrung der Bürger und der Negierung im Ganzen nach der Ein¬
führung einer gewissen Steuer wenigstens so groß bleibt, wie
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vorher, auch der Absatz der Gcwerbsuntcrnehmcr sowie die
Beschäftigung der Arbeiter und der Kapitale ungefähr in
gleichem Umfange bleiben. Es dauert jedoch immer einige Zeit,
bis die mir der geänderten Richuing der Verzehrung verbundenen
Störungen sich verlieren, namentlich bis die Besteuerten sich in
eine andere Lebensweise gefunden haben, das Angebot ver¬
schiedener Waarcn sich mit dem uunmcbrigen Begehre ins
Gleichgewicht gesetzt hat, bis die außer Thätigkcit gesetzten Ar¬
beiter, z.B. in Fabriken von LuruSgegenständen oder in Diensten,
ein anderes Unterkommen erzielt und die Unternehmer ihre
Eapitale wieder nützlich verwendet haben, besonders da sich in

den Staatsausgaben mancherlei Veränderungen zutragen und
die durch sie in Nahrung gesetzten Gewerbe und Landeslheile
wechseln. Ein solcher Uebergang ist stets mit Verlusten am Ca¬
pital und mit einer Bedrängniß von Arbeiterfamilien verknüpft;
ist er jedoch beendet, so bleibt nur noch die Einschränkung übrig,
welche die Steuerpflichtigen sich auferlegt sehen, und auch diese
verliert mit der Zeit, durch die Gewöhnung, einen Theil ihrer
Beschwerlichkeit.

§. 274. s270ss

Sowohl aus dieser Ursache, als der Möglichkeit der Ucber-
wälzung willen ist die anfängliche Wirkung einer Steuer häufig
von der später eintretenden und dann fortdauernden verschieden,
und alte Steuern werden deshalb bei gleicher Güte leichter er¬

tragen als neue (»). Hieraus folgt, daß man nicht ohne wichtige
Gründe und nur mit großer Umsicht erhebliche Veränderungen
in den Steuer» vornehmen sollte (/,), es wäre aber zu weit

gegangen, wenn man sich so wenig als möglich zu denselben
entschließen wollte, denn sie werden von Zeit zu Zeit Bedürfniß.
Wald fordert die Vermehrung der Staatsbedürfnisse die Er¬

höhung, bald das Bedürfniß einer Erleichterung für eine oder
die andere Volksclasse die Erniedrigung einer Steuer; bald ge¬

bietet die Gerechtigkeit eine andere Vertheilung der Steuern
oder die Einführung einer neuen Art derselben, wenn sich näm¬

lich zeigt, daß bei der bisherigen Einrichtung die Staatsbürger
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nach Maaßgabe ihres Einkommens in sehr ungleichem Maaße

getroffen werden, z. W. wenn Jrrthümer zum Vorschein kom¬

men, oder die besteuerten Objecte sich verändert haben.
(a) Canard (Grunds, d. p. Oek., übers, von Volk, S. 174) behauptet,

jede alte Auflage sei gut und jede neue schlecht. Er nimmt an, daß
dcr Druckjeder Steuer endlich ganz unfühlbar werde und Niemand wei¬
ter zur Last falle (ebend. S. )57), gicbt jedoch zu, daß die Reichen
zu einer Verminderung ihres Luxus gcnöthigt werden. Auch miß¬
billigt er nicht die bessere Vertheilungder Steuern auf die Indi¬
viduen, sondern bezieht jenen Satz nur auf die Besteuerungder
verschiedenen Zweige von Einkünften im Ganzen (S. IS4), indem
er glaubt, daß, in welchem Verhältniß diese auch belegt sein mögen,
mit der Zeit doch die Steuern sich gleichmäßig auf alle Zweige ver-
theilcn müssen. Die Schwierigkeiten,welche der Herstellung dieses
Gleichgewichts entgegcnstehen, die aber nothwendig vorübergehend
seien, nennt erReibung (S. l SS). — Diese Lehre Canard's hat
neuerlich M. v. Prittwitz wieder ausgenommen und weiter ver¬
folgt, s. deffenKunst reich zu werden, Z. 6.3S—6öS und Theorie der
Steuern und Zölle, S. IVO ff. Nach der Ansicht dieses Vers, wirken
die Steuern wie eine Vermehrung der Erzcugungskosten oder eine
Verthcuerung der Genußmittel, da aber das Einkommen der ver¬
schiedenen Volksclassen nicht von den genannten 2 Umständen av-
hänge, so. könne es auch von den Steuern nicht verringert werden,
wenn diese nur Zeit gehabt haben, ihre Wirkung zu äußern; sie
vermindern also nur das Volkseinkommen im Ganzen. Die Stetig¬
keit des Steuerwesens müßte demnach auch da vorgezogen werden,
wo eine Art von Steuern fehlerhaft angelegt ist, und die gleichmä¬
ßige Besteuerung würde als ein Phantom erscheinen.

(ü) v'impöt variable e'est pis encore gue I'impüt excessit'. ve
Kaspari» et Ileboul, ve 1'ainortisseineiit,S. 13.— Fulda,
Ueber die Wirkung rc. S. 17. So lange eine Steuer sich gleich bleibt,
können die Bürger sich in ihren wirthschaftlichen Maaßregeln leichter
nach ihr einrichten.

Z. 275.

In den einzelnen Staaten muß man die Wirkungen der

Steuern aus statistischen Thatsachen zu erforschen suchen, indem

man die Veränderungen in den Preisen der Maaren und Lei¬

stungen, sowie in den Quantitäten der erzeugten und verzehrten

Güter beobachtet und den Einfluß der neuen Steuereinrichtun¬

gen auf diese Erscheinungen ausmittelt. Das Uebermaaß der

Steuern in Ganzen giebt sich durch die harten Entbehrungen

der unbegüterten Elaste von Einwohnern, durch die zunehmende

Verarmung, die Wertheuerung werthvoller Güter, den Verfall

einzelner Gewerbe, das Sinken des Steuerertrages wegen

angehäufter Ausstände oder starker Abnahme der besteuerten
Rau, polit. Oekon. 3te Ausg. III. 24

HM
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Consumtionen u. dgl. kund. Ueberbürdungen einzelner Bolks-
classcn oder Gcwerbszweige lassen sich aus partiellen Erschei¬
nungen ähnlicher Art wahrnehmcn. Es ist jedoch schwer, die
Mitwirkung fremdartiger Ursachen genau auszuschciden. Die
öfters versuchte Berechnung, welche Steuersumme im Durch¬
schnitt auf den Kopf der Einwohner in jedem Lande komme, ist

zwar in manchem Betrachte nützlich (»), nur muß man sich hü¬
ten, Folgerungen aus ihr abzulciten, zu deren Begründung sie
nicht zureicht. Auch wenn man die Rechnung, wie es geschehen
soll, bei allen Staaten auf gleiche Weise führt, gleiche Arten von
Abgaben annimmt (-), überall den Brutto- oder den Nettoer¬
trag anwendet rc., so beweist dieser Ausschlag doch 1) nicht den
verschiedenen Druck der Stenern, weil sowohl der Wohl¬
stand, als auch der Preis des Metallgeldes gegen die anderen
Güter in den verglichenen Landern sehr ungleich sein kann, und
wegen der letztgenannten Ursache die gefundenen Geldsummen,
um verglichen werden zu können, eigentlich noch einer Berich¬
tigung bedürften, zu der es aber an sicheren Anhaltspunkten
fehlt (a); 2) nicht den Woh l sta n d j ede s Lan des, denn es
laßt sich nicht annehmen, daß die wirkliche Besteuerung demsel¬
ben überall gleichmäßig entspreche, vielmehr stehen die Steuer¬
summen der Gränze, wo das Uebermaaß anfängt, bald näher,
bald ferner; 3) nicht die Kostbarkeit oder Sparsamkeit
der Staatsverwaltung, weil man auch auf die anderen Ein-
nahmsquellcn Rücksicht nehmen muß, und ferner erst zu unter¬
suchen ist, ob nicht der Staat, in welchem die Steuern höher
sind, auch in guten Ncgierungsanstalten verhältnißmäßig mehr
leistet (ck).
sa) Zu diesem Behufs ist es dienlicher 1) sammtlicheAuflagcn zu neh¬

men, weil sie die, aus dem Einkommen der Bürger geschöpften Sum¬
men anzeigen, während in H. 248 die Gebühren wcggelaffen wurden,
weites dort gerade auf die Ausdehnung der eigentlichen Steuern
ankam; 2) den rohen Betrag, weil die Erhcbungskosten von de»
Bürgern ebenfalls aufgebracht werden müssen. Won manchen Staa¬
ten ist derselbe in den veröffentlichten Anschlägen oder Rechnungen
nicht aufqeführt, wcßhalb diese Länder hier wezbleiben mußten.
In der Schweiz war der Reinertrag der Steuern und Gebühren
nach den Anschlägen für 4846 auf den Kopf: Gens 6,'fl , Waadt
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4,°°, Freiburg 2,7°, Graubündten 1,«°, Bern 1,7«, Zürich 1,°°, Aar¬
gau I,", Luzern 1,-', Wallis >,'», Glarus 0?», Zug 0,- Gulden
(aus den Angaben bei Hottinger.)

Betrag der
Auflagen .

Beitr. auf
den Kopf.

Britisches Königreich, 1847 R. . 53-417 965 L. St. 22,«° fl.
Hamburg, 1848 A. (ord. Eink.) 4-631 000 Mk.

Niederlande, >848. 49. A. . . . 51-871 000 fl. 17/' „
Frankreich, ohne Salzst. 1844 A. . 997 V, Mill. Fr. I-b, ' „
— — — — — 1819 A.. 947 Mill. „ ly 474^, „
Belgien, 1849 A. . . . . . - 85-835 950 Fr.

K 43o, „
Baden. 1846. 47. R.') - . . . 9 060 000 fl. 6 64", ,,
Preußen, A. 1847. . . . . . 51-732 000 rl. ", ,,
— — A. 1849. ..... 53-684 000 „

s?", ,,

Grosh. Hessen, A. 1848—SO . . 4-775 820 fl
k; S2", ,,

Kurhessen, 1849. A. . . . . . 2 074 000 rl. 4 7 „
Baiern, 1843—49 A. 20-895 600 fl.

ä 64 „
Hannover, 1848. 49. A . . . . 4-629 950 rl. 4 »7 „

Würtemberg, 1845—48 A.") 6 616 700 fl. Z ^

Oesterreich, 1846 A. 105-277 000 „ 3-°« „
— — — I849 A."') . . . 69-407 000 „ ^ «!", „

Mecklenb. Schwerin, 1849 A . . 755 400 „ -6, ,,

') Baden erhält aus der Zollvercinscaffe den Ersatz seiner wegen der
langen Gränze sehr großen Gränzverwaltungskosten. Diese Ein¬
nahme darf hier nicht beachtet werden, cs ist daher statt derselben
nur der mittlere Kostenbetrag im Zollverein (9 Proc.) beigeschlagen
worden, weil man annehmcn kann, daß die badischen Landesbewoh-
»cr nur ungefähr soviel Zoll bezahlen werden.

") Mit Zuschlag von 6 Proc. Erhebungskostcn der direkten Steuern,
weil diese Kosten von den Gemeinden getragen werden.

"') Nur die auf dem Reichstage vertretenen Provinzen mit 9/z Mill.
Einwohner. — Die Sporteln fehlen.

(-) Es kommt z. B. viel darauf an, ob man neben den, in die Staats¬
kasse verrechneten Steuern auch Provincial-, Bezirks-Abgaben rc.
mit cinrechnet. Bei Nordamerika wäre es irrig, bloß die Einkünfte
der Bundesregierung berücksichtigen zu wollen.

(c) Man weiß nur im Allgemeinen, daß eine gewisse Geldsumme in
England am wenigsten ausrichtct, in Frankreich und den Nieder¬
landen mehr, in Deutschland noch mehr u. s. f.

<//) Bgl. v. Ho ffm an n, Gesetzgeb. des Gr. Hess. S. 208 ff. (Rechtfer¬
tigung der höheren hessischen Steuerquote.)

24 *



372

3. Hauptstück. .

Einrichtung des Steuer Wesens

I.

Zusammenhang der Steuern.

§. 276.

Es wäre fehlerhaft, jede Steuer nur für sich, in Hinsicht auf

ihre Einträglichkeit, Unschädlichkeit, Kostbarkeit oder Wohlfeilheit

und Leichtigkeit der Erhebung rc. zu betrachten und lediglich

nach diesen Eigenschaften eine Anzahl von Steuern einzuführen,

vielmehr müssen nach den oben ausgestellten Grundsätzen die

Steuern sich an die Verzweigung des Volkseinkommens an-

schließen, um dieses in allen seinen Theilen gleichmäßig und

vollständig zu treffen. Die sämmtlichen in einem Staate be¬

stehenden Steuern, deren Inbegriff man das Steuersystem

zu nennen pflegt, verdienen nur dann diesen Namen in der

That, wenn sie ein zusammenhängendes Ganzes bilden, so daß

kein einzelnes reines Einkommen frei gelassen oder zu sehr ge¬

schont, oder dagegen überbürdet wird. Schon die Gerechtigkeit

fordert zu diesem Streben nach Vollständigkeit und Gleichför¬

migkeit auf, wobei man bisweilen einzelne Stcuerarten bestehen

lassen und einführen muß, die sonst in verschiedenen Hinsichten

mit mehr Schwierigkeiten und Unbequemlichkeiten verknüpft

sind, als die übrigen.

§. 277.

Das Steuerwesen der wirklichen Staaten bildete sich aus

geringem Anfänge allmälig so aus, daß man, wie die Bedürf¬

nisse der Regierung anwuchsen, von Zeit zu Zeit neue Steuern

zu Hülfe nahm und dabei, ohne von allgemeinen Grund¬

sätzen auszugehen und einen gewissen Plan im Auge zu

haben, nur aus die leichte Aufbringung der nöthigen Summen

achtete. Diejenigen Auflagen, denen sich der Bürger am we-
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nigsten entziehen kann und zu deren Anlegung die besten Stütz¬
punkte vorhanden sind, wurden zuerst eingeführt, andere unter¬
blieben blos der äußeren Schwierigkeiten wegen. Da man die
Ungenauigkeit der Anlcgungsart mancher Steuern wohl fühlte,
so scheute man sich, sie zu erhöhen und dadurch die Klagen her¬
vorzurufen, man zog es daher vor, vielerlei Auflagen von ge¬
ringem Betrage neben einander einzuführen. Diese Vielheit
der Steuern machte die Erhebung umständlich und kostbar, setzte
die Steuerpflichtigen ebenfalls einer unnützen Mühe aus und
erschwerte den Ueberblick des ganzen Steuerwesens. In der
neuesten Zeit hat man dagegen den großen Nutzen einer verein¬
fachten Steuereinrichtung schätzen gelernt, eine Menge von Auf¬
lagen abgeschafft und dafür die beibchaltenen sorgfältiger ange¬
legt, so daß ihre Erhöhung unschädlich wurde. Bei der kleinen
Zahl von Steuerarten, die man in den heutigen Staaten an¬
trifft, ist es viel leichter, ihre Wirkungen wahrzunehmen und sie
in ein richtiges Verhältnis; zu einander zu setzen, als bei der
früheren Menge derselben. Die wahren, kraft landesherrlicher
Gewalt aufgelegten Steuern müssen sorgfältig von den privat¬
rechtlichen Leistungen aus dem gutsherrlichen Verbände (Grund¬
gefälle) unterschieden werden, weil jene den Bürgern unent-
geldlich erlassen werden, diese aber abzulösen sind, Z. 156.
Diese Scheidung ist in manchen Fällen nur mittelst genauer
historischer Untersuchungen auszuführcn O).

(a) Diese Ausscheidung hat zugleich besonders darum praktisches Inter¬
esse, weil den deutschen Standes-und Grundherrn die grundherr-
lichen Gefälle verblieben, die Steuern entzogen worden sind. In
mehreren deutschen Staaten hat die Aufhebung alter Abgaben müh¬
same Nachforschungen veranlaßt; s. v. Sens bürg Unters, des Ur¬
sprungs und der Ausbildung alter Steuern und Abgaben, Erl. 1823.
— Eigen brodt, lieber die Natur der Beede-Äbgaben. Gießen,
1826. — Neuere Forschungen zeigen, daß die Namen der Abgaben
für das Wesen derselben nicht entscheiden, indem bisweilen Steuern,
gutsherrliche und leibeigenschaftliche Entrichtungen mit dem näm¬
lichen Ausdrucke belegt wurden. — lieber die alten Abgaben in
Baden, s. Verhandl. d. 1. K. v. 1837, Beil. I, >53—168 (v. Rau )

§. 278.

Die Vereinfachung des Steuerwesens findet nothwendig
darum eine Gränze, weil man keinen Lheil des reinen Einkorn-
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mens im Volke unbesteuert lassen darf, und bei der sorgfältigen
Ausmittlung der verschiedenen Zweige desselben sowie bei der
Anlegung der Steuern auf diese nicht gleiches Verfahren beob¬
achtet werden kann, so daß also mehrere Arten von Steuern,

z. B. von der Grund-und Kapitalrente, neben einander bestehen
müssen. Hiezu kommt, daß man bisher auch noch nicht für rath-
sam gehalten hat, diejenige Steuergattung, bei der man nur
mittelbar auf die Einkünfte der Steuerpflichtigen schließt, aufzu¬

geben. Manche Schriftsteller haben gerathen, nur eine einzige
Steuer einzurichten, was freilich, wenn es sonst mit den Grund¬
sätzen der Besteuerung vereinbar wäre, die Verwaltung sehr
erleichtern würde. Dieß Ziel hat man erreichen wollen:

1) durch Einführung einer einfachen Steuer, welche theils
unmittelbar, theils vermittelst der Ucberwälzung alle Staats¬
bürger treffen würde. Dahin gehört, neben anderen Vorschlä¬
gen («), die von den Physiokraten empfohlene einzige Grund¬
steuer (I, Z. 4l.), deren Unzweckmäßigkeit aus der klaren Ein¬

sicht in die Vcrtheilung der Einkünfte leicht erhellt (S), sowie
überhaupt die Unmöglichkeit jeder ähnlichen Besteuerungsme¬
thode außer Zweifel ist;

2) durch eine allgemeine Einkommens- oder Vermögens¬
steuer, die man sich als eine Zusammensetzung und Verschmel¬
zung mehrerer, nach einerlei Hauptgrundsatz angeordneten Ar¬
ten von Steuern denken kann, wobei die auf einem anderen
Principe beruhenden aufgehoben würden, s. Z. 368. 402.

(«) Plan einer einzigen Mahlsteuer, von einem spanischen Finanz¬
manne; s. volseourt, Vs kributis sv vecti^alibus, S. iiv.

(-) Unter andern ist Ca»a rds Preisschrift (§. 270 und I, §. 45 (0))
hauptsächlich zur Beleuchtung dieses physiokratischen Satzes bestimmt
gewesen, s. auch v. Jacob, St. Fin. Miss. I, §. 502—507.

Z. 279.
Die größeren und mittleren europäischen Staaten entstanden

großentheils durch allmälige Zusammenfügung mehrerer kleine¬
rer Gebiete. Wo diese Bereinigung noch neu ist, wie sie es in
Deutschland nach den letzten Veränderungen war (n), oder wo
das Andenken an die frühere Trennung sich noch in der ver¬
schiedenen Gesetzgebung und Werwaltungsweise der Provinzen



erhalten hat, z. B. in Frankreich bis 1789, im österreichischen
Staate und in Spanien bis jetzt, da verursacht die ungleichartige
Steuervcrfassung der einzelnen LandeSthcile vielerlei Unbequem¬
lichkeiten. Sie verhindert, daß die Bewohner verschiedener Be¬

zirke gleichmäßig belegt werden, sie erschwert die Oberleitung
und die Vervollkommnung des ganzen Steuerwesens, verwickelt
das Rechnungswesen und kann selbst den Verkehr im Innern
des Staatsgebietes belästigen (S). Dieser nachtheilige Zustand
läßt sich jedoch nicht augenblicklich aufheben, weil genaue stati¬
stische Vorarbeiten dazu gehören, um ein und dasselbe Steuer¬
system im ganzen Lande einzuführen, und weil es, wenn kein
Lheil des Staates schon eine vorzügliche Steuerverfassung hat,
rathsam ist, lieber sogleich eine neue, bessere Einrichtung vorzu¬
bereiten.
(tt) Reichsdeputationsrcceß von 1803, Rheinbundesacte von 180ö,

Acte des Wiener Congreffes von 1815.
(d) In Baiern wurden noch 1831 (§. 18 des Finanzgesctzcs) >9 verschie¬

dene, in einzelnen Landestheilen üblich gewesene Abgaben aufgeho¬
ben — Hannover hat seit 1817 ein gleichförmiges Steuersystem.
Bis dahin war wegen der ungleichen Consumtionssteuern der Ueber- .
gang von Waarcn aus einer Provinz in die andere mit Abgaben
belegt, wie in Preuße» bis 1818. Dieser Staat hat noch jetzt vie¬
lerlei Grundsteucrsysteme. Die bad. B. v. 22. März 1811 spricht
von 40—SO verschiedenen Steuersystemen, die damals im Lande be¬
standen.— Die großh. hessische Provinz Starkenburg hatte 24 ver¬
schiedene Steuerverfassungen, Kröncke, A.llcit. S. 7.

§. 280.

Wenn man noch nicht im Stande ist, die nämlichen Steuern

im ganzen Lande einzuführen, aber doch vorläufig die Ungleich¬
heiten in der Belastung der verschiedenen Gegenden entfernen
will, so muß man suchen, die jetzigen Auflagen durch Zuschläge
oder Verminderungen überall in ein gleiches Verhältnis; zu der
Steuerfähigkeit der Einwohner zu setzen. Für diese vorläufige Aus¬
gleichung hat man vergeblich einen einfachen, leicht anwendbaren
und genauen Maaßstab aufzufinden sich bemüht(«).DerFIächen-
ra um ist wegen der ungleichen Fruchtbarkeit, Benutzung und Be¬
völkerung des Landes und der verschiedenen Ausbildung der Ge¬
werbe und des Handels offenbar ganz unbrauchbar. Eher könnte
man sich noch an die B o l ks m e n g e halten, doch wird auch sie sehr
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unzuverlässig, wenn in den vorhin genannten Umstanden große
Verschiedenheiten obwalten. Die Erfahrung zeigt, daß bei glei¬
chen Steuergesetzen auf jeden Kopf der großen Städte ein höhe¬
rer Beitrag kommt, als sonst im Lande, und daß öfters die stark
bevölkerten Gegenden im Werhältniß zu ihrer Kopfzahl mehr
entrichten, als die schwächer bewohnten, woraus man schließen
kann, daß hier in der Regel eine größere Stcuerfähigkeit Statt
finde. Doch dürfte man auch nur da jedem Kopf nach Maaß-
gabe der dichteren BcVölkern ng eine stärkere Summe auf-
legen, wo man in dem guten Fortgange der Gewerbe, im Ar¬
beitslohn und der Lebensweise der Einwohner die Merkmale
eines höheren Wohlstandes erkennt, weil auch nicht selten eine

hohe Bevölkerung mit ungünstigen Nahrungsverhältnissen an¬
getroffen wird (-). Hat man einen Anschlag der Gebäude, so
läßt sich aus diesem einigermaßen abnehmcn, ob man die Be¬
völkerung zum Maaßstabe nehmen dürfe.
(a) Betrachtungen hierüber enthalten Benzenberg, Preußens Geld¬

haushalt, S. 77. 131. — Onuilli,'1 döarlv cle 1'eoo». pol. S. 192
(unklar). — (Hofer) angcf. Ideen, 1808. — Hätten wir mehr
statistische Thatsachen, welche aus mehreren Staaten zeigten, wie
sich der Stcuerbetrag der Landesthelle bei gleicher Steuerverfaffung
stellt, so würden wir über den besten Vertheilungsmaaßstab für den
entgegengesetztenFall sicherer urthcilen können. Die meisten hierauf
sich beziehenden Nachrichten nehmen entweder nicht alle Steuern auf,
oder lassen cs zweifelhaft, ob die ungleichen Beiträge der Provinzen
auch wirklich dem Grade von Stcuerfähigkeit eincrjeoen entsprechen,

(ä) Dicß ergiebt sich z. B. aus den von 6 oraler (AKrioiIturo cls In.
t'Inixlre frnii^gjse) mitgethcilken Angaben über die Steuer der
franz. Departements, wenigstens im Ganzen. — Rechnet man im
Großh. Hessen die directcn und die Tranksteuern zusammen, so steht
der Beitrag der 3 Provinzen ungefähr in demselben Verhältniß wie
die Bevölkerung; der Kopf zahlte in Rheinheffen 4,^», in Starken¬
burg 2,°( in Oberhessen 2," fl., auf der ss) M. lebten 7670—4755
—3670 Einw., s. v. Hofmann Beiträge, S. 142,213.

In Baiern ergiebt der Durchschnittsbetrag der dirccten Steuern
und des Aufschlags von 18"/zg u. 18 ^/z, auf den Kopf nach der
Bevölkerung der fg M. von 1834 folgende Zahlen:

Steuer. Bcvölk. Steuer. Bcvölk.

Jsarkreis . .
fl-

4," 2ll0 Unterdonaukreis
fl.

2," 2210
Rezatkreis. , 3,-' 3860 Obermainkreis

2,°- 2970
Regenkreis. . 3," 2270 Untermainkreis

2," 3620
Oberdonaukreis

3,-° 3050



Die Zölle müssen bei solchen Vergleichungen außer Ansatz bleiben,
weil sie nicht gerade von der Gegend getragen werden, in der sie ein-
gchen. Der hohe Steuerbcitrag des Jsarkreises rührt von der starken
Einnahme aus Aufschlag (Accisc) in der Hauptstadt her, der nie¬
drige Satz des Untermainkreises vielleicht von dem geringen Bicr-
verbrauche. Die Veränderung der Krciseintheilung im Jahre 1837
gestattet keine Vergleichung älterer und neuerer statistischen Zahlen.

Belgien, Mittelbetrag der direkten Steuern, Accise, der Einrrags-
und Stempelgcbühr von 1836—38, ohne Abzug der im Jahre 1839
an Holland abgetretenen Landestheilc; mit der Bevölkerung v. 1838:

Steuer. Bcvvlk. Steuer. Bevölk.

Brabant . .
Fr.

22/ 10,110 Ostflandcrn .
Fr-

14/ 14,090
Antwerpen. . 19," 7060 Westflandern . 12/» 10,800
Hennegau . . IS," 9870 Limburg, . . 10," 1830

Lüttich . . . 15, 7S90 Luxemburg. . 8," 1170
Namur . . . 14, 3470

Hier ragt ebenfalls Brabant der Hauptstadt willen, sodann auch
wegen der vielen Bierbrauereien hervor, Antwerpen wegen der un¬
gewöhnlich starken Accisecntrichtung von Zucker aus den zahlreichen
Siedereien; die in jeder Provinz erhobene Accise steht keineswegs
mit dem Verbrauch innerhalb der Provinz in gleichem Vcrhältniß.
— Die Provinzen desprcuß. Staates verhalten sich nach Hanse¬
mann, wenn man die direkten Steuern, die Mahl-, Schlacht- und
Claffensteuer zusammenfaßt, nach der damaligen Bevölkerung, so:

Steuer. Bevvlk. Steuer. Bevolk.

Sachsen. . .
Rthlr.

2/° 3100 Schlesien . .
Rthlr.

1/' 3260

Rheinpreußen. 2,'" 4630 Pommern . . I/- IS60

Westfalen . > 1," 3380 Preußen. . . 1/- 1680

Brandenburg. I/» 2100 Posen . . .
1 23 19S0

wo aber die Tranksteuern und Zölle fehlen. — In den österreichischen
Provinzen kommt nach dem A. für 1848 auf den Kopf von sämmtli-
chen Steuern : Oe. unter d. Ens S/' fl., Steiermark 4," fl., Kärn-
then und Krain 3/°, Oe. ob. d. Ens 3/», Böhmen 2/», Mähren und
Schlesien 2/», Tirol 2,'?, Galizien 1/° fl.

Die von der schweizerischen Tagsatzung aufgestellte, 1838 abgeän-
derte Scala des Beitrags zu den Militärausgaben des Bundes, die
man für ein richtiges Maaß des Wohlstandes hält, zeigt das ge¬
ringere Einkommen der hauptsächlich auf Viehzucht hingcwiese-
nen höheren Gebirgsgegenden, im Vergleich mit den fabrik- und
handeltreibenden Cantonen, welche größere Städte und fruchtbaren
Boden besitzen. Es ist hiebei ein Kontingent von 2 Proe. angenom¬
men, und der Mann wird bezahlt mit 30 Fr. von Basel-Stadt, 2S
Fr. Genf, 20 Fr. Zürich, Bern, Aargau, Ncuenburg, Waadt, IS Fr.
Thurgau, Solothurn, Freiburg, St. Gallen, Lucern, Schaffhauscn,
Appenzell A. R.; I2>^ Fr. Basel-Landschaft; 10 Fr. Tessin, Glarus,
Juraämter von Bern; 7>/z Fr. Wallis, Bündken, Zug; 5 Fr. Unter¬
walden, Schwyz, Uri, Appenzell I. R. —
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Die Steucrvcrfassung jedes Landes, namentlich das Verhältniß
zwischen den verschiedenen Gattungen von Steuern, hat auf die
Stcuerquote in den einzelnen Landestheüen so großen Einfluß, daß
schon deshalb keine zuverlässige Regel aufzusindcn ist.'— Hofer a.
a. O. schlägt vor, zur Steucrperäquation zwischen den einzelnen Pro¬
vinzen 2/z der Summe nachher Volkszahl, nach dem Flächenraume
umzulegen, in de» Amtsbezirken jeder Provinz aber '/, nach dem Flä¬
cheninhalte und mit der Reduction des schlechteren Bodens auf eine
kleinere Fläche des besseren. Dieß widerlegen die vorstehenden
Erfahrungen.

H.

Ausführung der Steuern.

s-281.
Wenn auch der Gegenstand und die Größe der Steuern ge¬

geben sind, so hängt doch die Größe der Belästigung für die
Bürger und die Schwierigkeit, welche die Negierung bei der
Erlangung der Steuereinnahme zu überwinden hat, zum Theile
noch von den äußeren Einrichtungen ab, die dazu dienen,
jedem einzelnen Steuerpflichtigen seinen Beitrag abzufordern
und denselben der StaatScaffe zuzuführen. Sind jene Einrich¬

tungen mangelhaft, so fügen sie zu der ohnehin in jeder Steuer
enthaltenen Beschwerde noch eine zweite zufällige hinzu; sind sie
gut, so vermindern sie die Last und befördern die Verwirklichung
der obigen Grundsätze. Die Regeln, welche sich auf diese for¬
mellen, zur äußerlichen Darstellung eines Steuersystems gehö¬
renden Anordnungen beziehen, können nach folgenden drei, bei
jeder Steuer vorkommenden Verrichtungen abgehandelt werden:

1) Festsetzung der Steuerschuldigkeit,
3) Entrichtung durch die Steuerpflichtigen,
3) Erhebung (Einzug) für die StaatScaffe.

Z. 282.

1) Um eine Steuer fordern zu können, müssen vor Allem

diejenigen Zahlenbestimmungen aufgestellt werden, aus denen
die Steuerschuldigkeit jedes Einzelnen leicht erkannt wird. Da¬
zu gehört:

u) die Bezeichnung des Gegenstandes (Z. 254.), nach wel¬
chem überhaupt die Steuerpflicht bemessen werden soll, z. B.
eines Vermögenstheils, eines Einkommens, einer Ausgabe rc.
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I)) die Festsetzung des Zahlenverhältnisses, welches zwischen
dem Steuergegenstände und der davon zu entrichtenden Abgabe
Statt finden soll, d. i. des S teuerfußes, welcher, wenn beide
in einer Geldsumme ausgedrückt sind, ein Bruch sein muß. Man
kann ihn in diesem Falle auf verschiedene Art bezeichnen, z. B.
in Procenten, oder mit Benutzung der in Süddcutschland übli¬
chen Münzstückelung in Kreuzern von 100 fl. des Steuerge¬
genstandes. Der Steuerfuß wird öfters verändert oder bleibt
längere Zeit hindurch gleich. Es gewährt sowohl Beguemlich-
lichkeit als Schutz vor möglicher Willkür von Seiten der Erhe-
bungsbeamtcn, wenn derselbe nicht blos genau für alle Fälle
bestimmt, sondern auch so leichtverständlich ausgedrückt wird,
daß Jeder sich selbst abnehmen kann, wie viel er zu entrichten

hat fl»)- Die obrigkeitliche Verkündung des Steuerfußes und
die darauf gebaute Berechnung der Steuerschuldigkeit jedes Ein¬
zelnen heißt daS Steueraussch reibe n (S) ;

o) die Ausmittlung der Quantität des Steuergegenstandes,
welche von jedem Einzelnen zu versteuern ist; dieß Geschäft er¬
fordert bei manchen Steuern, die nach einzelnen Vorfällen erho¬
ben werden, nur die sorgfältige Aufsicht auf dieselben und die
Anwendung der allgemeinen Vorschrift (Tarif) auf jeden ge¬
gebenen Fall, bei anderen aber die mühsame und umständliche
Entwerfung von Verzeichnissen (Listen, Nöllen).

(«) Die Gewißheit dessen, was jeder Einzelne zu zahlen hat, ist im
Steuerwesen von so groster Wichtigkeit, daß, wie die Erfahrung
aller Völker zeigt, ein beträchtlicher Grad von Ungleichheit kein
so großes Uebel ist, als ein sehr geringer Grad von Ungewißheit. Ä.
Smith, IN, 212. (IV, 188. Bas. Ausg.)

(-) Bad. Jnstruct. v. I. März 1818 Z. 1.

Z. 283.

Wahrend der Steuergegenstand und der Steuerfuß in einem
Gesetze allgemein ausgesprochen werden können, ist der die
Schuldigkeitjcdcs Einzelnen bestimmende Umfang des Stcuerob-
jectes eine Thatsache,welche von cinemTheile der Steuerpflichtigen
aus Gewinnsucht verheimlicht wird. Man hat in dieser Hinsicht,
so weit es die Natur einer jeden Steuer gestattet, darnach zu

streben, daß theils das Eindringen in häusliche Verhältnisse und
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jedes widrige Ausspähen vermieden, vielmehr nur auf solche

Umstände geachtet werde, welche offen vorliegen, theils aber der

Reiz zum Betrüge durch eine sichere Erforschung, welche ge¬

ringe Hoffnung der-Verheimlichung übrig läßt, geschwächt werde.

Die eigene Angabe des Steuerpflichtigen sollte wo möglich nur

in solchen Fällen zu Hülfe genommen werden, wo man im

Stande ist, sich von ihrer Nichtigkeit auf anderen Wegen zu

überzeugen. Es ist auch in sittlicher Beziehung rathsam, den

Eigennutz mit der Gewissenhaftigkeit so wenig, als es thunlich

ist, in Widerstreit zu bringen und die Würger einer schweren

Versuchung zu überhebcn. Bei manchen Steuern läßt sich dieß

nicht umgehen, doch muß man stets erwägen, daß Strafgesetze

und Strafzufügungen ein zweites Nebel neben der Steuerlast

sind, welches man zu mildern suchen sollte, und daß eine desto

kleinere Strafe ausreicht, je schwächer der Antrieb zur Gesetzwidrig¬

keit und je größer die Wahrscheinlichkeit der Entdeckung ist («).
(«) Bgl. A. Smith, III, 214.

Z.284.

2) Bei der Entrichtung der Steuern ist zuvörderst der

Vorzug der Geld- vor den Naturalsteuern zu bemerken.

Diese waren zwar in früheren Zeiten, wo es an Geldverkehr, an

Versendungs-und Absatzgelegenheit noch fehlte, unvermeidlich (<r),

sind dagegen jetzt nicht mehr passend, weil sie die Freiheit des

Verkaufs beschränken, mühsame Aufbewahrung und Ablieferung

verursachen und auch der Negierung Beschwerde auferlegen.

Selbst wenn diese ein Bedürfniß von Naturalien hat, z. W. für

die Kriegsmannschaft und deren Pferde, steht man sich besser bei

dem freien Einkäufe. Die Naturalentrichtung könnte überhaupt

nur bei Steuern von dem Bodenerträge Vorkommen. Man hat

sie bisweilen für solche Zeitumstände empfohlen, wo die Land-

wirthe wegen der niedrigen Fruchtpreise Mühe haben, die nach

einem höheren Durchschnitte angesetzten Geldsteucrn aufzubrin¬

gen. Doch ist auch dieses kein zureichender Grund, Natural¬

steuern einzuführen, weil der Vortheil derselben nur darin liegt,

daß man die Naturalien zu einem höheren Preise als der gegen¬

wärtige an Zahlungsstatt annimmt, und ein vorübergehender
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Nachlaß an der Steuersumme gleiche Wirkung auf einfacherem

Wege Hervorbringen kann.
(a) Im persischenReiche kamen Naturallieferungen für den Hofstaat

neben den Geldsteuern vor. Sie sollen in den inneren Provinzen
mehr betrage» haben als an den Gränzen, wo dagegen die Geldab¬
gaben vorherrschend waren (Slrabon). Dieß erklärt sich nicht
blos aus dem Geldmangel der inneren Gegenden, weil das eingehende
Geld eingeschmolzenund aufbewahrt wurde (kle^nior, lloi-sov
et kbenicieiis, S. I8!>), sondern auch aus der Nähe der Hofhaltung.
— Entrichtung des Heerbanns im fränkischen Reiche in Gold, Sil¬
ber, Tüchern, Waffen, Pferden, Schlachtvieh, capilul. >Ie 812. lln-
luicins, I, 767.— Raturaltribute unter den Merovingern, Liefe¬
rungen, z. B. für die Scndgrafcn, Lang, T. Sreuerverfassung, S.
22 — 26. Ilevni ev, llc. pudl. et rur. lles Cellos, S. 286 saus den
formiilis IllurcuM). — Kaiser Isaak Komnenus erhob auf dem
Lande von je 30 Feucrstellcn I Goldstück, 2 Silberstücke, l Schaaf,
30 Hühner, 6 Scheffel Gerste, ebensoviel Mehl und 6 Eimer Wein,
bei 20 oder 40 Fcuerstellcn vcrhältnifimäßig weniger, l-re^or.
'I'llolnr:. vo rep. ll. IV. C. 3. §. 13. — Die Dalekarlier empörten
sich gegen Christian I., weil sie glaubten, er wolle die Steuern in
Geld erheben, Liontllion, S. 84.

Z. 28ö.

Sonst trögt noch zur leichten Entrichtung bei:

Die Einziehung der Steuern in jeder Gemeinde, damit den

Bewohnern das Hinbringcn an einen andern Lrt erspart wird.

b) Die Abtragung in kleinen Abtheilungen, wenigstens bei

den Steuern der Mindestbcgüterten, namentlich der Lohnarbei¬

ter und kleinen Gewerbsunternchmcr, deren Einnahmen eben¬

falls in kleinen Betragen einzugehen pflegen. Bei dieser Ein¬

richtung ist es leichter, die kleinen Thcilsummen der Steuer durch

jedesmalige Beschränkung der Ausgaben aufzubringcn. Muß

man dagegen längere Zeit auf den Steucrzahltag sparen, so ge¬

rät!) man allzuoft in Versuchung, die zurückgclegte Waarschaft

unterdessen zu anderen Zwecken auszugeben und wird sodann

vom Herannahen des Termins in Verlegenheit gesetzt. Je mehr

einzelne Steuerzahlungen im Jahre Statt finden, desto öfter

können auch Staatsausgaben vorgenommen werden, und so

entsteht ein schnellerer Geldumlauf und ein geringerer Geldbe¬

darf, als wenn z. B. alle Steuern nur in Viertel- oder Halb-

jahrstermincn eingiengcn. Bei einigen Steuern ergicbt sich die

Zertheilung in viele fast unmerkliche Beträge von selbst, bei an¬

dern hängt cs von der Negierung ab, wie viele Teilzahlungen

i 4



sie gestatten will, und hier ist cs rathsam, dieselben, wenigstens

für die genannten Volksclassen, so weit zu vervielfachen, als es

ohne große Vermehrung der Mühe und Kosten der Einziehung

thunlich ist («).

o) Die gute Wahl der Zeit, in welcher die Steuerpflichtigen

im Besitze der nöthigen Geldmittel sind. Dieß findet sich bei sol¬

chen Steuern von selbst, die man beim Ankäufe entbehrlicher

Genußmittel im Preise derselben mit abtragt. Bei Abgaben der

Grundeigenthümcr nimmt man auf die Jahreszeit Rücksicht, in

welche die stärksten Einnahmen zu fallen pflegen, d. h. den Zeit¬

raum von der Getreideernte bis in den Winter. Dieser Umstand

erstreckt seinen Einfluß auch auf andere Volksclassen (5).
(a) Zwölf Monatsterminc in Frankreich, wie schon in Gallien vor der

römischen Herrschaft und auch während derselben (Ne^nier, Zel¬
tes, S. 2K8. 272), 6 in Baden, 4 in Sachsen. Vgl. v. M a lch vs,
Finanzwiss. I, 373.

(L) In Baden werden deshalb vomMärzbis zum Ende desJunius, auch
im Lctober und November die direkten Steuern nicht gefordert.

ß. 286.

3) Bei der Steuererhebung fordert es zunächst

das Interesse der Staatskasse, mittelbar jedoch auch das

der Steuerpflichtigen, denen alle Verluste jener zuletzt zur Last

fallen, daß die Steuern mit wenigen Kosten, pünktlich und

vollständig entgehen. Die Erhebung kostet nicht bei allen

Arten von Steuern gleichviel, nicht bloö weil dieMühe des For¬

derlich Einnehmens, Bescheinigens und Einzeichncns davon ab¬

hängig, in welchen Summen und Zeiten die Zahlung erfolgt,

sondern auch weil die Leichtigkeit des Betruges und das darauf

beruhende Bedürfnis; verschiedener Auffichts- und Sicherungs¬

anstalten sehr ungleich ist. Gleichwohl kann durchgehends

durch einfache Einrichtungen unbeschadet der Sicherheit auf eine

Kostenverminderung hingewirkt werden («). Zu den Kosten

müssen auch diejenigen Abzüge von dem Steuerertrage gerechnet

werden, welche denselben noch vor der Ablieferung in eine öf¬

fentliche Casse vermindern, wenn nämlich ein Lheil der cinge-

forderten Summe von den Steuereinnehmern erlaubter oder

unerlaubter Weise zurückbehalten wird (S).
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(a) Das Nähere von den Erhebungskosten folgt bei den einzelnen Steu¬
ern. — In Großbritanien wurde der Erhcbungsaufwand sämmtli-
cher Steuern, welcher 1817—1824 noch über 10 Proc. betrug, seit
1830 unter 7 pCt. herabgebracht, 1831 auf 0,", 1834 auf 6 Proc.
Diese Reduction rührt zum Lheile von der erhöhten Brutto-Ein-
nahme her, die zwischen 1824 und >831 von 15/, auf 21 Mill. L.
St. stieg; s. ? u bl 0 ? e b > o r, llislnlre linanviöro et stntistlgue
generale de 1'llinplre Lrlt., I, 177. Mit Einrcchnung von Irland
waren >839 die Kosten der Steuern überhaupt 5," Proc., der Zölle
insbesondere S,", der Accise ü/°, der direkten Steuern 1/sProc.—
Preußen, A. 1849, im Ganzen 10,^ Proc. — Oesterreich, A. >849
7,'Proc., aber ohne die Kosten der Cameralgcfällc-Berwaltungen
und der Finanzwache.—Baden, A.1848:besonderc Kosten derSteuern
(ohne Zoll) 6,2 Proc., Äntheil an den allgemeinen Kosten der Steu¬
ern und Gebühren 3 ,°? Proc., also zus. 10 / Proc. — Frankreich, A.
1844, Kosten der eigentlichen Steuern 9/ Proc.

(d) „de vis nvee une borreui .gul auxmentu mon ?.e1e, <>uo pour ces
30 iiiilliniis, gni revenulent an rni, II e» sortnient de In bovrso
des purticuliers, ^'ui presgue Iionte de le diro, ISO mlllions.—
de ne Ins pns snrpris, npres celn, d'ou vennit In calumile du
peuple." Illein. de 8uII>, -r 1S98. IV, 332 (Lond. U. v. 1778.) —
A. Smith, IV, 213.

Z. 287.
Rückstände in der Steuercinnahme (Ausstände, Stcucr-

reste) sind für die Ordnung im Staatshaushalte störend, denn
die Ausgaben der Staatscaffe dürfen doch nicht verschoben wer¬
den, die Erhebungsgcschäfte werden vermehrt (n) , auch pflegt
ein Thcil der rückständigen Summen verloren zu gehen. Eine
aus milder Absicht hervorgehende unbedingte Nachsicht gegen
die Steuerpflichtigen würde mehr Uebles als Gutes bewirken,
indem sie dieselben zur Nachlässigkeit verleitete, die Neste an-
wüchscn und die endlich doch nothwcndig werdende Strenge
noch härter wäre. Eine rücksichtslose Eintreibung wird dagegen
zur zwecklosen Härte, wo die Unvcrmöglichkeit am Tage liegt.
Hieraus entspringen folgende Regeln:

1) Man muß die Steuern so pünctlich und nachdrücklich

einfordern, daß die Nachlässigkeit, Trägheit oder Widerspenstig¬
keit der Steuerpflichtigen bezwungen und denselben ein Antrieb
gegeben werde, die nöthigen Summen bereit zu halten.

2^) Das hiebei anzuwendcnde Verfahren mit einer regel¬
mäßig fortschreitenden Steigerung der Zwangsmittel muß durch
das Gesetz genau bestimmt, auch muß dafür gesorgt sein, daß
die Pfändung weder den nöthigen Lebens- und Gewerbsbedarf



hinwcgnehme, noch auch die Steuerpflichtigen aus dem Besitze
ihres unbeweglichen Vermögens treibe (-).

3) Wenn die einstweilige oder gänzliche Unfähigkeit zur Ab¬
tragung einer Steuerschuldigkeit dargethan wird, so muß je
nach den Umständen eine billige Frist oder ein Nachlaß bewilligt
und hiedurch das Zwangsverfahren gehemmt werden. Es ist
zweckmäßig, vor dem Beginne desselben das durch Vernehmung
der Schuldner richtig gestellte Nückstandsverzeichniß mit den nö-
thigen Erläuterungen der höheren Behörde vorlegen zu lassen,
damit diese über Einziehung oder Nachlaß entscheide (n). Zei¬
gen sich hiebei die Steuersätze Einzelner als fehlerhaft oder
durch geänderte Verhältnisse unpassend geworden, so wird zu¬
gleich ihre Abänderung nach vorgängiger Untersuchung einge¬
leitet. Auch ist es der Lrdnung überaus hinderlich, wenn die
Steuerreste lange in den Rechnungen fortgeführt werden, man
muß daher eine bestimmte Zeit festsetzen, nach deren Verlauf
sie einzutreiben oder niederzuschlagen sind (ck).
(a) Die Rückstände der ganzen Steuereinnahmc mit Einschluß der

Gebühren waren in Baden in den 4 Jahren 1840—48 0," Proc.—
0,°" Proc. — 1,'2 Proc. — 3/ Proc.

(S) Franzos. Steucr-Exccutionsverfahren, verordnet 16. Thermidor I.
VIII, (1800), in Lollo lle8 eontribution8 llireotos, I, 192.11,270.
— Thum, System der direkten St. in Fr. S. 169. — Bad.
Steuer-Executions-Ordnung v. 8. Jul. 1817. Reg. Bl. 1818. Nr. 1.
— Die gewöhnlichen Maaßregeln sind: schriftliche Mahnung gegen
eine kleine Gebühr — Exccution durch Einlegung eines Stcuerboten
(Ereauenten, portenr llo contrninto, Presser in Würtemberg), dem
eine Gebühr bezahlt werden muß (1 fl. 30 kr. Baden, 1—2 Fr. täg¬
lich Frankreich), in das Haus des Zahlpflichtigen (in Baden höch¬
stens 10 Stunden, in Frankreich bis 10 Lage in einer ganzen Ge¬
meinde), — Pfändung entbehrlicher beweglicher Dinge, die nach be¬
stimmter Frist verkauft werden. In beiden Ländern sind, (einem
schon lange üblichen Grundsätze der Schonung gemäß) 1 Melkkuh
oder statt ihrer 1—2 Siegen, ferner Betten, Kleider, nothwendige
Geräthe, auch Immobilien; frei, — Beschlagnahme von Pacht- oder
Miethzinsen.

(c) Bad. Jnstruct. v. 4. März 1816, §. 13 ff.
(et) Frankreich: Der Steuererheber hat die Summen selbst zu bezahlen,

für deren Einsorderung er nicht 20 Tage nach der Verfallzeit die
vorgeschriebcnen Maaßregeln angewendet hat. Den Regreß an den
Steuerpflichtigen verliert er erst, wenn er diesem 3 Jahre lange
Nachsicht gegeben hat, ohne Zwangsmittel anzuwenden. Ges. v. 3.
krini. VII. (1799), Art. 148—ISO. Holle lles contrik. llir. II, 141.
Bad. Jnstruct. v. 4. März 1816, §. 12. lieber 2 Jahre dürfen keine
Rückstände nachgeführt werden, sie sind einzutreiben oder in Abgang
zu decretiren.
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Z. 288.

Die Steuererhebung sollte nicht verpachtet werden (<,). Sie
ist nicht wie ein Gewerbe zu betrachten, dessen Ertrag durch Be¬
triebsamkeit des Unternehmers gesteigert werden kann; denn die
Roheinnahme aus Steuern hat ihre gesetzliche Grenze und man
kann vermittelst guter Aufsicht die besoldeten Einnehmer zu der
nämlichen Sorgfalt anhalten, welche ein Pachter anwenden
würde, auch läßt sich die Bezahlung der ersteren sparsam ein¬
richten. Daher ist es möglich, der Staatscasse den Bortheil zu-
zuwcnden, der sonst auf Kosten der Steuerpflichtigen den Pach¬
tern zufallen würde. Diese rechnen wegen der Ungewißheit,
welcher Thcil der Steuern uneinbringlich sein werde, bei ihrem
Angebote auf den ungünstigsten Fall, und gewinnen schon
darum (S). Zudem nehmen sie beider Einforderung nicht jene
schonenden Rücksichten, die man den eingestellten Einnehmern
anbefehlen kann, weßhalb die Steuerpachter stets ihrer Härte
wegen mit dem allgemeinen Hasse beladen waren (u). Der
Grund, der noch außer der Bequemlichkeit der Finanzbehörden
die Pachtungen empfahl, daß man nämlich in Geldverlegenhei¬
ten von den Pachtern Borschüsse erhalten könne, ist in einem
geregelten Finanzwesen unerheblich, indeß erklärt er die lange
Beibehaltung der Pachtungen in manchen Ländern (ck).
(a) v. Kreme r, a. a. O. I, 105. — v. MaIchu s, I, 382. — Murhard,

I, I S3.
(5) de illontliion, S. 284. Man hat in Frankreich nie bemerkt, daß

die Pachter verloren hätten.
(u) Z. B. die römischen Zollpachtcr, die italienischen und französischen

Pachter, von denen wenigstens die fermiers xonüranx sich sehr be¬
reicherten, die spanischenPachter, bis 1747, wo die eigene Erhebung
eingeführt wurde; s. Bourgoing, Reise, I, 226.

(<t) In Frankreich schoß jeder Generalpachtcrzu Neckers Zeitl'560 000
Liv. vor, wovon ihm die Million zu 5, der Rest zu 7 pCt. verzinst
wurde. Den Gewinn eines jeden dieser 40 Pachter schlägt Neck er
(Des 6n. 6« la kr. I, 49) auf 75 000 L. an. Uebrigens umfaßte die
forme xenörnlo nur die Zölle (droits de traitto) in einem Theile
des Landes (provlucvs des 5 grosses fermes), daneben dasTabaks-
und Salzregal und einige andere Einkünfte. — In der Türkei be¬
steht seit lange die Einrichtung, daß der Pascha jeder Provinz die
Steucrsummc verschießenmuß, wozu er sie von Bankhäusern borgt,
und sie dann von den Steuerpflichtigen mit Gewinn eintreibt. Neuer¬
lich wurde die unmittelbare Einziehung eingesührt, aber bald wieder
aufgegeben (1841).

Rau, polit. Oekon. 3te AuSg.III. 25
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§. 289.

Die Erhebung auf Rechnung des Staates wird in folgen¬
der Weise eingerichtet:

1) Es werden mehrere Elasten von Einnehmern angestellt,
nämlich u) solche, die von den einzelnen Steuerpflichtigen die
Zahlungen in Empfang nehmen, Unter- oder Elementar¬
erheber, Einbringer (Würtemberg), porooptvurs oder
reoevours munieipruix («) ; Ii) solche, die von jenen die
Steuern eines ganzen Bezirks sich abliefern lasten (Dberein-
nehmer, rsoovvurs purtiouliers), und dieselben entweder an
eine allgemeine Provincialcasse, oder an o) die-Provincial-
Einnehmer (recsvvurs Av'ne'ruux) abgeben.

2) Die Bezahlung der untersten Elaste pflegt ganz in einem

gewissen Theile der erhobenen Summe zu bestehen, die höheren
Elasten können ganz oder zum T'heile auf feste Besoldungen
gesetzt werden, und dicß ist zweckmäßig, damit die verschiedenen
Stellen dieser Art in den einzelnen Landestheilcn in der Ein¬

träglichkeit nicht allzu ungleich werden (ö).

3) Die Untcrerheber sind für die sorgfältige Einforderung
und Eintreibung der Steuern nach der ihnen ertheilten Weisung
(Steuerliste oder Tarif) verantwortlich, haben regelmäßig nach
kurzer Zwischenzeit ihre Einnahmen an den Vorgesetzten Einneh¬
mer abzuliefern, auch demselben ihr Cassentagebuch mitzuthei-
len (e). Sie sind streng verpflichtet, jede Zahlung sowohl zu
bescheinigen, als auch unverzüglich in ihre Rechnung einzu-
tragen.

4) Die höheren Steuerbeamten haben die unteren genau
zu beaufsichtigen und sich Rechnungsauszüge von ihnen vorlegen
zu lasten, auch haften sie für dieselben, wenn sie ihnen eine vor¬
schriftswidrige Nachsicht gestattet haben (e/).

3) Zeder Einnehmer leistet eine Bürgschaft in Geld oder
inländischen Staatspapieren, die nach der in seiner Casse sich
sammelnden Summe bestimmt und ihm verzinst wird (e).
(a) Ueber die Dienstverhältnisse derselben in Frankreich, Ordonn. v. 2-

Nov. 1839. Sie sind in 4 Classen gctheilt, die höchste nimmt über
360» Fr. ein, die unterste unter lSOO Fr.
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(S) Frankreich: Die pereepteul-8 sind zugleich Gemeinde-Rechner und
werden von den Gemeinden höchstens mit 5 pCt. bezahlt; deßhalb
bedürfen die statistischen Angaben über die Kosten der Steuererhe¬
bung noch einer Berichtigung. Die rocevenrs pai-lieulier« der Ar¬
rondissements (es sind deren 368) beziehen 2400 Fr. fix und siz pCt.
die rec. ^äiiöruux in den Dcp. (>000 Fr. und 1 pur inille. — Wür-
temberg s. § 290 («).— Baden: Die Hebgebühr des Untererhcbers
(vulxo Accisors) ist bei den verschiedenen Steuergattungen zwischen
V4 (Gefällsteuer) und 3 kr. vom Gulden der wirklich erhobenen
Summe.

(e) Das alle 10 Tage abzuliefernde Cassenbuch (borüereau) muß in
Frankreich vom Bürgermeister unterzeichnet werden. — Monatliche
Ablieferung der Einnahmen und Vorlegung des Registers an den
Obereinnehmer in Baden.

(ck) Franz.Ordonn. v. 19. Nov. (828 (Viilsle). Die Dep.Einnehmer
müssen sogleich der Staatscaffe ersetzen, was die Bczirkseinnehmer
schuldig bleiben. Um zu wissen, was diese eingenommen haben, ist
folgender Mechanismus eingeführt: der Untererheber muß sich für
seine Ablieferungen von dem Bezirkseinnehmcr eine Quittung aus¬
stellen lassen, die mit einem Fuß (tulou) versehen ist, d. h. mit einem
ebenfalls Unterzeichneten Anhänge, der den Hauptinhalt der Quit¬
tung wiederholt und dazu bestimmt ist, von dem Unterpräfecten beim
Unterzeichnen der ihm vorgelegten Quittung abgeschnitten und zu¬
rückbehalten zu werden. Ord. 4. Jan. 1808 (Llnltion). Die Un¬
terpräfecten haben diese eulons nach der neueren Bestimmung an die
Dep.-Einnehmer einzusendcn; a. O. 1828, A. 3.

(s) Die badischen Untcrerheber haben meistens 100 fl., doch einzelne bis
400 fl. Caution zu leisten, die Ob.-Einnehmer, wie die Domänenver-
waltcr, 800 fl. Im I. 1834 betrugen die Cautionen der 1083
Steuerbeamten 149 900 fl.

Z. 290.
Wenn die unmittelbare Einziehung derjenigen Steuern, die

zu bestimmten Zeitpunkten eingefordert werden, mit der Besor¬
gung der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden verbunden
wird, so kann hiedurch an den Kosten beider Geschäfte etwas
erspart werden; doch wird dieser Bortheil wieder durch den Um¬
stand ausgewogen, daß die doppelte Stellung eines solchen Erhe¬
bers und das Zusammentreffen zweier Pflichten, zwischen denen
Widerstreite möglich sind, manche Verwicklungen und Unord¬
nungen verursacht und eine kraftvolle Beaufsichtigung erschwert.
Verschieden hievon ist die Einrichtung, daß die Gemeinde die
Einforderung jener Gattung von Steuern übernimmt und der
Staatscaffe für die aus ihre Mitglieder treffende Steuersumme
im Ganzen haftet. Dieß ist für die Negierung sehr bequem, aber
in solchen Gemeinden, wo eine unverhältnismäßig große Anzahl
von Steuerrückständen aus Nachlässigkeit, Unwirthschaftlichkeit

25 *
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oder Wedrängniß der Steuerpflichtigen zum Borschein kommt,
muß die Haftung den steuerfähigen Mitgliedern allzu lästig
werden (n),
(a) v. Ma Ich u s, Politik der Innern Staatsverwaltung, II, 131, Finanz-

wiff. I, 376. — In Würtemberg besteht diese Einrichtung seitlange,
als Folge der den Gemeinden und Amtsbezirken gestatteten Mit¬
wirkung zur Umlegung der Steuern. Die Erhebung geschieht auf
Kosten der Gemeinde durch einen von derselben ausgestellten Ein¬
nehmer, welcher zugleich Gemeindercchner sein kann. Die säumige
Gemeinde kann Execution bekommen, wenn sic nicht aus besonderen
Gründen einen Nachlaß ausgewirkt hat, Handb. §. 21.

4. Hauptstück.

Eintheilnng der Steuern.

Z. 291.

Bei der wissenschaftlichen Betrachtung des Steuerwesens
entspricht es dem praktischen Bedürfniß, nicht allein die in ein
vollkommenes System passenden Steuern, sondern auch solche
zu beleuchten, welche in einzelnen Staaten bestanden oder noch

bestehen, wenn sie auch bei einer genauen Prüfung als mangel¬
haft erscheinen mögen. Indeß wäre eine erschöpfende Darstel¬
lung aller irgendwo versuchten Arten von Steuern und Anle¬
gungsarten hier nicht belohnend, weil viele derselben auf den

ersten Blick als unzulässig erscheinen, vielmehr genügt es, ge¬
wisse Hauptclassen zu unterscheiden, in welche dann jede wirklich
vorkommende Steuer eingcreiht werden kann, und sich übri¬
gens auf die wichtigeren Arten und Unterarten zu beschrän¬
ken. (er).
(a) Bei der häufig angewendetcn Unterscheidung von Real- und Perso¬

nalsteuern, welche letztere nicht nach Vermögensumständcn, sondern
nach irgend einer persönlichen Beziehung aufgelegt werden sollen,
ist es einleuchtend, daß nur die ersten in den hier ausgestellten Begriff
fallen. Personalsteucrn würden blos als fortdauernde Gebühren an¬
gesehen werden müssen, wenn man nicht bei ihnen ebenfalls eine, nur
nicht klar ausgesprochene Hinsicht auf Bcrmögensvcrhältnisse auf-

- finden kann, die es dann möglich macht, ihnen unter den wahren
Steuern eine Stelle anzuweisen;—bisherige Rangsteuer in Sach¬
sen; Judensteuern.
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Z. 292.

Die Steuern können auf mehrfache Weise eingelheilt wer¬
den. Zwei Eintheilungen, obgleich wesentlich verschieden, sind
bisher mit einander vermengt worden. Es ist daher nöthig, sie
sorgfältig zu unterscheiden^ und die aus ihnen sich ergebenden
Arten von Steuern mit besonderen Namen zu belegen.

I. Sieht man auf die Art und Weise, wie die Steuern

der Beitragsfähigkeit der Würger angepaßt und zur Erreichung
dieses Zweckes an gewisse Gegenstände angeknüpft werden kön¬
nen, so ergeben sich folgende zwei Wege:

1. Man kann die Vermögensumstände oder die Steuer-
sähigkeit jedes Einzelnen erforschen und ihm darnach eine gewisse
Steuerlast zutheilen. Hier hat man cs mit Personen zu thun,

denen für jedes Jahr eine gewisse Steuerschuldigkeit aufgelegt
wird. Die Vollkommenheit solcher Steuern hängt zum Theile
von der Genauigkeit der gesammten Nachrichten über Besitz und
Einkommen der Einzelnen ab. Steuern dieser Gattung können
Schatzungen genannt werden (a). Sie werden entweder
von den Einkünften der Bürger gefordert, oder auf den Stamm
des Vermögens gelegt.

2) Man kann von gewissen Verwendungen des Vermögens
auf dessen Größe schließen und daher die Steuern an die Aus¬
gaben der Steuerpflichtigen anlehnen. Hiezu sind nur solche
Ausgaben tauglich, deren Größe als Kennzeichen für einen ge¬
wissen Grad von Vermöglichkeit betrachtet werden kann. Die
Steuern dieser Gattung nennt man gewöhnlich Verbrauchs-,
Werzehrungs-oder Consumtionssteuern, noch bezeich¬
nender können sie Aufwandssteuern heißen (-). Man hat
bei ihnen keine Person mit ihrem Besitze und Erwerbe fortwäh¬
rend im Auge, sondern hält sich nur an einzelne Handlungen
des Gütergebrauches, deren jede für sich den Grund einer beson¬
deren Steuerforderung bildet, z. B. den Ankauf eines Genuß-
mittels, oder wenigstens nur an die einzelnen Zweige der Aus¬
gaben, die man als Merkmale eines gewissen Einkommens an¬
sieht, z. B. das Halten einer Anzahl von Bedienten (<s). Die
wichtige Eigenthümlichkeit der Aufwandsteuern besteht darin,
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daß der Zwang zu ihrer Entrichtung nur ein bedingter ist und
daß man sich derselben entziehen kann, wenn man den besteuer¬
ten Aufwand unterläßt (ck).
(a) Dieser alte noch hie und da übliche Ausdruck ist zwar ehmals nicht

ganz genau in dem angegebenen Sinne genommen worden, bezeich¬
net aber doch gerade die Steucrbelcgung nach einem Anschläge
(einer Schätzung) des Vermögens oder Einkommens. Beschützen,
Schätzen, davon auch Brandschatzen. Die Nothbede wurde in Schwa¬
ben Schatzung genannt, Moser, Würtcmb. Finanzgesetze, II, S.
XXXV. — Luther übersetzt in Luc. II, 2. die (in Ansehung des
Zeitpunktes viele Schwierigkeiten darbietendc) unter Au-
gustus (Aufzeichnung zum Behufs der Besteuerung) durch Schatz¬
ung. — In Oldenburg heißt noch jetzt die Grundsteuer Schatzung.
— Die Schatzung in der Rheinpfalz war eine Einkommenssteuer
von 12 pCt. — Rauchschatzungen, d, h. Hausstcuern in Osnabrück.
— Schatzung in Frankfurt a. M., sonst die einzige ordentliche Steuer.
— „Schatzungsausschuß" noch jetzt in Baden. — Auch das mittelal¬
terliche Scaticum soll hiermit zusannnenhängen und eine Steuer
bedeuten, s. v» s. Ii. v.

(-) Weil es zunächst eine Ausgabe ist, wovon man die Steuern schuldig
wird.

(c) Mit dieser Eintheilung stimmt in der Hauptsache überein die von
Hoffmann (Preuß. Staatszeitung, 1829. Nr. 304.) entwickelte
Unterscheidung der direkten und indirekten Steuern; jene sollen
nämlich auf das gerichtet sein, was ist, d. h., eine Sache, eine Per¬
son, eine Befugniß,diese auf das, was geschieht, eine Handlung.
— In seiner Lehre von den Steuern S. v3. t>9. unterscheidet Hoff¬
man» die Steuern von dem Besitz und von einer Handlung und
nenntjcne direkte, diese indirekte. — Won Prittwitz, Theorie,
S. >02. setzt den Production ssteuern (von den Vermögensquel¬
len) die C o n s u m t i o n sstcuer» entgegen, welches mit obiger Ein¬
theilung übcreinkommt.

(ck) Daher nennt v. Ulmcnstein (von St. u. Abg. S. lül) die hieher
gehörigen Steuern freiwillige, collccine voluntnriae, im Ge¬
gensatz der noth wen di gen, coli, necessarlae. Der von ihm ci-
tirtc Pütter (Institut, .juris puklici Oermaii. §. 257, nicht §.247)
versteht jedoch diese Ausdrücke anders: tloll. voluntariac, gnnruin
ueoessitas leze »ulla. imposita est, und fährt sogleich fort: Ilasgue
iuvitis subllitis omuino ousguaiu iiupoui Ms est.

Z. 293.

II. Nimmt man dagegen bei der Eintheilung der Steuern aus
das in der Erhebung angcwendete Verfahren Rücksicht, um die¬
jenigen Bürger zu treffen, welche eine gewisse Steuer tragen
sollen, so findet man folgende Verschiedenheit:

1) Man wendet sich an die Personen selbst, welchen man
einen gewissen Steucrbeitrag abfordcrn will; solche Steuern
heißen directe, eigentlich direct oder unmittelbar er¬
hobene;
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2) man zieht die Steuer von einem Anderen vorschußweise
ein, indem man sich daraus verlaßt, daß dieser im Stande sein

werde, sich von denjenigen, deren Belastung eigentlich beabsich¬
tigt worden, Ersatz zu verschaffen; indirecte, mittelbar¬
erhobene, vorgeschossene Steuern. Die Zumuthung eines
Steuervorschuffes kann nicht willkührlich geschehen, sondern nur
gegen solche Würger, die als Verkäufer einer Waare die Gele¬
genheit zum Ueberwälzen auf die Käufer haben oder die sonst
mit den mittelbar Besteuerten in einem solchen Verhältnisse
stehen, daß sie ihnen an einer schuldigen Leistung einen Abzug
machen können. Diese indirecte Erhebung wird in solchen Fäl¬
len vorgezogen, wo die directe allzu umständlich und kostbar sein
würde. Wenn der Verkäufer eine Steuer vorschießt j so tritt er
zwischen die zu besteuernden Einzelnen und die Staatscasse in
die Mitte und erscheint als Werkzeug der Steuererhebung.

Z. 29 t.

Solche Aufwandssteuern, welche von dem Verkaufe und
Gebrauche einer einzelnen Waare gefordert werden, eignen sich
größtentheils zur indirecten Erhebung von dem Verkäufer, weß-
halb man überhaupt die Aufwandssteuern indirecte zu nennen
pflegt; dieß ist aber nicht richtig, weil es nicht an Beispielen di¬
rect erhobener Aufwandssteuern fehlt, wie z. B. die Steuer von
Hunden, von Reitpferden, von dem Weinkaufe, dem Schlachten

oder dem Einbringen zollpflichtiger Waaren für den Hausge¬
brauch u. dgl. Die meisten Schatzungen werden direct er¬
hoben, doch gibt es auch hier Ausnahmen und es kann bei
einer und derselben Steuer sowohl die eine als die andere Art
der Einziehung Vorkommen (r,). Ueberhaupt ist die Unterschei¬
dung der direkten und indirecten Erhebung mehr auf das Aeu-
ßcrliche gerichtet, während der Gegensatz der Schatzungen und
Aufwandssteuern in das Wesen der Steuern eingeht (S). Wenn
bei einer indirecten Steuer die vorausgesetzte Ueberwälzung nicht
gelingt, so daß der Entrichtende die Abgabe selbst tragen muß,
so verändert diese ihre Natur und übt einen übermäßigen, nicht
beabsichtigten Druck auS, so wie eine directe Steuer, welche auf
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Andere unerwartet überwälzt wird, ebenfalls einen anderen Cha¬
rakter annimmt (o). Es muß die Aufgabe der Finanzverwal-
tung sein, die Steuern so anzulegen, daß solche unwillkommene
Wirkungen vermieden werden.
(«) A. B. die Gefäll- und die Zinsrcnten- (Capital-) Steuer.
(L) In der Praxis ist es bis jetzt üblich geblieben, den Ausdruck „dirccte

Steuern" zu brauchen, wo man eigentlich die Schatzungen meint,
(u) Man hat wegen der Möglichkeit solcher Umwandlungen die ganze

Eintheilung in dirccte und indirecte Steuern im gewöhnlichen Sinne
bestritten, Hoffman n, a. o. O.

§. 295.

Eine aus dem französischen Finanzwesen herstammendc Un¬

terscheidung, obgleich von untergeordneter Wichtigkeit, verdient
erwähnt zu werden, weil sie über die Anlegungsweise der Steu¬
ern einiges Licht verbreitet (»).

1) Vertheilungs- oder Repartitionssteuern sind
solche, bei denen man damit anfängt, festzusetzen, wie viel sie im

ganzen Lande einbringen sollen, woraus man diese Summe auf
die Provinzen, Kreise, Aemter, Gemeinden und endlich auf die
Einzelnen ausschlägt. Hier lassen sich zwei Fälle unterscheiden:

и) Man kennt die Zahl der vorhandenen steuerbaren Ge¬

genstände, und, falls sie nicht gleichen Betrag zu geben haben,
auch das Zahlenverhaltniß der Steuerschuldigkeit jeder Classe.
Hier ergiebt sich aus der beschlossenen Summe des ganzen
Steuererirages sogleich auch, wieviel Steuer auf jeden gegebe¬
nen Betrag des besteuerten Objectes, z. B. auf 100 fl. Ertrag
oder Preis, treffen werde (5). Der St euerfu ß folgt also un¬
ter diesen Umständen von selbst aus der Steuersumme.

к) Wenn man solche Nachrichten nicht besitzt oder doch die
Bertheilung nicht nach ihnen vornehmen will, so zeigt sich der
Steuerfuß erst nach beendigter Bertheilung, und es wird sich
leicht treffen, daß derselbe in den einzelnen Gemeinden des Lan¬
des verschieden aussällt, was allerdings eine Unvollkommen¬

heit ist.
2) O.uotitätssteuern werden diejenigen genannt, bei

denen die Bestimmung des Steuerfußes (der O.uotität) voraus¬

geht und der gelammte Steuerertrag das nicht sogleich zu er-
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kennende, sondern erst zu erwartende Ergebnis; ist. Der Grund,
warum man solche in ihrem Ertrage stets ungewisse Steuern

bestehen lasst, liegt hauptsächlich in der Veränderlichkeit der Zahl
von Steuerobjecten und der Ueberzeugung, daß es für die Unter-
thanen höchst störend und nachthcilig sein würde, wenn der
Steucrfuß von Jahr zu Jahr wechselte. Die AufwandSstcuern

gehören insgcsammt in diese Abtheilung, aber auch Schatzungen
können nach diesem Verfahren eingerichtet werden, z. B. die bei

jährlichen Eoncessionen (Patenten) erhobene Gewerbssteuer,
die Capital-, Wesoldungssteuer rc.
(«) koüe contrib. üirecles, I,— Thum, System der directen

Steuern in Frankreich S. 2.
(-) Man weiß z. B., daß ein Land 1 Million Morgen Wald hat, wovon

zu IW fl., die Hälfte zu SO fl. und zu 30 fl. angeschlagen ist,
also der ganze Anschlag sich auf 57/z Mill. fl. beläuft. Wird nun
beschießen,daß sämmtlichc Waldungen 190 000 fl. steuern sollen, so
findet man sogleich, daß dieß >/z pCt. des Anschlages ist, und daß
von den obigen 2 Elasten der Morgen 20—>0—8 kr. zu ge¬
ben hat.

Z. 296.

Man hat vielmals die Steuern in ordentliche und au¬
ßerordentliche gctheilt; jene sind die regelmäßig fortdauern¬
den, diese werden nur vorübergehend zur Deckung ungewöhnlich

vergrößerter Staatsbedürfnisse erhoben. Diese Unterscheidung
ist für das positive Staatsrecht und die Statistik erheblicher als
für die Finanzwissenschaft, weil sie nur das wirkliche Vorkom¬
men, nicht die Natur der verschiedenen Arten von Steuern be¬
trifft. Zndeß läßt sich doch eine allgemeine Betrachtung an diese
Eintheilung knüpfen. Die den Besteuerungsgrundsätzen am mei¬
sten entsprechenden Abgaben pflegen ordentliche zu sein, zu au¬
ßerordentlichen, wählt man gewöhnlich solche, die am leichtesten
anzulegen sind und viel einbringen, wenn sie gleich solche Män¬

gel an sich tragen mögen, daß man sie nicht ohne große Nach¬
theile fortbestehen lassen dürfte.
(») Die Steuer» erhielten bisweilen ihre Benennung von dem Zwecke,

zu dem sie verwendet wurden, z. B. die deutschen Prinzessin¬
steuern, — Servisgelder (für die Casernirung der Truppen) rc-
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